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Einführung  

 
 
 
 
 
 
VON 
ULRICH MÄHLERT 

 
Seit 2001 hat die Stiftung zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur insgesamt 51 Promotionsstipendien verge-
ben. Die Arbeiten, die im Rahmen dieser Förderung 
verfolgt wurden und werden, spiegeln nicht nur die 
Breite des Themenfeldes wieder, sondern auch des 
Stiftungsauftrages. 1998 als bundesunmittelbare Stif-
tung des öffentlichen Rechtes vom Deutschen Bun-
destag ins Leben gerufen, ist es der gesetzliche Auf-
trag der Stiftung, umfassende Beiträge zu einer ge-
samtgesellschaftlichen Auseinandersetzung mit den 
Ursachen, der Geschichte und den Folgen der Dikta-
tur in der SBZ und DDR sowie der deutschen Teilung 
zu leisten. Sie fördert Projekte der politischen Bil-
dungsarbeit, von Museen, Gedenkstätten und Archi-
ven, von Verbänden (etwa der Opfer der SED-
Diktatur) und – last but not least – von wissenschaftli-
chen Institutionen auf ideelle wie auch auf materielle 
Weise. 

Im Bereich der Wissenschaftsförderung unterstützt 
die Stiftung zum einen den Wissenstransfer durch Zu-
schüsse zu Konferenzen und Kolloquien sowie zur 
Drucklegung von Forschungsergebnissen. Im Anhang 
dieser Publikation findet sich eine Auflistung der seit 
1998 durch die Stiftung Aufarbeitung geförderten 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen. Zum anderen 
setzt die Stiftung Aufarbeitung auf die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. Junge angehende 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sollen mit 
dem Stipendienprogramm für die Geschichte der 
DDR und der deutschen Teilung interessiert werden. 
Die Forschungsfragen, denen sich die von der Stif-
tung Aufarbeitung geförderten Doktoranden stellen, 
umfassen politik-, wirtschafts-, kultur- und gesell-
schaftsgeschichtliche Themenstellungen, Regional-
studien sowie deutsch-deutsche und internationale 
Perspektiven. Der Wissenschaft stehen hierfür eine 
exzellente Quellengrundlage sowie ein mittlerweile 
beachtlicher Forschungsstand zur Verfügung, über 
den die von der Stiftung Aufarbeitung erarbeitete 
Publikation „Bilanz und Perspektiven der DDR-
Forschung. Paderborn 2003“ umfassend informiert.  

Erfreulicherweise hat sich der Kreis der Stipendiatin-
nen und Stipendiaten der Stiftung Aufarbeitung, die 
bundesweit ihre Projekte verfolgen, mittlerweile fast zu 
einem „dezentralen Promotionskolleg“ entwickelt. Ne-
ben dem jährlich stattfindenden Kolloquium der Sti-
pendiaten im Frühjahr sowie einer internationalen Kon-
ferenz zur deutschen Nachkriegsgeschichte im Herbst 
bietet die Stiftung Aufarbeitung ihren Stipendiatinnen 
und Stipendiaten zahlreiche andere Möglichkeiten des 
wissenschaftlichen Austausches und der wissenschaft-
lichen Weiterbildung. Im September 2004 hatten die 
Stipendiaten erstmals selbständig ein fachöffentliches 
Kolloquium ausgerichtet, in der die deutsch-deutsche 
Nachkriegsgeschichte in ihrer „asymmetrisch-verfloch-
tenen Parallelität in den Blick genommen wurde. Im 

Juli 2005 organisierte Jens Hüttmann, ebenfalls Stipen-
diat der Stiftung Aufarbeitung in Wittenberg die ersten 
„Promovierendentage zur deutschen Zeitgeschichte“, 
die über den Kreis der Stipendiatinnen und Stipendia-
ten hinaus auf beträchtliche Resonanz stießen und im 
Sommer 2006 ihre Fortsetzung finden werden. Einen 
wichtigen Beitrag zur Betreuung der Stiftungsstipen-
diaten leisten schließlich die Mitglieder des Fachbeira-
tes Wissenschaft, die beim jährlichen Kolloquium aber 
auch darüber hinaus als stets geduldige Ansprechpart-
ner für fachlichen und methodischen Rat zur Verfü-
gung stehen.  

Der vorliegende Reader wurde aus Anlass des 
sechsten StipendiatInnenkolloquiums im März 2006 
zusammengestellt. Die Reihenfolge der Beiträge ent-
spricht zunächst dem Programmablauf der Zusam-
menkunft, deren Programm im Anhang dokumentiert 
wird. Darüber hinaus finden sich im vorliegenden 
Heft kurze Texte der Stipendiatinnen und Stipendia-
ten, deren Förderung abgelaufen ist und deren Arbei-
ten zum Teil bereits abgeschlossen worden sind. Ge-
genwärtig befinden sich 18 Doktorandinnen und Dok-
toranden in der Stiftungsförderung. 16 Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler 
haben ihre Arbeit bereits eingereicht und/oder ihr 
Promotionsverfahren abgeschlossen.  

Die Nachwuchswissenschafterlinnen und Nach-
wuchswissenschaftler hatten sich der Herausforde-
rung gestellt, ihre Forschung für diesen Reader in ei-
ner allgemein verständlichen Form, mit klaren Zei-
chenvorgaben zusammenzufassen. Für Stipendiaten, 
die bereits ein Jahr und länger gefördert werden, stand 
dabei mehr Raum zur Verfügung als für jene, die ihr 
Stipendium erst Anfang 2006 angetreten haben.  

Der Reader richtet sich nicht allein an die Stipen-
diatinnen und Stipendiaten der Stiftung Aufarbeitung. 
Er soll jene, die sich im Bereich Wissenschaft und po-
litische Bildung mit diesen Themen beschäftigen, auf 
die Arbeiten der Doktoranden aufmerksam machen 
und zur Vernetzung beitragen. Anfragen an die Sti-
pendiatinnen und Stipendiaten können über die Ge-
schäftsstelle der Stiftung Aufarbeitung weitergeleitet 
werden. Auf der Homepage finden sich auch deren 
Emailadressen. Ebenfalls finden sich auf der Home-
page www.stiftung-aufarbeitung.de die Ausschrei-
bungsbedinungen für die Stipendien des Jahres 2007. 
Bewerbungsschluss ist der 31. August 2006. Viel-
leicht regt dieser Reader auch Studierende, die derzeit 
ihr Examen machen, dazu an, sich nach dem Studium 
einer Dissertation zum Thema zuzuwenden. 
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Strategien der Verweigerung – Untersu-
chungen zum politisch-ästhetischen Ges-
tus unangepasster filmischer Artikulatio-
nen im finalen Jahrzehnt des DDR-
Sozialismus. 

 
 
 
 
 
 
VON  
CLAUS LÖSER 

 
Nach der Ausbürgerung Wolf Biermanns im Herbst 
1976 artikulierte sich in zunehmendem Maße eine 
Künstlergeneration, deren Verhältnis zur Administra-
tion sich grundsätzlich von dem solch prominenter 
Petitionsunterzeichner wie Christa Wolf, Stefan 
Heym oder Stefan Hermlin unterschied. Für die Jahr-
gänge ab 1940 war die DDR nicht länger das aus 
Krieg, Antifaschismus und entbehrungsreichem Neu-
anfang hervorgegangene, bessere Deutschland, son-
dern ein notgedrungen in Kauf zu nehmendes, sozia-
les Umfeld, in das man „hineingeboren“ (Uwe Kolbe) 
worden war. Dieser Generation fiel die Emanzipation 
von der oft allzu großen Staatsnähe ihrer älteren Kol-
legen relativ leicht. Neue kulturelle Bezugssysteme 
wurden gesucht und in offiziell verschmähten Ten-
denzen „spätbürgerlicher“ Kunst sowie in der aktuel-
len westlichen Moderne auch gefunden. Dieser Auf-
bruch vollzog sich in sämtlichen künstlerischen Be-
reichen. Spätestens mit Beginn der 1980er Jahre 
erodierte das eben noch wasserdichte kulturpolitische 
Legitimationssystem zunehmend: Selbsthilfegalerien 
wie „Eigen + Art“ in Leipzig gründeten sich und stell-
ten Künstler aus, die aus politischen und ästhetischen 
Gründen nie in den Verband Bildender Künstler auf-
genommen worden waren oder die sich auf die Über-
siedlung in die Bundesrepublik vorbereiteten. Im Ei-
genverlag wurden in Kleinstauflagen Einzelwerke und 
Zeitschriften mit missliebiger Literatur gedruckt. 
Punkbands gründeten sich für zwei, drei Auftritte 
oder traten unter ständig wechselnden Namen auf – 
selbstverständlich ohne vorher um eine „staatliche 
Spielerlaubnis“ nachgesucht zu haben. Ein Spezifi-
kum der unabhängigen Kunstszene in der DDR be-
stand im starken synkretischen Anspruch ihrer Akteu-
re: Maler machten improvisierte Musik, Lyriker 
transponierten die eigenen Texte in grafische Blätter, 
Musiker wurden zu Aktionskünstlern. Es war nur eine 
Frage der Zeit, dass man beim Sondieren nach noch 
ungenutzten Artikulationsfeldern auch auf den Film 
stieß.  

Der 1939 in Dresden geborene Maler A. R. Penck 
(alias Ralf Winkler) war der erste unabhängige Bil-
dende Künstler der DDR, der sich des brachliegenden 
Mediums annahm. Penck befand sich seit Anfang der 
1970er Jahre in einer ambivalenten Situation: im 
Westen zunehmend berühmt, im Osten ignoriert. 
Dank seines Markwerts in der BRD konnte er in der 
DDR nicht nur seine sozialen Nöte beenden, er unter-
stützte auch eine ganze Reihe von Dresdner Künstler-
Kollegen, so den Maler Helge Leiberg und die Musi-
ker der „Dresdner Musikbrigade“. Daneben gründete 

er die Künstlergruppe „Lücke-Frequentor“. In diesem 
Umfeld, meist in Zusammenarbeit mit dem Maler 
Wolfgang Opitz, entstanden bis 1979 sechzehn kurze 
und mittellange Filme, von denen heute nur noch drei 
erhalten sind. Er zeigte die Filme im privaten Raum 
seines Ateliers, musizierte mit Freunden dazu oder 
benutzte sie als Hintergrundprojektion für Performan-
ces. Dank seiner Umtriebigkeit fand diese Methode 
bald Nachahmer. Helge Leiberg, Cornelia Schleime, 
Andreas Dress oder Christine Schlegel wandten sich 
ebenfalls dem Film zu: Der ostdeutsche Künstlerfilm 
war geboren. 

Bis zum Ende der DDR bestand der Künstlerfilm 
als ästhetisches Phänomen fort, wenn er auch Meta-
morphosen durchlief. In der Überwindung des zwei-
dimensionalen Tafelbildes hin zum offenen Raum ar-
tikulierte sich wiederum eine multimediale Tendenz. 
In diesem Impuls schlug auch die gesuchte Nähe zu 
Pionieren der westlichen Moderne durch, wie zu den 
Wiener Aktionisten, zu Andy Warhol, Jack Smith, 
Dieter Roth oder Wolf Vostell. Deren Arbeiten kannte 
man zwar bestenfalls aus Büchern oder bruchstück-
weise aus dem westlichen Fernsehen (in Dresden 
nicht einmal das), doch genügte dies, um Wahlver-
wandtschaften zu postulieren. Die Formensprache der 
filmenden Maler war vielfältig, reichte von den ani-
mierten Grafiken eines Andreas Dress über die mini-
malistischen Aktionen Wolfgang Hartzschs bis hin zu 
den artifiziellen Mehrfachprojektionen von Via Le-
wandowsky und Jana Milew. Besonders signifikant 
fällt das Œuvre des 1948 in Leipzig geborenen Lutz 
Dammbeck aus. Hier lässt sich nicht nur der Weg 
vom relativ konventionellen Plakatgestalter über den 
offiziell für das DEFA-Studio für Trickfilme arbei-
tenden Animationsfilmer zum anarchisch agierenden 
Aktionskünstler und Undergroundfilmer nachvollzie-
hen, sondern auch das Scheitern eines begabten und 
engagierten Künstlers am Restriktionskurs der DDR-
Kulturbürokratie, der schließlich nur noch in der 
Übersiedelung nach Westdeutschland eine persönli-
che Alternative sah. 

Es waren die multimedial arbeitenden, ursprünglich 
Bildenden Künstler, die den unabhängigen Schmal-
film Anfang der 80er Jahre als Bewegung begründe-
ten und über die erste Evidenzschwelle der allgemei-
nen (freilich auf Insiderkreise beschränkten) Wahr-
nehmung hoben. Die filmenden Malerinnen Schlegel 
und Schleime zogen nach Studienabschluss an der 
Kunsthochschule in Dresden in den Ostteil Berlins, 
vermischten sich hier mit der agilen Boheme- und 
Kunstszene. Der Prenzlauer Berg wurde zum wich-
tigsten Kulminationspunkt der DDR-Alternativkultur, 
in dem auch das Filmemachen zur festen Größe avan-
cierte. Gino Hahnemanns Filme entstanden ab 1982 
aus dem unmittelbaren Impuls der sächsischen Maler-
filme heraus, steuerten aber bereits eine ganz andere 
Sprache an. Wie in den Arbeiten von Thomas Werner, 
Mario Achsnick oder Cornelia Klauss hielten nun 
deutliche narrative Elemente Einzug. Formelle Expe-
rimente – wie das häufige Zerkratzen oder Bemalen 
der Bildschicht, wie die gern benutzten Stop-Motion-, 
Zeitlupen- und -raffer-Effekte in den Malerfilmen – 
traten nun zugunsten inhaltlicher Versuchsanordnun-
gen in den Hintergrund. Auffällig, dass auch in den 
narrativ gewichteten Filme klare Aussagen oder klas-
sische Plots umgangen wurden. In diesem Kontext 
steht auch das fast völlige Fehlen traditioneller Do-
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kumentarfilmsujets. Unbewusst angestrebt wurde bei 
den künstlerisch dominierten Undergroundfilmen der 
DDR offenbar etwas Anderes, etwas Drittes. Der Me-
dientheoretiker Hans Lohmann empfindet sie als „jen-
seits von Spiel- und Dokumentarfilm“ befindlich und 
schlägt die Begriffe „Materialfilme“ oder „Metafil-
me“ vor. 

Ab Mitte der 1980er Jahre war auch außerhalb Ber-
lins das Phänomen eines Schmalfilmbooms zu ver-
zeichnen, so gab es neben Berlin auch wichtige Akti-
vitäten in Greifswald, Erfurt und Leipzig. In Karl-
Marx-Stadt fand 1986 ein erstes, privat organisiertes 
Arbeitstreffen von Filmemachern statt. 1987 fanden 
Filme des Umfelds ihren (illegalen) Weg auf ein bun-
desdeutsches Filmfestival (Osnabrück). Im gleichen 
Jahr gelang es Claudia „Wanda“ Reichardt, ein offi-
zielles Festival an der Dresdner Kunsthochschule zu 
etablieren, dem in den Folgejahren zwei weitere Aus-
gaben folgten. Ebenfalls 1987 gründete Thomas Wer-
ner die Selbsthilfezeitschrift „KOMA KINO“, die es 
sich zur Aufgabe gemacht hatte, als Podium der Szene 
zu fungieren. Insgesamt gab es zwischen 1976 und 
1989 mindestens fünfundsiebzig Akteure, die dem Po-
tential der unabhängigen Filmszene der DDR zuzu-
ordnen waren, sie montierten mehrere hundert Stun-
den qualitativ und inhaltlich sehr unterschiedlich zu 
bewertenden Materials. 

Dass diese Filme überhaupt existieren, muss als Be-
triebsunfall der DDR-Kulturpolitik eingestuft wer-
den – im Selbstverständnis der Administration hätte 
es sie niemals geben dürfen. Wie andere totalitäre 
Systeme auch verwandte die DDR in Bezug auf den 
Umgang mit Film besondere Sorgfalt. Lenins Sentenz 
vom Kino als „wichtigste aller Künste“ formulierte 
den allgegenwärtigen Anspruch der Kontrollinstanzen 
auf sämtliche Bereiche der Filmproduktion, -
distribution und -rezeption. Die Gründung der DEFA 
im Mai 1946 erfolgte unter direkter Ägide der sowje-
tischen Besatzungsorgane. Spätestens ab Mitte der 
1960er Jahre waren so gut wie alle wichtigen Filme-
macher der DDR in die SED eingetreten, auch solch 
prominente, von der Parteilinie immer wieder abwei-
chende wie Heiner Carow, Egon Günther oder Jürgen 
Böttcher. Und wohl nicht zufällig waren die beiden 
wichtigsten Funktionäre von Film und Fernsehen 
während des Untersuchungszeitraumes – Hans Dieter 
Mäde (Generaldirektor des VEB DEFA-Studios für 
Spielfilme) und Heinrich Adameck (Vorsitzender des 
Staatlichen Komitees für Fernsehen) – gleichzeitig 
Mitglieder des ZK der SED.  

Wer als junger Mensch die Zielsetzung hatte, sich 
irgendwann professionell mit dem Filmemachen zu 
beschäftigen, dem stand ausschließlich der Weg über 
die Bewerbung an der Potsdamer Filmhochschule zur 
Verfügung. Neben einer anspruchsvollen künstleri-
schen Eignungsprüfung erfolgten seitens der Film-
hochschule Regelanfragen bei den Bezirksverwaltun-
gen für Staatssicherheit, aus denen die jeweiligen 
Bewerber stammten. Bei entsprechenden Eintragun-
gen oder gar „Operativen Vorgängen“ reduzierten 
sich die Chancen der Bewerber auf Null. Gelang intel-
lektuell und ideologisch autonomen Bewerbern den-
noch die Immatrikulation in Babelsberg, so sahen sie 
sich auch danach mit fortwährenden Bekenntnisritua-
len konfrontiert. Politische Auffälligkeiten mündeten 
in die üblichen Gegenmaßnahmen: Maßregelung, Be-
obachtung, Exmatrikulation, auch Verhaftung. 

Daneben war die Rekrutierung von Autodidakten 
oder Seiteneinsteigern ausdrücklich nicht vorgesehen 
und kam auch nicht vor. Ansatzweise Ausnahmen, 
wie die von Lutz Dammbeck, bestätigen lediglich die-
se Regel. Im Amateurfilmschaffen der DDR – der 
„volkskünstlerischen“ Variante des Filmemachens – 
reproduzierten sich weitgehend die Kontrollmecha-
nismen, unter denen die hauptberuflichen Kollegen 
arbeiteten, allerdings unter künstlerisch weit niedrige-
ren Prämissen. Ihre juristische Entsprechung fand die 
wasserdichte Deckelung all dessen, was sich in der 
DDR mit dem Film beschäftigte, in einer „Lizenz- 
und Zulassungspflicht im Filmwesen“, die sämtliche 
Phasen der Planung und Realisierung in Paragraphen 
presste und Abweichungen mit einem entsprechenden 
Strafenkatalog kommentierte. In dieser Lesart benö-
tigten Personen, die „Filme oder Filmteile nicht ledig-
lich für ihren persönlichen Gebrauch herstellen“ be-
reits eine Lizenz, und dies bereits in der Vorberei-
tungsphase. 

Die dem künstlerischen Untergrund der DDR all-
gemein und seiner filmischen Variante speziell zuge-
hörigen Akteure hatten von dieser Gesetzeslage in der 
Regel nicht die geringste Ahnung. Mit den sich stän-
dig wechselnden juristischen Voraussetzungen dafür, 
was gerade nicht oder vielleicht doch legitim war, 
setzte sich niemand auseinander. Gerade in dieser Ig-
noranz – sei es aus Naivität, sei es aus Trotz – speiste 
sich in hohem Maß ihr subversives Potential. Von der 
Unbekümmertheit des Tabubruchs sahen sich die 
Kontrollinstanzen überfordert; ihre Reglementie-
rungs-Mechanismen griffen nur bedingt. Zwar wur-
den die Paragraphen punktuell zum Einsatz gebracht, 
Ordnungsstrafen ausgesprochen oder Filme zeitweilig 
beschlagnahmt, doch konnte man sich zu einem gene-
rellen und massiven Zurückdrängen der filmischen 
Aktivitäten nicht mehr durchringen. Dies hatte ver-
schieden Gründe. Zum einen waren die Sicherheits-
kräfte durch andere, politisch konkretere Aktivitäten 
gebunden. Andererseits waren viele der unabhängigen 
Filmemacher als Bildende Künstler legitimiert, waren 
bedingt prominent oder standen zu noch prominente-
ren Persönlichkeiten sowie mit westlichen Medien in 
Kontakt. Offenbar sollte die sensible innenpolitische 
Situation nicht unnötig belastet werden. Für diese 
These spricht auch der Umstand, dass die Restriktio-
nen in der ostdeutschen Provinz gegen unbekannte 
Einzelpersonen viel rigider ausfielen als in der Haupt-
stadt Berlin,. Hinzu kam die oft verschlüsselte oder 
surreale Gestalt der künstlerischen Undergroundfilme, 
die eine eindeutige Indizierung als staatfeindliche 
„Machwerke“ erschwerten. Oftmals konnten die Si-
cherheitskräfte mit diesen in ihren Augen rätselhaften 
Werken einfach nichts anfangen. 

Unter den für die Untersuchung maßgeblichen Fil-
memachern herrschte ebenso wie bei Malern und Au-
toren – die sie ja oft in Personalunion verkörperten – 
ein stillschweigender Konsens, die eigene Kunst 
weitgehend frei von politischen Inhalten zu halten. 
Sascha Andersons Formel des Nicht-Dafür und Nicht-
Dagegen, sondern des Daneben, fand auch hier ihre 
Entsprechung. Konkrete tagespolitische Botschaften 
sind in den betreffenden Filmen nur ansatzweise zu 
finden. Die Frage, inwieweit diese Entpolitisierung 
durch die Auftraggeber Andersons gewünscht war, 
und damit systemerhaltend gewirkt hat, führt ins Spe-
kulative. Das gewollt Unpolitische der Filme jedoch, 
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ihre insgesamt an Metaphern und Verschlüsselungen 
reiche Sprache, produzierte im Umkehrschluss ein 
brisantes Maß an politischer Realität, stieg damit 
selbst zum expliziten Politikum auf. Zunächst durch 
die Tatsache, dass es sie überhaupt gab, dies auch jen-
seits ihres künstlerischen Werts. Obwohl eine Doku-
mentation der vorgefundenen Wirklichkeit nicht im 
primären Interesse der Filmemacher lag, avancierten 
ihre Arbeiten quasi unfreiwillig zu Aufzeichnungsträ-
gern von Lebensbereichen, die von den offiziellen 
Medien der DDR vollständig und sehr bewusst ausge-
blendet wurden. Aus heutiger Sicht liegen in Form 
dieser unverlangt hergestellten Schmalfilme immens 
wichtige Korrektive zum sonst fast völlig gleich ge-
schalteten Bilderkanon der sanktionierten DDR-
Realität vor. 

Die Underground-Filmszene der DDR entwickelte 
sich innerhalb kurzer Zeit sehr dynamisch, potenzierte 
sich von einem zunächst kleinen Kern charismatischer 
Künstler zu einer als Bewegung wahrnehmbaren Sze-
ne mit einem beträchtlichen kreativen Ausstoß. Nach 
allen Regeln der Logik hätte diese Szene in den zehn 
Jahren ihrer Existenz stetig an Aufmerksamkeit und 
Bedeutung gewinnen müssen, möglicherweise mit 
spürbaren Auswirkungen auf den offiziellen Film. 
Dass dem nicht so war, hatte verschiedene Ursachen 
und stand im unmittelbaren Kontext zu allgemeinen 
Phänomenen dessen, was sich „jenseits der Staatskul-
tur“ (Christoph Tannert) bewegte. Zunächst wurde ei-
ne durch mehrere Ausreisewellen bedingte Fluktuati-
on wirksam. Die Szene löste sich faktisch mindestens 
in dem gleichen Maße auf, in dem sie sich formieren 
konnte: Kontakte brachen ab, gemeinschaftlich ge-
plante Aktionen scheiterten an sich plötzlich ergeben-
den, personellen Leerstellen. Auch hier wurde also ei-
ne zwischen Vor- und Nachteil oszillierende Ambiva-
lenz der deutschen Zweistaatlichkeit wirksam. Anders 
als in den östlichen Nachbarländern gab es Richtung 
Westen keine Sprachbarriere; und selbstverständlich 
lag es für die missliebig gewordenen Künstler Ost-
deutschlands näher, ihre unveröffentlichten Arbeiten 
ins andere Deutschland zu schleusen, als im vorge-
fundenen Biotop nach Alternativen zu suchen oder 
sich noch weiter nach Osten zu orientieren. Einer hö-
heren Durchschlagkraft abträgig wurde schließlich 
auch die mangelnde Vernetzung zwischen verschie-
denen Sparten und Gruppen der künstlerischen und 
politischen Opposition. In Darstellung und Analyse 
dieser Fehlleistungen sieht die Untersuchung einen ih-
rer weiteren Schwerpunkte. 
 
CLAUS LÖSER, geboren 1962 in Karl-Marx-Stadt 
(Chemnitz), Abitur, diverse Tätigkeiten, seit 1990 
Programmgestalter für das Brotfabrik-Kino Berlin, 
seit 1992 freier Autor, 1995 Diplom an der Filmhoch-
schule Potsdam-Babelsberg, 1996 Gründung des 
„ex.oriente.lux“-Filmarchivs und Herausgabe des Bu-
ches „Gegenbilder“, seit 1998 Lehrtätigkeit, zahlrei-
che filmhistorische Vorträge und Beiträge in Büchern 
und Periodika, Mitwirkung in Jurys und Gremien, lebt 
und arbeitet in Berlin. 

Die Haftbedingungen politischer Häftlinge 
in der DDR in den fünfziger und sechziger 
Jahren 

 
 
 
 
 
 
VON  
JÖRG MÜLLER 

 
Die Verfolgung politischer Gegner gehörte zu den 
Grundkonstanten der SED-Diktatur. Zu diesem Zweck 
schuf sie sich ein mit den Jahren immer ausgefeilteres 
politisches Strafrecht, das nicht nur dem Schutz des po-
litischen Systems diente, sondern auch Garant der 
Durchsetzung des zentralistischen Gestaltungswillens 
der Parteispitze war. Vor allem in Bezug auf die 1950er 
Jahre muss man von einer Terrorjustiz sprechen, die 
neben dem Diktaturschutz die Durchsetzung der Ver-
staatlichungspolitik sowie die Abschreckung der Re-
gimegegner zum Ziel hatte. Aufgrund einer völlig ü-
berzogenen Strafpraxis „produzierte“ die DDR-Justiz 
in diesem Zeitraum auch die meisten politischen Häft-
linge: So befanden sich Anfang 1953 bis zu 35 000 
Personen aus politischen Gründen in Haft. Ein Großteil 
der etwa 200 000 bis 250 000 Häftlinge, die während 
des Bestehens der DDR aus politischen Gründen in ih-
ren Gefängnissen saßen, waren in den 1950er und 
1960er Jahren inhaftiert. 

Der Strafvollzug an politischen Häftlingen bildete 
einen wesentlichen Teil des DDR-Unter-drückungs-
apparats. Dabei bildete die chronische Überbelegung 
sämtlicher Haftanstalten das größte Problem des 
DDR-Strafvollzugs. Auch blieb der Rückgriff auf 
Gewalt- und Terrormittel im politischen Strafvollzug 
der DDR trotz gewisser Milderungen – vor allem ab 
den 1960er Jahren, als sich die DDR nach dem Mau-
erbau langsam konsolidierte und um internationale 
Anerkennung bemüht war – immer möglich. Tatsäch-
lich war die oberste Strafvollzugsverwaltung recht gut 
über die Verhältnisse in ihren Haftanstalten infor-
miert, unternahm jedoch nur wenig, um die oft katast-
rophalen Haftbedingungen zu bessern. Zum einen war 
dies der Diskrepanz zwischen Anweisung und Aus-
führung geschuldet, zum anderen war aber auch der 
Strafvollzug nicht vor den Auswirkungen der DDR-
Planwirtschaft gefeit: dem andauernden Personal- und 
Materialmangel. Insofern spiegelt die Situation in den 
Haftanstalten auch die desolate Lage der Menschen in 
der DDR allgemein wider. 

Diese ersten Erkenntnisse, die im Zuge der Magister-
arbeit gewonnen wurden, sollen nun vertieft und einer 
gründlichen empirischen Untersuchung unterzogen wer-
den. Im Mittelpunkt der Arbeit soll dabei die Untersu-
chung der Haftbedingungen im Zeitraum der 1950er und 
1960er Jahre stehen, die bisher von der Forschung einer 
systematischen Untersuchung nicht unterzogen worden 
sind. Im Fokus der Arbeit stehen zum einen Fragen nach 
Kontinuitäten und Brüchen und zum anderen sollen die 
einzelnen Faktoren, die die Haftbedingungen kennzeich-
neten, herausgearbeitet werden: etwa der bauliche Zu-
stand der Haftanstalten, die hygienischen Bedingungen, 
die medizinische Versorgung, die Verpflegung oder der 
Arbeitseinsatz. Wie sahen der Alltag und die politische 
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„Erziehung“ der Gefangenen aus? Inwieweit gab es Wi-
derstand und welche Disziplinierungsmaßnahmen waren 
vorgesehen? 

Grundlage der Arbeit sind die staatlichen Hinterlas-
senschaften, also alle verfügbaren relevanten Quellen 
des DDR-Strafvollzugs und seiner konstitutiven zent-
ralen Weisungen. Eine zweite Hauptquellengattung 
bilden die persönlichen Erinnerungen ehemaliger po-
litischer Häftlinge. Dabei sollen die staatlichen Quel-
lenmaterialien exemplarisch immer wieder mit den 
Häftlingsberichten kontrastiert werden, da sich vor al-
lem im Vergleich der beiden Quellengattungen die 
Haftwirklichkeit widerspiegelnde empirisch fundierte 
Aussagen treffen lassen. Beide Quellengattungen sind 
dabei gleichermaßen kritisch aufgrund ihrer Entste-
hungsbedingungen und Funktionen zu bewerten. 
Gleichwohl dürfte ihre vergleichende Nutzung erst zu 
einem einigermaßen gültigen empirischen Gesamtbild 
des Haftsystems der DDR in den 1950er und 1960er 
Jahren führen und verlässliche Aussagen ermögli-
chen. Ziel ist es, diesen Bereich der DDR-Geschichte, 
der auch zum Gesamtbild dieser Diktatur gehört und 
ebenfalls konstitutiv für ihre Beurteilung ist, einer 
breiteren Öffentlichkeit näher zu bringen. 
 
JÖRG MÜLLER, 1978 geboren, 1997 Abitur in Cottbus, 
studierte von 1998 bis 2004 Neuere und Neueste Ge-
schichte, Wirtschafts- und Sozialgeschichte sowie Po-
litikwissenschaft an der Technischen Universität in 
Dresden. Über seine Magisterarbeit, welche „Die 
Haftbedingungen politischer Häftlinge in der DDR im 
Spiegel persönlicher Erinnerungen sowie staatlicher 
Überlieferungen“ zum Thema hatte, kam Jörg Müller 
zu seinem Promotionsthema. 

Zwangsadoptionen in der DDR Die  
Anwendung kindschaftsrechtlicher  
Vorschriften bei Dissidenten in der DDR 

 
 
 
 
 
 
VON 
MARIE-LUISE BARMUß 

 
In der DDR hat es Fälle politisch motivierter Kindesent-
ziehungen gegeben. Als Mittel staatlicher Verfolgung 
wurden Bürger der DDR, die sich dem Herrschaftsan-
spruch der SED widersetzt haben, dauerhaft von ihren 
Kindern getrennt. Diese sollten in einer „ordentlichen“, 
einer systemkonformen Familie aufwachsen. Unter dem 
Begriff „Zwangsadoptionen“ ist diese Vorgehensweise 
bereits Mitte der siebziger Jahre in der Bundesrepublik 
Deutschland bekannt geworden. Über die politischen 
und rechtlichen Hintergründe konnten zunächst nur 
Mutmaßungen angestellt werden. 

Erst der 1991 in Berlin aufgefundene Aktenbestand 
eröffnet die Möglichkeit einer wissenschaftlichen Ab-
handlung. In den zum Familienrecht der DDR seitdem 
erschienenen wenigen Publikationen sucht man je-
doch vergebens nach einer solchen Untersuchung. 
Das Forschungsvorhaben wird diese Lücke schließen 

und zu einer differenzierten Auseinandersetzung mit 
der Familien- und Sozialpolitik der DDR beitragen. 
Dafür konnte das vorhandene Aktenmaterial unter 
strengen datenschutzrechtlichen Auflagen erstmals 
eingesehen werden. 

Die Dissertation beinhaltet sowohl eine juristische 
als auch eine rechtssoziologische Untersuchung der 
vorliegenden Fälle staatlicher Kindesentziehung. Die 
Analyse des im Familiengesetzbuch der DDR (FGB) 
normierten Kindschaftsrechts, seiner Auslegungsmög-
lichkeiten einschließlich der rechtlichen Vorgaben zur 
Erfüllung des sozialistischen Erziehungsziels stellen 
den ersten Teil der Arbeit dar und dienen als Wegbe-
reiter für die im zweiten Teil folgende Auswertung 
des Aktenmaterials. Den Schwerpunkt bilden die Ein-
griffsbefugnisse der Jugendhilfeorgane und Gerichte 
in das elterliche Erziehungsrecht. Es wird erläutert, 
inwieweit eine Kindesentziehung oder gar eine Adop-
tion ohne elterliche Einwilligung mit einer Missach-
tung der das sozialistische Erziehungsziel konkretisie-
renden Normen tatsächlich zu rechtfertigen war oder 
ob diese Vorgehensweise auch nach dem Recht der 
DDR Unrecht darstellte. Zudem erfolgt ein punktuel-
ler Vergleich einzelner Eingriffsermächtigungen mit 
bundesdeutschem Familien- und Sozialrecht. Eine dif-
ferenzierte Bewertung der untersuchungsgegenständ-
lichen Normen kann nur durch einen Vergleich von 
Wortlaut, Auslegungsmöglichkeit und Handhabung 
der Regelungen beider Rechtssysteme erfolgen. 

Der vorliegende Aktenbestand ermöglicht eine de-
tailgenaue Rekonstruktion des soziokulturellen Hin-
tergrundes der leiblichen und der Adoptiveltern sowie 
der gerichtlichen und behördlichen Vorgehensweise. 
Neben umfassenden Informationen über die politi-
schen und ökonomischen Verhältnisse der Beteiligten 
enthält er alle relevanten Dokumente der Gerichte und 
Behörden sowie Stellungnahmen von gesellschaftli-
chen Organisationen und den so genannten Arbeits-
kollektiven der Beteiligten, behördeninterne Schrift-
wechsel sowie Schriftwechsel zwischen den inhaftier-
ten Eltern und den Jugendhilfeorganen. Ebenso kann 
ihm die Korrespondenz zwischen den Jugendhilfeor-
ganen und den jeweiligen Adoptiveltern entnommen 
werden. Weiterhin gibt das Aktenkonvolut Aufschluss 
darüber, ob die Eingriffe aufgrund einer eigenverant-
wortlichen rechtlichen Würdigung der Mitarbeiter des 
zuständigen Referats Jugendhilfe und der zuständigen 
Richter vorgenommen wurden oder ob diese dabei 
ausschließlich den Anweisungen von höherer Stelle, 
zum Beispiel aus dem Ministerium für Volksbildung 
oder dem Politbüro Folge geleistet haben. 

Im dritten Teil des Forschungsvorhabens wird danach 
gefragt, ob und inwieweit die betroffenen Eltern die im 
Einigungsvertrag und im Adoptionsfristengesetz ge-
schaffenen Möglichkeiten einer rechtlichen Überprüfung 
der Kindesentziehungen ausgeschöpft haben. Die in An-
betracht der Härte des erlittenen Unrechts vergleichswei-
se kurze Anfechtungsfrist bis zum 3. Oktober 1993 
zwingt zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der 
bundesgesetzgeberischen Würdigung dieser kindschafts-
rechtlichen Problematik. 
 
MARIE-LUISE BARTMUß, 1979 in Dresden geboren, 
studierte an der Universität Regensburg und an der 
Freien Universität Berlin Rechtswissenschaften mit 
den Studienschwerpunkten Familien-, Arbeitsrecht 
und Rechtsgeschichte. Im Juni 2004 legte sie das Ers-
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te Juristische Staatsexamen ab. Seit Januar 2005 pro-
moviert sie bei Prof. Dr. Hubert Rottleuthner, Lehr-
stuhl für Rechtssoziologie u. Rechtstatsachenfor-
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„Fromme Lebenswelt und globaler  
Horizont in der SED-Diktatur – Die 
Herrnhuter Brüdergemeine in der 
SBZ/DDR“ 

 
 
 
 
 
 
VON  
HEDWIG RICHTER 

 
Wie konnte im real existierenden Sozialismus eine 
fromme Gemeinschaft mit zahlreichen Privilegien be-
stehen? Wie gelang es in der durchorganisierten Ge-
sellschaft der DDR einer Gruppe von 5 000 Menschen 
sich eine unabhängige Lebenswelt zu schaffen? Wie 
konnte hier trotz der Mauer globales Denken und 
Handeln gepflegt werden? Wie sahen diese internati-
onalen Kontakte aus? Die Untersuchung solcher Prob-
lemfelder – die auch neue Perspektiven auf das Ver-
hältnis von Herrschaft und Gesellschaft, von Anpas-
sung und Resistenz in der SED-Diktatur eröffnen – 
erfordert in dreierlei Hinsicht einen ungewohnten 
Blick: Erstens in Bezug auf die Kirchengeschichte der 
DDR, zweitens in Bezug auf die internationale Ge-
schichte und drittens in Bezug auf Religion- und Kir-
chengeschichte im Allgemeinen. Die bisherigen Un-
tersuchungen über die Kirchen in der DDR haben de-
ren internationale Beziehungen kaum beachtet, 
obwohl gerade sie viel über die Möglichkeiten und 
Freiräume der Kirchen aussagen könnten. Die weni-
gen Darstellungen dieses Aspekts bleiben auf die dip-
lomatische Ebene und die Erwähnung des Geldtrans-
fers von West nach Ost beschränkt. Hier wird ein all-
gemeiner Mangel der DDR-Kirchengeschichte deut-
lich: Stets geht es um die Auseinandersetzung der 
großen Kirchenmänner mit den Funktionären des Re-
gimes, um Kommuniqués, Kanzelverlesungen etc. 
Welche Auswirkungen aber die atheistische Diktatur 
auf das Leben der Gläubigen hatte und inwiefern die 
Menschen einen Alltag jenseits der sozialistischen 
Gesellschaft gestalten konnten, bleibt weitgehend un-
beachtet. Der internationalen Geschichtsschreibung 
wiederum wurde in letzter Zeit verstärkt vorgeworfen, 
sich zu sehr auf den staatlichen und diplomatischen 
Aspekt zu konzentrieren. Stattdessen wird eine Wei-
tung des Blickfelds auf nichtstaatliche Akteure gefor-
dert. Das vorliegende Forschungsprojekt kann dazu 
einen Beitrag leisten. Hinzu kommt schließlich, dass 
Kirche und Religion nicht nur in der internationalen 
und DDR-Historiographie weitgehend isoliert sind 
und von der allgemeinen Geschichtsschreibung immer 
noch zu wenig beachtet werden, obwohl dies in letzter 
Zeit verstärkt gefordert wurde. Dabei öffnet der As-
pekt der Religion weite Räume, die aus dem Horizont 
vieler Historiker verschwunden sind.  

Die zwei Schwerpunkte der Dissertation liegen also 
zum einen auf dem Alltagsleben der Gläubigen, und 
zum anderen auf ihrer internationalen Vernetzung, die 
integraler Bestandteil ihrer Lebenswelt war. Dabei 
wird die jüngste Vergangenheit der Herrnhuter nur 
verständlich, wenn ihre Geschichte mit ins Blickfeld 
rückt. Im 18. Jahrhundert gründeten mährische Asy-
lanten unter dem Schutz des Reichsgrafen Zinzendorf 
in Sachsen den Ort Herrnhut. Ketzer aus ganz 
Deutschland, Theologen und Laien, Adlige und Bau-
ern stießen hinzu. Sie entwickelten sich zu einer ei-
gentümlichen religiösen Gemeinschaft, mit einem ei-
genen Kirchenstatut, aber immer in enger Verbindung 
zu den evangelischen Kirchen. Dank einer ausgepräg-
ten Missionstätigkeit ist die Brüder-Unität, wie sie 
sich auch nennt, heute eine weltweite Kirche mit 
750 000 Mitgliedern. Neben Herrnhut in der Oberlau-
sitz gab es in der DDR neun weitere Herrnhuter Ge-
meinen – wobei die geistliche Gemeine ohne „d“ in 
der Brüder-Unität sprachlich zur Abgrenzung von der 
bürgerlichen Gemeinde mit „d“ benutzt wird.  

Zu Punkt eins, der Kirchengeschichte der DDR: Der 
Blick auf die kleine Gruppe der Herrnhuter ermög-
licht es, einen genauen Blick auf die Akteure, ihren 
Alltag und ihre Lebenswelt zu werfen und nicht nur 
die Strukturen und Handlungen der leitenden Persön-
lichkeiten zu berücksichtigen. Die Lebenswelt der 
ostdeutschen Herrnhuter wies erstaunliche Freiräume 
auf, die viel über die Grenzen der Diktatur aussagen. 
Die Freiräume ermöglichten vielen Gläubigen einen 
Alltag, der sich dem staatlichen Zugriff gänzlich ent-
ziehen konnte. Über die Jahrzehnte hinweg hielten die 
Herrnhuter eine ausgedehnte diakonische Arbeit mit 
Krankenhaus, Diakonissenmutterhaus, Altenheimen 
und sogar Kinderheimen aufrecht. Diese Einrichtun-
gen und etliche eigene Betriebe boten nicht nur Ar-
beitsplätze, dank derer die Arbeitnehmer dem Organi-
sationsdrang des Staates entzogen waren, sondern 
auch Ausbildungsplätze für Jugendliche in einem 
christlichen Umfeld. In den Ortsgemeinen, wie die 
Siedlungen genannt werden, die von Herrnhutern ge-
gründet bzw. von ihnen dominiert werden, ergab sich 
die eigenartige Situation, dass das Alltagsleben des 
gesamten Ortes christlich geprägt war: Konfirmation 
war keine Ausnahme, eine zusätzliche Jugendweihe 
wurde vielmals scheel angesehen. Herrnhuter Fest-
umzüge, Posaunenblasen im öffentlichen Raum, Emp-
fang von afrikanischen oder amerikanischen Besu-
chern, Feiern in Unitäts-Parkanlagen – die allesamt 
zur reichen Herrnhuter Festkultur gehören – prägten 
den Alltag der Menschen.  

Die Verantwortlichen im SED-Staat sahen dem Trei-
ben mit gemischten Gefühlen zu. Einerseits versuchten 
sie vor allem bis in die 1950er Jahre, die Freiräume 
einzugrenzen und die Brüder-Unität mit Veranstal-
tungsregulierungen, Zensur, Berufsverbot, Schließung 
von Herrnhuter Einrichtungen etc. einzuschüchtern und 
zurückzudrängen. Andererseits nutzte der SED-Staat 
die Unität zunehmend als Vorzeigeobjekt, an dem er 
seine Toleranz demonstrieren konnte. Die Herrnhuter 
erhielten damit zwar nicht den Status, den ihre Ober-
lausitzer Nachbarn, die Sorben, hatten, aber doch etli-
che Privilegien. Verantwortlich für die Freiräume war 
auch die lutherisch-pietistisch geprägt Haltung der 
Herrnhuter zur SED-Herrschaft. Widerstand kam für 
die meisten gar nicht in Betracht, galt die Obrigkeit 
doch von Gott gewollt. Zwar war die Zustimmung zur 



 9

SED-Diktatur nicht so spontan und herzlich wie zum 
NS-Regime, dem sich eine Großzahl an Mitgliedern 
und Geistlichen der Brüderunität verpflichtet fühlte. 
Doch ebenso wie der sozialistische Staat zunehmend 
die Freiräume der Herrnhuter tolerierte, akzeptierten 
die Herrnhuter selbst immer mehr den SED-Staat. Al-
lerdings weist die Brüder-Unität die ganze Bandbreite 
von Widerstand und Unterwerfung auf: Es gab ent-
schiedene Gegner und bequeme Mitläufer, Mitglieder, 
die alles, was der Staat verlangte, verweigerten und 
Stasi-Spitzel, die sich ihren Dienst in Cognac und Zi-
garren auszahlen ließen. Dennoch lässt sich eine klare 
Tendenz erkennen: Allgemein blieben die Herrnhuter 
auf Distanz zum Staat, die traditionsreiche Frömmig-
keitspraxis wurde von einem Großteil gewahrt; 
zugleich aber nahmen die Mitglieder der Gemeine häu-
fig an den Wahlen teil und akzeptierten die Diktatur als 
legitime Herrschaft.  

Zu Punkt zwei, der internationalen Geschichte: 
Während die DDR-Forscher über die Beziehungen 
zwischen Ostdeutschen und US-Amerikanern meist 
nur feststellen können, diese Beziehungen seien mar-
ginal gewesen, zeigt ein Blick auf die nichtdiplomati-
sche Ebene ein völlig anders Bild. Die Besuche aus 
dem Ausland sind dabei nur ein Aspekt. „Geschwis-
ter“ aus den USA, Kanada, Westdeutschland, Holland 
oder den Missionsgebieten in Afrika kamen in die 
DDR gereist. Zunehmend bekamen die ostdeutschen 
Herrnhuter auch Genehmigungen, zu Synoden und 
anderen Unitäts-Treffen in westliche Länder zu rei-
sen. Dabei dienten die Besuche über den Eisernen 
Vorhang hinweg immer auch der Übermittlung ver-
traulicher Informationen. Zudem verschafften die 
Auslandsbesucher den DDR-Herrnhutern einen Blick 
in Welten, die zumindest der jüngeren Generation 
fremd waren. Die Einbeziehung der Akteure unterhalb 
der staatlichen Ebene ermöglicht dabei gerade eine 
differenziertere Sicht auch auf die Handlungen des 
SED-Regimes. So zeigt sich die Ambivalenz des 
Staates gegenüber der eigenartigen Freikirche in ih-
rem Umgang mit der internationalen Ausrichtung der 
Herrnhuter. Willi Barth etwa, der Leiter der Abteilung 
Kirchenfragen des ZK, schrieb 1954 an Walter Ul-
bricht: „Wir wissen, dass die Herrnhuter Brüderge-
meinde […] besonders durch ihre sogenannte Missi-
onsarbeit in kolonialen und halbkolonialen Ländern 
sich zu einem einzigen Agentenhaufen entwickelt 
hat.“ Andererseits versuchte der Staat die internatio-
nale Aufmerksamkeit, die die Herrnhuter auf sich zo-
gen, für sich zu instrumentalisieren. Als 1957 eine 
große Jubiläumsfeier anstand, vermerkte ein staatli-
ches Dossier: „Eine große Anzahl ausländischer und 
vor allem auch überseeischer Besucher werden 
Herrnhut besuchern [sic], das heute noch trotz der 
weltweiten Verbreiterung [sic] der Brüder-Unität als 
die Wiege und das Herzstück dieses Kreises gilt.“ Zu-
geständnisse an die Herrnhuter, so der Verfasser des 
Dossiers, stünden „in keinem Verhältnis zu dem er-
wartenden [sic] großen politischen Nutzen“. 

In den Jahren nach 1945 bis in die 1960er Jahre 
zeigte sich die enge Verbindung von US- und ostdeut-
schen Herrnhutern besonders deutlich. Die Unterstüt-
zung aus den USA etwa ermöglichte den DDR-
Gemeinen das schiere Überleben. In zahlreichen Ge-
schenk-Sendungen, die schon Monate vor den ersten 
CARE-Paketen eintrafen, und mit enormem organisa-
torischem Aufwand schickten die amerikanischen 

Herrnhuter Nahrungsmittel und Kleidung in die SBZ. 
Außerdem spendeten sie in großem Umfang Gelder 
für Kirchengebäude, für kurzfristig anfallende Schul-
den, für die diakonischen Einrichtungen, für Gesang-
bücher etc. Möglich war dieser Austausch nicht zu-
letzt dank der engen internationalen Vernetzung der 
Brüdergemeine: Die Freikirche war insgesamt relativ 
klein und hatte in den USA nur rund 55 000 Mitglie-
der, die verwandtschaftlichen Beziehungen waren 
durch die Missionsarbeit vielfältig und ebenfalls auf-
grund der Mission kannten sich viele Herrnhuter per-
sönlich aus der Vorkriegszeit. Eine intensive und er-
staunlich umfangreiche Korrespondenz zwischen den 
führenden DDR- und US-Herrnhutern, aber auch zwi-
schen gewöhnlichen Mitgliedern der Freikirche, zeugt 
von dieser engen Vernetzung.  

Auch die Motive zeigen Aspekte, die einer auf Dip-
lomatie konzentrierten internationalen Geschichts-
schreibung entgehen. Als Motiv spielte gewiss christ-
liche Nächstenliebe eine Rolle, die ja bei vielen Kir-
chen in den Vereinigten Staaten nach dem Zweiten 
Weltkrieg zu einem umfangreichen Engagement für 
Europa führte. Der Einsatz der US-Herrnhuter hing 
zudem mit der besonderen Struktur ihrer Kirche zu-
sammen. Auch wenn die amerikanischen Gemeine zu 
den Mainline-Kirchen in den USA gerechnet werden 
kann und sie sich in Form und Theologie an die gro-
ßen Kirchen angeglichen hatte, war ihre Identität als 
besondere, kleine, gleichwohl globale Kirche stark 
ausgeprägt. Die Exklusivität ihrer Kirche empfanden 
die amerikanischen Herrnhuter nicht als Widerspruch 
zum globalen Anspruch der christlichen Nächstenlie-
be, da sie ja selbst mit ihren Missionsfeldern weltum-
spannend waren. Daher konzentrierten sie ihre Hilfe 
für das Nachkriegseuropa ausschließlich und aus-
drücklich auf die Herrnhuter. Eine wichtige Triebkraft 
für die engagierten Herrnhuter in den Vereinigten 
Staaten war selbstverständlich auch die Politik. In den 
ersten Nachkriegsjahren dominierte dabei die Sorge, 
wie Europa befriedet werden könne. Die US-Herrn-
huter sahen die Verantwortung bei den USA und da-
mit bei sich selbst. Wie die US-Regierung waren sie 
der Überzeugung, dass die Deutschen einer „Re-edu-
cation“ und gründlichen Demokratisierung bedurften. 
Ihrer Meinung nach spielten hier die Kirchen eine we-
sentliche Rolle, da Demokratie und Christentum nicht 
zu trennen seien. Zudem sollte Herrnhut ein Zeugnis 
gegen die atheistische und in den Augen der US-
Herrnhuter Menschen verachtende Macht des Kom-
munismus sein und verdiente daher jede Unterstüt-
zung.  

Die Motive führen schließlich zu Punkt drei, der 
Religions- und Kirchengeschichte im Allgemeinen: 
Eine Geschichtsschreibung, die Religion ausblendet, 
kann Motive wie „christliche Nächstenliebe“ kaum 
berücksichtigen – bzw. sucht dahinter vielmals einen 
säkularen „eigentlichen“ Antrieb. Auch eine Verbin-
dung von religiösen und politischen Motiven, wie sie 
sich bei den Demokratisierungswünschen der US-
Herrnhuter für Ost-Deutschland zeigen, kann kaum 
ins Blickfeld rücken.  

Wenn Religion in den Horizont auch der Ge-
schichtsschreibung rückt – wie es die frühe Neuzeit-
forschung längst vorgemacht hat – können bisher aus-
geblendete Aspekte, wie Frömmigkeitsriten neue Per-
spektiven eröffnen. So stärkte etwa die besondere 
Frömmigkeitspraxis der Herrnhuter ihre globale Aus-
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richtung. Beispielsweise sorgte die Tradition der „Ge-
betswacht“ für einen merkwürdigen, aber intensiven 
Informationsaustausch. Dabei beteten weltweit die 
„Geschwister“ das ganze Jahr über füreinander, auf-
geteilt auf die verschiedenen Gemeinen. Die Betenden 
bekamen für die „Gebetswacht“ detaillierte Informa-
tionen über die jeweiligen Länder. Um 1960 etwa be-
teten die US-Herrnhuter während ihrer Gebetstage 
von drei bis vier Uhr morgens für die Herrnhuter „in 
the Eastern (communist) Zone of Germany“. In einer 
Broschüre fanden sich neben einer Literaturangabe 
„Gebetsanliegen“, die die wichtigsten Punkte im Le-
ben der DDR-Herrnhuter kennzeichneten. Generell 
war die Übermittlung solcher „Gebetsanliegen” (für 
ein krankes Mitglied, den Abbau politischer Span-
nungen oder eine glückliche Ehe) eine wichtige Art 
des Informationsaustauschs. Nach eigenem Verständ-
nis bewiesen die US-Herrnhuter ihre Solidarität für 
die „Geschwister“ in der DDR trotz der massiven ma-
teriellen Hilfe vorrangig im Gebet. Weitere Riten, wie 
das „Unitätsopfer“, das jährlich von der Brüder-Unität 
für einzelne Gemeinen bestimmt wurde, oder die 
weltweite Mission, die in Veranstaltungen wie „Mis-
sionsfesten“, „Missionskonferenzen“, Vorträgen oder 
Hilfsprojekten stark im Leben präsent war, verstärk-
ten das Gefühl der DDR-Herrnhuter in einen Zusam-
menhang eingebunden zu sein, der weit über ihre 
Grenzen und ihre spezifischen Sorgen hinausging.  

Die Herrnhuter als überschaubare und international 
eng vernetzte Gruppe sind für einen neuen Blick auf 
die internationale, DDR-Kirchen- und Religions-
Geschichtsschreibung gut geeignet. Gerade wenn man 
sich nicht nur auf die Kirchenmänner und ihre Ausei-
nandersetzung mit dem Regime konzentriert, erweist 
sich die Religionsgeschichte außerhalb ihres üblichen 
Rahmens als befruchtend. So zeigt sich eine fromme 
Lebenswelt, deren dichtes Netzwerk, durch eine alte 
Tradition und eine spezifische Frömmigkeitspraxis 
aufrecht gehalten und stabilisiert, von der DDR-
Regierung nicht aufgeknüpft und trotz einzelner Sta-
sikontakte nicht durchdrungen werden konnte. Die 
Identität der Herrnhuter als weltweite Unität, ihr 
Selbstbewusstsein gegenüber dem Staat und die Mög-
lichkeit, ein eigenes, alternatives Leben zu führen – 
alles Chancen, die nicht zuletzt durch den internatio-
nalen Transfer möglich waren –, haben dazu beigetra-
gen, dass sie in der Oppositionsbewegung der 1980er 
Jahren eine wichtige Rolle spielten: In ihrer Druckerei 
wurden die Aufnäher „Schwerter zu Pflugscharen“ 
gedruckt, aus ihren Kreisen kamen etliche Mitglieder 
der Bürgerbewegung und in der Ost-Berliner Brüder-
gemeine fand der Runde Tisch statt.  
 
HEDWIG RICHTER, nach einem Sozialen Jahr in Israel 
studierte sie in Heidelberg, Belfast und Berlin Ge-
schichte und Germanistik. Das Referendariat absol-
vierte sie an einem Berliner Gymnasium. Als freie 
Journalistin schrieb sie für die taz, die Frankfurter 
Rundschau und die Freie Presse (Chemnitz). Zuletzt 
erarbeitete sie im Auftrag der Volkswagen AG eine 
Studie über die italienischen Arbeitnehmer. Ihre Pro-
motion wird von Prof. Dr. Ralf Jessen (Köln) betreut. 

Grenzüberschreitung: Die Rezeption  
von Kunst aus der DDR in der  
Bundesrepublik Deutschland 

 
 
 
 
 
 
VON  
KATHLEEN SCHRÖTER 

 
„Für die Öffentlichkeit ist die bildende Kunst in der 
Sowjetzone […] tot“, konnte 1953 der kunstinteres-
sierte Leser aus einem Informationsheft des westdeut-
schen Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen 
entnehmen. Die Kunst aus der DDR läge „weit unter 
jedem für freie Künstler überhaupt noch diskutierba-
ren Niveau.“ 

Wurde die ostdeutsche Kunst und Kunstpolitik in 
den 1950er Jahren noch mehrheitlich abgelehnt, ent-
stand in den 1960er Jahren allmählich ein neues Inte-
resse an der (sich wandelnden) Malerei aus der DDR. 
Dies ging einher mit der seit der „68er Bewegung“ im 
Westen erneut aufgestellten Forderung nach einer po-
litisch-gesellschaftlich ausgerichteten Kunst und den 
international wieder aufkommenden Realismusten-
denzen. Die Entspannungspolitik der 1970er Jahre er-
laubte zudem die offizielle Beteiligung der DDR an 
verschiedenen Ausstellungen in der Bundesrepublik. 
In den 1980er Jahren kam es zu einem vermehrten 
Austausch unter Künstlern über die innerdeutsche 
Grenze hinweg; das 1986 zum Abschluss gebrachte 
deutsch-deutsche Kulturabkommen beschleunigte 
überdies einzelne Ausstellungsvorhaben und verlieh 
ihnen zusätzlich einen offiziellen Anstrich. Mit dem 
zunehmendem Bekanntheitsgrad ging in den 1980er 
Jahren schließlich eine differenzierte Wahrnehmung 
von Kunst aus der DDR einher, hinter der die pole-
misch und mit handfesten Marktmacht-Interessen ge-
führten Diskussionen im deutsch-deutschen „Bilder-
streit“ nach 1989/90 weit zurückfallen sollten. 

Erstmals wird in dem Dissertationsprojekt eine kri-
tische Analyse der in der kulturräsonierenden Öffent-
lichkeit und Kunstwissenschaft erfolgten Rezeption 
der ostdeutschen Kunst vorgenommen. Dafür sollen 
die in Westdeutschland vorherrschenden und sich im 
Zeitverlauf wandelnden Wahrnehmungs- und Deu-
tungsmuster von Kunst aus der DDR herausgearbeitet 
und in einen Zusammenhang mit der Deutschlandpo-
litik, dem gesellschaftspolitischen Umfeld der Rezi-
pienten sowie den sich in den Kunstdebatten spie-
gelnden ästhetischen Konzeptionen gestellt werden. 
Leitfragen sind dabei unter anderem, welche Künstler 
und Künstlerinnen der DDR zu welcher Zeit in West-
deutschland Resonanz erzielen konnten, mit welchen 
politischen und ästhetischen Kategorien man ihnen 
jeweils begegnete und welches Bild des Sozialismus 
bzw. der SED-Herrschaft über das Medium Kunst in 
der Bundesrepublik wahrgenommen wurde. 

Die Rezeption von Kunst aus der DDR in der Bun-
desrepublik wird dabei sowohl auf textueller Ebene 
(Ausstellungskataloge, Kunstkritiken, wissenschaftli-
che Publikationen, Tagungsbände) als auch auf struk-
tureller und institutioneller Ebene (Ausstellungen, Ga-
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lerien und Sammler) untersucht. Dabei wird sowohl 
das methodische Instrumentarium der Diskursanalyse 
als auch das der Rezeptionsgeschichte und der Institu-
tionsgeschichte verwendet. In einzelnen Fällen wer-
den auch die in der Rezeption enthaltenen konkreten 
Bildinterpretationen beispielhaft herangezogen und 
den entsprechenden Kunstwerken gegenübergestellt, 
so dass hier auch rezeptionsästhetische Überlegungen 
mit in die Arbeit einfließen. Gerade der multiperspek-
tivische Zugang verspricht eine umfassende und prä-
zise Analyse der Rezeption, die so von verschiedenen 
Seiten beleuchtet werden kann. 

Da zumindest der offizielle Auftritt von Kunst aus 
der DDR im Westen von kulturpolitischen Funktions-
trägern der DDR gesteuert wurde, sollen in einem Un-
terkapitel zudem die in der DDR verfolgten Absichten 
sowie die Teilnahmebedingungen von Kunstwerken für 
bundesrepublikanische Ausstellungen rekonstruiert 
werden. Ausgehend von der Rezeption im Westen kann 
so gezeigt werden, inwiefern sich die politischen Inten-
tionen der sozialistischen Gesellschaftsplaner erfüllten 
bzw. welche möglichen Rückwirkungen die im Westen 
erfolgte Rezeption auf die Kunstpolitik der DDR hatte.  

Indem nach dem Beziehungsgeflecht zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR auf dem Gebiet der bil-
denden Kunst gefragt wird, möchte die Arbeit die ge-
trennte (Kunst-)Geschichtsschreibung von Ost- und 
Westdeutschland überwinden, wobei neben den be-
stehenden Verbindungen jedoch auch der getrennten 
Entwicklung beider Teilstaaten Rechnung getragen 
werden soll. 
 
KATHLEEN SCHRÖTER, geb. 1977, studierte Kunstge-
schichte, Politikwissenschaften und VWL in Bonn 
und arbeitete als studentische Hilfskraft im „Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland“. 2004 
schloss sie ihr Studium mit einer Arbeit über „Die 
Allg. Dt. Kunstausstellung 1946 in Dresden im Kon-
text der Kunst- und Kulturpolitik in der SBZ“ ab. Als 
Mitglied einer Forschungsgruppe zur Kunstgeschichte 
im NS erarbeitete sie 2005 eine Wanderausstellung. 

Menschenraub im Auftrag des  
Ministeriums für Staatssicherheit. Eine 
Studie über Entführungsaktionen des MfS 
und inoffizielle Mitarbeiter im speziellen 
Westeinsatz. 

 
 
 
 
 
 
VON  
SUSANNE MUHLE 

 
Vier Männer lauerten im Juli 1952 dem Rechtsanwalt 
Dr. Walter Linse in Westberlin auf, sie schlugen ihn 
auf offener Straße nieder und verschleppten ihn in ei-
nem als Taxi getarnten Wagen in den Ostsektor der 
Stadt. Zwei Schüsse in seine Beine machten den sich 
verzweifelt wehrenden Walter Linse widerstandsun-
fähig, weitere Schüsse richteten sich gegen Tatzeugen 

auf der Straße. Walter Linse kehrte nie nach Westber-
lin zurück: Ein Jahr später wurde er in Moskau hinge-
richtet. Der Auftraggeber seiner Entführer war das 
Ministerium für Staatssicherheit (MfS).  

Mehrere hundert Menschen wurden wie Walter Linse 
von inoffiziellen Mitarbeitern (IM) im Auftrag der 
DDR-Staatssicherheit aus dem Westen entführt. Vor 
dem Hintergrund des Ost-West-Konfliktes, der Sys-
temkonkurrenz auf deutschem Boden und der SED-
Herrschaftspraxis soll das Dissertationsprojekt einen 
Überblick über diese Entführungsaktionen des MfS ge-
ben. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei den Tätern, 
deren Hintergründe und Rolle vor allem auf Grundlage 
von MfS-Unterlagen und Akten aus Ermittlungsverfah-
ren analysiert werden sollen. Als Hochphase des MfS-
Menschenraubs bilden die 1950er und 1960er Jahren 
einen Schwerpunkt der Längsschnittanalyse, die den 
Zeitraum 1950–1989 umfasst. 

Ein wesentliches Charakteristikum der Verschlep-
pungen ist Gewalt, die das MfS oft in Kombination 
mit Täuschungsmanövern und Betäubungsmitteln ein-
setzte – in der Absicht, die Entführungen unter 
strengster Konspiration durchzuführen. Die brutale 
Entführung des Walter Linse, die in der westdeut-
schen Öffentlichkeit viel Aufsehen erregt hatte, war in 
dieser Hinsicht ein Fehlschlag für das MfS. Im Rah-
men der Dissertation ermöglicht eine vergleichende 
Untersuchung der Entführungsaktionen, die Varianten 
und Genese dieser speziellen geheimdienstlichen 
Praktik des MfS zu rekonstruieren.  

Die Frage nach Funktionen und Zielsetzungen der 
Verschleppungen lenkt den Blick auf die Opfer, die 
sich grob in drei Gruppen einteilen lassen: Angehöri-
ge westlicher Geheimdienste, Regimegegner und 
-kritiker (wie Walter Linse vom Untersuchungsaus-
schuss Freiheitlicher Juristen) sowie geflohene Mitar-
beiter aus den eigenen Reihen (MfS, Volkspolizei, 
DDR-Streitkräfte u. a.). Ihre Schicksale sollen ebenso 
nachgezeichnet werden wie die Wahrnehmungen, Re-
aktionen und Auswirkungen in Ost und West. Inwie-
weit handelte es sich bei diesen Entführungen um ein 
wirksames Instrument zur Herrschaftssicherung des 
SED-Regimes nach innen und außen? 

Im Zentrum der Studie stehen die IM, die als Entfüh-
rer im Dienst des MfS agierten. Der kollektivbiogra-
phische Zugang verspricht neue Erkenntnisse über die 
Basis ihrer mitunter brutalen MfS-Arbeit: biographi-
sche und soziale Hintergründe, Mentalitäten und Moti-
ve. Vorstudien zeigen, dass das MfS oft gezielt Perso-
nen aus dem kriminellen Milieu für die Entführungsak-
tionen anwarb, da ihre dortigen Verbindungen und 
Erfahrungen als „operativ interessant“ angesehen wur-
den. Einer der Entführer von Walter Linse war bei-
spielsweise der Kriminelle Harry B., den das MfS ei-
nen Monat zuvor unter dem Decknamen „Barth“ an-
geworben hatte. In seiner IM-Akte wird er als „Typ 
eines Bandenführers, der rücksichtslos vorgeht“ (BStU, 
MfS AIM 1639/61 P-Akte Bd. 1, Bl. 90), charakteri-
siert. Weiterführend sind die Verhaltens- und Hand-
lungsspielräume dieser IM angesichts der MfS-Normen 
und Alltagspraxis zu untersuchen. Eine Rekonstruktion 
ihrer Arbeitsbedingungen und -abläufe orientiert sich 
u. a. an Fragen nach den Methoden bei diesen Gewalt-
aktionen sowie nach Einsatzfeldern und Weisungen der 
IM. In diesem Kontext soll auch – soweit sich diese aus 
dem Quellenmaterial erschließen lässt – die Selbst-
wahrnehmung der IM thematisiert werden. Schließlich 
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gilt es nach ihren Laufbahnen im MfS bzw. Lebenswe-
gen nach der MfS-Tätigkeit und ihrer strafrechtlichen 
Verfolgung nach 1990 zu fragen. 
 
SUSANNE MUHLE, 1980 in Lohne geboren, studierte 
Neuere und Neueste Geschichte, Europ. Ethnologie und 
Soziologie in Münster. Sie arbeitete als studentische 
Hilfskraft am Lehrstuhl für Sozial- und Wirtschaftsge-
schichte (Universität Münster) und im Ausstellungspro-
jekt „Wiedergutmachung als Auftrag“ im Geschichtsort 
Villa ten Hompel in Münster. Ein Praktikum bei der 
BStU führte sie zum Thema ihrer Promotion, die von 
Prof. Dr. Hans-Ulrich Thamer betreut wird.  

Vermächtnis und Gedächtnis Stalingrad: 
Erinnerung und Wirkung des Krieges an 
der Ostfront in der politischen Kultur in 
Deutschland 1943–2003 

 
 
 
 
 
 
VON  
CHRISTINA MORINA 

 
Krieg und Nachkrieg, die zentralen Themen des deut-
schen 20. Jahrhunderts, prägen bis heute das politi-
sche und kulturelle Leben der Deutschen. Dabei lastet 
das Erbe des von Nazi-Deutschland begonnenen 
Zweiten Weltkrieges besonders schwer auf den nach-
geborenen Generationen. Die beiden schrecklichsten, 
eng miteinander verwobenen Verbrechen des NS-
Regimes, der Holocaust und der Feldzug gegen die 
Sowjetunion, inspirierten in der Folge zwei grundsätz-
lich verschiedene offizielle Erinnerungen in den bei-
den deutschen Nachkriegsstaaten. Aus Zweistaatlich-
keit und Kaltem Krieg resultierte eben auch die Tei-
lung von historischem Bewusstsein und der Erinne-
rungskultur in Ost und West.  

In der kollektiven Wahrnehmung der deutschen Be-
völkerung vor 1945 fand der Zweite Weltkrieg an der 
Ostfront statt. Die nationalsozialistische Begleitpro-
paganda zum Angriff auf die Sowjetunion und die Sti-
lisierung der Schlacht von Stalingrad zu dem „Hel-
denlied der deutschen Geschichte“ ließen die Ostfront 
als Hauptkriegsschauplatz erscheinen. Doch das 
Ausmaß an Leid und Zerstörung, das der Ostkrieg 
verursachte, machte im Rückblick den „Feldzug Bar-
barossa“ neben dem Holocaust zum anderen histori-
schen Großverbrechen des „Dritten Reiches“. Diese 
Dissertation untersucht, wann und in welcher Form 
sich die Erinnerung an die Schlacht von Stalingrad 
und den Krieg an der Ostfront in der politischen Kul-
tur und im öffentlichen Bewusstsein der beiden deut-
schen Nachkriegsgesellschaften herausbildete und wie 
sie sich während der folgenden Jahrzehnte wandelte. 
Im Zentrum steht die vergleichende Untersuchung der 
Frage, ob, wann und wie der Krieg an der Ostfront 
unter Politikern, Historikern und in öffentlichen Aus-
einandersetzungen über die Vergangenheit themati-
siert wurde.  

Obgleich der Schwerpunkt dieser Arbeit auf der 
SBZ/DDR liegt, erkennt die komparatistische Unter-
suchung der „Erinnerungswirkung“ (nach A. Confi-
no/P. Fritzsche) in den beiden politischen Kulturen 
jüngste methodische Überlegungen der zeithistori-
schen Forschung an, die eine Historisierung der DDR, 
also deren Integration in den größeren Zusammen-
hang der deutschen Nachkriegsgeschichte fordern 
(„Die Teile als Ganzes erkennen“, K. Jarausch). Zu-
dem wird durch den Langzeitblick (1943–2003) erst-
mals eine Studie vorgelegt, die einen zentralen Bau-
stein des deutschen Erinnerungsfundus – den Ver-
nichtungsfeldzug im Osten – in vergleichender Per-
spektive untersucht und dessen Wandlungen bis in das 
wiedervereinigte Deutschland verfolgt. 

Die systematische Erforschung dieser ambivalenten 
Erinnerungsgeschichte erfordert eine breite und wohl 
strukturierte Quellenarbeit. Da die Frage nach der po-
litisch-gesellschaftlichen Wirkung von kollektiver Er-
innerung bzw. von offiziell kommunizierten Ge-
schichtsbildern in den politischen Kulturen im Vor-
dergrund steht, konzentrierten sich die Archivrecher-
chen auf die politischen Akteure und Parteien. 
Insbesondere werden die Reden und Schriften von 
Vertretern der politischen und kulturellen Eliten, Par-
lamentsdebatten sowie Archivalien von Massenorga-
nisationen wie die Gesellschaft für deutsch-sowje-
tische Freundschaft (GDSF) und Veteranenverbänden 
(Verband deutscher Soldaten, Gesellschaft für Wehr-
kunde in der Bundesrepublik, Arbeitsgemeinschaft 
ehemaliger Offiziere/Bund deutscher Offiziere in der 
DDR) in die Quellenanalyse einbezogen. Beachtung 
finden darüber hinaus die Fragen und Erkenntnisse 
der zeitgenössischen Geschichtsschreibung. Histo-
risch und quellenkritisch besonders bemerkenswert 
sind zudem die Akten des MfS, die im Hinblick auf 
dessen überlieferte Aktivitäten im Zusammenhang mit 
der Überwachung von Einstellungen in der DDR-
Bevölkerung über den sowjetischen Bruderstaat, z. B. 
im Umkreis von wichtigen Jahrestagen, Gedenkfeiern 
oder in Organisationen wie der GDSF, konsultiert 
wurden. Eine derartige Längsschnittuntersuchung mit 
einer solchen Fülle an Material hat die Recherchen 
auf „Stationen“ der Erinnerungsgeschichte be-
schränkt, wie etwa regelmäßig wiederkehrende Jah-
restage (22. Juni Beginn des Russlandfeldzuges, 2. 
Februar Kapitulation bei Stalingrad) und offizielle 
Gedenktage (Volkstrauertag; Weltfriedenstag). Au-
ßerdem stützt sich die Studie auf die reichhaltige Se-
kundärliteratur zum „Mythos“ Stalingrad, zum Russ-
landfeldzug, den Wehrmachtverbrechen sowie zur 
„Vergangenheitsbewältigung“ in Ost und West.  

Die bisherige Arbeit am Thema erlaubt erste 
Schlussfolgerungen. Während in der Bundesrepublik 
die Vernichtung von etwa sechs Millionen Juden über 
die Jahrzehnte die prominenteste Rolle in der offiziel-
len Erinnerungskultur einnahm, konzentrierte sich of-
fizielles Gedenken in der DDR auf den Angriffskrieg 
der Wehrmacht gegen die Sowjetunion. Dieser fun-
damentale Unterschied resultierte maßgeblich, aber 
nicht ausschließlich, aus den politischen Realitäten 
und Notwendigkeiten des Kalten Krieges, d. h. in A-
denauers Politik der Westbindung einerseits und in 
der Ostblock-Integration der DDR andererseits.  

Die Geschichte dieser geteilten Erinnerung lässt 
sich als Überkreuz-Bewegung verbildlichen. Diese 
nahm ihren Ausgang 1945, also in jenem Jahr, das im 
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Westen als Niederlage und im Osten als Befreiung 
angesehen wurde. Diese gegensätzlichen Interpretati-
onen nähern sich erst langsam aber spürbar über die 
folgenden Jahrzehnte aneinander an. Vielleicht signa-
lisiert das Jahr 1985 den ersten gemeinsamen Schnitt-
punkt dieser auch in diesem Sinne geteilten Geschich-
te: in der DDR erschien der Film „Das Jahr 1945“, der 
neben den Nazi-Verbrechen auch die Leiden des 
Kriegsendes wie Vertreibung, Zerstörung und Besat-
zungsherrschaft thematisierte und damit erstmals auf 
eine Engführung der Geschichte auf den Befreiungs-
aspekt verzichtete. In der Bundesrepublik hielt Ri-
chard von Weizsäcker seine historische Rede zum 8. 
Mai: der Tag der Niederlage, erklärte er, war auch ein 
Tag der Befreiung der besetzten Völker und der Deut-
schen vom „menschenverachtenden Regime der nati-
onalsozialistischen Gewaltherrschaft“. 1985 zeichnete 
sich also ein langwieriger Prozess der erinnerungskul-
turellen Annäherung ab, der sich erst mit Mauerfall 
und staatlicher Einheit voll entfalten kann und bis 
heute eine unvollendete, ambivalente Angelegenheit 
bleibt. 

Lohnend ist der Blick auf Ursprung und Gestalt der 
ostdeutschen Erinnerung an den Ostkrieg, den 
Schwerpunkt der Studie. Die Nazi-Führung hatte den 
Krieg gegen die Sowjetunion zum Schicksalskampf 
stilisiert und zelebrierte die Niederlage der 6. Armee 
bei Stalingrad als deutsches „Heldenepos“. So in-
struierte Propagandaminister Goebbels am 3. 2. 1943 
(am Tag nach der Kapitulation der 6. Armee), die 
deutsche Presse entsprechend: „Der Heldenkampf um 
Stalingrad wird nunmehr zum größten Heldenlied der 
deutschen Geschichte werden … Aus dem unsterbli-
chen Heldentum der Männer von Stalingrad werden 
sich in der deutschen Nation noch stärker als bisher 
der Geist und die Kräfte entfalten, die ihr den Sieg si-
chern, den zu erringen sie jetzt um so fanatischer ent-
schlossen ist.” Der totale Krieg war eingeläutet und 
die Toten von Stalingrad fungierten darin als mobili-
sierende Helden.  

Als der „totale Krieg“ endgültig in der totalen Nie-
derlage endete, empfanden viele Deutsche das Ende 
nachweislich nicht als Befreiung, sondern als nationa-
le Katastrophe, Demütigung und als Dammbruch für 
neues Unrecht. In der Folge erwiesen sich Feindbil-
der, Hass und Ängste als sehr langlebig. Dies lässt 
sich z. B. anhand von bisher nicht veröffentlichten 
Hörerbriefen aus der SBZ und West-Berlin an den 
RIAS Berlin aus den Jahren 1948/49 zeigen. Ostdeut-
sche Absender flehten den Sender und damit die 
Westalliierten an, die Ostzone nicht zu vergessen: 
„Befreit uns von den Russen und ihren kommunisti-
schen Freunden!“ West-Berliner dankten herzlich für 
die Hilfen aus der Luft während der Berlin-Blockade 
und drängten die Verbündeten, sie von den „Befreiern 
des Ostens zu befreien“. Man sah sich dem „bolsche-
wistischen Terror“ hilflos ausgeliefert in einer 
Schlacht „David gegen Goliath“ und befürchtete, dass 
„unser unterdrücktes Volk von diesen minderwertigen 
Leuten ausgerottet“ werden würde.  

Die Vergangenheit, obwohl doch so nah, war nur in 
einer Dimension anwesend, nämlich in der Dimension 
des Leidens; nach Krieg und Niederlage nun die rus-
sische Besatzung mit all ihren Folgen. Über die Ursa-
chen und Zusammenhänge dieser nationalen Kalami-
tät schweigen die Hörerbriefe freilich. Nicht dass die-
ser Mangel an Reflexion überrascht. Doch scheint es 

bemerkenswert, dass trotz des durchaus vorhandenen 
und öffentlich kommunizierten Wissens um die deut-
schen Verbrechen an der Ostfront der tief verwurzelte 
Hass ungetrübt erhalten blieb. Die einschlägigen 
Kriegsverbrecherprozesse, die in allen vier Zonen ei-
ne hohe mediale Resonanz fanden, lagen nur wenige 
Jahre zurück. Das kurze Zeitfenster des „Nürnberg In-
terregnums“, in dem vor den Augen der (gesamt-) 
deutschen Öffentlichkeit die Realität des Vernich-
tungsfeldzuges im Osten verhandelt wurde, reichte 
nicht aus, um die Dimension der Verbrechen an der 
Ostfront in das kollektive Gedächtnis der Deutschen 
zu schreiben. Eine auf historischer Wahrhaftigkeit ba-
sierende Vorstellung von der grausamen Realität des 
Russlandfeldzuges fand zunächst keinen Platz in den 
neu erwachsenden politischen Kulturen in Ost und 
West. Und während man in der frühen Bundesrepu-
blik ein „Verschwinden der Täter“ (H. Heer) diagnos-
tizieren kann, ließ die KPD/SED-Geschichtspolitik 
der ersten Nachkriegsjahre die Täter verschwimmen: 
zwar wurden die Verbrechen der „faschistischen 
Wehrmacht“ frühzeitig in der DDR thematisiert, doch 
blieben die Täter – vielfach einfache Landser –als ge-
schundene und von Hitler missbrauchte „deutsche 
Arbeiter“ unbenannt und unbehelligt.  

Entsprechend kreierten die deutschen Kommunisten 
schon vor Kriegsende eine Meistererzählung des Ost-
krieges, die die pointierte Belastung der „faschisti-
schen Hitler-Clique“ und des „Monopolkapitals“ und 
zugleich die kollektive Entlastung der „Arbeiterklas-
se“ ermöglichte. Anton Ackermann notierte bereits 
1944 im Moskauer Exil den programmatischen Leit-
satz für die propagandistische Arbeit im Nachkriegs-
deutschland: „Alle Mittel mobilisieren, auch die Ver-
gangenheit!“ Mit dem nach der Niederlage bei Stalin-
grad gegründeten „Nationalkomitee Freies Deutsch-
land“ verfügten die deutschen Exilkommunisten über 
eine Organisation zur Propagierung ihrer Wahrheiten 
über Hitlerdeutschland. Flugblätter, die vom Kreml 
finanziert millionenfach über der Ostfront abgeworfen 
wurden, riefen zum Überlaufen zur Roten Armee auf 
und prangerten Hitler als Abenteurer und skrupellosen 
Mörder deutscher Soldaten an. Stalingrad signalisierte 
die Wende des Krieges: „Stalingrad hat gezeigt, wer 
Hitler ist: Der Verderber Deutschlands, ein militäri-
scher Stümper“, heißt es in einem Flugblatt vom Mai 
1943. „Weg mit Hitler und der Krieg ist aus! ... Die 
Toten warnen Dich, Soldat, Dich mahnen die Schatten 
von Stalingrad!“ 

Doch die deutschen Soldaten ließen sich nicht zum 
Desertieren überreden. Die meisten kämpften bis zum 
bitteren Ende in Hitlers Wehrmacht. Das Ausbleiben 
einer effektiven innerdeutschen Anti-Hitler-Bewe-
gung, die den Sturz des Diktators hätte herbeiführen 
können, hielt die KPD-Führung den Deutschen nach 
1945 vor. Damit begründete sie auch die Pflicht zur 
Wiedergutmachung und bedingungslosen Treue ge-
genüber der Sowjetunion. In ihrem „Aufruf an das 
deutsche Volk“ vom 11. Juni 1945 stellte die KPD 
klar, dass „der heimtückische, wortbrüchige Überfall 
auf die Sowjetunion … das größte und verhängnis-
vollste Kriegsverbrechen Hitlers [war].“  

Bald wurde der 22. Juni zu dem Gedenktag des 
Zweiten Weltkrieges. Der 1. September wurde zwar 
später als Weltfriedenstag zelebriert, doch konzent-
rierte sich die SED-Propaganda auf den Beginn des 
Russlandfeldzugs als quasi gefühltem Ausbruch des 
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Zweiten Weltkriegs. 1946 erinnerte das Neue 
Deutschland (ND) noch vorrangig an das Grauen des 
Überfalls; schon 1948 nutzte die SED das Gedenken 
an „Barbarossa“ zur vergangenheitspolitischen Legi-
timation sowohl der sowjetischen Besatzung als auch 
der kommunistischen Herrschaft in der SBZ. Denn, so 
der Titelkommentar im ND vom 22. Juni 1948, es sei 
eine „Hauptlehre des 22. Juni, daß ‚man‘ einen Krieg 
gegen die Sowjetunion entfesseln kann, aber auch daß 
‚man‘ ihn verliert. … Der Antikommunismus und die 
Antisowjethetze sind, wie unter Hitler, Vorbereitun-
gen für einen neuen Angriffskrieg gegen die Sowjet-
union. Krieg gegen das sozialistische Land … endet 
aber mit der Niederlage für die Angreifer“. In dieser 
Deutung von „Barbarossa“ lag auch der Grundstein 
für die politisch-ideologische, ja ästhetische Verklä-
rung Stalingrads zum Kriegswendepunkt. Gleichsam 
wurde der Stalingradkämpfer nach „Einkehr und Um-
kehr“ zum „Kämpfer für den Frieden“ und die 
deutsch-sowjetische Freundschaft. Als das SED-
Politbüro im August 1949 einen Antrag der GDSF 
verhandelte, den 2. Februar als „Stalingrad-Tag“ zu 
Ehren der Heimkehrer zu begehen, stellte die SED-
Führung klar, dass „der Tag … nicht als Heimkehrer-
tag, sondern unter dem Motto ‚Nie wieder Krieg ge-
gen die Sowjetunion‘ durchgeführt werden [soll].“ 

Somit diente die permanente und kanonisierte Erin-
nerung an den Russlandfeldzug der SED direkt zur 
Herrschaftslegitimation mit ganz praktische Folgen: 
denn nur in diesem Teil der Geschichte des Zweiten 
Weltkrieges fanden sich die historischen Zutaten für 
die Etablierung eines „anderen Deutschlands“, dessen 
oberste Staatsräson im Projekt der deutsch-sowjeti-
schen Freundschaft bestand. Wer nicht für die Sow-
jetunion war, war gegen sie, war ihr Feind. Neben den 
offiziellen Antifaschismus, der heute gemeinhin als 
der Gründungsmythos der DDR gilt, sollte daher 
komplementär ein zweiter, ebenso zentraler Grün-
dungsmythos gestellt werden, nämlich die ideolo-
gisch-politische Behauptung der historisch-logischen, 
quasi-organischen und daher unverbrüchlichen 
Freundschaft zwischen den ehemaligen Erzfeinden 
Deutschland (sprich: DDR) und der Sowjetunion.  

„Frozen pasts“ nannte Tony Judt die offiziellen 
Narrative, die nach 1945 von den kommunistischen 
Parteien in den Ostblock-Staaten durchgesetzt wurden 
und bis 1989 weitestgehend unverändert blieben. Für 
die SED war das Urverbrechen „Barbarossa“ letztlich 
ein sinnstiftendes historisches Ereignis, das, in dem 
die Rote Armee den Hitlerfaschismus besiegte, die 
Befreiung des deutschen Volkes nicht nur von Hitler 
sondern auch von jahrhunderte langer Unterdrückung 
brachte. Denn mit der Gründung der DDR erfüllte 
sich die Geschichte. Das Vermächtnis des Krieges 
wurde als Ermächtigung zur Herrschaft des Proletari-
ats vereinnahmt. Die Niederlage von Stalingrad er-
möglichte in letzter Konsequenz diesen Sieg der Ge-
schichte. Für Goebbels waren die Toten von Stalin-
grad gestorben, damit Deutschland lebe, sie waren 
mobilisierende Helden. Für die SED mahnten und 
rechtfertigten die Toten von Stalingrad die Realisie-
rung eines anderen Deutschlands, sie verkörperten ein 
legitimierendes Heldentum. 
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Entwicklung der Landwirtschaft und des 
ländlichen Lebens Mitte der 1960er Jahre 
bis Anfang der 1980er Jahre in den drei 
Nordbezirken der DDR 
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Die Entwicklung des Agrarwesens in der DDR kann 
man in vier sich teilweise überschneidende Phasen 
bzw. Umbrüche einteilen: bäuerlich geprägte Landwirt-
schaft infolge der Bodenreform (1945–1960), Verge-
nossenschaftlichung (1952–1963) Industrialisierung 
(1963–1981) und Konsolidierung/Kurskorrektur 
(1981–1989). Die Industrialisierung der Landwirtschaft 
war geprägt durch Chemisierung, Technisierung sowie 
einer schrittweisen Konzentration und Spezialisierung 
der Produktion, die eine folgenschwere Trennung von 
Viehwirtschaft und Ackerbau zum Ergebnis hatte. Gel-
ten die beiden ersten Abschnitte der Agrarentwicklung 
als gut erforscht, kann hiervon im Hinblick auf die zu 
untersuchende Industrialisierungsphase des DDR-
Agrarwesens nicht die Rede sein. 

Die industrielle Großproduktion entsprach dem ge-
sellschaftspolitischen Konzept der SED. Die Unter-
schiede zwischen Stadt und Land sollten beseitigt 
werden. Es drängt sich der Schluss auf, dass man be-
strebt war, mit Hilfe administrativer Maßnahmen eine 
vermeintlich gesetzmäßige Abfolge der Gesellschafts-
formationen auf dem Land herzustellen. Ziel war es, 
die ländliche Bevölkerung zu proletarisieren und da-
mit die Macht der Partei der Arbeiterklasse zu stär-
ken, was aber aus verschiedenen Gründen nur teilwei-
se zum Erfolg führte. Man gab den früheren Grund-
satz „Einheit von Wohn- und Arbeitsplatz“ auf. Der 
Ausbau von Zentraldörfern wurde forciert, was sich 
zulasten kleinerer Ortschaften auswirkte. Agrarbetrie-
be zogen sich mit ihren Produktionsstätten aus Dör-
fern in Randlagen zurück, was sich spürbar negativ in 
deren Erscheinungsbild bemerkbar machte. Eine wei-
tere Landflucht, insbesondere von jungen Menschen, 
war die Folge. Die „Einheit von Wirtschafts- und So-
zialpolitik“, die seit dem VIII. Parteitag der SED 1971 
in den Mittelpunkt rückte, wirkte sich stark auf die 
ländlichen Regionen aus. Investitionen gingen zu-
gunsten des Wohnungsbaus in den Städten zurück. 
Andererseits konzentrierte man sich darauf, in den 
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ländlichen Gebieten mehr Eigenheime statt Wohnblö-
cke zu errichten, da diese eher dem ländlichen Charak-
ter entsprachen. 

Die Trennung von Ackerbau und Viehwirtschaft, 
die in den 1960er Jahren peu à peu über den Weg der 
Kooperation begann und Mitte der 1970er Jahre abge-
schlossen werden konnte, war in der DDR und inner-
halb des sozialistischen Wirtschaftsgebietes umstrit-
ten. Der Transport- und Verwaltungsaufwand erhöhte 
sich. Auch der Alltag der Beschäftigten in der Land-
wirtschaft erfuhr große Veränderungen. In vielen 
Gemeinden waren die Beziehungen zwischen den 
Produktseinheiten konfliktgeladen. Trotz der ständig 
angemahnten Kooperation in der Landwirtschaft ge-
lang es der SED nicht, die Agrarbetriebe flächende-
ckend zu einer effektiven und reibungslosen Zusam-
menarbeit zu bewegen. Vielmehr schuf man weitge-
hend einseitige Abhängigkeitsverhältnisse zulasten 
der Tierproduzenten. Zwischen den Dörfern und auch 
in den Familien bildeten sich Gräben. Dies wird in ei-
nem Arbeitspapier der Bezirksleitung Rostock von 
1977 verdeutlicht: „Durch die vollzogene Arbeitstei-
lung Pflanzen- und Tierproduktion ist jetzt der Zeit-
punkt herangekommen, wo erste Erscheinungen des 
Auseinanderlebens der Genossenschaftsbauern in den 
Dörfern auftreten.“ 

Der SED-Gigantismus, der sich in überdimensio-
nierten Betrieben äußerte, hatte verheerende ökono-
mische und ökologische Folgen, die aus ideologischen 
Gründen durch die SED weitgehend übergangen wur-
den. Die rigorose Trennung der Produktionszweige 
und die Organisation der Arbeit nach Produktarten 
führte nicht zum erhofften wirtschaftlichen Erfolg. 
Die Erträge gingen in den 1970er Jahren im Vergleich 
zur vorrangegangen Dekade zurück. Andere sozialis-
tische Länder mit kollektivierter Landwirtschaft, wie 
die ČSSR und Ungarn, konnten höhere Leistungen in 
der Feldwirtschaft erreichen, obwohl die DDR Mitte 
der 1960er Jahre in diesem Sektor noch leistungsmä-
ßig überlegen war. So sah sich Werner Felfe, der ZK-
Sekretär für Landwirtschaft, 1982 dazu gezwungen, 
angesichts der Landwirtschaftspolitik der 1970er Jah-
re, die stark durch seinen Vorgänger Gerhard Grüne-
berg geprägt war, zu konstatieren: „Offenbar erweist 
sich eine Marxsche Erkenntnis wiederum als richtig: 
konzentriert man die Produktion zu stark, ohne auch 
die Effektivität zu steigern, so kann man unversehens 
von einer intensiv betriebenen Wirtschaft in eine mehr 
extensive Art zu wirtschaften hineingeraten.“ 

Durch die Konzentration der Produktion, welche ei-
ne starke Reduzierung der Anzahl der LPG und VEG 
mit sich brachte, ergab sich, dass meist nur noch ein 
Landwirtschaftsbetrieb in einer Gemeinde vorhanden 
war. Die Bedeutung der Genossenschaften ging weit 
über die einfacher landwirtschaftlicher Betriebe hin-
aus. Da die Kommunen weder über Finanz- noch Pro-
duktionsmittel in ausreichendem Maße verfügten, 
mussten die LPG diese Lücke ausfüllen. Sie leisteten 
einen Großteil des ländlichen Wohnungs- und Haus-
baus, errichteten Wasser- und Stromversorgung, bau-
ten Straßen, Kindertagesstätten, Gasthäuser, Ein-
kaufseinrichtungen und vieles mehr. Ihr Maschinen-
park und ihre Arbeitskräfte standen der ländlichen 
Bevölkerung in Ermangelung verfügbarer Dienstleis-
tungsbetriebe zur Verfügung. Diese Ausnahmestel-
lung der LPG brachte allerdings auch Probleme hin-
sichtlich der Machtkonzentration in den Gemeinden 

mit sich. Die Bürgermeister waren zwar oft in den 
SED-Grundorganisationen der Agrarbetriebe einge-
bunden, sahen sich aber gegenüber den LPG-Vorsit-
zenden oft in eine Bittstellerposition gedrängt. Ob-
wohl die Genossenschaften demokratisch organisiert 
sein sollten, bestimmte häufig der Vorsitzende über 
die Geschicke des Betriebes. Daher blieb die halbher-
zig vorgebrachte Kritik an Mängeln bei der Durchset-
zung der sogenannten „innergenossenschaftlichen 
Demokratie“ bis zum Ende der DDR ständig aktuell. 
Die Genossenschaften wurden aus den genannten 
Gründen somit unbeabsichtigt zu Erben der landwirt-
schaftlichen Großgüter der Vorkriegszeit; ein Aspekt, 
der von der Forschung bis dato kaum berücksichtigt 
wurde und der u. a. mit Hilfe von Zeitzeugen unter-
sucht werden soll. 

Das Dissertationsprojekt folgt verschiedenen Frage-
stellungen ökonomischer, ökologischer und sozialer 
Art. Beachtung erfährt v. a. die Umsetzung der weit-
reichenden Transformation und deren Auswirkung auf 
Arbeits- und Lebensbedingungen der ländlichen Be-
völkerung. Daneben sollen die unterschiedlichen Ak-
teursebenen und ihre Rolle in den Umbildungsprozes-
sen analysiert werden. Von besonderem Interesse für 
die Untersuchung ist, wie sich Landbevölkerung und 
Leitung der landwirtschaftlichen Betriebe gegenüber 
der oft administrativen Durchsetzung der SED-Agrar-
politik verhielten, denn die Trennung der Produkti-
onszweige war zum Beispiel höchst umstritten. Wei-
terhin stellen sich folgende Fragen: Inwieweit konnte 
eine industrielle Großproduktion tatsächlich einge-
führt werden? Gelang es angesichts der gegenläufigen 
Entwicklung in Form des Ausbaus der Individualwirt-
schaften der Genossenschaftsbauern die Landbevölke-
rung zu proletarisieren? 

Das Untersuchungsgebiet beschränkt sich auf die drei 
Nordbezirke Neubrandenburg, Rostock und Schwerin, 
die stark landwirtschaftlich geprägt waren. Allerdings 
wird die zentrale Ebene bei den Untersuchungen nicht 
ausgeblendet. 

Die 1960er Jahre gelten als erfolgreichste Etappe 
der Landwirtschaft der DDR. Die LPG, die während 
der Zwangsvergenossenschaftlichung zum Teil über-
hastet gebildet worden waren, festigten sich allmäh-
lich nicht zuletzt unter dem Eindruck des Neuen Öko-
nomischen Systems der Planung und Leitung 
(NÖPSL). Oft wird in der Forschungsliteratur der 
Eindruck erweckt, dass es sich bei diesem Jahrzehnt 
um eine relativ stabile Periode der Landwirtschafts-
entwicklung handelt. Diese Auffassung kann nach den 
bisherigen Untersuchungen m. E. nicht aufrechterhal-
ten werden. Das Agrarwesen der DDR war einem 
ständigen Wandel unterworfen. Dieser Umstand ist 
mehreren Faktoren geschuldet: der Auffassung der 
SED alle Änderungen schrittweise durchzuführen, ei-
ner zu konstatierenden Experimentierfreudigkeit, der 
Korrektur fehlerhafter Entwicklungen und später per-
sonellen Änderungen in der Leitung der Landwirt-
schaft (Tod des Landwirtschaftsministers Ewald 1973 
und des ZK-Sekretärs für Landwirtschaft Gerhard 
Grüneberg 1981). Durch den Mauerbau sah man sich 
in der Lage, Landwirtschaftspolitik offener durchzu-
setzen. In den 1960er Jahren gab es mehrere parallele 
Entwicklungen, die einschneidende Veränderungen 
auf dem Lande mit sich brachten. Als Eingeständnis 
gegenüber den Bauern hatte man im Zuge der Verge-
nossenschaftlichung LPG zugelassen, in denen das 
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Vieh privat gehalten wurde. In den 1960er Jahren be-
gann man, die Bauern dieser sogenannten LPG Typ I 
dazu zu bewegen, geschlossen vollgenossenschaftli-
chen LPG Typ III beizutreten. Den LPG Typ I gedieh 
weit weniger Hilfe an, sie überalterten und besaßen zu 
wenig Technik, sodass deren „Weiterentwicklung“ als 
sogenanntes „objektives Erfordernis“ erscheinen 
musste. Letztendlich hatten sie aber zu weichen, weil 
sie oft nach einzelbäuerlichen Prinzipien wirtschafte-
ten. 

Neben diesem Konzentrationsprozess, der sich in 
den 1970er Jahren fortsetzte, standen auch schon die 
1960er Jahre unter dem Eindruck einer beginnenden 
Industrialisierung der DDR-Landwirtschaft. Diese 
wurde auf dem VI. Parteitag der SED 1963 propa-
giert. Man drang darauf, LPG zusammenzufassen, 
diesen ab 1964 Hauptproduktionsrichtungen zu ver-
ordnen und größere Schläge zu schaffen. Zur Durch-
setzung der industriellen Agrarwirtschaft sollte auch 
die Kooperation dienen, welche ab 1965 verstärkt an-
gemahnt wurde. Diese war für SED unerlässlich, um 
sukzessive größere Wirtschaftseinheiten zu bilden und 
ab 1967 die Herauslösung der Pflanzenproduktion aus 
den Agrarbetrieben zu organisieren. Durch Propagan-
daarbeit gelang es der SED, viele Beschäftigte in der 
Landwirtschaft zur Teilnahme an der Umsetzung ihrer 
Politik zu bewegen. Allerdings gab es dabei auch 
Rückschläge, v. a. 1969, als Walter Ulbricht Gerhard 
Grüneberg öffentlich für „Überspitzungen“ kritisierte 
und die Kooperation in weiten Teilen zumindest zeit-
weise zusammenbrach. Aber auch danach scheute 
man sich nicht, zu Zwangsmaßnahmen zu greifen. 
Beispielsweise führte man Technik nur da zu, wo ein 
überbetrieblicher Einsatz gewährleistet war. 

Die endgültige Trennung von Ackerbau und Vieh-
haltung erfolgte insbesondere nach dem VIII. SED-
Parteitag 1971. Man bildete verstärkt Kooperative 
Abteilungen Pflanzenproduktion (KAP), die ab Mitte 
der 1970er Jahre zu eigenständigen LPG und VEG 
der Pflanzenproduktion wurden. Die Übernahme von 
genossenschaftlichen Flächen und Mitgliedern durch 
VEG war nicht immer freiwillig. Ziel war es, den 
volkseigenen Sektor zu stärken und damit die Rolle 
der Arbeiterklasse auf dem Land zu stärken. 

Die Industrialisierung der Landwirtschaft vollzog 
sich v. a. im pflanzlichen Bereich, da nach Meinung 
der SED nur damit die Voraussetzung für eine ange-
strebte industrielle Tiermassenhaltung geschaffen 
werden konnte. Beide Ziele konnten aber nicht voll-
ständig verwirklicht werden. Die Maschinenzufüh-
rung in der Feldwirtschaft reichte nicht aus, die Tech-
nologie veraltete schnell und die Landmaschinenin-
dustrie war mit der Versorgung der eigenen Wirt-
schaft sowie dem ehrgeizigen Exportprogramm über-
fordert. Es trat ebenfalls ein Mangel an Chemikalien 
ein. Die Lage war der Führung der SED bekannt. Der 
Abteilungsleiter Landwirtschaft des ZK, Bruno Kies-
ler, schrieb 1974 an Honecker: „Es trifft nicht nur auf 
diese LPG oder diesen Kreis zu, daß der jährlich an-
gemeldete Bedarf neuer Technik nicht voll abgedeckt 
werden kann, sondern ist bei einigen wichtigen 
Landmaschinen ein generelles Problem.“ Die Erträge 
stagnierten. Auch bei der Errichtung industrieller 
Tierhaltungsanlagen wie Bullenmastställe mit 10000 
Plätzen stieß man schnell an Grenzen. Es wurden nur 
einige Anlagen errichtet und selbst bei diesen kam es 
teilweise zu jahrelangen Bauverzögerungen, weil 

wichtige Teile und Maschinen fehlten. Der ansteigen-
de Fleischverbrauch und das Idealbild der autarken 
Versorgung der DDR erzwangen größere Tierbestän-
de, deren vollständige Futterabsicherung nicht konti-
nuierlich gewährleistet werden konnte. Ein großer 
Teil des Viehbestandes musste weiterhin in kleinen, 
oft veralteten Ställen gehalten werden, in denen ein 
hoher Handarbeitsaufwand herrschte. Die Mittel zur 
Rekonstruktion und Rationalisierung reichten nicht 
aus. So entsprachen die Arbeitsbedingungen bei wei-
tem nicht denen einer angestrebten industriemäßigen 
Produktion. 

Auch der Mangel an Arbeitskräften stellte zuneh-
mend einen begrenzenden Faktor für Fortschritte dar, 
obwohl die DDR mit 10,6 % einen sehr hohen Anteil 
von Beschäftigten in der Landwirtschaft aufzuweisen 
hatte. Besonders kompliziert wurde die Situation im 
Bezirk Neubrandenburg. Oft war es schwierig, Nach-
wuchs für die Landwirtschaft zu gewinnen. Daher 
versuchte die Staats- und Parteiführung, über die Ver-
besserung der Lebensbedingungen auf den Dörfern 
Abhilfe zu schaffen, wenn auch nur mit begrenztem 
Erfolg. 

Zu Beginn der 1980er Jahre erkannte die SED, dass 
man nicht in der Lage sein würde, die angestrebte 
Proletarisierung der Beschäftigten der Agrarwirtschaft 
durchzuführen. Die Führung der Einheitspartei hob 
entgegen der bisherigen Politik bäuerliche Traditionen 
und den dörflichen Charakter hervor. Weiterhin setzte 
man auf das Territorialprinzip statt wie bisher auf die 
produktartengebunde Organisation in der Pflanzen-
produktion. Letztere hatte zu einem Mehraufwand an 
Kosten und zu einer Loslösung der Bauern von den 
Dörfern geführt. 

Da die flächendeckende Industrialisierung des Ag-
rarwesens scheiterte, beachtete man seit den 1970er 
Jahren die große Bedeutung des Sektors der individu-
ellen Produktion stärker. Beispielsweise lieferte der 
private Agrarsektor 1972 14 % des Aufkommens an 
Schlachtvieh und 49 % der Eier. Durch die zuneh-
mende Förderung dieses Bereiches nahm man in 
Kauf, dass das Idealbild einer verstädterten Gemein-
de, welches noch bis zu Beginn der 1980er Jahre exis-
tierte, konterkariert wurde. Die Individualwirtschaften 
boten zum einen die mögliche Vervielfachung des 
persönlichen Einkommens, zum anderen dienten sie 
als bäuerlicher Rückzugsraum, sodass die Arbeit in 
der LPG zum Teil vernachlässigt wurde. 

Der bisher sehr wenig erforschte Kurswechsel in 
den 1980er Jahren kann angesichts der Komplexität 
der Vorgänge in den beiden vorangegangenen Jahr-
zehnten in der Dissertation nur angeschnitten werden, 
bedarf aber der Erläuterung, um die vorrangegangene 
Entwicklung einordnen zu können. 
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Einführung des pass- und visafreien 
Grenzverkehrs zwischen Polen und der 
DDR (1972–1980) 

 
 
 
 
 
 
VON  
RAFAL ROGULSKI-PYTLAK 

 
1972, siebenundzwanzig Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges und elf Jahre nach dem Mauer-
bau, wurde zwischen der Volksrepublik Polen (VRP) 
und der Deutschen Demokratischen Republik der vi-
safreie Grenzverkehr eingeführt. Bereits im ersten 
Jahr besuchten daraufhin rund 10 Millionen Polen die 
DDR und nahezu 7 Millionen Ostdeutsche ihren östli-
chen Nachbarstaat. Statistisch gesehen war damit al-
lein im Jahre 1972 fast jeder zweite Ostdeutsche nach 
Polen gefahren! Noch nie zuvor hatte es in der pol-
nisch-deutschen Geschichte einen quantitativ ver-
gleichbaren, zwischenstaatlichen Grenzverkehr gege-
ben. Seit dem Kriegsende kam es erstmals zu massen-
haften Kontakten zwischen Deutschen und Polen. Die 
unverhoffte Freizügigkeit zwischen den beiden ge-
schlossenen Gesellschaften sollte nur acht Jahre wäh-
ren. Bereits 1980 wurde der visafreie Reiseverkehr 
auf Betreiben der SED-Führung wieder eingestellt. 
Damit hoffte sie, ein Übergreifen der politischen Un-
ruhen in Polen auf die DDR zu verhindern.  

An beiden Seiten der Oder/Neiße-Grenze hatten 
sich zu Beginn der siebziger Jahre zwei junge, dikta-
torisch verfasste Staaten gegenübergestanden, deren 
Nachbarschaft indes durch eine lange Vorgeschichte 
belastet war. Diesseits wie jenseits der Grenze war die 
parteistaatliche Propaganda – zumindest offiziell – 
bemüht gewesen, diese Belastungen zu negieren. Jen-
seits der gemeinsamen Vorgeschichte wiesen die Ge-
sellschaften in der DDR und in der VRP Gemeinsam-
keiten auf. Beiderseits der Grenze hatte sich der Ge-
sellschaftsaufbau bzw. die Gesellschaftsstruktur im 
Rahmen der „sozialistischen Umgestaltung“ in der 
zweiten Hälfte der vierziger und in den fünfziger Jah-
ren wesentlich gewandelt. Beide Gesellschaften waren 
im unterschiedlichen Ausmaß entwurzelt: In den neu-
en Westgebieten Polens stammte ein hoher Prozent-
satz der Bevölkerung aus dem von den Sowjets an-
nektierten Ostpolen. Der Anteil der Flüchtlinge und 
Vertriebenen war in der DDR längs der Grenze zu Po-
len ebenfalls signifikant hoch. Mehr als zwei Jahr-
zehnte lebten diese Gesellschaften durch die neue 
Grenze getrennt nebeneinander, ohne einen Austausch 
pflegen zu können, der über offizielle Kontakte in Po-
litik, Wirtschaft und Kultur hinausging. Die Wunden 
der Vergangenheit waren noch lange nicht geheilt. 
Zusammen mit den nationalen Stereotypen auf beiden 
Seiten wurde die Meinung übereinander von der Ver-
gangenheit stark geprägt. 

Die Öffnung der Grenze zwischen der DDR und der 
VRP und die daraus resultierenden Folgen bilden ei-
nen bedeutungsvollen und gleichzeitig relativ uner-

forschten Bereich der deutsch-polnischen Nach-
kriegsbeziehungen. Die damit verbundenen Erfahrun-
gen sind im jeweiligen nationalen Gedächtnis der 
heute aktiven Generation präsent. Für die Polen war 
vor allem die materielle Seite von Bedeutung; für vie-
le junge Ostdeutsche war der Besuch in Polen ein 
Freiheitserlebnis (u. a. Reise per Anhalter, Begegnung 
mit moderner und vielfach weniger reglementierter 
Kultur). Mangelwaren materieller und kultureller Art 
wurden offiziell (oft von staatlichen Institutionen or-
ganisiert) und inoffiziell (illegal) zwischen den Ge-
sellschaften „ausgetauscht“. Andererseits haben die 
grenzüberschreitenden Kontakte offenbar auch dazu 
geführt, dass sich nationale Stereotype auf beiden Sei-
ten verfestigten und durch die Führungsgremien der 
SED und der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei 
(etwa bei der Schließung der Grenze 1980) instrumen-
talisiert wurden. Und schließlich sei hier auf das sub-
tile Konkurrenz- bzw. Spannungsverhältnis hingewie-
sen, in dem die VR Polen und die DDR zu einander 
bzw. insbesondere zur wirtschaftlich so mächtigen 
und erfolgreichen Bundesrepublik Deutschland stan-
den. Als westlichster Vorposten der Sowjets und 
deutscher Halbstaat stand die DDR stets im Schatten 
ihres großen westlichen Nachbarn, der für die VR Po-
len (ebenso wie für die DDR) als Handelspartner und 
Kreditgeber unverzichtbar, politisch jedoch belastet 
war. 
 
RAFAŁ ROGULSKI-PYTLAK, geb. 1970 in Wrocław 
(Polen), studierte Kultur- und Politikwissenschaften 
in Wrocław und in Marburg, Journalist in der Auss-
landsredaktion der allgemeinen Tageszeitung „Życie”, 
meritorischer Assistent vom Prof. Władysław Bartos-
zewski und sein Berater im Politischen Kabinett des 
Ministers für Auswärtige Angelegenheiten, seit 2001 
in der Abteilung Kultur, Wissenschaft und Öffent-
lichkeitsarbeit der Botschaft der Republik Polen in 
Berlin 

Die Dritte Welt in Ostdeutschland  
1980–2000. Eine zäsurübergreifende  
Studie zu nichtstaatlichem entwicklungs-
politischen Engagement in der späten 
DDR, im politischen Umbruch und in den 
neuen Ländern. 

 
 
 
 
 
 
VON  
MARIA MAGDALENA VERBURG 

 
Das Dissertationsprojekt untersucht das nichtstaatliche 
entwicklungspolitische Engagement in Ostdeutschland 
während der achtziger und neunziger Jahre des vergan-
genen Jahrhunderts. Ziel ist die Analyse der politisch-
gesellschaftlichen Verortung, der Programmatik und 
der Handlungsmuster aller nachweisbaren Dritte-Welt-
Gruppen sowie ihres Konflikts und ihrer Kooperation 
mit den jeweiligen staatlichen Akteuren. Kontinuität 
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und Wandel, Erlöschen und Neubildung nichtstaatli-
chen entwicklungspolitischen Engagements in Ost-
deutschland werden im gebrochenen Kontinuum dreier 
Zeitphasen analysiert: in der SED-Diktatur, während 
der friedlichen Revolution 1989/90 und nach Ankunft 
in der Demokratie der Bundesrepublik. Gegenstand der 
Untersuchung sind vor allem in unabhängigen Archi-
ven der neuen Bundesländer gesammelte Materialien, 
die Überlieferung der BStU und das im Gefolge der 
Umbrüche entstandene Schriftgut der aus nichtstaatli-
chem ebenso wie aus staatlichem Engagement der 
DDR hervorgegangenen NRO. Daneben bilden Inter-
views mit Zeitzeugen eine Informationsgrundlage von 
zentraler Relevanz. 

Ausgangspunkt des Forschungsvorhabens sind die 
unabhängigen Dritte-Welt-Gruppen der DDR. Sie 
verurteilten die sogenannte „antiimperialistische Soli-
darität“, welche die Staats- und Parteiführung in Ab-
grenzung zu der als „neokolonialen Expansion“ ge-
brandmarkten Entwicklungshilfe der Bundesrepublik 
als einzig wahrhafte Unterstützung der Dritten Welt 
propagierte, als am Eigennutz orientierte, quasikapita-
listische Politik. Nach Schätzungen des MfS stellten 
diese Gruppen in den achtziger Jahren mit einer Ge-
samtzahl von 39 über ein Viertel der insgesamt 150 
oppositionellen Zusammenschlüsse und bildeten als 
Teil der Gesamtgruppenbildung der DDR ein Unru-
hepotential, auf das der DDR-Staat mit Verfolgung 
und Repression reagierte.  

Die zäsurenübergreifende Untersuchung nichtstaat-
lichen entwicklungspolitischen Engagements eröffnet 
Erkenntnischancen, die über eine bloße Rekonstrukti-
on der Gruppenstrukturen und ihres Handlungskon-
textes hinausführen: Die Dritte-Welt-Gruppen der 
DDR werden als ein den Neuen Sozialen Bewegungen 
in westlichen Industriegesellschaften vergleichbarer 
Akteur zu Stellung, Zielen und Handlungsmöglichkei-
ten des nichtstaatlichen Sektors der Bundesrepublik in 
Bezug gesetzt. Dies vertieft die Kenntnis über das 
System der DDR als Ganzes, seine Toleranzschwellen 
und die Spielräume unabhängiger Gruppen. Ebenso 
werden die Spezifika der Interessen und auch Ideale 
der DDR-Gruppen selbst aufgezeigt, die für sich und 
ihre Arbeit mitnichten das bundesrepublikanische 
System anstrebten. Ihr Traum von eigeninteressen-
freier Entwicklungshilfe, von einer Interessengemein-
schaft zwischen Nord, Süd, Ost und West und nicht 
zuletzt vom „reinen“ Sozialismus stellt ein Stück 
Geistesgeschichte dar, dessen Wurzeln freizulegen 
sind, zumal diese Gedankenmodelle für die kurze Zeit 
der demokratischen DDR zur programmatischen 
Richtschnur oberster staatlicher Stellen wurden.  

Beispielhaft wird der Verlauf der Wiedervereini-
gung, der kurze Aufstieg oppositionellen Engage-
ments auf ministerielle Ebene und schließlich das Er-
löschen dieser Ansätze ebenso wie der offiziellen 
Doktrin des SED-Staates aufgezeigt. Die Analyse 
wendet sich sodann der Neuformierung des nichtstaat-
lichen Bereichs in Ostdeutschland zu – immerhin 93 
Gruppen schon 1990, wo ehemals staatliche Eliten 
aus dem Bereich der DDR-Entwicklungspolitik mit 
ehemals nichtstaatskonformen Initiativen der DDR 
zusammentrafen. Es deutet sich an, dass das Verhält-
nis zwischen beiden einst antagonistischen Lagern 
seit den Umbrüchen 1989/90 erstaunlich konfliktarm 
und von der Ablehnung der „Abwicklung“ der DDR 
und der Dominanz der Bundesrepublik überlagert ist. 

Der von politisch-alternativen Gruppen ehemals her-
beigesehnte Ideentransfer aus der Bundesrepublik 
wurde zunehmend als Besserwisserei und Kulturim-
perialismus wahrgenommen. Exemplarisch soll die 
Untersuchung aufzeigen, wie ein mentaler und kultu-
reller Riss zwischen Ost und West fortbesteht, der 
prägender als die Konflikte ist, die einst nichtstaats-
konforme Bestrebungen und staatliche Eliten der 
DDR trennten. 
 
MARIA MAGDALENA VERBURG, geboren 1977, stu-
dierte Geschichte und Anglistik sowie das Zusatzstu-
dium Japanische Sprache und Kultur in Dresden. 
Nach Auslandsaufenthalten in Neuseeland, Japan, 
Frankreich und auf Kuba und einem Praktikum im 
Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung beendete sie Anfang 2005 ihr 
Studium mit einer Magisterarbeit zum Thema „Ent-
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Infrastrukturpolitik der SED und  
Infrastrukturentwicklung der DDR  
am Beispiel der Deutschen Reichsbahn 
1949–1989 

 
 
 
 
 
 
VON  
RALPH KASCHKA 

 
Trotz der Tatsache, dass die Deutsche Reichsbahn 
(DR) während der gesamten Zeit des Bestehens der 
DDR als Verkehrsmittel die herausragende Position 
einnahm, befanden sich die technischen Elemente ih-
rer Infrastruktur im Herbst 1989 in einem stark ver-
nachlässigten Zustand. Das betraf , u. a., deren Gleis- 
und Sicherungsanlagen wie auch Brücken und Bahn-
höfe. Wie konnte es zu einer solchen Situation kom-
men?  

Um auf diese Frage eine Antwort zu finden, soll in 
der geplanten Dissertation zunächst geklärt werden, 
ob und wie die zuständigen Gremien und Entschei-
dungsträger der SED wahrnahmen, dass technische 
Infrastrukturen elementare Vorleistungen für eine er-
folgreiche Volkswirtschaft erbringen und ob sie  Spe-
zifika dieser Infrastrukturen berücksichtigte (u.a. den 
hohe Planungsaufwand und die lange Lebensdauer). 
Welche eigenen Ideen und Initiativen entwickelte die 
Partei bezüglich der Infrastruktur der DR? Diese In-
tentionen wurden stets durch fachliche Friktionen 
eingeschränkt und mussten in der Verwaltung durch-
gesetzt werden. Für die Lösung dieser Probleme be-
diente sich die SED ihres Hilfsorgans bei der DR: der 
Politischen Verwaltung. Konnte die Partei damit diese 
Hindernisse überwinden?  

Ein weiteres Augenmerk wird auf die Institution ge-
richtet, welche für die Ausführung der politischen Be-
schlüsse verantwortlich war: die Exekutive. Ihre Orga-
ne verfügten über die notwendigen Informationen und 
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Erfahrungen in der täglichen Arbeit vor Ort. Es kann 
analysiert werden, wie sie auf Eingriffe der SED rea-
gierte und welche Folgen diese Eingriffe in der Praxis 
hatten. Zudem: Konnte die Verwaltung den Spezifika 
der Infrastruktur entsprechen? Wie ist die eigene Leis-
tung der Verwaltungssegmente zu beurteilen? 

Das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) war in 
der DDR in allen gesellschaftlichen Sphären gegen-
wärtig, so auch im Verkehrswesen. Hierfür existierte 
beim MfS eine eigene Hauptabteilung (XIX), der 
wiederum eine Abteilung speziell für die Deutsche 
Reichsbahn untergliedert war. Ein weiteres Ziel des 
Projektes ist es, herauszuarbeiten, welche Erkenntnis-
se das MfS über die Lage bei der Infrastruktur der DR 
sammelte. Zudem wird danach gefragt, ob es mögli-
cherweise auf diesem Gebiet selbst aktiv wurde, eige-
ne Konzepte entwarf und ob es sich zur Verbesserung 
der Situation einschaltete. und ob diese Maßnahmen 
von Erfolg gekrönt waren  

Um dauerhaft eine leistungsfähige Infrastruktur si-
cherzustellen, sind Innovationen notwendig. Für die 
SED, die Verwaltung und das MfS soll am Beispiel 
der DR untersucht werden, inwieweit die DDR inno-
vationsfähig war. Dabei soll die These aufgestellt 
werden, dass ein entscheidender Grund für die unzu-
reichende Leistungsfähigkeit der Infrastruktur der DR 
in spezifischen Eigenschaften der nationalen Innova-
tionskultur in der DDR begründet liegt. Hierzu rücken 
die Handlungs- und Orientierungsmuster in das Blick-
feld, mit welchen diese Akteure auf wirtschaftliche 
und technische Probleme eingingen und welche kultu-
rellen Umstände (z.B. Leitbilder, Gruppenidentitäten) 
dafür ausschlaggebend waren.  

Insgesamt kann mit der geplanten Studie beispiel-
haft die Funktionsweise und mögliche Grenzen der 
SED-Diktatur weiter ausgelotet und können Einblicke 
in das „Innenleben“ dreier entscheidender Stützen der 
Diktatur gewonnen werden: der SED, der Verwaltung 
und des MfS. 

Als Quellenbasis dienen vorwiegend die Bestände 
des Bundesarchivs in Berlin. Für die schriftlichen Ü-
berlieferungen der SED betrifft das die Abteilung 
SAPMO, für die Verwaltung die Abteilung DDR. 
Darüber hinaus sind für die Bearbeitung des MfS die 
Akten der Beauftragten für die Stasi-Unterlagen zu 
nutzen. Im Rahmen eines solchen zeitgeschichtlichen 
Projektes sollen ergänzend in geringem Umfang Zeit-
zeugenbefragungen durchgeführt werden.  
 
RALPH KASCHKA, 1972 in Altenburg (Thüringen) ge-
boren. 1993–1995 Ausbildung zum staatlich geprüf-
ten Archivassistenten. 1996–2003 Studium der Neue-
ren und Neuesten Geschichte, Wirtschafts- und Sozi-
algeschichte und Geographie an der TU Dresden. 
1999/2000 Studienaufenthalt an der heutigen London 
Metropolitan University (GB) mit Schwerpunkt auf 
der englischen und amerikanischen Geschichte sowie 
der Geschichte des europäischen Kommunismus seit 
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Zwischen Privileg und Anpassung. Ar-
beits- und Lebensbedingungen im Son-
derbetrieb Uranerzbergbau Wismut der 
DDR und die Rolle der Industriegewerk-
schaft im Spiegel der betrieblichen Sozial-
politik (1946–1989).  

 
 
 
 
 
 
VON 
JULIANE SCHÜTTERLE 

 
Als sowjetische Geheimdiensttruppen im Sommer 1945 
ins Erzgebirge kamen, um den entscheidenden Rohstoff 
im atomaren Rüstungswettbewerb aufzuspüren, ahnte 
wohl niemand, welche Ausmaße der kurz darauf ge-
gründete Betrieb zum Uranerzabbau, die „Sowjetische 
Aktiengesellschaft Wismut“ annehmen würde.  

Nach Gründung der „Sächsischen Abbau- und Er-
kundungsexpedition“ per Beschluss des Ministerrates 
der UdSSR 1946 und der Beschlagnahmung von Gru-
ben und Betrieben durch die Besatzungsmacht waren 
die Weichen gestellt für die Bildung der Sowjetischen 
Aktiengesellschaft der Buntmetallindustrie „Wismut“, 
kurz SAG Wismut am 2. Juni 1947, die als Repara-
tionsbetrieb arbeiten sollte. Sie hatte ihren Sitz in Mos-
kau und eine Zweigniederlassung in Aue, die später 
nach Chemnitz verlegt wurde. Generaldirektor wurde 
der NKWD-Funktionär und ehemalige Chef eines sibi-
rischen Arbeitslagers, Generalmajor Michail Malzew.  

Der Uranbergbau, der 1954 nicht wie die sonstigen 
Reparationsbetriebe durch die UdSSR an die DDR zu-
rückgegeben, sondern in eine Sowjetisch-Deutsche Ak-
tiengesellschaft (SDAG) umgewandelt wurde, entwi-
ckelte ein in sich abgeschlossenes, unabhängig von der 
DDR-Wirtschaft arbeitendes System, das oft auch als 
„Staat im Staate“ bezeichnet wird. Dazu gehörten ne-
ben einem lückenlosen Netz von Hilfs- und Nebenbe-
trieben (Transporteinrichtungen, Telekommunikations-
netzen, Ingenieurskapazitäten, Bau-, Montage- und 
Bohrbetrieben) auch eine eigene Gewerkschaft, ein ei-
genes Gesundheits- und Erholungswesen mit Ferien-
heimen und Kulturhäusern, die Handelsorganisation 
Wismut, eine Parteiorganisation der SED, Bildungsein-
richtungen und eine Organisationseinheit der Staatssi-
cherheit. Die ersten Aktivitäten des Bergbaubetriebes 
konzentrierten sich im Raum Johanngeorgenstadt, Aue, 
Schneeberg, Freiberg und Schlema und weiteten sich 
später auf den Ostthüringer Raum um Ronneburg und 
Gera aus. 

Da der schnelle und rücksichtslose Ausbau des Uran-
betriebes in den ersten Jahren zu chaotischen und katast-
rophalen Arbeits- und Lebensbedingungen führte, in de-
ren Folge viele der ohnehin meist zwangsrekrutierten 
Bergleute das Erzgebirge fluchtartig in Richtung Westen 
verließen, wurden sozial- und lohnpolitische Maßnah-
men getroffen, die den Erzbergbau zu einem attraktiven 
weil privilegierten Industriezweig machten, der er bis zu 
seinem Ende 1989/90 im Wesentlichen bleiben sollte. 

Das vorliegende Dissertationsprojekt soll einen Ein-
blick in den Arbeitsalltag dieses außergewöhnlichen 
DDR-Betriebes geben und vor dem Hintergrund der be-
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trieblichen Sozialpolitik die Verflechtungen von Ar-
beitsbeziehungen und Arbeiterinteressen offen legen.  

Die Privilegierung der ArbeiterInnen und damit 
auch die Instrumentalisierung der Sozialpolitik zu de-
ren Steuerung ist ein Teil der Frage. Ein anderer As-
pekt ist die Sicht der ArbeiterInnen selbst, ihr Verhal-
ten von Anpassung oder Protest auf die wie auch im-
mer empfundene Beeinflussung ihres (Arbeits-)Le-
bens. Ließ jeder oder jede Beschäftigte sich die 
Vorzüge der Sozialpolitik gern gefallen und erfüllte 
nebenbei die Erwartungen, die mehr oder weniger 
subtil an ihn oder sie herangetragen wurden (Eintritt 
in die Partei oder die Gewerkschaft, Beteiligung am 
gesellschaftspolitischen Leben)? Und wie reagierten 
die ArbeiterInnnen auf die Rücknahme sozialpoliti-
scher Errungenschaften, z. B. Lohnsenkungen, Ar-
beitszeitregelungen oder die Übernahme ihres Be-
triebsteils in „normale“ VEB, die meist mit einer Re-
duzierung von Privilegien verbunden war? Kam es zu 
Protesten bei den Betriebsgewerkschaftsleitungen, 
zum Austritt aus gesellschaftlichen oder gewerk-
schaftlichen Institutionen, gab es Streikdrohungen o-
der gar Arbeitsniederlegungen?  

Sucht man Antworten auf diese Fragen, muss zu-
nächst der institutionelle Rahmen der Wismut AG a-
nalysiert werden, vor allem unter Beachtung der be-
trieblichen Modifikationen Mitte der 50er Jahre. War 
es bis 1953 die fast ausschließlich mit sowjetischen 
Funktionären besetzte Generaldirektion, die in allen 
wichtigen betriebswirtschaftlichen und sozialpoliti-
schen Fragen die Entscheidungs- und Weisungskom-
petenz besaß, wurde 1954 mit Umwandlung des Re-
parationsbetriebes Wismut in eine SDAG der Ge-
schäftsbetrieb unter DDR-Recht gestellt und somit 
das Mitbestimmungsrecht der DDR gestärkt – der 
Sonderstatus des Uranbergbaues blieb gleichwohl er-
halten. Ab diesem Zeitpunkt kann man im wesentli-
chen von folgender Weisungshierarchie sprechen: 
DDR-Regierung → Parteileitung Wismut → Zentral-
vorstand der IG Wismut → Betriebs- und Abteilungs-
gewerkschaftsleitungen. Es ist zu untersuchen, welche 
Rolle die Generaldirektion bei fortschreitender Ein-
flussnahme durch die DDR-Regierung in sozialpoliti-
schen Entscheidungen überhaupt noch spielte – wobei 
erwähnt sein muss, dass die Umsetzung und Finanzie-
rung sozialpolitischer Maßnahmen von Anfang der 
DDR-Regierung überlassen wurde. 

Eine zentrale Rolle kommt der Industriegewerk-
schaft (IG) Wismut zu – sowohl in der Umsetzung so-
zialpolitischer Maßnahmen als einer „traditionellen“ 
Aufgabe von Gewerkschaften, als auch in der Durch-
setzung politisch-ideologischer und „von oben“ ge-
steuerter Anordnungen in den Betrieben. Eine organi-
sationsgeschichtliche Betrachtung dieser Gewerk-
schaftsorganisation macht sich deshalb notwendig. 

Als „Revierleitung Aue“ entwickelte sich die Ge-
werkschaftsbewegung des Uranbergbaues aus der 
1947 neu gegründeten IG Bergbau. 1950 wurde sie 
auf eigenes Betreiben und gegen den Willen des Frei-
en Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB), aber 
mit Unterstützung der Generaldirektion aus der IG 
Bergbau ausgegliedert und zu einer eigenständigen 
Industriegewerkschaft, die nicht in die üblichen Struk-
turen des FDGB eingegliedert war und nur dessen 
Bundesvorstand unterstand. Betriebsräte wurden in 
der SAG Wismut zunächst zugelassen, aber schon 
1947 mit dem zweifelhaften Vorwurf, von zu vielen 

NSDAP-Mitgliedern besetzt zu sein, aufgelöst – da-
mit spielte die Wismut eine Vorreiterrolle, denn in der 
gesamten Sowjetischen Besatzungszone folgte die 
Abschaffung der Betriebsräte ein Jahr darauf. 

Die Tätigkeit und das Profil der Revierleitung Aue 
waren in den ersten Jahren noch teilweise von traditi-
oneller Gewerkschaftsarbeit geprägt, da ihr Vorsit-
zender, der ehemalige Bergmann Richard Leppi – 
ebenso wie einige andere Funktionäre – ein Gewerk-
schafter alter Schule war. Dennoch hatte die Revier-
organisation von Anfang an bei den Bergleuten um 
ihre Legitimation zu kämpfen, denn auch wenn Leppi 
zunächst eine unabhängige Gewerkschaftspolitik ver-
trat, folgte er doch im wesentlichen der Parteilinie und 
der Generaldirektion. Überdies machte die SED ihren 
Einfluss auf die Vorsitzenden der Gewerkschaft von 
Anfang an geltend und behielt sich sowohl deren Ein-
setzung als auch Abberufung vor. Auf einer Sekreta-
riatssitzung des Reviervorstandes am 18. Mai 1948 
klagte Leppi: „Unsere Arbeiter betrachten uns nicht 
mehr als Gewerkschaftler, sondern schätzen uns ein 
als Handlanger der Objektleitungen [d. i. Parteilei-
tungen in den Betrieben – J. S.]. Ich glaube, dieser 
Zustand kann nicht ewig bestehen bleiben.“ Aller-
dings war jeder Versuch zur Änderung „dieses Zu-
standes“ zum Scheitern verurteilt – weder der Allein-
vertretungsanspruch der SED noch die Forderung der 
Generaldirektion nach Erz um jeden Preis hätten der-
artige Ambitionen zugelassen.  

Ihren Kredit bei den Bergarbeitern verspielte die IG 
Wismut endgültig 1950, als sie – nach anfänglicher 
Weigerung – den Beschluss der Generaldirektion zur 
Einführung von Sonntagsschichten unterstützte und 
propagierte.  

War schon unter dem relativ unangepassten Leppi 
(der 1950 denn auch geschasst wurde) das „Arbeits-
bummelantentum“ bekämpft worden, fiel die Propa-
gierung der Normerfüllung und Steigerung der Ar-
beitsproduktivität nach seiner Abberufung immer 
stärker in den Funktionsbereich der IG Wismut. In-
nergewerkschaftliche Selbstzweifel spielten spätes-
tens Mitte der 50er Jahre keine Rolle mehr, und die 
Funktionäre konzentrierten sich auf die von der DDR-
Regierung vorgegebene Durchsetzung der Sozialpoli-
tik, in der vor allem die Überwachung des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes, die kulturelle und soziale 
Betreuung der ArbeiterInnen sowie die Aus- und Wei-
terbildung eine Rolle spielten. 

Neben der institutionellen Ebene, also dem äußeren 
und „von oben“ vorgegebenen Rahmen, konzentriert 
sich die Arbeit auch auf die Wahrnehmung der Arbei-
terInnen selbst. Hier kristallisiert sich ein Muster her-
aus, das mit den Worten Privilegierung, Anpassung, 
aber auch Konflikt und Protest umrissen werden kann. 
Die sozialpolitische Bevorzugung der Wismut-Arbei-
ter im Gegensatz zu Werktätigen anderer volkseigener 
Betriebe der DDR wird in der Sekundärliteratur im-
mer wieder hervorgehoben und kann auch empirisch 
belegt werden. Die Wahrnehmung der Kumpel sah al-
lerdings meist anders aus: sie betrachteten die Privile-
gien wohl eher als Selbstverständlichkeit für die harte 
und gesundheitsgefährdende Arbeit. Das ergibt sich 
aus den Reaktionen der Bergleute, die bei Reduzie-
rung oder Rücknahme von Privilegien auftraten und 
von Gewerkschaftsfunktionären in unzähligen Infor-
mationsberichten detailliert festgehalten wurden. Be-
sonders in Fragen der Lohn- und Prämienvergabe, der 
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Arbeitszeiten und Normerfüllung entstand ein hohes 
Konfliktpotenzial. Im sog. „Bericht zur Lage“, den 
die Betriebsgewerkschaftsleitungen mindestens ein-
mal im Monat für Zentralvorstand der IG Wismut ver-
fassten, wurden die Reaktionen der Kumpel festgehal-
ten und ausgewertet. Sie reichten von Sabotageakten 
(spitze Nägel auf der Fahrbahn) über Schmierereien 
(1962 schrieb ein Unbekannter an einen Hunt: „Ihr 
seid schuld, dass wir kein Geld mehr verdienen“) bis 
zu offenen Angriffen auf die Gewerkschaftsfunktionä-
re in den Betrieben. So meinte der Untertagearbeiter 
S. 1963 zu einem Mitglied der Parteigruppe, das Ma-
terial für seinen Informationsbericht sammelte: „Ihr 
Parteischweine wollt uns nur aushorchen, schafft lie-
ber die rollende Woche ab.“  

Neben der allgemeinen Privilegierung der Wismut-
Arbeiter gab es die individuelle Sonderversorgung. Be-
vorzugt und gehätschelt wurden vor allem die Hauer, die 
in besonders harter Arbeit das Erz aus dem Gestein bohr-
ten. Sie bekamen den meisten Lohn und die höchsten 
Zuschläge. Das führte nicht zwangsläufig zu Neid oder 
Auseinandersetzungen zwischen den Berufsgruppen, 
sondern zu einem höheren Forderungsverhalten gegen-
über Betriebsleitung oder Gewerkschaft. 

Die Verleihung besonderer und kostspieliger Privile-
gien setzte immer auch eine überlegte Auswahl der Be-
günstigten voraus. So legte beispielsweise eine Anord-
nung der Generaldirektion vom 23. Juli 1963 fest, wel-
che Arbeiter das Vorrecht auf eine Prämienreise mit 
einem der FDGB-Urlauberschiffe erhalten sollten: 

„Bei der Auswahl der Reiseteilnehmer sind vor allem 
solche Werktätigen zu berücksichtigen, die beispielge-
bend bei der Herausbildung einer sozialistischen Ar-
beitsmoral, Arbeitsdisziplin, der Durchsetzung des wis-
senschaftlich-technischen Fortschrittes, des schnellen 
Wachstums der Arbeitsproduktivität, der Senkung der 
Kosten und der allseitigen Erfüllung der Verpflichtungen 
des innerbetrieblichen Wettbewerbes sind.“ Dafür muss-
ten die Reiseteilnehmer nur 30 Prozent der Reisekosten 
selbst tragen, der Rest konnte aus dem Prämienfonds des 
Betriebes beigesteuert werden.  

Die Frage nach der Steuerung und Einflussnahme 
der Beschäftigten der AG Wismut mit Hilfe betriebli-
cher Sozialpolitik erfordert die Auswahl von wichti-
gen sozialpolitischen Maßnahmen, die die Grundlage 
für die Problemstellung der Arbeit bilden. Der im Ar-
beitstitel genannte Begriff der Arbeits- und Lebens-
bedingungen dient als übergreifender Terminus, der 
auch Aspekte wie Lohn- und Personalpolitik sowie 
Kultur- und Freizeitgestaltung in sich vereint. Arbeits- 
und Gesundheitsschutzmaßnahmen, Arbeiterversor-
gung, Arbeitsplatzsicherheit und Wohnraumversor-
gung spielen dabei ebenso eine Rolle wie Prämien-
vergabe, Lohnpolitik oder die Urlauberorganisation, 
welche in den Ordnungsbereich des gewerkschaftsei-
genen Feriendienstes fiel.  

Unter dem Gesichtspunkt der Personalpolitik soll 
vor allem auf die Frauenförderung fokussiert werden, 
da ja gerade deren Eingliederung in den Arbeitspro-
zess sowie ihre verstärkte gesellschaftspolitische Mit-
arbeit von größter Bedeutung für die DDR-Regierung 
waren. Die Vorlagen von Frauengremien (z. B. Ge-
bietsfrauenkommission bei der Gebietsparteileitung, 
Kreisfrauenkommission bei den Kreisvorständen der 
Parteileitung und Frauenkommissionen der Gewerk-
schaft) über die Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen oder die Einbeziehung der weiblichen Arbeiter in 

gesellschaftspolitische Funktionen lassen darauf 
schließen, dass immense Bemühungen zur Gleichbe-
rechtigung der Frau zumindest im Arbeitsprozess un-
ternommen wurden (die Dreifachbelastung von Ar-
beit, Haushalt und Kindern wurde dabei sowohl von 
Ehegatten als auch Funktionären als selbstverständ-
lich hingenommen). Aber wirklich zufriedenstellend 
waren die Arbeits- und Lebensbedingungen für die 
weiblichen Betriebsangehörigen bis in die 70er/80er 
Jahre hinein nicht, vor allem bei der Ganztagsbetreu-
ung ihrer Kinder oder beim Angebot von Teilzeitar-
beit. Es soll deshalb untersucht werden, ob die Frauen 
ein verstärktes Bewusstsein für ihre wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Wichtigkeit innerhalb des Be-
triebes entwickelten und mit welcher Nachdrücklich-
keit sie ihre Rechte einzufordern verstanden.  

Konflikt- oder Drohpotenzial scheint es bei Frauen 
selten bzw. gar nicht gegeben zu haben. Daraus sollte 
nicht auf das mangelnde Selbstbewusstsein der Arbeite-
rinnen geschlossen werden. In den Frauengremien, auf 
Konferenzen oder auf Tagungen der Gebietsparteileitung 
bzw. Gewerkschaft brachten sie Mängel und Kritikpunk-
te offen zur Sprache; wie weit sie aber möglicherweise 
gingen, um ihre Forderungen in die Tat umzusetzen, 
kann noch nicht abschließend konstatiert werden. 

Die methodische Herangehensweise an die Frage-
stellungen beruht maßgeblich auf der Auswertung ar-
chivalischer Quellen. Die schriftliche Überlieferung 
zur Geschichte der Wismut AG ist umfangreich: Die 
Bestände befinden sich in Archiven in Chemnitz und 
Berlin und bei der Bundesbeauftragten für die Stasi-
Unterlagen. Bei einem zeithistorischen Projekt wie 
diesem soll auch die Methode der Oral History zur 
Anwendung kommen, da die Ebene von Lebenswelt 
und Wahrnehmung, die der Fragestellung zu Grunde 
liegt, durch Zeitzeugenberichte bis zu einem bestimm-
ten Maße transparent gemacht werden kann. 
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Proletarischer Mythos und „real existie-
render Sozialismus“. Die Kampfgruppen 
der Arbeiterklasse in der DDR  

 
 
 
 
 
 
VON  
TILMANN SIEBENEICHNER 

 
Im Rekurs auf den Proletarischen Mythos aus der 
Weimarer Republik verfolgte die SED seit den 1950er 
Jahren einen doppelten Zweck: Die Imagination eines 
geeinten und kampfentschlossenen Proletariats war 
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zum einen Instrument der politischen Mobilisierung 
für das Projekt des „real existierenden Sozialismus“ 
und diente zugleich der historischen Legitimation der 
SED-Herrschaft im Sinne einer revolutionär ver-
pflichtenden Tatbereitschaft. Dieser kämpferischen 
Tradition der kommunistischen Bewegung wurde et-
wa anlässlich des Todestages von Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht gedacht, zu dem alljährlich auch 
„Kampfgruppen der Arbeiterklasse“ aufmarschierten. 
In ihnen fand die fixe Vorstellung eines Proletariats 
unter Waffen seine militante Manifestation. So sah es 
jedenfalls die in der „Kampfzeit der KPD“ (Werner 
Angress) politisch sozialisierte Führungsriege der 
DDR. Wie aber nahm der einzelne „Kämpfer“ seinen 
Dienst im „unmittelbar bewaffneten Organ der Arbei-
terklasse“ wahr? Indem diese Untersuchung nicht nur 
nach dem Normenprogramm der Parteiführung fragt, 
sondern zugleich versucht, die soziale Praxis inner-
halb der Kampfgruppen zu rekonstruieren, ist sie be-
strebt zu erhellen, wie im gesellschaftspolitischen 
Rahmen der Diktatur Stabilität und Loyalität zu er-
zeugen versucht wurde.  

Schließlich dienten die infolge des Aufstandes vom 
17. Juni 1953 gebildeten Kampfgruppen der SED als 
paramilitärisches Herrschaftsinstrument gegenüber 
betrieblicher und gesellschaftlicher Opposition. Ar-
beiter und Angestellte der industriellen Großbetriebe, 
aber auch der staatlichen Institutionen und Verwal-
tungen sowie der Landwirtschaft übten sich bis zum 
Ende der DDR in den Kampfgruppen, die eine nach 
Betriebsumfang und Belegschaftsgröße unterschiedli-
che Stärke besaßen.  

Sollte sich durch sie das „Klassenbewusstsein und 
die Kampfbereitschaft“ aller „Werktätigen“ stärken, 
erwies sich die im Mythos imaginierte „Generalmo-
bilmachung des Proletariats“ in Form der Kampf-
gruppen im Herbst 1989 jedoch als Selbsttäuschung 
der Funktionäre. Der kontinuierliche wie kanonische 
Rekurs der SED auf den Proletarischen Mythos aus 
den 1920er Jahren ignorierte die sich verändernden 
politischen, sozialen und ökonomischen Verhältnisse 
und verdeckte solchermaßen die wachsende Desillu-
sionierung der DDR-Bevölkerung gegenüber dem 
herrschenden Regime. Die entscheidende Vorausset-
zung für die Wirksamkeit eines politischen Mythos 
liegt jedoch in seinem nachvollziehbaren Gegen-
wartsbezug begründet.  

Verweisen die Proteste des 17. Juni 1953 auf eine 
fortgesetzte Tradierung klassenspezifischer Handlungs- 
und Verhaltensmuster, lässt sich die Virulenz des Pro-
letarischen Mythos auch in der Gründungszeit der 
Kampfgruppen sowohl in den Reihen der Funktionäre 
wie auch auf der Ebene der gesellschaftlichen Basis 
beobachten. So konstatierte Gustav Roebelen, der als 
Chef der Abteilung für Sicherheitsfragen mit der Aus-
arbeitung „technischer Ausbildungsfragen“ für die 
Kampfgruppen beauftragt war, im Mai 1954: „Vielfach 
wird die Meinung vertreten, dass mit den Kampfgrup-
pen die Tradition des Roten Frontkämpferbundes 
[RFB] wieder aufleben und diese ihren Ausdruck in ei-
ner gleichen Organisationsform und sogar „Uniformie-
rung“ finden soll.“ Tatsächlich war die Organisation 
der Kampfgruppen in Gruppen, Züge und Hundert-
schaften dem Vorbild des RFB nachempfunden.  

Auch auf der Ebene der gesellschaftlichen Basis 
wurde vielfach erwartet, mit den Kampfgruppen die 
Tradition des RFB fortzuführen. Das verstärkte Enga-

gement älterer Arbeiter, für die die Zeit der Weimarer 
Republik noch zum persönlichen „Erfahrungsraum“ 
(Reinhart Koselleck) zählte, verweist insbesondere in 
der Anfangszeit auf eine generationsspezifische Prä-
gung zahlloser Kampfgruppen-Angehöriger, deren 
„Erwartungshorizont“ (Koselleck) auch nach dem 
Zweiten Weltkrieg und den Repressionserfahrungen 
der nationalsozialistischen Diktatur einem dezisio-
nistisch geprägten Politikverständnis noch eine gewis-
se Plausibilität verlieh.  

Es findet seinen Ausdruck beispielhaft etwa in dem 
Brief eines RFB-Veteranen an die Bezirksleitung 
Magdeburg vom August 1954. Ganz allgemein 
herrschte diesem Kampfgruppen-Angehörigen „zuviel 
Gerede“ in der Ausbildung. Die Kampfgruppen soll-
ten sich statt dessen „den Elan und die Einsatzbereit-
schaft des RFB zu eigen machen“, so seine Forde-
rung, mit der er keineswegs alleine stand.  

Die im Proletarischen Mythos transportierte Bot-
schaft impliziert eine Ambivalenz, die darauf ver-
weist, dass „Herrschaft“ oder „Klassenbewusstsein“ 
keineswegs feststehende Begriffe sind, sondern in der 
sozialen Praxis einem Aushandlungsprozess unterlie-
gen. Vollzieht sich ihre Vermittlung in Form eines 
Prozesses, in dem eigenständige Deutungs- und 
Wahrnehmungsmuster der Rezipienten aktiv werden, 
bietet sie solchermaßen die Möglichkeit, appellative 
Normen nicht nur hinzunehmen, sondern „eigensin-
nig“ auszulegen und zu variieren. Dass „Klassenbe-
wusstsein“ nicht ohne weiteres mit politischer Linien-
treue gegenüber der SED gleichzusetzen war, zeigt 
etwa das Beispiel von Arbeitern, die durchaus ihre 
Bereitschaft erklärten, die „sozialistischen Errungen-
schaften“ auch mit der Waffe zu verteidigen, wenn es 
darauf ankäme, zugleich aber die Notwendigkeit einer 
regelmäßigen militärischen Ausbildung mit dem 
Verweis auf bereits gesammelte Erfahrungen in der 
Wehrmacht oder den bewaffneten Organen der DDR 
bezweifelten und zudem die mit der Ausbildung ein-
hergehende Beschneidung von beruflichen und priva-
ten Interessen beklagten.  

„Eigensinnige“ Verhaltensweisen zeigen sich auch 
in der Auslegung des Dienstes in den Kampfgruppen. 
Sollten sie in den Augen der SED ein die gesellschaft-
liche Basis disziplinierendes Instrument bilden, nutz-
ten die Kampfgruppen-Angehörigen ihre Ausbildung 
jedoch häufig eher als eine Möglichkeit zu männlich 
konnotierter Militärspielerei. Immer wieder erklärten 
„Kämpfer“, sie wollten schießen, nicht aber an den 
gleichfalls in der Ausbildung vorgesehenen Ord-
nungs- und Exerzierübungen teilnehmen. Auch der 
Besuch an diversen Schulungseinrichtungen, der der 
Vermittlung professionellen militärischen Wissens 
dienen sollte, war unter den Kampfgruppen-Angehö-
rigen ausgesprochen unpopulär. Klagen von Inspek-
teuren über das in den Kampfgruppen weit verbreitete 
Phänomen der sogenannten „Übungsideologie“, das 
in der Vernachlässigung der taktischen Ausbildung 
zugunsten von bloßer „Kriegsspielerei“ bestand, zie-
hen sich dementsprechend wie ein roter Faden durch 
die Geschichte der Kampfgruppen.  

Das Phänomen der „Übungsideologie“ konterka-
rierte solchermaßen auch den fortschreitend militäri-
schen Charakter der Kampfgruppen. War mit der 
Aufstellung von Kampfgruppen zunächst noch be-
zweckt worden, ganz im Sinne der Kampfverbände 
der Weimarer Republik, die „Herausbildung von dis-
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ziplinierten, körperlich widerstandsfähigen Genossen“ 
zu gewährleisten, die in der Lage sein sollten, „ihre 
Produktionsstätten sowie die Errungenschaften des 
Arbeiter- und Bauern-Staates zu verteidigen“, erhiel-
ten die Kampfgruppen schon bald ein zunehmend mi-
litärisches Profil, das in der Formierung sogenannter 
„Kampfgruppen-Bataillone“ im Jahre 1959 kulminier-
te. Die Zusammenfassung von lokal existierenden 
Hundertschaften zu zentral geführten Bataillonen, 
ausgerüstet mit schweren Waffen etwa zur Panzerbe-
kämpfung und zur Flugabwehr, ließ die ursprüngli-
chen betriebsspezifischen Sicherungsaufgaben in den 
Hintergrund rücken und machte die Kampfgruppen 
mehr und mehr zu einem Bestandteil der „sozialisti-
schen Landesverteidigung“. Den Höhepunkt dieser 
Entwicklung bildete die Teilnahme von Kampfgrup-
pen-Einheiten im Rahmen des auf dem Territorium 
der DDR ausgetragenen Warschauer-Pakt- Manövers 
„Waffenbrüderschaft“ im Jahre 1970. Auch die Ein-
richtung der bereits im Mai 1957 eröffneten „Zentra-
len Schule für Kampfgruppen“ (ZSfK) in Schmerwitz, 
die eine professionelle militärischen Schulung der 
Hundertschafts-Kommandeure gewährleisten sollte, 
verweist auf den zunehmend militärischen Charakter 
der Kampfgruppen. 

Einem eindeutig militärischen Charakter wirkte je-
doch der Mangel an Waffen und anderen Ausrüs-
tungsgegenständen entgegen. So gab es bis Ende der 
fünfziger Jahre kaum für jeden „Kämpfer“ eine eigene 
Waffe und auch die vollständige Einkleidung mit Uni-
formen war erst 1959 abgeschlossen. Diese unzurei-
chende Ausrüstung wirkte sich auch auf die Motivati-
on der Kampfgruppenangehörigen aus. Nicht selten 
weigerten sich „Kämpfer“, an Ausbildung und Auf-
märschen teilzunehmen, weil ihnen ihre Zivilkleidung 
„zu schade“ war und sie überdies nicht als „wilder 
Haufen“ auftreten wollten. Überhaupt bildete die Re-
sonanz der Zivilbevölkerung einen nicht zu unter-
schätzenden Motivationsgrund für die Kampfgrup-
pen-Angehörigen. Anlässlich des fünfunddreißigjäh-
rigen Jubiläums des mitteldeutschen Aufstandes 
wurde 1956 im Bezirk Halle ein „Generalappell“ der 
Kampfgruppen abgehalten, der den Abschluss der ers-
ten Ausbildungsetappe markierte. 22 000 „Kämpfer“ 
beteiligten sich an diesem Aufmarsch. Auch war eine 
außerordentlich starke Beteiligung der Bevölkerung 
zu verzeichnen. In Eisleben, eines der Zentren des 
Widerstandes während des mitteldeutschen Aufstan-
des, marschierten die Kampfgruppen durch die Arbei-
terviertel und sangen alte Kampflieder, begleitet von 
einer lebhaften Anteilnahme. Im Anschluss an den 
„Generalappell“ verzeichneten die Funktionäre 
schließlich eine steigende Beteiligung an der Ausbil-
dung. Verweist diese Beobachtung auf den besonde-
ren Mobilisierungseffekt von Aufmärschen und die 
damit verbundene gesellschaftliche Aufwertung der 
„Kämpfer“ , zeigt sie darüber hinaus die Bedeutung 
lokalspezifischer kollektiver Erinnerung für die Ak-
zeptanz der Kampfgruppen. 

War die SED ganz allgemein bemüht, in regional-
spezifischen historischen Untersuchungen und Ein-
richtungen die lokalen kämpferischen Traditionen der 
Arbeiterbewegung herauszustellen, findet sich eine 
solche Bezugsnahme erst recht in der obligatorischen 
„Traditionspflege“ der Kampfgruppen, die einen 
Großteil des sogenannten „militärpolitischen Unter-
richts“ ausmachte. Die Verleihung von Ehrennamen 

an bewährte Einheiten und die damit einhergehende 
Schaffung sogenannter „Traditionskabinette“, in de-
nen die Geschichte der jeweiligen Namenspatrone – 
zumeist antifaschistische Widerstandskämpfer – bei-
spielgebend vermittelt wurde, die Gespräche mit Zeit-
zeugen und Veteranen sowie das Abhalten von Ma-
növern und Aufmärschen anlässlich historisch im 
Sinne einer revolutionären Tradition bedeutsamer Er-
eignisse sollten die Botschaft des Proletarischen My-
thos aktualisieren. 

Ein in den 1960er Jahren durch das altersbedingte 
Ausscheiden älterer „Kämpfer“, für die die Erfahrun-
gen der „Klassenkämpfe“ der Weimarer Republik 
noch zum persönlichen Erfahrungshorizont zählten, 
einsetzender Generationswechsel in den Kampfgrup-
pen wirkte sich jedoch auch auf die organisationsin-
terne Traditionsbindung aus. Zu fragen bleibt deshalb, 
inwieweit weiterhin idealistische Beweggründe aus-
schlaggebend für den Dienst in den Kampfgruppen 
waren, bzw. dieser aus anderen, etwa opportunisti-
schen, Absichten erfolgte. So implizierte der Dienst in 
den Kampfgruppen die Freistellung von anderen, für 
jeden Bürger der DDR so zahlreich verlangten gesell-
schaftlichen Verpflichtungen, damit die „Kämpfer“ 
sich ganz auf ihre Ausbildung konzentrieren konnten. 
Zudem wurde im August 1974 die sogenannte 
„Kampfgruppen-Rente“ eingeführt, die langjährigen 
Kampfgruppen-Angehörigen (mindestens 20 Jahre) 
einen Renten-Aufschlag von 100 Mark zusicherte, ei-
ne Maßnahme, die verständlicherweise auf große Zu-
stimmung unter den „Kämpfern“ stieß.   

Verfolgte die Untersuchung bisher einen vornehm-
lich organisationsinternen Fokus, der nach Hierar-
chien und Kameradschaftspraxen innerhalb der 
Kampfgruppen selber fragte, ist noch zu klären, wel-
che Rolle die Kampfgruppen im betrieblichen Alltag 
spielten. Sollte die wöchentlich vierstündige Ausbil-
dung ursprünglich außerhalb der Arbeitszeit stattfin-
den, scheiterte dies nicht selten am Widerstand der 
Kampfgruppen-Angehörigen selbst. Die Ausbildung 
während der Arbeitszeit durchzuführen, bedeutete je-
doch den Verlust der betreffenden „Kämpfer“ in der 
Produktion und rief deshalb die Betriebsleitungen auf 
den Plan. Weigerten diese sich teilweise, die „Kämp-
fer“ für die Ausbildung freizustellen, bot das Konkur-
renzverhältnis von Kampfgruppen-Arbeit und betrieb-
lichem Alltag manch unmotiviertem Kampfgruppen-
Angehörigen die Möglichkeit, sich durch die Arbeit 
der Ausbildung zu entziehen. Mangelnde Unterstüt-
zung der Kampfgruppen-Arbeit von Seiten der Be-
triebe war wiederum eine weitverbreitete Klage der 
für die Ausbildung zuständigen Parteifunktionäre. 

Die betriebsbezogene Organisation der Kampfgrup-
pen konstituierte solchermaßen ein Konkurrenzverhält-
nis betrieblicher und organisationsspezifischer Hierar-
chien, das wiederum einen eindeutig militärischen Cha-
rakter der Kampfgruppen konterkarierte. So konstatier-
te die Volkspolizei, die für die Überwachung der 
Ausbildung verantwortlich war, dass Teile des Lei-
tungspersonals es nicht verstünden, „dass sie vor einem 
Zug bzw. Gruppe von Kampfgruppenangehörigen ste-
hen und nicht vor ihren Betriebsangehörigen“ und be-
klagte Unsicherheiten und sogar „Minderwertigkeits-
komplexe“ bei den betreffenden Offizieren.  

Das geforderte militärische Profil der Kampfgrup-
pen untergrub zudem die spontaneistische Botschaft 
des Proletarischen Mythos. Sie zielte eben nicht dar-
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auf ab, aus Arbeitern Soldaten zu machen, sondern in 
Momenten der Bedrohung eine kampfentschlossene 
Arbeiterklasse zu mobilisieren. Wurde der Einsatz 
von Kampfgruppen anlässlich der Errichtung der Ber-
liner Mauer im August 1961 so zu einem Höhepunkt 
der Kampfgruppen-eigenen Geschichte umgedeutet, 
schwand jedoch das Gefühl einer Bedrohung der „so-
zialistischen Errungenschaften“ im Zuge sich norma-
lisierender Beziehungen zu den Westmächten, alle 
voran der Bundesrepublik. Die seit den 1980er Jahren 
festzustellende Rückbesinnung auf den Kampf gegen 
die „Konterrevolution“ reflektiert diese Entwicklung 
auch auf Seiten der SED. Einen Einsatz von Kampf-
gruppen gegen die Protestbewegung von 1989 wagte 
sie jedoch nur noch in geringem Umfang. Die be-
triebsbezogene Organisation der Kampfgruppen zeig-
te nun, dass die Nähe zu den Menschen des eigenen 
lebensweltlichen Milieus größer war als zur Partei. 
Der über dreißigjährige Rekurs auf den Proletarischen 
Mythos blieb indes nicht ohne Wirkung, wie etwa 
Eingaben von Kampfgruppen-Angehörigen anlässlich 
der bevorstehenden Auflösung der Kampfgruppen im 
Herbst 1989 belegen. Darin argumentierten zahlrei-
che, vornehmlich ältere „Kämpfer“ gegen die Auflö-
sung der Kampfgruppen, nicht nur, weil sie mittler-
weile „mit der Kampfgruppe viele persönliche Be-
zugspunkte in ihrem Leben“ besaßen, sondern eben 
auch, weil ein Fortbestehen der Kampfgruppen „dem 
Vermächtnis der gefallenen Kämpfer der Revolution“ 
und „allen Gefallenen des antifaschistischen Wider-
standes schuldig“ sei. 
 
TILMANN SIEBENEICHNER, geboren 1976 in Sol-
tau, studierte Geschichte und Philosophie in Olden-
burg und Göttingen. Mit der Magisterarbeit „Proleta-
rischer Mythos und Politische Gewalt. Die Proletari-
schen Hundertschaften der KPD in Mitteldeutschland 
1923“, die sich mit der Ideen- und Mentalitätsge-
schichte der Arbeiterbewegung ebenso wie mit der 
Kultur- und Sozialgeschichte der frühen Weimarer 
Republik beschäftigte, beendete er im Frühjahr 2003 
sein Studium. 

Zwischen diktatorischer Praxis und  
Eigensinn. Germanistische  
Literaturwissenschaft in der SBZ/DDR 

 
 
 
 
 
 
VON  
JENS SAADHOFF 

 
Geisteswissenschaftliche Disziplinen, so zeigt ein 
Blick nicht nur auf die beiden deutschen Diktaturen, 
gehorchen keineswegs allein ihrer jeweiligen fachin-
ternen Logik. Wenn Germanisten oder Historiker ihre 
Gegenstände behandeln, so tun sie das mit Blick auf 
die Fachöffentlichkeit, aber zugleich ist – gewisser-
maßen als „unsichtbarer Dritter“ – die außerfachliche 
Öffentlichkeit mit ihren Diskursen, mit ihren Grund- 
und Leitbegriffen, mit ihren langlebigen Deutungs-

mustern anwesend. Stärker als die Natur- und Tech-
nikwissenschaften, deren gesellschaftliche Zweck-
dienlichkeit gleichsam evident zu sein scheint, stehen 
die Geisteswissenschaften unter einem erhöhten Re-
sonanz- und Rückkopplungsdruck. Permanent müssen 
sie ihre gesellschaftliche Relevanz unter Beweis stel-
len und „Leistungsangebote“ an die fachexterne Öf-
fentlichkeit sowie die wissenschaftspolitische Admi-
nistration adressieren. Ohne solche Leistungsangebote 
drohen Positionsverluste des jeweiligen Faches im in-
nerwissenschaftlichen Kampf um die nötigen For-
schungsressourcen, also um Geld und (institutionelle) 
Macht, aber auch um wissenschaftliche und soziale 
Reputation. Unter diktatorischen Bedingungen droht 
zudem der Einfluss politisierter Dilettanten zu steigen, 
die in den Geisteswissenschaften sehr viel leichter un-
tergebracht werden können als in den spezialisierten 
„ideologiefernen“ Natur- und Technikwissenschaften. 
Aus diesem Grund sind gerade geisteswissenschaftli-
che Fächer in erhöhtem Maße gezwungen, sich auf 
verändernde gesellschaftliche und politische Ressour-
cen- und Resonanzkonstellationen einzustellen. Um 
ihre erfolgreiche Institutionalisierung dauerhaft si-
cherzustellen, müssen sie „semantische Umbauten“ 
vornehmen, die sich im veränderten Gebrauch be-
stimmter Grund- und Leitbegriffe des Faches mani-
festieren können, in Umwertungen bestimmter Epo-
chen, Autoren oder Texte, in den Veränderungen im 
Methodenarsenal und im theoretischen Selbstver-
ständnis oder im stillen Themenwechsel.  

Das Dissertationsprojekt fragt nach solchen seman-
tischen Umbauten in den Texten germanistischer Lite-
raturwissenschaftler der SBZ/DDR und untersucht sie 
auf ihren Zusammenhang mit gesellschaftlichen Ver-
änderungen und kultur- bzw. wissenschaftspolitischen 
Vorgaben. Während die bisherige Fachgeschichts-
schreibung vornehmlich unter forschungsgeschicht-
lichen, biographischen und institutionengeschichtli-
chen Aspekten erfolgte, verschiebt die Frage nach den 
semantischen Umbauten und dem damit indizierten 
Zusammenhang von Forschungslogik und gesell-
schaftlicher Logik die Forschungsperspektive. Ziel ist 
es, die zeithistorische Dimension des Faches näher zu 
erfassen und einen umfassenden Einblick in das kom-
plexe und historisch variable Spannungsfeld zwischen 
Professionalisierung und Politisierung, Anpassung 
und diktatorischem Zwang, außerfachlicher Resonanz 
und disziplinärem „Eigensinn“ zu gewinnen.  

Die Frage nach dem Umgang der literaturwissen-
schaftlichen Germanistik mit sich verändernden gesell-
schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen stellt 
sich für die SBZ/DDR mit besonderer Vehemenz. An-
ders als 1933 gingen mit der politischen Zäsur kogni-
tiv-konzeptuelle, apparativ-institutionelle, personelle 
und rhetorische Brüche einher, auf die sich das Fach 
einstellen musste, so z. B. auf das Romantik- und Mo-
derne-Verdikt, den Erbe- und Sachwalteranspruch der 
Arbeiterbewegung, die gnoseologische Widerspiege-
lungstheorie, das marxistisch-leninistische Wissen-
schaftsverständnis und die sozialistische Umgestaltung 
der Hochschulen, die Einschleusung akademischer Au-
ßenseiter in den wissenschaftlichen Betrieb, die bünd-
nispolitische Volksfrontstrategie etc. Dabei gilt es die 
Diskontinuitäten, aber auch die Kontinuitäten in der 
Fachentwicklung deutlich zu machen. 

Denn das Fach veränderte keineswegs sämtliche Be-
stände und Problemlagen, die es in seiner Geschichte 
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akkumuliert hatte. Trotz diktatorischer Praxen führen 
zu enge Interdependenzannahmen zwischen Politik und 
Wissenschaft zu Fehlurteilen und werden dem komple-
xen und historisch variablen Verhältnis von Disziplin-
geschichte und wissenschaftsexterner Geschichte nicht 
gerecht. Eine solche Sichtweise unterschätzt das Fort-
leben älterer (Wissenschafts-)Traditionen, den „Eigen-
sinn“ der Akteure oder das, was Pierre Bourdieu die 
„Brechungsmacht“ einer akademischen Disziplin 
nennt: die Fähigkeit, auf fachexterne Anforderungen 
nach fachinternen Maßgaben zu reagieren und sie so, 
gleichsam „gebrochen“, in die Sprache des Faches zu 
„übersetzen“. Auch dürfen die Schwierigkeiten der 
SED nicht übersehen werden, ein sozialistisches Hoch-
schulsystem zu errichten. Aufgrund der angespannten 
Personalsituation nach 1945 war man auf die alten Eli-
ten angewiesen, die sich – geprägt von einem „bürger-
lichen“ Wissenschaftsverständnis – dem Lenkungsan-
spruch der Hochschulpolitik und dem Alleinvertre-
tungsanspruch des Marxismus-Leninismus nur zu häu-
fig widersetzten und nicht ohne Einfluss auf ihre 
wissenschaftlichen Schüler blieben – selbst wenn sich 
diese als „Marxisten“ verstanden.  

Allerdings war die germanistische Literaturwissen-
schaft in der DDR auch keine lediglich den eigenen 
Regeln gehorchende Disziplin: Als geisteswissen-
schaftliches Traditionsfach mit einer engen Bindung 
an die „Kulturnation“ sowie als „marxistisch-leninisti-
sche Gesellschaftswissenschaft“ bewegte sie sich un-
entwegt im Spannungsfeld zwischen Forschungslogik 
und politisch-gesellschaftlicher Logik. Eine repressi-
onsbereite Administration setzte den fachlichen Dis-
kursen Grenzen. Vor allem aber der sich ab Mitte der 
50er Jahre vollziehende Generationenwechsel inner-
halb der Disziplin veränderte das Verhältnis zwischen 
Fachwissenschaft, sozialistischer Öffentlichkeit und 
politischer Administration grundlegend. Die Tatsache, 
dass die meisten der sich nun etablierenden Literatur-
wissenschaftler Unterschichtskinder waren, die ihr 
Studium und ihre unerwartete Karriere als Wissen-
schaftsnachwuchs politischer Protektion verdankten, 
begründete in vielen Fällen eine langanhaltende Loya-
lität gegenüber dem SED-Regime. Das Versprechen 
rascher sozialer Mobilität, die Auf- und Umbruch-
stimmung der Nachkriegsjahre, die identitätsstiftende 
Kraft von Wertbegriffen wie „Humanismus“ oder 
„Antifaschismus“, die gezielte  Kaderschulung sowie 
die streng nach politischen Kriterien erfolgende Eli-
tenauswahl durch die SED hatten eine junge Germa-
nistengeneration hervorgebracht, die bereit war, Wis-
senschaft auf der Basis der „marxistisch-leninisti-
schen Weltanschauung“ sowie den „Erkenntnissen“ 
der „Klassiker“ des Marxismus-Leninismus zu betrei-
ben und den „Forderungen des Tages“ entgegenzuar-
beiten. Solche Aufgaben waren beispielsweise, in An-
eignungs- und Deutungskonkurrenz zum Westen ein 
umfassendes „marxistisches Literaturgeschichtsbild“ 
zu entwerfen oder zukünftige sozialistische Deutsch-
lehrer, Verleger, Journalisten etc. auszubilden. Bei al-
ler „Parteilichkeit“ durften jedoch auch diese jungen 
marxistischen Literaturwissenschaftler gewisse fach-
spezifische Standards (z. B. philologische Genauig-
keit, Textnähe, differenzierte und kohärente theoreti-
sche Argumentation usw.) nicht aufgeben und ledig-
lich die Verlautbarungen der Partei „nachbeten“, 
wollten sie nicht aufhören, sich als Fachwissenschaft-
ler auszuweisen und als solche anerkannt zu werden. 

Besonders das Konkurrenzverhältnis zur westdeut-
schen Universitätsgermanistik verpflichtete das aka-
demische Personal, allgemein anerkannte Wissen-
schaftsnormen einzuhalten: Wollte man der „bürger-
lichen“ Literaturwissenschaft auf allen Ebenen über-
zeugende Gegenentwürfe auf der Basis des „Marxis-
mus-Leninismus“ präsentieren, verlangte dies ein 
gewisses Professionalisierungs- und Ausdifferenzie-
rungsniveau. Es wird eine Aufgabe der Dissertation 
sein, durch die Untersuchung semantischer Umbauten 
bzw. der Beharrungsmacht wissenschaftlichen „Ei-
gensinns“ gegenüber ideologischen Vorgaben den 
Grad der Autonomie bzw. Heteronomie des literatur-
wissenschaftlichen Feldes in seiner historischen Ent-
wicklung nachzuzeichnen.  

Um fachspezifische Leistungsangebote an Staat, 
Politik und Gesellschaft adressieren und sich als ge-
sellschaftlich „nützliche“ Disziplin präsentieren zu 
können, bedarf es „Scharnierbegriffe“ oder „Schar-
niergeschichten“: Leitbegriffe, Redeweisen, Konzep-
te, Figuren und Argumentationsmuster, die einerseits 
in der fachlichen Kommunikation präsent sind, die 
aber andererseits auch in der fachexternen Öffentlich-
keit verstanden werden und dort ein positives Echo 
erzeugen. Im Rahmen der Untersuchung semantischer 
Umbauten werden gerade solche Scharniersemantiken 
in den Blick genommen. So bediente sich die germa-
nistische Literaturwissenschaft beispielsweise wäh-
rend der Phase der Neukonstituierung und institutio-
nellen Etablierung an den neugegründeten Universi-
täten solcher Wert- und Identifikationsbegriffe wie 
„Antifaschismus“, „Volk“/„Klasse“, „Humanismus“, 
„Bildung“/„Erziehung“, „(deutsche) Kunst/Kultur“ 
oder „(deutsche) Nation“, die zu jener Zeit zum festen 
semantischen Bestand (zur „Basissemantik“) des sozia-
listischen Regimes gehören und sich gerade in den ers-
ten Jahren der Diktatur in beinahe allen offiziellen Ver-
lautbarungen finden lassen. Die jungen Nachwuchs-
wissenschaftler, die ab Mitte der 50er Jahre die litera-
turwissenschaftlichen Diskurse zu dominieren began-
nen, ergänzten diese Scharniersemantik durch Termini, 
mit denen sie sich als „Marxisten“ ausweisen konnten 
(„Revolution“, „Klassenkampf“, „Materialismus“ etc.). 
Auch orientierten sie sich in ihrem (besonders von Lu-
kács geprägten) Literaturgeschichtsbild an binären Ord-
nungskategorien wie Fortschritt und Reaktion, Aufstieg 
und Dekadenz, Tradition und Avantgarde, Klassik und 
Romantik, Realismus und Formalismus, Erzählen und 
Beschreiben etc., die zu jener Zeit richtungsweisend für 
die Kulturpolitik in der DDR waren und mit denen man 
daher in der kulturräsonierenden Öffentlichkeit in be-
sonderem Maße Resonanz erzielen konnte.  

„Scharnierbegriffe“ und „Scharniergeschichten“ 
sind historisch variabel: Sich verändernde fachexterne 
Konstellationen können einen Umbau der entspre-
chenden Scharniersemantiken verlangen. Um nur 
zwei Beispiele zu nennen: Im Zusammenhang mit 
(kultur-)politischen Zielsetzungen wie der „Vollen-
dung des sozialistischen Aufbaus“ oder dem „Bitter-
felder Weg“ wandte man sich verstärkt der Literatur 
des „sozialistischen Realismus“ sowie vor allem „pro-
letarisch-revolutionären“ Literaturströmungen zu, um 
damit zur „sozialistischen Bewusstseinsbildung“ bei-
zutragen. Die in den sechziger Jahren einsetzenden li-
teraturwissenschaftlichen Debatten um empirische 
Leser- oder Wirkungsforschung bzw. Literaturrezep-
tion wiederum können als Reaktion des Faches auf 
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die Beschäftigung der SED mit soziologischen Frage-
stellungen gelten. So versuchte sich die germanisti-
sche Literaturwissenschaft gemäß den Forderungen 
der Partei als unmittelbar praxisorientierte und mo-
derne „Leitungswissenschaft“ zu präsentieren, um je-
ne Positionsverluste auszugleichen, die sie seit Beginn 
des Jahrzehnts gegenüber den Natur-, Technik- und 
Wirtschaftswissenschaften hatte hinnehmen müssen.  

Aufgrund des Ziels, vor allem die jeweiligen zeithis-
torischen Bezüge der literaturwissenschaftlichen Ger-
manistik in der SBZ/DDR herauszuarbeiten, sollen im 
Rahmen des Projektes nicht nur solche Texte unter-
sucht werden, die sich primär an die fachinterne Öf-
fentlichkeit wenden, sondern auch diejenigen, die die 
Grenzen des Faches überschreiten. Es geht um Beiträge 
in literaturdidaktischen oder nicht-wissenschaftlichen 
Zeitschriften und Zeitungen, um Festvorträge, Handbü-
cher, Lexika oder Literaturgeschichten, die sich weni-
ger an ausgewiesene Experten, sondern primär an die 
„breite Öffentlichkeit“ wenden. Damit eignen sich die-
se Texte ideal für eine Untersuchung der Außenkom-
munikation des Faches. Es geht in diesem Zusammen-
hang um die Frage, mit welchen argumentativen Stra-
tegien sich die Disziplin selbst inszeniert und 
präsentiert. Die Analyse dieser Redeweisen verspricht 
Aufschluss über die Leistungsangebote, die das Fach 
der fachexternen Öffentlichkeit unterbreitet, über die 
Traditionen, in die es sich stellt, über typische Argu-
mentationsmuster, über das theoretische Selbstver-
ständnis seiner Akteure, über Kontinuitäten und Dis-
kontinuitäten in der Fachentwicklung.  

Bei der Untersuchung der semantischen Umbauten 
soll der Blick aus forschungspragmatischen Gründen 
auf zentrale Knotenpunkte in der Fachentwicklung 
gerichtet werden. Vor allem die Phase des Aufbaus 
einer „marxistisch-leninistischen“ Literaturwissen-
schaft zwischen der unmittelbaren Nachkriegszeit und 
dem Beginn der sechziger Jahre soll im Mittelpunkt 
des Projektes stehen, da sich der Zusammenhang zwi-
schen Fachentwicklung und zeithistorischen Verände-
rungen hier besonders deutlich herausarbeiten lässt. 
Der zweite Schwerpunkt dieser Arbeit liegt auf der 
Rekonstruktion der Argumentationsstrategien und der 
Debatten um den zentralen semantischen Umbau in 
der Geschichte der ostdeutschen Literaturwissen-
schaft, also um jene erfolgreiche Etablierung eines re-
zeptionsästhetischen Ansatzes in der DDR im Verlauf 

der 70er Jahre, durch den viele dogmatische Veren-
gungen innerhalb der Disziplin (z. B. hinsichtlich des 
Realismus- und Widerspiegelungsbegriffs) infrage 
gestellt werden konnten.  

Das Forschungsprogramm bezieht sein methodolo-
gisches Besteck aus den wissenschaftssoziologischen 
Arbeiten Ludwik Flecks und Pierre Bourdieus sowie 
aus den argumentationsgeschichtlichen Arbeiten des 
Siegener Forschungsprojektes zum „Semantischen 
Umbau in den Geisteswissenschaften“. Sowohl Flecks 
wissenschaftssoziologische Lehre vom „Denkstil und 
Denkkollektiv“ als auch Bourdieus Theorieentwurf 
zum wissenschaftlichen „Feld“ zeichnen sich im 
Blick auf eine Theoretisierung des Verhältnisses Wis-
senschaft-Gesellschaft vor allem dadurch aus, dass sie 
apriorische Trennungen im Sinne einer starren „in-
tern-extern“-Antithetik vermeiden. Vor allem Bour-
dieus Begriff des wissenschaftlichen „Feldes“ erlaubt 
eine sinnvolle Überwindung der Aporien einer inter-
nalistisch oder externalistisch positionierten Wissen-
schaftsgeschichtsschreibung. Das wissenschaftliche 
„Feld“ wird im Rahmen des Bourdieu’schen Ansatzes 
als eine Art Mikrokosmos betrachtet, der nach eige-
nen Gesetzen und Verfahrensregeln operiert, der aber 
dennoch zugleich den Gesetzen des gesellschaftlichen 
„Makrokosmos“ unterworfen bleibt. Diese Zwänge 
und Regeln, meist politischer oder ökonomischer Na-
tur, wirken zwar auf das wissenschaftliche Feld ein, 
jedoch in den seltensten Fällen unmittelbar. Sie wer-
den durch die „Brechungsstärke“ bzw. „Überset-
zungsmacht“ des akademischen Feldes transformiert. 
Der Grad der Autonomie bzw. der Heteronomie eines 
bestimmten wissenschaftlichen Feldes zu einem be-
stimmten Zeitpunkt manifestiert sich mithin in der 
Tatsache, in welchem Maße äußere Fragestellungen, 
namentlich politische, ungebrochen zum Ausdruck 
kommen können.  
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bei Jean Paul und Goethe abschloss. Nach seinem 
Studium arbeitete er ein Jahr im Siegener Projekt 
„Semantische Umbauten in den Geisteswissenschaf-
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Die Stipendiaten des Jahres 2004 

„Schriftsteller: Ja-Sager oder Nein-
Sager?“ – der P.E.N.-Club in der DDR bis 
zu dessen Vereinigung mit dem Deutschen 
P.E.N.-Zentrum (Bundesrepublik) 
(1951/53–1998) 

 
 
 
 
 
 
VON  
DOROTHÉE BORES 

 
Der P.E.N. steht zu dem Grundsatz des ungehinderten 
Gedankenaustausches innerhalb einer jeden Nation 
und zwischen allen Nationen, und seine Mitglieder 
verpflichten sich, jeder Art der Unterdrückung der 
Äußerungsfreiheit in ihrem Lande oder in der Ge-
meinschaft, in der sie leben, entgegenzutreten. 

Dieses Bekenntnis findet sich in der Charta des In-
ternationalen P.E.N. – einer weltweiten Vereinigung 
von „Poets – Essayists – Novelists“, in der deutsche 
Schriftsteller seit 1923 mit Unterbrechung während der 
Zeit des Nationalsozialismus und Zweiten Weltkriegs 
vertreten sind. Ab 1951/53 existierten infolge der Tei-
lung Deutschlands zwei deutsche P.E.N.-Zentren. Die 
moralisch anspruchsvollen Grundsätze der Charta dien-
ten nach dem Zusammenbruch der DDR als Basis einer 
hitzigen Diskussion um die Annäherung der beiden 
deutschen P.E.N.-Sektionen, bei der das einstige DDR-
Zentrum ins Kreuzfeuer der Kritik geriet. Partei- und 
Staatsnähe, Stasi-Kontakte und Versagen als Intellek-
tuelle wurden den P.E.N.-Mitgliedern der ehemaligen 
DDR vorgeworfen. Die Einhaltung der Charta sei im 
diktatorischen System unversucht geblieben; man habe 
die Instrumentalisierung des P.E.N.-Zentrums im Sinne 
der Staatspolitik widerstandslos zugelassen. In den Au-
gen mancher Kritiker ließen diese Anschuldigungen 
nicht nur die Vereinigung mit dem West-P.E.N. als 
unmöglich, sondern auch die Existenz des – nunmehr – 
ostdeutschen P.E.N. als unzulässig erscheinen. Es ent-
brannte ein andauernder Streit, der erst 1998 mit dem 
Zusammenschluss endete. 

Diese jahrelange Auseinandersetzung, deren diffe-
renzierte Betrachtung den logischen Schlusspunkt der 
Untersuchung bilden soll, eröffnet ein breites Spekt-
rum von Fragen an die Geschichte des P.E.N.-Clubs 
in der DDR. Anhand einer chronologisch orientierten 
Abhandlung werden Position und Wirkungsgrad der 
Institution P.E.N. in der DDR skizziert. Nachgezeich-
net wird die Entwicklung der Sektion von der 1951 
erfolgten Abspaltung eines bundesrepublikanischen 
Zweigs bis zum Ende der DDR mit Augenmerk auf 
innere, d. h. personelle wie institutionelle Verände-
rungen, sowie äußere Faktoren, d. h. parteiliche bzw. 
staatliche Ein- und Übergriffe. Als weitere wichtige 
Bezugsfelder für die Untersuchung erweisen sich 
westdeutscher P.E.N. und Internationaler P.E.N.; sie 
ermöglichen eine Einschätzung von Handlungsfreiheit 
und -vermögen des DDR-P.E.N. im deutsch-deut-
schen wie internationalen Kontext. 

Für die Erarbeitung der P.E.N.-Geschichte steht das 
umfangreiche Archiv des P.E.N.-Zentrums der DDR 
(Berlin) zur Verfügung. Hinzu kommen personenbezo-
gene Quellen sowie das im Bundesarchiv (Berlin) und in 
der Stasiunterlagenbehörde einlagernde Aktenmaterial. 
Weitere Quellen bieten die Archivalien des Deutschen 
P.E.N.-Zentrums (Bundesrepublik) in Darmstadt und die 
„Minute Books“ des Internationalen P.E.N. in London. 

Die mit zunehmender Schärfe diskutierte Kontrover-
se um die grundsätzlich unterschiedlich ausgerichteten 
politischen Orientierungen der beiden deutschen Staa-
ten belastete schon bald nach der Wiederbegründung 
(1948) die Atmosphäre des P.E.N.-Zentrums Deutsch-
land, das für einen kurzen Zeitraum eine der wenigen 
verbliebenen gesamtdeutschen Institutionen darstellte. 
Der Grundsatz „No politics at all“, den einer der engli-
schen Gründungsväter, John Galsworthy, formuliert 
hatte, war nicht zu halten. Auch ein scheinbar neutrales 
Gebiet wie das der vielfach beschworenen einen deut-
schen Literatur blieb von der staatlichen Entzweiung 
nicht dauerhaft unberührt. Nach vereinzelten Austritten 
westdeutscher Mitglieder 1950/51 führte das Ergebnis 
der Präsidiumswahl auf der Mitgliederversammlung im 
Oktober 1951 zur Separation einer Gruppe bundesdeut-
scher P.E.N.-Mitglieder. Der neubegründeten Sektion, 
die 1952 vom Internationalen P.E.N. offiziell aner-
kannt wurde, schloss sich bald eine Mehrzahl der west-
deutschen Autoren an. Das ursprüngliche P.E.N.-
Zentrum Deutschland existierte jedoch weiter. Kurio-
serweise bestand das Präsidium des P.E.N.-Zentrums 
Deutschland zunächst vorwiegend aus westdeutschen 
Autoren. Lediglich Johannes R. Becher, an dessen Per-
son sich die der Teilung vorangegangenen Kontrover-
sen entzündet hatten, bekleidete als DDR-Autor eines 
von drei Präsidentenämtern. Das Präsidium reduzierte 
sich jedoch rasch: Die Hamburger Autoren Günther 
Weisenborn (Präsident), Hans Henny Jahnn (General-
sekretär) und Axel Eggebrecht (Schatzmeister) zogen 
sich teils ideologie-, teils krankheitsbedingt schon Ende 
Oktober bzw. Ende November 1951 zurück. Übrig 
blieben als Präsidenten der Münchener Schriftsteller 
Johannes Tralow und Johannes R. Becher. Tralow en-
gagierte sich in der Folgezeit für die Fortexistenz des 
P.E.N.-Zentrums Deutschland; er hielt an der seiner 
Meinung nach alleinigen Existenzberechtigung des 
P.E.N.-Zentrums Deutschland fest und stellte die Legi-
timität der bundesrepublikanischen Sektion in Frage. 
Auf dem Internationalen P.E.N.-Kongress in Dublin 
1953 wurden aufgrund der allgemeinen Verwirrung 
über die Existenz zweier deutscher Zentren differenzie-
rende Kennzeichnungen festgelegt: Die westdeutsche 
Sektion erhielt die Bezeichnung Deutsches P.E.N.-
Zentrum (Bundesrepublik). Das ursprüngliche P.E.N.-
Zentrum Deutschland wurde umbenannt in Deutsches 
P.E.N.-Zentrum Ost und West (Sitz München).  

Tralow trat in den Folgejahren bis zu seinem Rück-
tritt 1960 beständig für die gesamtdeutsche Struktur 
des von ihm als geschäftsführendem Präsidenten ge-
leiteten Zentrums ein; er war stetig bestrebt, die Zahl 
der westdeutschen Mitglieder im Deutschen P.E.N.-
Zentrum Ost und West zu vergrößern. Gleichwohl 
verschob sich das interne politische Gewicht durch 
die Verteilung der übrigen Präsidiumssämter schon 
früh mehr und mehr in Richtung DDR. 

Das Amt des Präsidenten wurde bedeutenden Dichtern 
der DDR übertragen. Als prominente Integrationsfigur 
wählte man nach Anerkennung beider deutscher Zentren 
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(1952) den in der Bundesrepublik und der DDR gleicher-
maßen bekannten Bertolt Brecht; dieser führte sein Amt 
nach dem Grundsatz „Wenn Du ein Spektakel machen 
kannst …“. Sein Einsatz im P.E.N. richtete sich vornehm-
lich auf öffentliche Wirkung; er arbeitete an der Durchset-
zung einer Anti-Atomresolution im internationalen Gre-
mium und setzte sich – letztlich erfolglos – für die 
Aufnahme der sowjetischen Schriftsteller in den Internati-
onalen P.E.N. ein. Nach Brechts Tod im Jahr 1956 folgte 
Arnold Zweig, der sein Amt mehr als Repräsentant denn 
als Initiator ausübte. Umso mehr gewannen die Positionen 
des geschäftsführenden Präsidenten, des Generalsekretärs 
und des Schatzmeisters an Gewicht. Gerade in den frühen 
Jahren des Deutschen P.E.N.-Zentrums Ost und West a-
gierten diese vielfach an den Präsidenten Brecht und 
Zweig vorbei. Mit der Übernahme des Schatzmeisteram-
tes durch den kulturpolitisch rührigen Bodo Uhse und der 
Einrichtung eines Berliner Büros Mitte der fünfziger Jahre 
verschob sich der Schwerpunkt im Deutschen P.E.N.-
Zentrum Ost und West. Bereits zu diesem Zeitpunkt mehr-
ten sich die Klagen westdeutscher Mitglieder über die un-
zureichende Information zur Arbeit des Zentrums. Tralow 
bemühte sich bis zur Amtsniederlegung (1960) weiterhin 
um eine ausgleichende Position. Das Interesse des P.E.N.-
Präsidiums an den Mitgliedern in der Bundesrepublik 
schwand nach Tralows Ausscheiden merklich. Schon 
während Tralows Amtszeit war die Diskussion zur staats-
politischen Kennzeichnung des Zentrums aufgekeimt. 
Dennoch erfolgte die Umbenennung in P.E.N.-Zentrum 
DDR, dem weiterhin wenige westdeutsche Mitglieder an-
gehörten, erst im Jahr 1967. Zu dieser Zeit hatte der linien-
treue Heinz Kamnitzer, ein enger Vertrauter Zweigs, das 
Amt des geschäftsführenden Präsidenten bereits drei Jahre 
inne. Nach Zweigs Tod im Jahr 1968 rückte Kamnitzer an 
die Spitze. De facto hatte er aber bereits vorher die Ge-
schicke des P.E.N gelenkt und tat dies bis 1989. 

Die ersten Kontakte zu Institutionen der DDR lassen 
sich in der Phase der Reorganisation des P.E.N.-
Zentrums Deutschland nach der Abspaltung des bun-
desrepublikanischen Zweigs nachweisen. Über Be-
cher, der sich von seiner führenden Position im 
P.E.N.-Zentrum jedoch 1953 zurückzog, entstand die 
Verbindung zu dem von ihm gegründeten Kulturbund 
zur demokratischen Erneuerung Deutschlands; sie 
diente in erster Linie finanzieller und organisatorischer 
Unterstützung des wieder zu belebenden Zentrums. 
Von 1953 bis mindestens 1956 bestanden zudem Kon-
takte zum Schriftstellerverband der DDR, insbesonde-
re zu dessen Referat für Gesamtdeutsche Arbeit. Für 
die Folgezeit zeichnet sich die Abhängigkeit des 
P.E.N.-Zentrums von parteipolitischen bzw. staatli-
chen Einrichtungen ab. Eine Schlüsselstellung kam 
neben dem Präsidenten dem Generalsekretär zu; er un-
terhielt enge Kontakte zur Abteilung Kultur des Zent-
ralkomitees der SED, sowie dem Ministerium für Kul-
tur. Verhandlungspunkte waren „Konzeption, Perspek-
tive und Jahresarbeit“ des Zentrums, die Aktivitäten 
im Ausland, literarische Veranstaltungen sowie die 
Haushaltsmittel des P.E.N. Bis Ende der sechziger 
Jahre war das P.E.N.-Zentrum vor allem zur genauen 
Berichterstattung verpflichtet. Nach 1970 verschärfte 
sich die Anleitung durch die Abteilung Kultur. Man 
führte richtungsweisende Gespräche im Vorfeld sowie 
kritische Aussprachen im Nachgang der nationalen 
wie internationalen Zusammenkünfte. Zu dieser Zeit 
wurde die P.E.N.-interne Parteigruppe verstärkt akti-
viert, die schon in den sechziger Jahren gebildet wor-

den, aber weitgehend untätig geblieben war. Sie trat 
unter Anweisung der Abteilung Kultur vor den Mit-
gliederversammlungen zusammen, um die Genossen 
unter den P.E.N.-Mitgliedern auf Linie zu bringen. Die 
Einflussnahme auf das P.E.N.-Zentrum durch die Ab-
teilung Kultur ist bis Ende Oktober 1989 nachweisbar. 

Die Anbindung an eine internationale Dachorgani-
sation verlieh dem P.E.N.-Zentrum der DDR und sei-
nen Mitgliedern eine gewisse Immunität gegenüber 
den Machtinstrumenten des diktatorischen Systems. 
Indessen wurden diese Chancen wenig genutzt. Be-
deutende innen- und kulturpolitische Ereignisse, etwa 
der Mauerbau 1961 oder die Ausbürgerung Bier-
manns, blieben durch den DDR-P.E.N. in der Öffent-
lichkeit ebenso unkommentiert wie die zahlreichen 
Schikanierungen, Bedrohungen und Inhaftierungen 
von Schriftsteller-Kollegen. Gezielte Aktionen gab es 
nur vereinzelt, so z. B. die Alleingänge Stephan 
Hermlins, der seine persönliche Bekanntschaft mit 
dem Staatsoberhaupt Erich Honecker zum Einsatz für 
Kollegen nutzte. Erst im Laufe des fortgeschrittenen 
gesellschaftlichen Liberalisierungsprozesses in der 
DDR kam 1989 Bewegung in das P.E.N.-Zentrum: 
Eine offene Diskussion der kulturpolitischen Situation 
ohne Rücksicht auf die anwesenden Kulturfunktionäre 
prägte die Generalversammlung im März 1989; öf-
fentliche Erklärungen zum maroden, reformbedürfti-
gen Staatssystem wurden erst Ende Oktober 1989 ge-
gen den erklärten Willen des Präsidenten Kamnitzer 
realisiert, sein Rücktritt damit provoziert. 

Die zuvor stillschweigende Duldung der allgegenwär-
tigen Zensur, der Verhaftung etlicher Autoren etc. muss 
als grober Verstoß gegen die Grundsätze der Internatio-
nalen P.E.N.-Charta gewertet werden. Unvereinbar mit 
der Charta zeigt sich zudem die Aktivität einiger P.E.N.-
Mitglieder, die als Inoffizielle Mitarbeiter des Ministeri-
ums für Staatssicherheit die Überwachung ihrer P.E.N.-
Kollegen im nationalen wie internationalen Raum über-
nahmen. Bereitwillige Berichterstattung über die Interna 
des Zentrums sowie die Annahme konkreter Arbeitsan-
weisungen zur Beeinflussung einzelner Mitglieder ge-
hörten zum Aufgabenbereich der Stasi-Zuträger. 

Die Frage, ob die Mitgliedschaft von Kommunisten 
im Internationalen P.E.N. grundsätzlich zu tolerieren sei, 
war vor dem internationalen Gremium implizit mit der 
Separation eines westdeutschen P.E.N.-Zweiges gestellt. 
Zwar gab es immer wieder Angriffe auf die P.E.N.-
Mitglieder der Ostblock-Staaten, so etwa Charles Mor-
gans Eröffnungsrede auf dem Internationalen P.E.N.-
Kongress in Wien (1955). Der Internationale P.E.N. in 
seiner Gesamtheit verhielt sich jedoch integrativ, übte 
Toleranz gegenüber den kommunistischen Mitgliedern. 
Die generelle Anerkennung des P.E.N.-Zentrums der 
DDR war unstrittig; es hatte zu jeder Zeit Sitz und 
Stimmberechtigung. Den kritischen Nachfragen des In-
ternationalen P.E.N. musste es sich aber immer wieder 
stellen. 1961 forderte man beharrlich eine Stellungnah-
me zu einer Liste in der DDR inhaftierter Autoren, eben-
so wie zum Mauerbau. Auch die Folgen der verschärften 
Kulturpolitik Mitte der siebziger Jahre, z. B. Biermanns 
Ausbürgerung, provozierte Fragen. Heftige Attacken in 
bezug auf die generelle Position der Schriftsteller in der 
DDR charakterisierten den Internationalen P.E.N.-
Kongress in Hamburg (1986). 

Das Verhältnis zwischen den beiden deutschen Sekti-
onen gestaltete sich wechselhaft: Die vom P.E.N.-
Zentrum Deutschland/Deutschen P.E.N.-Zentrum Ost 
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und West zunächst angestrebte Überwindung der Spal-
tung im deutschen P.E.N. erwies sich als unmöglich. Al-
le Vorstöße in diese Richtung blieben vom Deutschen 
P.E.N.-Zentrum (Bundesrepublik) unbeantwortet. Bei ei-
nem ersten Treffen beider Zentren 1956 signalisierte die-
ses die kategorische Ablehnung der Wiedervereinigung. 
Man ging auf Distanz. Mitte der sechziger Jahre gelang, 
eingeleitet durch internationale Vermittlung, eine Annä-
herung der deutschen Zentren, die zur Bildung eines 
Ständigen Verbindungsausschusses führte. Dessen Ar-
beit zielte auf gegenseitige Information und gemeinsame 
Organisation von Veranstaltungen. Eine mögliche Zu-
sammenführung der beiden Zentren wurde lediglich an-
gedacht. 1968 stellte man die wenig erfolgreichen Be-
mühungen des gemeinsamen Ausschusses ein. Das 
P.E.N.-Zentrum der DDR erachtete den Ausschuss für 
nicht länger notwendig; Kommunikation sei nun auf di-
rektem Wege möglich. Die Kontakte zwischen beiden 
deutschen Zentren beruhten in den folgenden Jahren vor 
allem auf persönlicher Intiative. So pflegten Heinz Kam-
nitzer und der kurzzeitige Präsident des Deutschen 
P.E.N.-Zentrums (Bundesrepublik) Heinrich Böll 
(1970/71) ein freundschaftliches Verhältnis. Um Ver-
ständigung bemüht zeigten sich in den achtziger Jahren 
die langjährigen Präsidiumsmitglieder des bundesrepub-
likanischen P.E.N. Ingeburg Drewitz und Hanns Werner 
Schwarze. Bei den gemeinsamen Aktivitäten handelte es 
sich zumeist nur um ein Zusammengehen von Fall zu 
Fall, keineswegs um eine konzentrierte Zusammenarbeit. 
Nach dem Zusammenbruch der DDR sicherte man ein-
ander unbedingte Kooperation zu. Schon auf der Tagung 
des West-P.E.N. in Kiel (Mai 1990), an der DDR-
Kollegen teilnahmen, entbrannte eine Diskussion um 
Klaus Höpcke, „Oberzensor“ der DDR und P.E.N.-
Mitglied zugleich; diese eröffnete die eingangs erwähnte 
Kontroverse um die Vergangenheit des P.E.N.-Zentrums 
in der DDR, die erst 1998 mit der Wiedervereinigung 
zum P.E.N.-Zentrum Bundesrepublik Deutschland mit 
Sitz in Darmstadt beendet wurde. 
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Der Streit um die Herausgabe der Stasiunterlagen an 
Presse und Forschung – ein Streit ohne Ende. Auch 
nach mehreren Gesetzesänderungen, einem Gutachten 

eines ehemaligen Verfassungsgerichtspräsidenten und 
dem 4. Urteil in der Rechtssache Kohl vom Juni 2004 
ist die Verfassungslage keinesfalls klarer. Noch im-
mer ist unklar, ob und inwieweit das Grundgesetz die 
Herausgabe von personenbezogenen Informationen 
über Amtsträger, Inhaber politischer Funktionen und 
Personen der Zeitgeschichte an Forscher und Vertre-
tern der Presse zulässt.  

Ziel der Arbeit ist es zunächst die verfassungsrecht-
lichen Anforderungen an den Umgang mit personen-
bezogenen Daten, die durch den Staatssicherheits-
dienst erhoben wurden, zu durchdringen. Die dabei 
gewonnenen Ergebnisse sollen die Grundlage für die 
Erarbeitung einer Verwaltungsrichtlinie für die ver-
fassungskonforme und einigungsvertragskonforme 
Anwendung der Forschungs- und Medienregelung der 
§§ 32, 34 des Stasiunterlagengesetzes (StUG) sein.  

Zum bisherigen Stand des Vorhabens: Ausgangs-
punkt der rechtlichen Analyse muss zunächst die Er-
fassung der rechtlich relevanten Interessen sein. Be-
reits hier besteht in der Literatur und Praxis keine 
einhellige Meinung. Immer wieder wird der Blick auf 
die widerstreitenden Interessen zwischen dem allge-
meinen Persönlichkeitsrecht einerseits und der Presse- 
und Forschungsfreiheit andererseits verengt. Die Be-
trachtung der §§ 32, 34 StUG allein aus dem Blick-
winkel dieser drei Grundrechte greift jedoch zu kurz. 
Sie wird der gesamten verfassungsrechtlichen Dimen-
sion, die § 32 StUG inhärent ist, nicht gerecht und 
führt im Ergebnis zu einer einseitigen „Abwägung“ 
zugunsten des allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Ziel 
des StUG ist nach § 1 neben dem Schutz des Allge-
meinen Persönlichkeitsrechts „die historische, politi-
sche und juristische Aufarbeitung der Tätigkeit des 
Staatssicherheitsdienstes zu gewährleisten und zu för-
dern“. Ein Adressat dieses Auftrags ist darin nicht 
benannt. Erst § 32 StUG konkretisiert: „Für die For-
schung zum Zwecke der politischen und historischen 
Aufarbeitung der Tätigkeit des Staatssicherheitsdiens-
tes sowie für die Zwecke der politischen Bildung stellt 
die Bundesbeauftragte […] Unterlagen zur Verfü-
gung“. § 34 StUG bestimmt dann für Presse, Rund-
funk und Film eine entsprechende Anwendung der 
Regelung. Gesetzgeberisches Ziel ist also nicht die 
Garantie der Forschungs- und Pressefreiheit, sondern 
die Aufarbeitung der Tätigkeit des Staatssicherheits-
dienstes. Der Grundkonflikt der Regelung des § 32 
StUG lautet daher nicht Forschungs- und Pressefrei-
heit vs. Allgemeines Persönlichkeitsrecht, sondern 
Aufarbeitung vs. Allgemeines Persönlichkeitsrecht. 
Dieser Befund wird insbesondere aber auch durch den 
Vergleich mit anderen gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang zu sonstigem Archivgut getragen, in de-
nen Forschung und Presse einen privilegierten Zu-
gang zu staatlichen Informationen genießen.  

Der Hintergrund dieser Differenzierung zwischen 
den Unterlagen des ehemaligen Staatssicherheits-
dienstes der DDR und sonstigem Archivgut erschließt 
sich unter Berücksichtigung des historischen Entste-
hungszusammenhangs des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 
und der dahinter stehenden Interessenlage. Anders als 
die allgemeinen Archivgesetze hat das StUG einen 
Auftrag zu vollziehen. Der Auftrag lautet Aufarbei-
tung und geht damit über den Auftrag eines gewöhn-
lichen Archivs, das Gedächtnis der Nation zu bewah-
ren, hinaus. Nach Art. 1 Nr. 2 der Zusatzvereinbarung 
zum Einigungsvertrag (ZV EV) erwarten die Ver-
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tragsparteien, „dass der gesamtdeutsche Gesetzgeber 
die Voraussetzungen dafür schafft, dass die politische, 
historische und juristische Aufarbeitung der Tätigkeit 
des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit/ 
Amtes für Nationale Sicherheit gewährleistet bleibt.“ 
Diese erst im Zuge des massiven öffentlichen Druck, 
der nicht zuletzt in den Hungerstreiks der Bürger-
rechtler im Frühjahr und Herbst 1989 seinen Aus-
druck gefunden hat, zustande gekommene Regelung, 
bildet eine Grundlage für den deutschen Wiederverei-
nigungsprozess und ist somit Ausprägung des inneren 
Wiedervereinigungsgebots.  

Dass es sich bei der Aufarbeitung auch nach der 
Schaffung des StUG nicht bloß um einen untergeord-
neter Gemeinwohlbelang, um einen vorgeschobener 
Zweck und auch nicht lediglich um ein zu berücksich-
tigender Aspekt im Abwägungsprozess zwischen dem 
Allgemeinen Persönlichkeitsrecht und der For-
schungs- und Pressefreiheit, sondern um ein eigen-
ständiges Abwägungsgut von Bedeutung, zeigt die 
nähere Untersuchung des Einigungsvertrages. Mit der 
Schaffung des StUG ist Art. 1 Nr. 2 ZV EV nicht ob-
solet geworden. Obgleich dem Einigungsvertrag nach 
zutreffender Auffassung keine Verfassungsqualität 
zukommt, spricht jedoch der besondere Entstehungs-
zusammenhang der Zusatzvereinbarung zu diesem In-
tegrationsvertrag für Bestandsfestigkeit zumindest 
gegenüber einfachem Gesetzesrecht.  

Abgesehen von der unmissverständlichen Vorgabe 
des Einigungsvertrages, die in keinem Urteil der 
Leipziger Richter Erwähnung fand, lassen sich Be-
zugspunkte für den Auftrag zur Aufarbeitung aber 
durchaus auch dem Grundgesetz entnehmen, geht es 
doch bei der Aufarbeitung im Kern um nichts anderes 
als Verfassungssicherung. In diese Richtung geht 
auch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in sei-
nem Beschluss zur Auslegung der Stasi-Listen durch 
das Neue Forum. Darin heißt es: Der Aufarbeitung 
der Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes als „zent-
raler Bestandteil des totalitären Machtapparats der 
DDR“, der „als Instrument der politischen Kontrolle 
und Unterdrückung der gesamten Bevölkerung dien-
te“, kommt bei der Auseinandersetzung mit der Ver-
gangenheit besondere Bedeutung zu. Ziel des StUG 
ist es – so das BVerfG –, „eine Anschauung darüber 
zu vermitteln, welchen Gefahren Freiheitsrechte der 
Bürger ausgesetzt werden können, wenn die Siche-
rung eines freiheitlichen Rechtsstaates außer Kraft ge-
setzt wird“. Auch  wenn die Annahme eines konkre-
ten Verfassungsauftrags zur Aufarbeitung sich im 
Rahmen der Untersuchungen bislang nicht überzeu-
gend nachweisen ließ, zeigte sich doch, dass die Be-
wältigung des DDR-Unrechts ein Argumentationsto-
pos darstellt, der sich in über 50 Verfassungsgerichts-
entscheidungen nachweisen lässt.  

Was folgt daraus?  
1. Im Gegensatz zu sonstigem Archivgut sollen die 

Unterlagen hier nicht nur liegen bleiben und bei 
Nachfrage herausgegeben werden, die Unterlagen sol-
len ausgewertet und die Erkenntnisse sollen der Öf-
fentlichkeit vermittelt werden. Dies bestätigt auch die 
Förderungspflicht der §§ 32 Abs. 1, 37 Abs. 1 Nr. 6 
StUG, die neben dem Forschungsauftrag der Behörde 
nach § 37 Abs. 1 Nr. 5 StUG besteht.  

2. Weder die Auswertung des Materials noch die 
Öffentlichkeitsarbeit kann in einem demokratischen 
Rechtsstaat allein einer Behörde zukommen. Nicht al-

lein deshalb, weil die Bundesbeauftragte für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR (BStU) kaum hinreichend ausgestattet sein dürf-
te, um diesen Auftrag allein zu erfüllen, nicht nur weil 
immer noch potentielle Verflechtungen noch aktiver 
Politiker mit dem Staatssicherheitsdienst aufzuarbei-
ten sind, sondern weil öffentliche Gewalt kontrollier-
bar sein muss. Dementsprechend müssen sich auch 
die aus den Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
gewonnenen Erkenntnisse der BStU in irgendeiner 
Weise nachprüfen lassen. Ein exklusives Zugriffs-
recht; ein Informations- oder wie es oft heißt „ein For-
schungsmonopol“ der BStU wäre damit unvereinbar. 
Aus diesem Grund sieht das StUG ein privilegiertes 
Zugangsrecht für Forschung und Presse vor.  

3. Ebenfalls unvereinbar mit diesem Auftrag wäre 
es, die Bearbeitung der Akten durch exzessive Sperr-
fristen – wie sie § 5 BArchG – zugrunde liegen, zu 
verzögern. Denn Aufarbeitung heißt bei aller Umstrit-
tenheit des Begriffs Gestaltung des Künftigen durch 
Bewusstmachen des Vergangenen. Der so verstande-
ne Begriff der Aufarbeitung gestattet kein Vertagen 
auf morgen, da die Zukunft bereits vor 14 Jahren be-
gonnen hat. Dementsprechend hat der Gesetzgeber 
bereits 1990 mit der Schaffung der §§ 32, 34 StUG 
Forschung und Presse Zugriff auf die Akten gewährt. 
Forschung und Presse übernehmen so gesehen eine 
dienende Funktion. Wie die Formulierung des § 32 
Abs. 1 StUG „der Forschung und Presse zur Aufar-
beitung „ zeigt, wird ihnen das Zugriffsrecht nicht um 
ihrer selbst willen zugebilligt, vielmehr ist ihr Wirken 
und damit ihr Zugangsrecht zu den Unterlagen inte-
graler Bestandteil des Rechtsauftrages zur Aufarbei-
tung und damit unabhängig von der Existenz eines 
allgemeinen verfassungsrechtlichen Presse- oder For-
schungsinformationsanspruchs garantiert.   

4. Dass Aufarbeitung umfassend sein muss, ergibt 
sich aus der Natur der Sache. Eine nur fragmentari-
sche Aufdeckung der Vergangenheit verdient den 
Begriff Aufarbeitung nicht. Zusammenhänge sind auf 
der Grundlage von Teilkenntnissen nicht hinreichend 
erkennbar. Sie fördern Geschichtsverfälschung nicht 
jedoch Aufarbeitung. Dem zur Folge gebietet der 
Auftrag zur Aufarbeitung der Tätigkeit des Staatssi-
cherheitsdienstes eine umfassende Offenlegung der 
seiner Akten. Die in der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung im Zusammenhang mit der 4. Kohlentscheidung 
aufgeworfene Frage: „Braucht man, um die Tätigkeit 
eines Voyeurs zu beschreiben, die Wiedergabe dessen, 
was und wen er durchs Schlüsselloch gesehen hat?“ 
ist mit „Ja.“ zu beantworten. Gerade wenn es um die 
Kenntnisse der Staatssicherheit über die Amts- und 
Funktionsausübung führender Politiker geht – und 
keine anderen Informationen dürfen nach dem StUG 
an Presse und Forschung herausgegeben werden – 
dann spielt es für die Einschätzung des Machtpotenti-
als der Staatssicherheit eine ganz erhebliche Rolle, 
über welche Informationen sie verfügte.  

Für den Zugriff auf personenbezogene Daten be-
deuten diese Ergebnisse erst einmal nur soviel, als 
dass für die Einschränkung des Allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts ein gewichtiges Allgemeininteresse an 
der Aufarbeitung der Tätigkeit des Staatssicherheits-
dienstes spricht, ein Interesse zumindest im Rechts-
streit um die Herausgabe der Akten Kohl in der 
Rechtsprechung nicht hinreichend Berücksichtigung 
gefunden hat.  
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I. 
Die aktuellen wissenschaftlichen Kontroversen, Wahr-
nehmungen und Bewertungen von DDR-Geschichte 
besitzen ihre eigene Geschichte. Zumal für Historiker 
ist dies eigentlich eine triviale Feststellung. Wer sich 
aber intensiver mit der gegenwärtigen DDR-
Forschungslandschaft befasst, wird für die Zeit vor 
dem Mauerfall einen „blinden Fleck“ feststellen, denn 
die deutliche Mehrheit der gegenwärtig zitierten Litera-
tur zur DDR-Geschichte ist nach 1990 erschienen. 

Genau diese Leerstelle soll in der Untersuchung er-
kundet und gefüllt werden: Mithilfe einer „Vier-
Phasen-Typologie“, die unterschiedliche Perspektiven 
wissenschaftlicher Betrachtung der DDR seit 1949 bis 
in die Gegenwart grafisch darstellt, werden im Rah-
men von vier Fallstudien die Konjunkturen des wis-
senschaftlichen Feldes der west- und seit 1990 ge-
samtdeutschen DDR-Forschung problem- und 
themenspezifisch analysiert. Im Zentrum stehen nicht 
allein die abstrakten Forschungsdynamiken, sondern 
konkreter die normativen Orientierungen und Hand-
lungen der wissenschaftlichen Akteure. 

Theoretischer Ausgangspunkt der Analyse sind die 
widersprüchlichen Handlungsanforderungen, mit de-
nen die Forschenden – vor 1989 im geteilten ebenso 
wie danach im vereinigten Deutschland – innerhalb 
ihrer Wissenschaftspraxis konfrontiert sind: Einerseits 
besitzt das System Wissenschaft professionelle, wis-
senschaftsinterne Standards, die von den Akteuren 
eingehalten werden müssen, sofern sie die interne 
Währung der Wissenschaft erhalten wollen: Anerken-
nung/Prestige. Hierfür eignen sie sich spezifische Er-
kenntnisse, Methoden und Traditionen ihrer jeweili-
gen Disziplin an. Andererseits ist Wissenschaft immer 
standortgebunden (M. Weber) und damit immer von 
wissenschaftsexternen Elementen mit-beeinflusst. E-
benso wie Erinnerungs- und Gedächtnisarbeit ist sie 
geprägt von normativen Orientierungen, Interessen, 
Wünschen oder auch Ängsten der Gegenwart.  

Beide Momente – die wissenschaftsinternen und die 
wissenschaftsexternen – beeinflussen sich wechselsei-
tig, empirisch sichtbar sind allein unterschiedliche 

Gemengelagen. In dem Projekt werden diese Bezie-
hungen innerhalb des Spannungsfeldes von Wissen-
schaftspraxis, Politik und Gedächtnis analysiert: In-
wiefern wurden und werden jeweils in den 
‚Laboratorien‘ wissenschaftlicher „Produktion von 
Geschichte“ (D. W. Cohen) die konkreten For-
schungsergebnisse von den widersprüchlichen Hand-
lungsanforderungen beeinflusst?  

Spezifiziert wird dies am Fall der DDR: Welche viel-
fältigen Möglichkeiten ergaben sich seit 1949 sowie 
gegenwärtig und zukünftig daraus, die DDR zu erfor-
schen und – seit 1989 – zu historisieren? Aber mehr 
noch (siehe „blinder Fleck“!): Wie soll mit der älteren 
DDR-Forschung umgegangen werden? Kann man sa-
gen, dass wir es in der gegenwärtigen Forschungsland-
schaft mit einer Verbesserung, einer Vermehrung oder 
primär einer Entwertung vorhandener Erkenntnisse ü-
ber die DDR zu tun haben? Welche Kontinuitäten und 
Brüche lassen sich über den politisch-kulturellen Rah-
menbruch von 1989 hinweg beobachten? 

Zu bedenken ist, dass für die forschungskonjunktu-
rellen Dynamiken Skepsis gegenüber dem Begriff der 
„Paradigmen-Wechsel“ (im Sinne Th. Kuhns) gebo-
ten ist, denn in der DDR-Forschung war auch in Zei-
ten von normal science niemals ein forschungsleiten-
des Paradigma sichtbar, wonach sich die gesamte 
Disziplin gerichtet hätte. In den Blick fallen vielmehr 
Parallelitäten und das Nebeneinander unterschied-
lichster Denkstile und Ansätze. 

Eine Konzeptualisierung dieser Geschichte muss 
Überblendungen und Parallelitäten sichtbar werden 
lassen. Damit soll es u. a. auch gelingen, die heftig 
umstrittene Entfaltung des „kritisch-immanenten An-
satzes“, der etwa mit den Arbeiten von P. C. Ludz in 
den 1960ern verbunden ist, aus der ‚Frontstellung‘ he-
rauszuheben, in die er mehrmals, insbesondere 1989 
ff, geraten ist. Nach dem Mauerfall sollten persönli-
che und zum Teil aggressiv vorgetragene Vorwürfe 
politisch-konzeptueller Naivität oder politikanalyti-
scher und normativer Verkürzung manchen Buchtitel 
attraktiver machen (besonders heftig bei J. Hacker, 
dessen „Deutsche Irrtümer“, 1992, den Untertitel 
„Schönfärber und Helfershelfer der SED-Dikatur im 
Westen“ trägt). Demgegenüber machen die Ergebnis-
se deutlich, dass der „Immanenz“-Ansatz in seiner 
explizit strukturalistischen Prägung eine sehr viel 
größere Nähe zu jenen scheinbar konträren Arbeiten 
und Perspektiven aufweist, die sich auf Profil und 
Formen diktatorischer Herrschaft und Repression 
konzentrierten. 

Insgesamt zeigt sich für die DDR-Forschercommu-
nity eine relative Eigenständigkeit des wissenschaftli-
chen Feldes, das zu keinem Zeitpunkt etwa durch die 
Politik bzw. die prekäre Konstellation der deutsch-
deutschen Beziehungen determiniert wurde. Sehr 
wohl ließ sich aber mit den Forschungsresultaten im-
mer Politik machen – nach dem Untergang der DDR 
wird um die richtige Geschichtspolitik gerungen. Um-
stritten ist auch – grundsätzlicher – das Verhältnis von 
Wissenschaft und Gedächtnis: Wie eng soll es sein? 
Zur Analyse gegenwärtiger diesbezüglicher Strategien 
sind Ansätze sinnvoll, die (wie M. Halbwachs) die 
Produktion von Erinnerung in das Zentrum stellen. 

Gefragt wird somit nicht ausschließlich nach der 
politischen Orientierung oder Funktion der Autoren, 
ihrer Publikationen und Sichtweisen sowie ihren in-
haltlich-thematischen Zugängen zum Forschungsge-
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genstand – gefragt wird vielmehr ebenso nach der 
verbindenden bzw. ausschließenden Rolle von Emoti-
onen in der Forschungspraxis der Institutionen und 
Personen, die sich mit der Geschichte der DDR vor 
bzw. seit dem revolutionären Umbruch und der Ver-
einigung beschäftigt haben. Die Analysen beziehen 
sich damit nicht nur auf das engere „System Wissen-
schaft“ oder ein generelles intellektuelles oder allge-
mein gesellschaftliches Klima. Gezeigt wird auch, 
dass und auf welche Weise generationsspezifische O-
rientierungen sowie individual- bzw. familienbiogra-
phische Zusammenhänge bestimmte Blickweisen pri-
vilegiert oder auch ausgeblendet haben. 

Methodisch wird eine Mehrebenenanalyse von 
Textanalyse, Experteninterviews, einer schriftlichen 
Befragung und (Co-)Zitationsanalysen durchgeführt, 
die im Hinblick auf die Relativität und Begrenztheit 
der jeweiligen Zugänge als angemessen erscheint. Ei-
ne gegenwärtige Bestandsaufnahme wurde in dem 
von der Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
geförderten Forschungsbericht „Die ‚Gelehrte DDR‘ 
und ihre Akteure“ (2004) vorgenommen. Dort geht es 
um aktuell beobachtbare Strategien, Inhalte und Mo-
tivationen für die Auseinandersetzung mit der DDR in 
Forschung und Lehre – die mit der Arbeit nun selbst 
historisiert werden sollen. 
 
II. 
Die Fallstudien zur vergangenen und gegenwärtigen 
Wissenschaftspraxis der DDR-Forschercommunity 
sind geprägt von vier grundsätzlichen Überlegungen: 

Erstens: Die DDR-Forschung besitzt bis heute ein 
starkes „lebensgeschichtliches Fundament“. Das 
meint, dass die „De-De-Errologen“ (E. O. Maetzke) 
zu einem großen Teil (mit gewichtigen Ausnahmen!) 
selbst lebensgeschichtlich von ihrem Forschungsge-
genstand betroffen waren und sind.  

Dies gilt nicht allein für die Situation nach dem 
Mauerfall, als zahlreiche Bürgerrechtler/innen mit ih-
ren eigenen historischen Erfahrungen der DDR-
Forschung wichtige Impulse verliehen. Das „lebens-
geschichtliche Fundament“ war von Anfang an kon-
stitutiv für das wissenschaftliche Feld, auch für die 
„SBZ-Forschung“ der 1950er Jahre: Allein an der FU 
Berlin forschten so unterschiedliche Akteure wie Otto 
Stammer, Ernst Richert und Carola Stern, die alle aus 
der „Zone“ geflüchtet waren, Karl C. Thalheim, der 
bereits im NS Wirtschaftsprofessor mit „Ost-Schwer-
punkt“ gewesen war, ebenso wie Arcadius R. L. Gur-
land, der in Moskau geboren und in Berlin aufge-
wachsen war und mit seiner Familie 1933 vor den 
Nazis fliehen musste. Alle versuchten sie, die eigenen 
historischen Erfahrungen in die überindividuelle 
Sprache wissenschaftlicher Forschung zu überführen 
– trotz (oder gerade wegen?) eigener Betroffenheit.  

Der Adressat jener „Wiedervereinigungswissenschaft“ 
(W. Bleek) war zunächst keineswegs ein engeres aka-
demisches Publikum. So betonte das „SBZ-Archiv“ (ab 
1968 „Deutschland Archiv“) bis 1957 auf der Titelseite: 
„Das SBZ-Archiv wendet sich an alle Organe des Staa-
tes, der Parteien, der Presse, des Rundfunks, der Wirt-
schaft und des kulturellen Lebens. Das SBZ-Archiv lie-
fert Unterlagen für Aufklärung und Abwehr: Besinnt 
euch auf eure Kraft – der Westen ist stärker!“.  

Zweitens: Die wissenschaftshistorische Besonder-
heit des Themas liegt nicht allein darin, dass die 
westdeutschen DDR-Forscher/innen in der Regel 

Männer und Frauen mit eigenen lebensgeschichtli-
chen – zumeist negativen – Erfahrungen waren. Statt-
dessen fordert das Thema dazu auf, nachzuzeichnen, 
wie sich in der DDR-Forschung seit den 1950er-
Jahren eine paradoxe und gegenläufige Doppelbewe-
gung von gleichzeitiger Verwissenschaftlichung und 
Politisierung etablierte.  

Zunächst sind für die 1950er und 1960er Jahre die 
expliziten normativen Perspektiven der auffällig. So 
untertitelte E. Richert sein erstmals 1964 und in meh-
reren Auflagen erschienenes Buch „Das zweite 
Deutschland“ mit dem Nachsatz „Ein Staat, der nicht 
sein darf“ (auf dem Titelbild in roter Farbe hervorge-
hoben!). Richert war aber gleichzeitig derjenige, der 
„Vorurteilsfreiheit“ als unerlässlich für den For-
schungsprozess ansah und nicht müde wurde zu beto-
nen, dass sich die „DDR-Forscher-Familie“, wie er sie 
nannte, professionalisieren müsse. Gleichzeitig wie-
derum wurden einfache Freund-Feind-Orientierungen 
insbesondere von empirisch orientierteren For-
scher/innen zunehmend scharf kritisiert. Alternative 
Deutungen sollten stärker am Selbstverständnis des 
„Modells DDR“ ansetzen, das für manche eine „kal-
kulierte Emanzipation“ versprach (R. Thomas).  

Für die 1960er und 1970er Jahre ist die zunehmen-
de stilistische Askese, die Abstraktion und die strikte 
Trennung von Beschreibungssprache und Quellen-
sprache nicht zu übersehen. Neu ist auch der Import 
damalig aktueller Theorie-Konzepte aus den USA: 
der Aufstieg der Sozial- und Strukturgeschichte mit-
samt ihren Präferenzen für Modernisierungs-, Kon-
flikt-, Eliten- sowie Systemtheorie. Verbunden war 
damit ein ausgeprägtes Selbstbewusstsein im Hinblick 
auf die Möglichkeit einer „Verwissenschaftlichung 
der Politik“ und der Prognosefähigkeit für zukünftige 
Entwicklungen in der DDR (die weithin geteilte „Sta-
bilitätsprognose“) sowie der Sozial- und Humanwis-
senschaften insgesamt. 

Drittens: Der Forschungsgegenstand DDR (oder 
früher: „Zonengesellschaft“, „SBZ-Regime“) hat sich 
seit 1949 stark verändert – seit 1990 ist er verschwun-
den. Konstitutiv für die Deutungsgeschichte ist zwei-
erlei: der Wandel von Interpretationen ebenso wie die 
wiederkehrenden Konjunkturen und Konflikte inner-
halb der Community. 

Ich gehe davon aus, dass bestimmte Akteursgrup-
pen in den jeweiligen historischen Situationen einen 
quasi monopolistischen Zugang zur „Wahrheit“ von 
Geschichte geltend machen können, während andere 
Gruppen wenig Potential besitzen, ihren Deutungs-
mustern Geltung zu verschaffen. Neben „öffentlichem 
Interesse“ und „kollektiver Neugierde“ geht es hier 
um Ansprüche auf Definitionsmacht. R. K. Merton 
hat deshalb idealtypisch von „Insiderwahrheiten und 
Outsiderunwahrheiten“ bzw. „Insiderunwahrheiten 
und Outsiderwahrheiten“ gesprochen. Empirisch kön-
nen so je nach Stellung der Akteure mehr oder weni-
ger privilegierte Möglichkeiten zur Durchsetzung un-
terschiedlicher Deutungsmuster sichtbar werden. 

Obwohl die Lagerkämpfe aus den Anfängen der 
1990er Jahre abgeklungen zu sein scheinen, sind auch 
gegenwärtig dominierende – und zudem recht unter-
schiedliche – Deutungsmuster von DDR-Geschichte 
zu beobachten. Zu diesem Zweck werden Cluster ver-
gangener und aktueller typischer Perspektiven be-
schrieben, die „Forschertypen“ werden jeweils durch 
einen prägnanten Leitsatz veranschaulicht. 
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Die Ergebnisse zeigen auffällige Kontinuitäten und 
Pfadabhängigkeiten zu den Sichtweisen vor dem 
Mauerfall. So streitet etwa gegenwärtig die analyti-
sche Insiderperspektive („Jenseits von Nostalgie und 
Anklage“) mit der delegitimierenden Insiderperspek-
tive („Wir sitzen im Stasigebäude, das ist Anschau-
ungsunterricht genug!“) um die Frage, wie weit die 
normativen Orientierungen die Forschungsergebnisse 
steuern sollten. Die legitimierende Outsiderperspekti-
ve („Der Diffamierung und Delegitimierung etwas 
entgegensetzen“) und die delegitimierende Outsider-
perspektive („Die DDR war im Chaos geboren und ist 
im Chaos untergegangen, dazwischen war auch nur 
Chaos“) stehen – was die innerakademischen Kontro-
versen betrifft – eher am Rand. Dies gilt in dieser 
Hinsicht auch für die skeptische Perspektive 
(„Mainstream ist langweilig und stellt keine intellek-
tuelle Arbeit im eigentlichen Sinne dar“). 

Der Forschungsboom nach 1990 korrelierte mit ei-
ner Wiederentdeckung von aufsehenerregenden For-
schungsfeldern, wie das Beispiel der Aufarbeitung der 
Geschichte des MfS nachdrücklich zeigt. Die wieder-
kehrenden Konjunkturen und Konflikte im wissen-
schaftlichen Feld erweisen sich jedoch ebenso als be-
merkenswert, z. B. in bezug zum 17. Juni 1953: Bis 
heute sehen die ForscherInnen in ihm entweder den 
Beleg für das frühe Scheitern der SED („Untergang 
auf Raten“), andere sehen in ihm die „innere Staats-
gründung“ – andere wiederum sehen im Juniaufstand 
beides zugleich („Staatsgründung auf Raten“).  

Nicht ernsthaft diskutiert wurde die nicht nur die 
DDR-Forschung betreffende Frage, wo die Gründe für 
das „Prognosedebakel“ (K. v. Beyme) von 1989/90 zu 
suchen wären – und dies, obwohl sich nach dem über-
raschenden Mauerfall für alle Beteiligten Fragen nach 
der Erschütterung von Deutungsweisen hätten stellen 
müssen.  

Viertens: In jeder ihrer Phasen wurde innerhalb der 
DDR-Forschercommunity heftig gestritten, auch 
wenn es immer wieder Phasen der ‚Abkühlung‘ gab. 
Im Hintergrund dieser Kontroversen ‚lauern‘ die 
wechselseitige Wahrnehmungen deutsch-deutscher 
Geschichte, die die Urteile über die DDR – in man-
chen Fällen auch explizit (etwa in der Gegenüberstel-
lung der „Erfolgsgeschichte West“ und der „Misser-
folgsgeschichte Ost“) – prägen. 

Neben der großen Vielfalt an Diskursen über die DDR 
werden klare Prioritätensetzungen deutlich: Gegenwärtig 
erreichen – so die Ergebnisse der schriftlichen Befragung 
– eindeutige und ‚scharfe Begriffe‘ wie „Totalitäre Dik-
tatur“ und „Unrechtsstaat“ zur Kennzeichnung der DDR 
durchgängig höhere Zustimmungsraten als weniger ein-
deutige Bezeichnungen wie etwa „Moderne Diktatur“ 
oder „Kommode Diktatur“. 

Fest steht, dass es sich bei der Geschichte der DDR 
um „40 qualmende Jahre“ handelt – so könnte in An-
lehnung an eine von H. P. Schwarz vorgeschlagene 
Definition Neuester Zeitgeschichte die Überschrift für 
die Kontroversen um ihre Geschichte lauten. Schwarz 
umschreibt mit dem Begriff diejenige Geschichte, die 
zeitlich so nah ist, dass sie „noch qualmt“. Die zum 
Teil erbittert geführte Debatte ist zudem geprägt von 
einer mehrere Jahrzehnte andauernden Auseinander-
setzung über die angemessenen Formen des Umgangs 
mit dem NS. 

Für die gegenwärtige Situation zeitgeschichtlicher 
Forschung lässt sich deshalb frei nach H. Rothfels sa-

gen, dass Zeitgeschichte als (Streit-)Geschichte der 
mitlebenden Forscher/innen die Dichotomie von his-
torischer Vernunft einerseits, Emotionen andererseits, 
als fragwürdig erscheinen lässt: Objektivität lässt sich 
immer nur in Anführungsstrichen haben, um die his-
torische Wahrheit wird erbittert gestritten, eine nüch-
terne Herangehensweise an den Forschungsgegens-
tand ist manchmal unmöglich – geschweige denn für 
alle Beteiligten überhaupt wünschenswert. Die Debat-
ten um die Bewertung der „alten“ bundesdeutschen 
DDR-Forschung sind hierfür ein eindrücklicher Beleg 
– es lässt sich zeigen, dass von einigen Protagonisten 
selbst elementare wissenschaftliche Standards (z. B. 
korrektes Zitieren) nicht immer eingehalten wurden.  
 
Schluss: 
Ohne uns als Forscher/innen immer darüber Rechen-
schaft abzugeben, bringen wir frühere Denk- und 
Handlungsmuster mit in die aktuelle Wissenschafts-
praxis. Die Selbstreflexion über die Geschichte des 
eigenen Faches, der westdeutschen DDR-Forschung 
von ihren Anfängen bis in die Gegenwart, erweist sich 
als ideales Forschungsfeld für die disziplinären 
Schnittstellen von Zeit- und Wissenschaftsgeschichte. 
Es fallen sowohl Themenkonjunkturen und For-
schungsmethoden wie auch Erinnerungspolitiken und 
Geschichtsdidaktik in den Blick. Auch darüber hi-
nausgehende Fragen eröffnen aufschlussreiche Per-
spektiven: Inwieweit taugen etwa sozialwissenschaft-
liche Modelle, die von zu einfachen Ursache-
Wirkungszusammenhängen durchzogen sind? 

Indes beleuchten die Fallstudien zur Geschichte der 
DDR-Forschung nicht nur eine Geschichte von „Er-
kenntnisgewinnen“ und Brüchen, sondern stellen 
vielmehr ein Geflecht dar von emotionalen Bindun-
gen, familiären Loyalitäten, Konflikten und Versöh-
nungen, von Erbschaften, die Doktorväter und -mütter 
weitergeben und die manchmal erst von Kindern und 
Enkeln angetreten oder ausgeschlagen werden. 

Im Zentrum stehen die „blinden Flecken“. Um sie 
zu füllen, wurde für die Untersuchung folgender Ab-
lauf gewählt: Nach der Einleitung wird die „Vier-
Phasen-Typologie“ vorgestellt, in der im Rahmen von 
vier zeitlich abgegrenzten Phasen zum einen die un-
terschiedlichen Perspektiven historischer Betrachtung 
der DDR im damaligen und heutigen Deutschland lo-
kalisiert werden können. Nicht um antiquarische 
Vollständigkeit geht es. Möglich aber werden soll es 
anhand der Karte, die Reichweiten, Grenzen und Kon-
flikte der jeweiligen Deutungsmuster zu bestimmen, 
die sich seit 1949 wechselseitig und in Abgrenzung 
zueinander konstituieren (Kapitel 2). Die daran an-
schließenden Fallstudien widmen sich der Erfindung 
und Entwicklung kritisch-immanenter Forschung 
(Kapitel 3), der Opposition und Repression als Thema 
der Forschung (Kapitel 4), der Kritik kritisch-
immanenter Forschung (Kapitel 5) und dem Vergleich 
von NS- und SED-Diktatur als Gegenstand der For-
schung (Kapitel 6).   
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Zwischen Ambitionen und Scheitern. Die 
gestaltungstheoretische Forschung der 
Fachbereiche Kunsterziehung in der DDR  
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Nach der im Herbst 2002 in Berlin gezeigten Ausstel-
lung „Kunst in der DDR“ kehrte eine erschöpfte Ruhe 
in die bis dahin sehr aufgeregte Debatte um die künst-
lerischen Äußerungen des zweiten Deutschen Staates 
ein. Seit dem Ende der DDR rangen vornehmlich Ku-
ratoren, Kritiker, Künstler und das Feuilleton um eine 
adäquate Aufarbeitung und Bewertung jener Kunst, 
die in einem Staat entstand, dessen Kultur- und 
Kunstpolitik im Wesentlichen durch Instrumentalisie-
rungsanspruch und Zensur gekennzeichnet war. Nun 
ist die Debatte um Kunstwerke das eine, die Ausei-
nandersetzung mit den theoretischen Grundlagen von 
Kunst das andere. Bei aller Nervosität im Umgang mit 
dem künstlerischen Erbe der DDR spielten die theore-
tischen Grundlagen von dem, was die Kunst sei, eine 
weit geringere Rolle als die Beurteilung von Künst-
lern und ihren Werken in ästhetischer und politischer 
Hinsicht. Dies verwundert insofern, als die Bemühun-
gen der Kultur- und Kunstpolitik der DDR immens 
waren, wenn es darum ging, theoretische Grundlagen 
zu erarbeiten, um Kunst und Künstler in einer sozia-
listisch gestalteten Gesellschaft zu verorten und für 
die parteilichen Vorstellungen von der Ausgestaltung 
der DDR nutzbar zu machen. Durch die von der SED 
betriebene Negierung künstlerischer Traditionen soll-
te in der DDR eine Kunst etabliert werden, die in ihrer 
Abgrenzung zur bürgerlichen Kunstentwicklung bis 
tief in alle Schichten der Gesellschaft reichen sollte – 
um dort ideologisch und propagandistisch tätig zu 
werden. Intensive Bemühungen wurden beispielswei-
se unternommen, um mit der Erziehung der „sozialis-
tischen Jugend“ ein Kunstverständnis zu erzeugen, 
welches auf der Basis der führenden Rolle der SED 
beruhte.  

Dabei fiel besonders den an Hochschulen und Uni-
versitäten der DDR angesiedelten Fachbereichen 
Kunsterziehung die Aufgabe zu, mit wissenschaftlich 
gesicherten Erkenntnissen auf methodischem wie auf 
gestaltungs- bzw. kunsttheoretischem Gebiet die 
staatlich geforderten Ansprüche an eine ästhetischen 
Erziehung anwendbar zu machen. Somit ist die 
Kunsterziehung aus der Perspektive der SED ein 
wichtiges Politikfeld und nicht allein ein Arbeitsbe-
reich von Kunstwissenschaft und Pädagogik mit spe-
zifischer Aufgabenstellung. Bei genauerer Betrach-

tung der kunstpädagogischen Einrichtungen zeigt sich 
allerdings, dass die staatlichen Vorstellungen einer 
allseitig durch die Elemente des sozialistischen Rea-
lismus künstlerisch geprägten Lebensumwelt – mit al-
len oben beschriebenen Erwartungen an die gesell-
schaftliche Wirksamkeit ästhetischer Anschauung – 
nicht widerstandslos und überall seine Entsprechung 
in der akademischen Praxis fand.  

Um dieses Spannungsfeld genauer zu betrachten, 
untersucht die Dissertation in einem ersten Schritt an-
hand der kunst- bzw. gestaltungstheoretischen For-
schung an den Fachbereichen für Kunsterziehung an 
der Karl-Marx-Universität Leipzig und der Humboldt-
Universität zu Berlin in den Jahren 1960 bis 1990 die 
Zusammenhänge zwischen Forschungsinteressen und 
staatlichen Vorgaben an die Disziplin. Die zwei un-
tersuchten Wissenschaftsstandorte werden in einem 
zweiten Schritt im gestaltungstheoretisch-kunstpädag-
ogischen Kontext der DDR verortet, und schließlich 
in einem dritten Schritt im Kontext der internationalen 
Forschungsentwicklung eingeordnet. Damit soll zum 
einen danach gefragt werden, wie sich das Verhältnis 
zwischen staatlichen Regulierungsansprüchen und 
wissenschaftlichen Eigeninteressen gestaltete. Zum 
anderen soll die Arbeit den isolierten Blick auf die 
DDR aufbrechen und fragen, welchen Stellenwert die 
wissenschaftlichen Inhalte ostdeutscher Wissenschaft-
ler im Kontext der internationalen Wissenschaftsent-
wicklung einnehmen. 

Für die Betrachtung der gestaltungstheoretischen 
Forschung der Fachbereiche Kunsterziehung in der 
DDR können zunächst vier maßgebliche Faktoren be-
stimmt werden: die regionalen Unterschiede der un-
tersuchten Wissenschaftsstandorte, die politischen 
und künstlerischen Prägungen und Haltungen der for-
schenden Akteure, die wissenschaftlichen Inhalte der 
Forschungen sowie die Einflussnahmen außeruniver-
sitärer staatlicher Einrichtungen auf eben jene Stand-
orte, Akteure und Inhalte. Diese vier Aspekte können 
dabei nicht trennscharf voneinander betrachtet wer-
den, vielmehr zeichnet sich ein vielfältiges Bedin-
gungs- und Beziehungsgeflecht unter den genannten 
Punkten ab. So ist gerade die Frage nach den regiona-
len Bedingungen der Forschung eng verbunden mit 
der Betrachtung der Geschichte der Einrichtungen 
und der dort ansässigen Forschung durch ihre Akteu-
re, da die Ausrichtung der Forschungsbereiche maß-
geblich an der persönlichen und politischen Haltung 
ihrer Mitarbeiter, vornehmlich der Lehrstuhlinhaber, 
festzumachen ist.  

Es zeichnet sich ab, dass die Lehrstühle beider Ein-
richtungen ab etwa 1970 in einem Konkurrenzver-
hältnis zueinander standen, ausgehend von Fragen der 
künstlerischen Grundhaltungen der Akteure über For-
schungskontroversen auf Tagungen, in Publikationen 
etc. bis hin zu forschungspraktischen Aspekten wie 
Reisetätigkeiten (besonders in das nichtsozialistische 
Ausland), Publikationsangebote, Finanzierungen usw. 
Diese Konkurrenz zwischen den Standorten erklärt 
sich maßgeblich durch die Initiativen der Lehrstuhlin-
haber für Theorie und Praxis der künstlerischen Ges-
taltung. Über einen langen Abschnitt des Untersu-
chungszeitraumes ist ein Widerstreit von individuel-
len und Forschungsmeinungen zwischen dem 1970 
nach Leipzig zwangsversetzten Professor Günther 
Regel und Wolfgang Frankenstein, Professor in Ber-
lin, zu erkennen. In ihren kunstpädagogischen (wie 
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auch parteilichen) Grundhaltungen sich recht ähnlich, 
gingen sie in ihren Forschungen gegensätzliche Wege. 
Beide postulierten in ihren kunstwissenschaftlichen 
Überlegungen, dass vor einer Entwicklung von me-
thodischen Zugängen für die Kunstbetrachtung die 
Auseinandersetzung mit den jeweiligen Gestaltungs-
prinzipien steht. Damit standen beide – wenn auch 
von verschiedenen Seiten – gegen die Vorstellungen 
des Ministeriums für Volksbildung, wo diese Frage 
erst weit nach der Durchsetzung und Vermittlung der 
Grundsätze des sozialistischen Realismus angesiedelt 
war. Für Regel und Frankenstein ergab sich das Ver-
ständnis eines Werkes aus dem Verstehen des Schaf-
fensprozesses. Die offizielle kunstpolitische Lesart 
hingegen wollte den Prozess des künstlerischen 
Schaffens als strukturiert durch jene notwendigen Be-
dingungen einer sozialistisch-realistischen Äußerung 
verstanden wissen, die beispielsweise von führenden 
Kunstwissenschaftlern aus dem Institut für Gesell-
schaftswissenschaften der SED formuliert wurden und 
die auf die schlichte Formel gebracht werden können, 
dass allein der Inhalt die Form bestimmt und der 
Schaffensprozess daher dem Inhalt untergeordnet 
werden muss. 

Zu den wichtigsten Akteuren der Untersuchung 
werden die eben erwähnten Lehrstuhlinhaber Regel 
und Frankenstein, auch wenn daneben zahlreiche wei-
tere Personen das Spielfeld betreten; von Studenten 
bis sich habilitierenden Nachwuchswissenschaftlern 
reicht das Spektrum aller für die Studie zu betrach-
tenden Akteure. Die Frage danach, inwieweit die 
Lehrstuhlinhaber von Berlin und Leipzig als pars pro 
toto stehen können und wo Generalisierungen nicht 
mehr zulässig sind, bemüht sich die Studie an den je-
weiligen Ausführungen stets im Blick zu behalten.  

Regel und Frankenstein gestalteten die Struktur ih-
rer Einrichtung maßgeblich durch ihre Forschungsan-
sätze. Befördert wurde die Bindung ihrer Namen an 
ihre Fachbereiche durch die große Kontinuität ihres 
Wirkens – Regel war Lehrstuhlinhaber von 1970 bis 
1990, Frankenstein von 1968 bis 1983. In ihrer Ana-
lyse der Gestaltungsprinzipien allerdings gingen beide 
völlig konträre Wege. War Regels Standpunkt von ei-
nem an die klassische Moderne angelehnten Kunst-
verständnis geprägt, so führten bei Frankenstein (in 
Umkehrung zur offiziellen Meinung) die „richtigen“ 
künstlerischen Schaffensprozesse in direkter Konse-
quenz auch zu einer realistischen Gestaltungsweise. 
Zudem war Frankenstein ein kunstwissenschaftlicher 
„Quereinsteiger“, der seine kunsttheoretische Haltung 
aus seiner eigenen – keineswegs unbeachteten und 
unbedeutenden – malerischen Praxis erwarb. Regel 
hingegen kannte die kunstpädagogische Praxis sehr 
genau und es schien, als würde er die Methodik des 
Faches zu seinem Spezialgebiet ausbauen. Mit Beginn 
seiner Lehrtätigkeit in Leipzig spezialisierte er sich 
jedoch ebenso schnell wie intensiv auf dezidiert ges-
taltungstheoretische Fragestellungen.  

Der Aspekt der spezifischen Generationenzugehö-
rigkeit wie auch der wissenschaftlichen Laufbahnen 
der Akteure in diesem Zusammenhang eine wichtige 
Rolle. Zu Beginn der 1960er Jahre agierte zum ersten 
Mal eine Generation von Kunsterziehern auf dem Ge-
biet der kunstpädagogischen Forschung und Lehre, 
die ihre Ausbildung im Nachkriegsdeutschland und 
später in der DDR erfahren haben und keine unmittel-
bare Berührung mit Kunstlehren wie beispielsweise 

die des Werkbundes oder die Vorkurse des Bauhauses 
in der Zwischenkriegszeit haben konnten wie noch die 
Generation davor. Bei der individuellen Untersuchung 
des künstlerischen, wissenschaftlichen und politischen 
Werdeganges von Regel und Frankenstein zeigt sich 
darüber hinaus, dass es sich um verschiedene Genera-
tionen der Wissenschaftssozialisation handelt. Mit 
beinahe zehn Jahren Altersunterschied studierte Regel 
an der Universität Greifswald das Fach Kunsterzie-
hung, während Frankenstein ohne ein Studium vor-
weisen zu können und ohne Erfahrungen in der 
kunstpädagogischen Lehre, Forschung oder Praxis zu 
haben, zeitgleich als Dozent in Greifswald tätig war. 
Erst 1959, als Regel zum Direktor des Institutes für 
Kunsterziehung in Greifswald berufen wurde, begeg-
neten sich beide auf akademischer Augenhöhe.  

Auch in den inhaltlichen Schwerpunkten der Pro-
motionen, die an den Lehrstühlen unter Regel und 
Frankenstein erarbeitet und eingereicht wurden, findet 
sich die These der unterschiedlichen, oft konträren 
Zugänge zu kunstwissenschaftlichen Ansichten wie 
auch die unterschiedliche inhaltliche Schwerpunktset-
zung an den Instituten bestätigt. In Berlin zeichnet 
sich etwa seit 1970 in etwa 40 Dissertationen und Ha-
bilitationen eine inhaltliche Kontinuität der Fragestel-
lungen hinsichtlich Qualität und Bewertung künstleri-
scher Prozesse sowie in detaillierten Untersuchungen 
zu Gestaltungskonstanten wie Bildraum, Bildfarbe, 
Bildkomposition etc. ab. In etwa 25 Leipziger Quali-
fizierungsarbeiten im gleichen Zeitraum finden sich 
wiederum zahlreiche Kontinuitäten in den Schwer-
punkten hinsichtlich Struktur und Verlauf der künstle-
rischen Gestaltung sowie der Kreativitäts-, Fähig-
keits- und Talententwicklung im künstlerischen 
Bereich und die Ontogenese des bildnerischen Schaf-
fens.  

Es darf daraus allerdings nicht geschlossen werden, 
dass dies die ausschließlichen Themen der Betrach-
tung waren; es gibt hinreichend Abweichungen von 
diesen genannten Schwerpunkten sowie zahlreiche 
thematische Überschneidungen in den Fragestellun-
gen der untersuchten Institute. 

Dass die verschiedenen Prägungen der Forschungs-
meinungen an den Lehrstühlen auch zu unterschiedli-
chen Konsequenzen der staatlichen Stellen, allen vor-
an dem Ministerium für Volksbildung, führen 
mussten, liegt auf der Hand. Während beispielsweise 
Regels inhaltlich wegweisende Publikation „Medium 
bildende Kunst“ für drei Jahre in den Schubladen des 
Verlages verschwinden musste, wurde Frankensteins 
Buch „Kompendium bildende Kunst“ vom Verlag 
„Volk und Wissen“ direkt an den Abteilungsleiter des 
MfV weitergeleitet, um es dort lediglich „abnicken“ 
zu lassen. Die unterschiedlichen Formen der politisch 
verordneten Behinderung von Forschung wie Verwei-
gerungen von Reiseerlaubnissen und Publikationsver-
zögerungen oder –verbote lassen deutlich werden, 
welche (Forschungs-)Meinungen erwünscht, welche 
bestenfalls toleriert und welche keineswegs akzeptiert 
wurden. Dabei soll keineswegs das Bild einer oppor-
tunistischen Linie in Berlin und einer oppositionellen 
Linie in Leipzig gezeichnet werden. Für solch eine 
Dichotomie waren die Akteure beider Standorte – be-
sonders die Professoren mit einem Ruf an einer Uni-
versität der DDR – zu tief in einem Aktionsfeld ver-
ankert, welches von Ihnen eine zumindest grund-
sätzliche Akzeptanz der gesellschaftlichen Situation 
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und der staatlichen Ordnung der DDR abverlangte. 
Doch bereits der Umstand, dass Regel wegen der Or-
ganisation einer Ausstellung des Malers Wieland 
Förster 1968 in Greifswald mit Lehrverbot und Par-
teiausschluss diszipliniert wurde, während Franken-
stein als Maler, der 1953 aus Westberlin in die DDR 
übersiedelte, kaum Einschränkungen in seinen Wir-
kungsfeldern erfuhr, verdeutlicht eine Konstellation, 
die aufmerksam untersucht werden muss.  

Mit der Skizzierung der vier in der Dissertation zu 
untersuchenden Hauptfaktoren – den Forschungs-
standorten, den Akteuren, den untersuchten For-
schungsinhalten sowie den staatlichen Vorgaben und 
Einflussnahmen – zeigt sich, dass sich deutliche regi-
onale Unterschiede bis hin zu Konkurrenz in den Ein-
richtungen bezüglich der Forschungsinhalte, der 
künstlerischen Grundpositionen und der Auseinander-
setzung mit staatlichen Vorgaben finden lassen. Dar-
aus entwickeln sich verschiedene Eigendynamiken 
und spezifische Handlungsstrategien werden instituti-
onalisiert. Eine einheitliche, zentralistisch organisierte 
Forschungstätigkeit hingegen kann ausgeschlossen 
werden. Der Wahrnehmung einer zentral gesteuerten 
Wissenschaft in der DDR kann somit ein kleines, 
dennoch aussagekräftiges Gegenbeispiel entgegenge-
setzt werden.  

Doch damit sind die im Untersuchungsgegenstand 
liegenden Potenzen noch nicht ausgeschöpft. Nach-
dem in einem ersten Schritt die Lehrstühle in Berlin 
und Leipzig vergleichend gegenübergestellt und in ei-
nem zweiten Schritt deren Forschungsleistungen im 
Kontext der DDR-Kunstpädagogik dargestellt wur-
den, soll als dritter Schritt mit der internationalen 
Einordnung dieses Forschungsbereiches eine weitere 
Betrachtungsebene eröffnet werden. Durch die Be-
trachtung des internationalen Kontextes und der Be-
antwortung der Fragen nach der Nachhaltigkeit der 
Forschungsleistungen und deren internationalen Stel-
lenwert ist es möglich, zu einer differenzierten, kriti-
schen Einschätzung des Faches und seiner Inhalte ge-
langen. Deshalb ordnet die Studie am Beispiel der 
Kongresse des internationalen Fachverbandes Interna-
tional Society for Education through Art – INSEA die 
DDR-Kunsttheorie im Kontext weltweiter kunstpäda-
gogischer Forschung ein.  

In zweierlei Hinsicht ist die Mitgliedschaft der 
DDR in der INSEA von Bedeutung. Zum einen ist die 
Vereinigung eine Plattform, auf der die DDR-
Wissenschaft ihre Standpunkte, Thesen und For-
schungsmeinungen international vorstellen konnte. 
Vor allem die Möglichkeit der Information über aktu-
elle Tendenzen in der Forschungslandschaft nichtso-
zialistischer Staaten wird in den Quellen regelmäßig 
als Beweggrund der nicht immer sehr regen, dafür 
kontinuierlichen Mitgliedschaft in jenem Fachverband 
angeführt. Auf den Fachtagungen hatten die Delegier-
ten der DDR – wenn auch in einem stark begrenzten 
Rahmen – die Möglichkeit, ihre Forschungsergebnis-
se zu diskutieren, Veröffentlichungsangebote zu be-
kommen oder zu weiterführenden Kongressen einge-
laden zu werden. Was für Kunstpädagogen aus 
nichtsozialistischen Staaten selbstverständlich war, 
galt für ostdeutsche Kunsterzieher als seltene Chance: 
Der Austausch von Forschungsmeinungen. Dabei 
zeichnet sich ab, dass die in der DDR betrachteten In-
halte von vielen Ansichten westlicher Wissenschaft so 
weit nicht entfernt waren. Begünstigt wurde diese Si-

tuation dadurch, das spätestens seit Ende der 1960er 
Jahre (bedingt durch die grosse Internationalität bei 
INSEA, den beginnenden postmodernistischen 
Kunstdiskurs, aber auch einer wachsenden Affinität 
zu Alternativen zum kapitalistischen System) eine 
beinahe unüberschaubare Pluralität von Forschungs-
feldern und -ansichten bei INSEA-Kongressen auf-
einander traf, die zum Teil harte Kämpfe miteinander 
ausfochten. Den Standpunkten der DDR-Wissen-
schaftler wurde durch solche Vielfalt schlicht der 
Nimbus des Außergewöhnlichen genommen. 

Zum anderen muss hier thematisiert werden, dass 
bei aller wissenschaftlichen Notwendigkeit mit der 
Partizipation der DDR in der INSEA eine klare politi-
sche Absicht verfolgt wurde. In Zeiten eines Bemü-
hens um internationale Anerkennung der DDR auch 
über die sozialistischen Bruderstaaten hinaus wurde 
die Mitgliedschaft in einem von der UNESCO geför-
derten Fachverband als Möglichkeit gesehen, die 
DDR als selbstständigen Staat gleichberechtigt neben 
anderen auf internationaler Bühne zu platzieren. Wis-
senschaftliche und politische Interessen verschmolzen 
demnach bei den Aktivitäten der DDR in der INSEA.  

Reduziert man die Mitgliedschaft in der INSEA 
nicht allein auf die Aspekte der staatlichen Organisa-
tion und die Indienstnahme des Faches, dann zeigt 
sich ein Bild, in dem auch DDR-Wissenschaftler als 
gleichberechtigte Partner im internationalen Diskurs 
wahrgenommen wurden. 
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Alkohol und Alkoholrausch in der DDR 
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„‚Bestimmt gibt’s Hemus. Oder Natalie. Wirst sehen.‘ 
‚Würdest du Bols vorsetzen?‘„ – So beginnt Erich 
Loests Roman „Es geht seinen Gang oder Mühen in 
unserer Ebene“, der in präzisen Beobachtungen den 
real existierenden DDR-Sozialismus Mitte der siebzi-
ger Jahre auf den Punkt bringt. Hemus, Natalie, Bols 
– gleich seine Eingangssequenz trifft einen Kernbe-
reich ostdeutscher Lebenswelten und Alltagskultur: 
den Alkohol. 
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In der DDR wurde wie in kaum einem anderen 
Land so oft und so viel Alkohol getrunken. In der 
Menge und in der Art des Gebrauchs nahm der Alko-
holkonsum eine herausragende und besondere Stel-
lung ein. Schon die reinen Zahlen beeindrucken: Im 
Pro-Kopf-Verbrauch von Bier und Spirituosen belegte 
die DDR im weltweiten Vergleich seit 1982 einen der 
drei vordersten Plätze. Von Mitte der fünfziger Jahre 
bis 1988 erhöhte sich der durchschnittliche Bierkon-
sum von 68,5 auf 143,0 Liter. Beachtlicher noch sind 
die ostdeutschen Zahlen in puncto „harte“ Sorten: 
1955 schluckte der DDR-Durchschnittsbürger 4,4 Li-
ter Weinbrand, Klaren und Likör, 1988 schon 16,1 Li-
ter. Das sind pro Kopf 23 Flaschen! 

Die statistischen Angaben decken sich mit qualita-
tiven Beobachtungen. Erinnerungen ehemaliger DDR-
Bürger drehen sich häufig um Erlebnisse mit Alkohol: 
vom alltäglichen „Bierchen“ nach dem Mittagessen in 
der LPG-Kantine über das kollektive „Versumpfen“ 
bei der Brigadefeier bis hin zum jugendlichen Exzess-
Saufen mit Koma-Erfahrungen. Fotografien von Arno 
Fischer, Bernard Larsson und Carla Neumann haben 
den DDR-typischen Umgang mit „Alk“ festgehalten 
und zeigen Szenen des „rauschenden“ Alltags. Do-
kumentarfilme wie „Die Kinder von Golzow“ bieten 
weiteres alkoholhaltiges Anschauungsmaterial. In der 
DDR wurden im Vergleich zu anderen Gesellschaften 
nicht nur größere Mengen getrunken. Offensichtlich 
unterschieden sich auch die Gelegenheiten zum Alko-
holkonsum, der intendierte „Einsatzzweck“ sowie der 
Umgang mit dem Alkoholrausch und seine Akzep-
tanz. Die Symbolik des „Schlückchens“ oder der 
„Ziehung“, die Bedeutung von Schwips, „Kater“ und 
„Filmriss“ waren spezifisch – spezifisch ostdeutsch: 
In der DDR-Gesellschaft existierte eine eigene Kultur 
des Trinkens und Berauschens. Populäre Nachschla-
gewerke, Internet-Foren und die Ostalgie-Shows im 
Fernsehen wissen das längst und berichten von Vipa, 
Goldbrand, Murfatlar und Rotkäppchen-Sekt. 

Der besonderen Alkoholkultur der Bevölkerung 
stand eine ebenso eigene Alkoholpolitik gegenüber. 
Offiziell galt die DDR als nüchtern. Probleme der 
Trunksucht wurden von den staatlich gelenkten Me-
dien bewusst unter den Tisch gekehrt und von der 
Parteiführung verharmlost. Die ab 1956 festgeschrie-
bene 0,0-Promillegrenze im Straßenverkehr, intensiv 
kontrolliert und zumeist penibel eingehalten, gaukelte 
eine abstinente Gesellschaft vor. Mit der Wirklichkeit 
hatte das propagierte Selbstbild ziemlich wenig ge-
mein – umso deutlicher zeigt es die Idealvorstellun-
gen des Umgangs mit Alkohol in der „neuen Gesell-
schaft“. Laut offizieller Doktrin waren krankhafter 
und übermäßiger Alkoholkonsum „dem Sozialismus 
wesensfremd“, wurzelten in der „vorsozialistischen 
Vergangenheit“ und galten als „Überrest des Kapita-
lismus“. Per Definition waren sie unvereinbar mit der 
sozialistischen Lebensweise. Der „Neue Mensch“ 
dachte klar und nüchtern und handelte rational und be-
wusst. Eine Broschüre aus dem Jahre 1964, die sich an 
die Leiter von Dorfgaststätten wendet, appelliert ein-
dringlich: „Alkoholmissbrauch ist unsozialistisch. Er 
entspricht nicht den neuen Lebensformen unserer Ge-
sellschaft, gefährdet das Leben unserer Bürger und ihr 
Eigentum, schadet der Gesundheit und in vieler Hin-
sicht der Volkswirtschaft – schadet immer uns allen!“ 

Tatsächlich hat der ostdeutsche Staat in den sechzi-
ger Jahren eine Reihe von Maßnahmen getroffen, um 

dem angestrebten Ideal näher zu kommen. Im Juni 
1966 wurde mit dem Befehl 30/66 der Alkoholverzehr 
nach Dienstschluss in den Kasernen der Nationalen 
Volksarmee verboten, im März 1969 wurde die Ver-
ordnung zum Schutz der Kinder und Jugendlichen mit 
einigen relevanten Paragrafen verabschiedet, Silvester 
1969 lief das seit den zwanziger Jahren kodierte 
Recht der Brauereiarbeiter auf den Genuss von Bier 
als Durstlöscher während der Arbeitszeit aus. 

Die nachhaltigsten Wirkungen hatte jedoch der Um-
bau der ostdeutschen Gaststättenlandschaft. Seit dem 
Ende der fünfziger Jahre gerieten die Wirtshäuser, 
Eckkneipen und Stammlokale mit ihren – wie es in ei-
ner Aktennotiz des Berliner Magistrats heißt – „dort 
anzutreffenden zweifelhaften Elementen“ und ihrem 
einseitigem Angebot an Bier, Schnaps und Bockwurst 
in die Schusslinie der alkoholfreien Kulturpolitik. Das 
abstinente Gegenstück dazu hieß „kulturvolle Gaststät-
te“ mit einer „niveauvollen gastronomischen Versor-
gung“ und einer „sozialistischen Gaststättenkultur“. In 
den Folgejahren wurden die von der staatlichen Han-
delsorganisation oder von der Konsumgenossenschaft 
betriebenen Lokale renoviert und umbenannt. Als 
Milchbars, Geflügelbratereien oder als Gaststätte mit 
regionaler Küche veränderten sie ihr Gesicht und ihren 
Charakter. Die Kneipe „Bierschwemme“ im Prenzlauer 
Berg nannte sich nun „Altberliner Bierstuben“ und gab 
sich kleinbürgerlich-trocken mit Zille-Impressionen 
und einem gediegenen Flair. Private oder auf Kommis-
sion wirtschaftende Betreiber sollten das Niveau ihrer 
Lokale heben und sie in „kulturvolle Zentren des tägli-
chen Lebens“ ummodeln: „Die beste Vorbereitung be-
steht darin, eine Atmosphäre in Deiner Gaststätte zu 
schaffen, die jeglichen Missbrauch alkoholischer Ge-
tränke von vornherein ausschließt.“ 

In den Plattenbauvierteln und den aufgefrischten 
Stadtzentren entstand indes mit der Klubgaststätte der 
Prototyp „sozialistischer Gaststättenkultur“. Diese 
Großraumlokale sollten nicht nur Restaurant, Café, 
Eisdiele und Tanztreff in sich vereinen, sondern auch 
eine „Stätte der Aktivitäten gesellschaftlicher Organi-
sationen im Wohngebiet“ sein. Die Zeit der Kneipe 
als Kneipe schien vorbei. Auf den Werbefotos der 
Klubgaststätten sitzen die Besucher steif und ernst 
beim Kännchen Kaffee zusammen. Die Anzahl tradi-
tioneller Lokale ging dagegen kontinuierlich zurück. 

Ganz im Gegensatz zum offiziell propagierten Ideal 
der Enthaltsamkeit stieg der Ausstoß der Brauereien 
und Spirituosenfabriken von Jahr zu Jahr. Trotz aller 
wirtschaftlichen Probleme kam die volkseigene Alko-
holproduktion nie ins Stottern. Nach der Verstaatli-
chung und Stilllegung hunderter privater Brennereien 
kreierten wenige Großbetriebe wie der VEB Wein-
brand Wilthen und der VEB Bärensiegel Berlin regel-
mäßig neue Likör- und Branntweinsorten mit dem Ei-
fer hart konkurrierender Konzerne. Kein Warenan-
gebot zeigte sich so bunt, optisch ansprechend und 
immer verfügbar wie das Schnapsregal. An Alkohol 
mangelte es der Mangelgesellschaft nie. Qualitäts-
schwankungen beim Bier und ein schmales Angebot 
an Wein, der in der Regel importiert werden musste, 
waren die einzigen Kümmernisse der Verbraucher – 
mit dem Ergebnis, dass Bier kurz nach dem Kauf ge-
trunken werden musste, Wein über all die Jahre ein 
Nischengetränk blieb und der Großteil des Pro-Kopf-
Verbrauchs an Reinalkohol als „Weißer“, „Brauner“ 
oder „Harmloser“ durch die ostdeutschen Kehlen floss. 
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So wie Frankreich und Spanien als Weinländer, 
Tschechien und die Bundesrepublik als Bierländer gel-
ten, so entwickelte sich die DDR konsequent zum 
Branntweinland. Dieser Befund passt zum immer noch 
geläufigen Klischee vom trinkfesten Ostdeutschen. 
Schon vor 1989 hatte die Flasche Wodka als zweideu-
tige Chiffre für eine sowjetisierte Lebensart östlich der 
Elbe ihren Platz in bundesdeutschen Karikaturen ge-
funden. Die üppige Sortimentsfülle von hochprozenti-
gen Spirituosen ließ aber auch DDR-kritische Stimmen 
laut werden, die eine absichtsvolle „Berauschung“ der 
Bevölkerung mutmaßten. Im „Lexikon des DDR-So-
zialismus“ von 1997 wird angenommen, dass die 
Staatsführung den steigenden Alkoholkonsum „wahr-
scheinlich sogar indirekt förderte“. 

Den wachsenden Bedarf an Spirituosen, das stagnie-
rende Interesse an „Wein aus Freundesland“ und die 
Wünsche der Biertrinker an ihr Getränk trug das Leip-
ziger Institut für Marktforschung in beinah jährlichen 
Umfragen zusammen. Regelmäßig meldeten die Sozio-
logen den gegenwärtigen Konsum an das ihnen über-
geordnete Ministerium für Handel und Versorgung und 
errechneten den zukünftigen Verbrauch. Ihre präzisen 
und unzensierten Analysen, die nicht nur über das 
Wieviel, sondern auch über das Wie des Alkoholkon-
sums berichten, sind eine erstrangige historische Quelle 
zur Trinkkultur in der DDR. Hier finden sich auch Ver-
laufskurven, die den krass steigenden Alkoholikakon-
sum sehr früh anzeigen und belegen, dass die zwei 
Preiserhöhungen 1958 und 1971 nur einen kurzen 
Dämpfer, aber keine Drosselung des Verbrauchs be-
wirkten. Zwischen den Zeilen und an einigen Stellen 
explizit warnen die Forscher in ihren Berichten vor 
dem Hochschnellen des Spirituosenverbrauchs. Als 
Gegenmaßnahme empfehlen sie die Propagierung des 
kulturvollen Weingenusses und den Ausbau dieses Sor-
timentes – und gehen dabei über ihre Kompetenz als 
Marktforscher weit hinaus. In der Tat wird in der zwei-
ten Hälfte der sechziger Jahre eine entsprechende Wer-
bekampagne gestartet: „Trinke nicht wahllos – greife 
zum Wein“. Folgeaktionen Anfang der siebziger Jahre 
trommeln mit dem Slogan „Wein stimmt heiter, Wein 
stimmt immer“ und der verkürzten Ursprungsform 
„Greife zum Wein“. Die Werbung für „harte“ Alkoho-
lika wurde in der DDR verboten. 

Auf ähnlich steinigem und zuweilen rutschigem 
Terrain wie die Leipziger Bedarfstester bewegte sich 
die medizinische Alkoholforschung in der DDR. 
Trotzdem gelang es Ärzten seit Mitte der siebziger 
Jahre, Spezialkliniken und stationäre Versorgungsein-
richtungen für Alkoholkranke, später auch ein Netz 
von Beratungs- und Betreuungsstellen zu installieren. 
Diesen Erfolgen ging die schrittweise Anerkennung 
des Alkoholismus als Krankheit seit 1965 voraus. Aus 
kirchlicher Sicht war das Problem schon früher er-
kannt worden: Bereits Anfang der fünfziger Jahre bil-
dete sich unter dem Dach der evangelischen Diakonie 
die Arbeitsgemeinschaft zur Abwehr der Suchtgefah-
ren (AGAS), die die Betreuung alkoholkranker Män-
ner und Frauen mit missionarischer Bibelarbeit ver-
band. Ihr Verdienst bleibt die Errichtung des ersten 
Entzugsheimes für Alkoholkranke in der DDR in 
Uchtspringe bei Magdeburg. 

Schwerer als die Mediziner des staatlichen Gesund-
heitswesens und als die beinah autark arbeitende 
AGAS hatte es die sozialwissenschaftliche Forschung. 
Sie konnte sich nicht auf ein Krankheitsbild als indivi-

duelles Problem berufen, sondern wollte den Alkohol-
konsum gerade als ein soziales Phänomen betrachten. 
Dem Zentralinstitut für Jugendforschung in Leipzig ge-
langen wenige Untersuchungen zum Thema Alkohol – 
versteckt in groß angelegten Umfragen zur Gesundheit 
und publiziert erst Anfang der neunziger Jahre. 

Viele der hier skizzierten Linien hatten auch in den 
letzten Jahren der DDR Bestand, wurden in ihrer 
Schraffur teilweise noch prägnanter. Als Ausgangs-
punkt kann der IX. SED-Parteitag im Mai 1976 gel-
ten. In dessen Programm wird unter der Überschrift 
„Sozialistische Lebensweise“ zum „entschiedenen 
Kampf … gegen Alkoholmissbrauch“ aufgerufen – 
eine erstmalige Erwähnung, die von Eingeweihten als 
Eingeständnis verstanden wurde. Die evangelische 
Suchtfürsorge berief sich daraufhin bei ihren Ausei-
nandersetzungen mit regionalen Behörden direkt auf 
diesen Passus und holte sich Rückendeckung durch 
den SED-Aufruf an „alle gesellschaftlichen Kräfte“. 

Die Alkoholikerbetreuung des Gesundheitswesens 
konnte Ende der achtziger Jahre fünfzig stationäre 
Einrichtungen und zirka 250 Beratungsstellen vorwei-
sen. In den Printmedien wie „NBI“ und „Deine Ge-
sundheit“ wurde das Thema Alkoholmissbrauch gele-
gentlich angesprochen, in Fernsehserien wie „Polizei-
ruf 110“ und „Der Staatsanwalt hat das Wort“ waren 
nach 1976 Charaktere mit Alkoholproblemen zu se-
hen. Der Dokumentarfilm „Rückfällig“ stellt allein 
durch den Bildschnitt einen Zusammenhang zwischen 
omnipräsentem Alkoholangebot und der Alkohol-
krankheit her. Konträr dazu wurde im Oktober 1983 
vom DDR-Fernsehen ein Beitrag über die kirchliche 
Suchtgefährdetenarbeit im Programmfenster der 
Evangelischen Kirche abgelehnt, weil das Thema 
„zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht geeignet“ sei. 

Die Alkoholproduktion schritt indes weiter voran. 
Ende der siebziger Jahre wird der VEB Nordbrand 
Nordhausen modernisiert und zum größten Spirituo-
senhersteller Europas. 1980 erfolgt die Gründung des 
Kombinats Spirituosen, Wein, Sekt mit Sitz in Berlin, 
das die wichtigen Produktionsstätten vereint und die 
Zusammenarbeit optimieren soll. Die Untersuchungen 
des Zentralinstituts für Jugendforschung ergeben im 
letzten Jahrzehnt der DDR, dass der Schnapskonsum 
nun auch bei Mädchen und jungen Frauen steigt und 
sich dem Pro-Kopf-Verbrauch der männlichen Jugend 
annähert. In Briefen an das Zentralkomitee der SED be-
richten aufgebrachte Schreiber über Schnellverkaufs-
stände in Supermärkten, in denen man ohne Schlange-
stehen Spirituosen erwerben kann, über Reisen mit der 
Mitropa, bei denen es ausschließlich alkoholische Ge-
tränke zu kaufen gab, und über Urlaubsgebiete mit 
ganz ähnlichen Zuständen. Kornprodukte wie Nord-
häuser Doppelkorn und der Weinbrandverschnitt Gold-
brand überschwemmten bis in den letzten Monate die 
DDR. Im September 1989 erwähnt Politbüro-Mitglied 
Kurt Hager in einer internen Sitzung die Zahl von 
250 000 Alkoholikern in der DDR – und nennt dieses 
Problem in einem Atemzug mit den Flüchtlingen, die 
über Ungarn und Prag das Land verlassen haben. 

Das Spektrum des Themas „Alkohol und Alkohol-
rausch in der DDR“ ist so weit und vielfältig, wie es die 
Verbreitung von Bier, Schnaps und Wein in Ost-
deutschland war. Es berührt das Wechselverhältnis 
zwischen Herrschaft und Alltag, befasst sich mit dem 
Wandel internalisierter Verhaltensmuster, beleuchtet 
die Wirtschaftspolitik und streift die Geschichte der 
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Produktkommunikation. Eine solche Untersuchung 
muss die staatliche Alkoholpolitik und die eigensinnige 
Alkoholkultur der DDR-Bevölkerung gleichzeitig unter 
die Lupe nehmen. Das Besondere des Phänomens lässt 
sich nur klären mit politik- und kulturgeschichtlichen 
Fragestellungen, mit einer Makro- und Mikroperspek-
tive, mit Aktenrecherchen und themenzentrierten Inter-
views. Die schillernde Vielfalt des Phänomens erfor-
dert einen Quellen- und Methodenmix, um die ganz 
unterschiedlichen Fragen zu beantworten. Gab es eine 
„von oben“ gebilligte oder forcierte „Berauschung“? 
Nutzten die Menschen das kollektive Trinken und Be-
rauschen für einen begrenzten „Ausstieg“? Welche 
symbolische Bedeutung hatten Alkoholika in der 
DDR? – Generell: Alkohol und sozialistische Gesell-
schaft, wie gehört das zusammen? 
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Am 4. September 1974 nahmen die Vereinigten Staa-
ten von Amerika als 110. Staat der Welt und letzte der 
drei westlichen Siegermächte diplomatische Bezie-
hungen zur Deutschen Demokratischen Republik auf. 
Mit der Unterzeichnung der Anerkennungsprotokolle 
zwischen der westlichen Leadnation und dem östli-
chen Gefolgsstaat ging die 25-jährige Ära der interna-
tionalen Ablehnung der ostdeutschen Staatlichkeit zu 
Ende. Bedingt durch die bundesdeutsch-amerikani-
sche Erfolgsgeschichte, ist das Verhältnis zwischen 
dem „anderen“ Deutschland und den USA generell 
ein vernachlässigtes Kapitel in den deutsch-
amerikanischen Beziehungen der Nachkriegszeit. Der 
Entwicklung von der amerikanischen Ächtung der 
DDR zur diplomatischen Akzeptanz des ostdeutschen 
Staates durch Washington ist folglich bisher wenig 
wissenschaftliche Aufmerksamkeit geschenkt worden. 
An dieser Stelle setzt das Dissertationsprojekt an und 
versucht zu erarbeiten, welche Faktoren für den Aner-
kennungsprozess ausschlaggebend waren. Die Arbeit 
will im Einzelnen untersuchen, inwiefern Ost-Berlins 
Initiativen in Richtung Washington, die durch die Dé-

tente veränderte Konstellation zwischen den Super-
mächten und die deutsch-deutsche Entspannung Anteil 
an der diplomatischen Aufwertung der DDR in Wa-
shington hatten. Diese Vieldimensionalität stellt be-
stimmte Anforderungen an die Arbeit. So darf sie nie 
die grundlegende Abhängigkeit der ostdeutschen 
Westpolitik von sowjetischen Vorgaben aus den Augen 
verlieren und muss stets die Auswirkungen der 
deutsch-deutschen Wechselwirkungen auf das Verhält-
nis zwischen der Schutzmacht und dem Antagonisten 
der Bundesrepublik im Auge behalten. Der geschilderte 
Mangel an Forschungsliteratur macht die Erarbeitung 
einer breiten Quellenlage notwendig. Daher wurden 
neben veröffentlichten Quellen auch unveröffentlichte 
Dokumente aus dem Ministerium für Auswärtige An-
gelegenheiten der DDR, der Stiftung Archiv Parteien 
und Massenorganisationen der DDR, dem State De-
partment, dem Auswärtigen Amt und vielen anderen 
amerikanischen und deutschen Archiven herangezogen. 
Der vordiplomatische Charakter der ostdeutsch-
amerikanischen Beziehungen erschwert eine Analyse 
dieser Quellen dahingehend, dass für den größten Teil 
des Untersuchungszeitraums kein offizieller Dokumen-
tenverkehr – z. B. in Form eines Notenwechsels oder 
von Verhandlungsprotokollen – vorliegt. Die Arbeit 
stützt sich daher vornehmlich auf die Kommunikation 
innerhalb der ostdeutschen bzw. amerikanischen Insti-
tutionen, die sich jeweils mit den Beziehungen zum 
„Hauptquartier des Imperialismus“ oder zum „puppet 
regime of the soviets“ beschäftigten.  

Die Gründung der DDR 1949 kam keineswegs ü-
berraschend für die Administration Truman, die mit 
einer Antwort der UdSSR auf die Durchführung der 
Währungsreform in den drei Westzonen und die 
Gründung der Bundesrepublik rechnen musste. Den-
noch konnte Washington im Sinne der Containment-
Strategie die Nutzung der Sowjetisch besetzen Zone 
als Sprungbrett für ein gesamtdeutsches Ausgreifen 
des Kommunismus nicht tolerieren. Zur Bekämpfung 
der sozialistischen „Satrapie“ (Gerald R. Kleinfeld) in 
Ostdeutschland wurden die USA innerhalb der westli-
chen Welt zum Motor der Nichtanerkennungspolitik 
gegenüber dem ostdeutschen Teilstaat. Auch wenn die 
USA keine konkreten Schritte für eine mögliche Be-
seitigung des SED-Regimes unternahmen – in dem sie 
z. B. die Aufständischen vom 17. Juni 1953 aktiv un-
terstützt hätten – so war die Politik Trumans und Ei-
senhowers stets darauf bedacht, Ost-Berlin im Sinne 
der 1955 von Bonn entwickelten Hallstein-Doktrin 
weder de facto noch de jure anzuerkennen. Der Mau-
erbau 1961 markierte in dieser Hinsicht einen Wen-
depunkt. Mit der Schließung der Sektorengrenze vom 
13. August hatte Ost-Berlin, wenn auch unter sowjeti-
schem Schutz, die Initiative übernommen und den 
Westmächten die Mitverantwortung für ganz Berlin 
streitig gemacht. Das Ausbleiben alliierter Gegen-
maßnahmen sowie die Beschränkung des amerikani-
schen Schutzversprechens auf West-Berlin waren 
deutliche Zeichen, dass Präsident Kennedy die Droh-
kulisse gegenüber Ost-Berlin nur so lange aufrecht 
erhalten wollte, wie diese nicht zu einer Eskalation 
des Konflikts mit der UdSSR führte. Mit diesem Um-
denken hatte Washington die Existenz des SED-
Staates de facto anerkannt. Die, gegen den Einspruch 
Bonns in Washington, durchgesetzte Teilnahme der 
DDR am Atomteststoppabkommen untermauerte die 
Abnahme der amerikanischen Entschlossenheit in 
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Fragen der de facto Anerkennung und war ein erster 
Erfolg in der internationalen Durchsetzung des Zwei-
Staaten-Konzepts (Joachim Scholtyseck) 

Im Zuge der ab 1963 zunehmenden Entspannung 
zwischen den Blöcken versuchte die Partei- und 
Staatsführung in Ost-Berlin, verstärkt Kontakte in die 
USA zu knüpfen. Die Analyse dieser Kontaktsuche 
erfolgt auf der Basis des Ansatzes der transantionalen 
Beziehungen (Werner Link), der neben dem staatlich-
politischen auch den Austausch zwischen nichtstaatli-
chen Akteuren beider Länder berücksichtigt. Bedingt 
durch das Fehlen diplomatischer Beziehungen sind 
die nichtstaatlichen Kontakte im Fall der ostdeutsch-
amerikanischen Beziehungen von großer Bedeutung. 
Entscheidendes Merkmal dieser Bemühungen war die 
Lenkung nichtstaatlicher Akteure der DDR durch die 
politische Führung. Daher kann über den Ansatz der 
„Außenbeziehungen“ (Michael Lemke) hinaus durch-
aus von einer USA-Politik des SED-Regimes gespro-
chen werden. Die Zielgruppe für die Etablierung einer 
Gruppe von DDR-Sympathisanten war bewusst nicht 
zu eng gewählt. Die Communist Party of the USA 
stellte als sozialistische Bruderpartei den natürlichen 
Verbündeten der SED in den Vereinigten Staaten. Die 
programmatische Übereinstimmung und die häufigen 
Kontakte konnten allerdings nicht über die relative 
Einflusslosigkeit der CPUSA im politischen Leben 
Amerikas hinwegtäuschen. Eine Anerkennungspoli-
tik, die sich auf einen signifikanten Machtzuwachs 
der CPUSA stützte, schien daher zum Scheitern ver-
urteilt. Für kurzfristige Erfolge benötigte der SED-
Staat dem Kommunismus unverdächtige Fürsprecher 
aus mächtigen politischen Kreisen. Aus Mangel an 
sozialdemokratischen Alternativen in den USA suchte 
Ost-Berlin die Nähe zu den so genannten „realistisch 
denkenden“ Kreisen im Kongress. Die Hoffnung, man 
könnte demokratische Entspannungspolitiker vor den 
Karren der Anerkennung spannen, trog jedoch gewal-
tig. Politiker wie Mike Mansfield und andere waren 
weder bereit, den Kontakt zu DDR-Vertretern aufzu-
nehmen, noch ihre Détente-Forderungen um die inter-
nationale Aufwertung des SED-Regimes zu erweitern. 
Vor diesem Hintergrund versprach man sich in Ost-
Berlin am ehesten Fortschritte von „unpolitischen“ 
Kontakten zu Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur in 
den USA. Diese Eliten sollten von der „Unbestreit-
barkeit der Existenz“ des zweiten deutschen Staates 
überzeugt und für politisches Lobbying für die ameri-
kanische Anerkennung der DDR gewonnen werden. 
Das SED-Regime hoffte z. B. durch eine vermehrte 
Öffnung des eigenen Marktes für  amerikanische Un-
ternehmen diese von der Notwendigkeit einer „politi-
schen Normalität“ zwischen beiden Staaten zu über-
zeugen oder amerikanischen Geisteswissenschaftlern 
durch Forschungsaufenthalte in der DDR, die „Staat-
lichkeit“ vor Ort beweisen zu können. Die 1966 ge-
gründete American Society for the Study of the GDR 
war ein Versuch der institutionellen Umrahmung ei-
ner DDR-Lobby und gleichzeitig der größte Erfolg 
der ostdeutschen USA-Initiativen. Doch selbst dieser, 
in der Spitze mehr als 300 Mitglieder zählenden Ge-
sellschaft gelang es nicht, die Aufmerksamkeit der 
Regierungskreise in Washington auf das zweite 
Deutschland zu lenken. Über eine Sensibilisierung li-
beraler Kreise für die DDR kam die Politik Ost-Ber-
lins nicht hinaus. Für den Misserfolg des Anerken-
nungslobbyismus waren vier Dinge verantwortlich. 

Erstens war das amerikanische Interesse an der DDR 
in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre marginal, so 
dass schnelle Erfolge ein Wunder bedeutet hätten. 
Zweitens litt die USA-Politik Ost-Berlins, sowohl in 
finanzieller als auch in personeller Hinsicht, unter 
ständigem Ressourcenmangel. Drittens machte die 
Fokussierung auf die Anerkennung das ostdeutsche 
Engagement in den Augen der amerikanischen Ziel-
gruppe unglaubwürdig und viertens fürchteten die 
DDR-Eliten eine wirkliche Öffnung gegenüber dem 
Westen, da  sich das SED-Regime der Abneigung der 
eigenen Bevölkerung gegenüber der amerikanischen 
„Unkultur“ und Dekadenz nicht sicher war. 

Zu Beginn der siebziger Jahre veränderten Perso-
nalwechsel in Washington, Bonn und Ost-Berlin die 
deutsch-amerikanische Ausgangslage. Die Übernah-
me des Weißen Hauses durch Richard Nixon 1969, 
die ebenfalls 1969 erfolgte Ablösung der großen 
durch die sozial-liberale Koalition und der Macht-
wechsel von Walter Ulbricht zu Erich Honecker 1971 
schufen Voraussetzungen für eine positivere Entwick-
lung der ostdeutsch-amerikanischen Beziehungen. 
Basis der Annäherung zwischen den USA und der 
DDR war die Festschreibung der Rechte und Verant-
wortlichkeiten der vier Alliierten für Berlin und für 
Deutschland im Vier-Mächte-Abkommen 1971. Im 
Klima der amerikanisch-sowjetischen und der bun-
desdeutsch-sowjetischen Détente gelang es die seit 
1961 herrschende Ungewissheit in Berlin aus der 
Welt zu schaffen. Die Vereinigten Staaten sahen ihre 
Rechte in Berlin und Deutschland festgeschrieben und 
für die DDR bedeutete das Abkommen laut Erich Ho-
necker einen großen Schritt in Richtung Anerken-
nung: „Die Äußerung der drei Westmächte über die 
Deutsche Demokratische Republik hat völkerrechtlich 
verbindlichen Charakter.“ Der diesem Zitat immanen-
te ostdeutsche Druck, der mit einer pragmatischeren 
Politik Erich Honeckers in internationalen Fragen 
einherging, zeigte jedoch keine Wirkung. Trotz der 
Sicherung amerikanischer Rechte in Deutschland be-
trachtete die Administration Nixon eine mögliche An-
erkennung der DDR vor dem Hintergrund zweier 
Entwicklungen. Zunächst prüften die USA die Sinn-
haftigkeit einer solchen Maßnahme mit Bezug auf die 
amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Rüs-
tungsbeschränkungen und den Vietnamkrieg. Konnte 
die völkerrechtliche Akzeptanz des SED-Regimes auf 
diesen Gebieten keine Erfolge erzielen, so blieb sie 
zunächst aus. Passte eine Annäherung an die DDR in 
den Fahrplan der Verhandlungen zwischen Washing-
ton und Moskau, so prüften die USA die Angemes-
senheit einer Anerkennung mit Blick auf die deutsch-
deutsche Situation. Trotz der identischen Richtung der 
„neuen Ostpolitik“ des Bundeskanzlers Willy Brandt 
und der Détente der Administration Nixon, misstrau-
ten der Präsident und sein außenpolitischer Berater 
Henry Kissinger dem ostpolitischen Konzept der so-
zial-liberalen Koalition. Mit Rücksicht auf die Befind-
lichkeit der konservativen Opposition in Bonn wollte 
das Weiße Haus in Fragen der DDR keinesfalls zu 
früh aus der Deckung gehen. Die vom State Depart-
ment 1972 erarbeiteten Vorschläge für eine Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zur DDR wurden von 
Henry Kissinger und Richard Nixon abgelehnt. „Keep 
it cool“ lautete die im Dezember 1972 vom amerika-
nischen Präsidenten für die DDR-Politik ausgegebene 
Devise. Die Tatsache, dass die USA, ganz im Gegen-
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satz zu Großbritannien und Frankreich, kein erwäh-
nenswertes ökonomisches Interesse an besseren Be-
ziehungen zur DDR hatte, erleichterte dieses Vorge-
hen ungemein. Die US-Diplomaten betrachteten 
folglich die Unterzeichnung des deutsch-deutschen 
Grundlagenvertrages und die Aufnahme beider deut-
scher Staaten in die UNO zwar durchaus interessiert, 
hatten aber keine Eile, das Verhältnis zum sozialisti-
schen Deutschland neu zu gestalten. Im Gegensatz zu 
Paris und London, die ein zügiges und gemeinsames 
Vorgehen der Westalliierten in Sachen Anerkennung 
im Sinn hatten, hatte die Etablierung diplomatischer 
Beziehungen zur DDR in Washington keine Priorität. 
Neben dem Mangel an konkreten ökonomischen und 
politischen Interessen, sowie der Rücksicht gegenüber 
der konservativen Opposition in der Bundesrepublik 
war die fehlende Bereitschaft der DDR über mögliche 
Entschädigungen amerikanischer Juden für Verbre-
chen der Nationalsozialisten zu verhandeln maßgeb-
lich für die Verzögerung der Anerkennungsgespräche 
bis Mitte 1974 verantwortlich. Erst nachdem Ost-
Berlin gegenüber dem State Department und jüdi-
schen Organisationen die Bereitschaft signalisiert hat-
te, nach der Herstellung diplomatischer Beziehungen 
über Entschädigungen sprechen zu wollen, konkreti-
sierten sich die Gespräche und mündeten im Juli 1974 
in konkreten Anerkennungsverhandlungen. Schließ-
lich konnten in einer zweiminütigen Zeremonie am 4. 
September 1974 diplomatische Beziehungen zwi-
schen der DDR und den USA etabliert werden. 

Schien der Weg zu intensiveren Beziehungen nach 
dem Austausch diplomatischen Personals geebnet, so 
wurde relativ schnell deutlich, dass praktische Fort-
schritte noch auf sich warten lassen sollten. Dieser 
Stagnation lagen zwei Motive zu Grunde. Die DDR 
betrachtete ihre diplomatische Aufwertung als Selbst-
zweck und scheute sich vor einer zu weiten Öffnung 
gegenüber dem Westen und der USA hatte die DDR 
wenig auf wirtschaftlichem und wissenschaftlichen 
Sektor zu bieten. Selbst beim Zusammentreffen Erich 
Honeckers mit Präsident Ford und Hermann Axens 
mit Außenminister Kissinger – der ersten und einzi-
gen Zusammenkunft hochrangiger Politiker beider 
Staaten – am Rande der Unterzeichnung der KSZE-
Schlussakte in Helsinki 1976 kam man über den Aus-
tausch diplomatischer Unverbindlichkeiten nicht hin-
aus. Mit dem Abklingen der Détente Ende der siebzi-
ger Jahre wurden die grundlegenden Differenzen 
zwischen den Staaten und den Gesellschaftssystemen 
zunehmend evident. Der beständige Hinweis Wa-
shingtons auf die Menschenrechtsverletzungen des 
„Mauerstaates“ (Jürgen Große), die Vorenthaltung der 
Meistbegünstigung für die DDR und die bis zu sei-
nem Ende beharrliche Weigerung des SED-Regimes, 
eine substanzielle Wiedergutmachung für die Juden 
zu leisten, waren die Ursachen, dass es zu keiner Ver-
besserung des Verhältnisses bis zum Untergang der 
DDR kam. Die Etablierung diplomatischer Beziehun-
gen 1974 war folglich der Höhepunkt des Verhältnis-
ses DDR-USA. Die ostdeutsche Akzeptanz der Vier-
Mächte-Rechte, die deutsch-deutsche Annäherung 
sowie die von Ost-Berlin in Aussicht gestellte Ent-
schädigungsverhandlungen öffneten den Weg zur Er-
füllung dieses tragenden amerikapolitischen Zieles 
des SED-Regimes. Zu einer grundlegenden Verände-
rung des politischen Gewichts der DDR in den USA 
kam es jedoch nicht. In Washington blieb die DDR 

stets „im Schatten der Bundesrepublik“ (Robert G. 
Livingston). 
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Die Geschichte des institutionalisierten 
Marxismus-Leninismus am Beispiel der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena 1945 
bis 1990 

 
 
 
 
 
 
VON  
MICHAEL PLOENUS 

 
Neun Tage nach der feierlichen Wiedereröffnung der 
Jenaer Universität geriet ausgerechnet die erste offi-
zielle Veranstaltung zum Eklat. Am 24. Oktober 1945 
eröffnete der KPD-Funktionär Georg Schneider in der 
voll besetzten Aula eine Vortragsreihe zu aktuellen 
politischen Fragen mit einem Referat über die Pots-
damer Beschlüsse. Er sah sich allerdings mit einer al-
les andere als wohlwollenden Zuhörerschaft konfron-
tiert. Die Studenten, denen die Anwesenheit zur 
Pflicht gemacht worden war, quittierten seine unsen-
siblen und wenig geschickten Ausführungen mit 
Scharren, Gelächter und Zwischenrufen – nicht zu-
letzt auch deswegen, weil ihnen Schneiders Nibelun-
gentreue zur Sowjetunion bekannt und suspekt war. In 
großer Erregung rief der Politiker deshalb drohend ins 
Auditorium: „Ich verstehe, daß mancher von Ihnen 
nicht gewöhnt ist, hier von dieser Stelle aus solche 
Lektionen zu hören, wie Sie sie heute zu hören be-
kommen. Sie werden aber in nächster Zeit öfter sol-
che Lektionen hören, und ich glaube, es liegt in Ihrem 
Vorteil, sich zumindest über derartige Lektionen Ge-
danken zu machen. Das Erziehungswesen, so wie es 
bisher gewesen ist, ist untragbar, unhaltbar. Und ge-
rade Sie, die Jugend, Sie müssen umerzogen werden.“  

Gleichsam im Affekt hatte Schneider damit die bei-
den wichtigsten Ziele kommunistischer Hochschulpo-
litik umrissen: Umbau und Umerziehung. Von An-
fang an ging es der KPD bzw. der SED um mehr als 
die bloße Austreibung nationalsozialistischen Ungeis-
tes und die Entlassung einiger professoraler NSDAP-
Mitglieder. Die Genossen drängten vielmehr auf einen 
bildungspolitischen Neubeginn. Zum einen wollten 
sie die soziale Zusammensetzung von Studentenschaft 
und Lehrkörper zugunsten bislang benachteiligter 
Schichten verändern und das sogenannte bürgerliche 
Bildungsprivileg brechen. Zum anderen bedeutete ein 
Neuanfang in kommunistischer Lesart die zwingende 
Etablierung und dauerhafte Institutionalisierung des 
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Marxismus-Leninismus (ML) an den höchsten deut-
schen Bildungsstätten und seine Durchsetzung als al-
leinige Welterkenntnis- und -verständnismatrix.  

Bereits im Oktober 1946 gelang es Thüringer Genos-
sen mit etwas Glück und der Autorität der SMAD im 
Rücken, in Jena ein Institut für dialektischen Materia-
lismus zu gründen.   Zwar blieb der Erfolg dieses uni-
versitätsgeschichtlichen Novums weitgehend auf seine 
papierne Existenz beschränkt, doch hatten die Kom-
munisten damit erstmalig einen institutionellen Fuß ü-
ber die akademische Schwelle gesetzt. Nur wenig spä-
ter öffneten in Jena, Leipzig und Rostock auf Befehl 
der Sowjets Gesellschaftswissenschaftliche Fakultäten 
(Gewifa) für ausgewählte Studenten ihre Pforten, die 
möglichst schnell den eklatanten Mangel der SED an 
ideologisch geschultem Personal ausgleichen sollte. 
Die Jenaer Gewifa war dort gleichsam das zweite wich-
tige Einfallstor für die Kommunisten. Der direkte 
Einfluß der Partei auf den Lehrplan und die Auswahl 
von Lehrenden und Lernenden sicherte ihr die poli-
tisch-ideologische Homogenität der Fakultät. Aller-
dings erfüllten weder das Institut für dialektischen Ma-
terialismus noch die Gewifa die hochgesteckten 
Erwartungen ihrer Initiatoren. Die dauernden personel-
len und organisatorischen Mängel offenbarten schell 
den provisorischen Charakter. Zudem blieb die erhoffte 
propagandistische Breitenwirkung aus. Dennoch spiel-
ten beide Jenaer Häuser in der Nachkriegszeit die Rolle 
der „roten Avantgarde“. Wie ein Keil schoben sich die 
Kommunisten von diesen Basen aus immer tiefer ins 
traditionelle Universitätsgefüge und gewannen an ideo-
logischem Einfluß und institutionellem Raum. 

Der entscheidende Schritt aber erfolgte schließlich 
im Herbst 1951. Mit der zentralen Einführung eines 
gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudiums initi-
ierte die SED die obligatorische und prüfungsrelevan-
te Beschäftigung ausnahmslos aller Studenten mit den 
Grundzügen der kommunistischen Weltanschauung. 
Trotz aller subtilen und offenen Proteste hielt die SED 
an diesem Zwangsstudium bis zum Untergang der 
DDR fest und weitete die weltanschaulichen Pflicht-
übungen über die Jahre hinweg sogar auf alle Univer-
sitätsangehörigen aus. Am Ende sah sich von der 
Putzfrau bis zum Professor jeder Universitätsmitarbei-
ter von einem komplexen System sogenannter marxis-
tischer Aus- und Weiterbildung erfaßt.  

Als Transmissionsriemen dienten dabei eigens ge-
gründete Institute für Marxismus-Leninismus (IML), 
die fortan zum typischen Erscheinungsbild der „so-
zialistischen Universität“ gehörten und als Parteiein-
richtungen hauptsächlich Propaganda- und Erzie-
hungsaufgaben hatten. Ihr erklärtes „Bildungs“ziel 
war die sogenannte sozialistische Persönlichkeit, al-
so der idealerweise mit der SED und ihrer Politik 
gleichsam verschmolzene Kader. Doch für die ML-
Einrichtungen gestaltete sich die Umsetzung dieses 
Schulungsauftrages – nicht nur in Jena –von Anfang 
an schwierig. Die Geschichte der IML ist, kurz for-
muliert, die Geschichte einer Abfolge von zahlrei-
chen Improvisationen (in der Lehre), allmählicher 
Resignation (wegen der ausbleibenden Erfolge) und 
individueller Kompensation (Konzentration auf die 
Forschungsarbeit).   

Nach ihrer Gründung hatten die ML-Institute zunächst 
mit großen personellen Widrigkeiten zu kämpfen. In den 
ersten 15 Jahren ihrer Existenz waren sie überall in der 
DDR chronisch unterbesetzt. Die wenigen einsatzberei-

ten Mitarbeiter, von denen die meisten nur ideologische 
„Schnellküchen“ wie die Gewifa absolviert hatten, wa-
ren mit ihren Lehraufgaben – trotz der dogmatischen 
Standardisierung – zeitlich, inhaltlich und nicht selten 
psychisch überfordert. Kaum älter als die Studenten, vor 
denen sie sprachen, klebten sie förmlich an den mühsam 
und kollektiv erarbeiteten Vorlesungsmanuskripten und 
vermieden offene Diskussionen. Hinzu kam, daß die 
Genossen als Propagandisten nicht nur für ihre Hoch-
schule, sondern auch für andere staatliche und Parteiein-
richtungen im Territorium verantwortlich zeichneten und 
quasi dauernd im Einsatz waren.  

Unter den zeit- und kräfteraubenden Verpflichtun-
gen litten zwangsläufig die wissenschaftlichen Quali-
fizierungsarbeiten. Anfang der fünfziger Jahre besa-
ßen einige Mitarbeiter zum Teil noch überhaupt keine 
abgeschlossene akademische Ausbildung und mußten 
erst einmal extern das Staatsexamen nachholen. An 
eigene wissenschaftliche Forschungen war da noch 
nicht zu denken. In Jena dauerte es immerhin acht 
Jahre, bis 1959 die erste Dissertation verteidigt wer-
den konnte, und noch im Studienjahr 1962/63 führten 
an der Salana nur fünf von 54 Mitarbeitern des IML 
den Doktortitel. Das deckte sich mit den landesweiten 
Zahlen. Von den insgesamt 440 Mitarbeitern des Ge-
sellschaftswissenschaftlichen Grundstudiums im Jahre 
1957 waren nur 25 promoviert, 20 standen vor dem 
Abschluß und 140 hatten gerade einmal mit einer Dis-
sertation begonnen. Promotionszeiten von zehn Jah-
ren und länger waren keine Seltenheit. Die oft kolpor-
tierte Ansicht, die Institute für Marxismus-Leninis-
mus seien der Inbegriff der wissenschaftlichen und 
didaktischen Inkompetenz gewesen, ist für das erste 
Jahrzehnt nach ihrer Gründung sicher nicht von der 
Hand zu weisen. Doch ab Mitte der sechziger Jahre 
entspannte sich die Lage sichtlich. Besser ausgebilde-
te Kader aus gänzlich „unverdächtigen“ Fachrichtun-
gen konnten rekrutiert werden. Sie wirkten oft weni-
ger dogmatisch und sahen sich mehr als Wissen-
schaftler denn als reine Propagandisten.   

Zwar waren die „roten Institute“ nicht als Denkfab-
riken konzipiert, doch beförderte die berufsbedingte, 
dauernde ideologische Auseinandersetzung mit 
„feindlichen“ Weltanschauungen eine rege – freilich 
ambivalent zu bewertende – Forschungstätigkeit. Ent-
lang der Dreiteilung des Marxismus-Leninismus in 
eine philosophische, eine ökonomische und eine his-
toriographisch-politikwissenschaftliche Disziplin 
entwickelten sich verschiedene Forschungsschwer-
punkte. Als die Reste des Jenaer IML im Frühjahr 
1990 aufgelöst wurden, gab es drei Bereiche, die er-
haltenswert schienen bzw. deren Vertreter ernsthaft 
für eine Weiterbeschäftigung an der Universität in 
Frage kamen. Zu nennen sind: eine Forschungsgruppe 
zu „Philosophischen Probleme der Naturwissenschaf-
ten“, die mit den Physikern kooperierte; ferner ein in-
terdisziplinäres Zentrum für Konservatismusfor-
schung unter Leitung von Ludwig Elm, das internatio-
nal Beachtung fand; schließlich eine Forschungsgrup-
pe, die sich seit Herbst 1977 anspruchsvollen Edi-
tionsarbeiten im Rahmen der Marx-Engels-Gesamt-
ausgabe widmete. Diesen „Glanzpunkten“ steht 
allerdings eine Vielzahl von missglückten oder recht 
zweifelhaften Unternehmungen gegenüber, von denen 
an dieser Stelle nur eine Arbeitsgruppe zur marxis-
tisch-leninistischen Ethik oder eine zur soziologischen 
Industrieforschung genannt sein sollen.  
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Im Zentrum der tagtäglichen Arbeit stand allerdings 
zu keiner Zeit die Forschung, sondern stets die Apo-
logie der SED-Politik. In einer Aufgabenbeschreibung 
von 1968 heißt es dazu beispielhaft: „Im Mittelpunkt 
der Gesamtheit des Studiums der Grundlagen des 
Marxismus-Leninismus und der klassenmäßigen Er-
ziehung steht die Politik der Partei bei der Gestaltung 
des entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozi-
alismus (…) Das Studium der Politik der Partei wird 
verbunden mit der wachsenden Befähigung der Stu-
dierenden, sie in ihrer Tätigkeit durchzusetzen.“ Doch 
kaum ein Student war von dem lästigen politisch-
ideologischen Pflichtpensum begeistert. Wo es ging, 
verweigerten sie sich die jungen Leute der „Rotlicht-
bestrahlung“. Texte wurden nicht gelesen, Vorlesun-
gen geschwänzt oder Seminare durch Nichtbeteili-
gung lahmgelegt. Rückendeckung erhielten sie dabei 
anfänglich von der noch mehrheitlich bürgerlichen 
Professorenschaft. Mitte der fünfziger Jahre gab es in 
der gesamten DDR offene Proteste gegen das Grund-
studium, die in der lautstarken Forderung nach seiner 
Abschaffung gipfelten. Aber angesichts des Schei-
terns derartiger Bemühungen arrangierte man sich 
bald mit dem ungeliebten Nebenfach, ohne daß es je-
mals – trotz aller Verbesserungen, wie z. B. der 
Kopplung von Lehrinhalten an spezifische Fragen des 
jeweiligen Fachstudiums – an Attraktivität gewonnen 
hätte. Das Gros der Studenten übte sich in stiller welt-
anschaulicher Dissidenz bzw. Abstinenz und formu-
lierte dort, wo es unumgänglich war, die gewünschten 
Lippenbekenntnisse. Auch die ML-Dozenten akzep-
tierten nach einigen Jahren des Engagements die Tat-
sache, daß sie ihre Schützlinge nicht erreichen konn-
ten und konzentrierten sich daher auf ihre For-
schungen oder ihr Privatleben. In den achtziger Jahren 
waren ML-Vorlesungen und –Seminare dann nicht 
viel mehr als seismographische Messungen um ihrer 
selbst willen. Die Zunahme an kleineren und mittleren 
politischen Beben innerhalb der Studentenschaft 
konnten die MLer nur noch achselzuckend registrie-
ren. Daß das Pflichtstudium und mit ihm das IML als 
erste universitäre Bastionen der SED im Herbst 1989 
– zumindest in Jena – kampf- und geräuschlos fielen, 
konnte wohl niemanden wirklich überraschen.   

Schon diese knappen Streiflichter auf einen wichti-
gen Aspekt ostdeutscher Universitätsgeschichte ma-
chen deutlich, daß es viel zu kurz greift, wenn man 
die ML-Institute zu „Augias-Ställen“ und ihre Vertre-
ter pauschal zu „Verderbern des Geisteslebens“ er-
klärt, wie es bisweilen in Diskussionen geschieht. 
Doch gemessen an ihrer formalen Bedeutung, ist un-
ser tatsächlicher Kenntnisstand über solche ideologie-
transferierenden Institute eher dürftig. Es mangelt an 
quellengestützten Studien, die ihre gesamte Wir-
kungsgeschichte von den Anfängen nach 1945 bis zur 
„Abwicklung“ in den Blick nehmen und dabei sozial-, 
struktur-, ideologiegeschichtliche und biographische 
Aspekte miteinander verzahnen. Am Beispiel des 
IML der Friedrich-Schiller-Universität Jena soll daher 
stellvertretend die Geschichte eines solchen Instituts 
nachgezeichnet werden. Die Arbeit konzentriert sich 
dabei auf den vorrangigen Propaganda- bzw. Erzie-
hungsauftrag und seine konfliktreiche Realisierung 
innerhalb traditioneller universitärer Strukturen. Das 
schließt den analytischen und bilanzierenden Blick 
auf Kontinuität und Wandel in der inhaltlichen und 
organisatorischen Gestaltung des Ideologietransfers 

ebenso ein wie die Untersuchung von Widerstand und 
Opposition gegen die weltanschauliche Bevormun-
dung. Nicht minder wichtig ist die Beschreibung von 
kollektiven und individuellen Lebensläufen der Insti-
tutsangehörigen, deren Einzelleistungen in Lehre und 
Forschung zudem eine kritische Würdigung erfahren 
werden.  
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Das Berliner Grenzgängerproblem in der 
Systemkonkurrenz 1949–1961 

 
 
 
 
 
 
VON  
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Mit der Untersuchung dieser zentralen Kategorie der 
Berliner Systemkonkurrenz soll ein Aspekt der Poli-
tik- und Gesellschaftsgeschichte der deutschen Tei-
lung erforscht werden, der beide Seiten berührt. Im 
Vordergrund steht die Frage, wie und mit welchen 
Absichten das Grenzgängerproblem einschließlich 
seiner Konsequenzen für Wirtschaft und Gesellschaft 
durch die Politik geregelt sowie instrumentalisiert 
wurde und wie es seinerseits auf sie zurückwirkte. 
Bisher nur fragmentarisch oder polemisch abgehan-
delte politisch-ideologische Gesichtspunkte werden 
neu bewertet und zusammengeführt. Einbezogen wer-
den auch bisher isoliert betrachtete wirtschaftspoliti-
sche und soziale Aspekte. Kontext der Analyse ist die 
bis 1961 relativ offene Systemkonkurrenz in Berlin 
als besondere Erscheinungsform des Kalten Krieges. 
Das Projekt soll Erkenntnisse zum Spektrum der 
Formen und Intensitäten der Berliner Systemkonkur-
renz liefern, die sich vom gewaltsamen Konflikt bis 
zur konsensuellen Vorteilsnahme erstreckten.  

Mit der abschließenden Währungsreform vom 20. 
März 1949 wurde die Westmark zur einzigen offiziel-
len Währung der Berliner Westsektoren. Das hatte für 
ca. 200 000 Berliner und Rand-Berliner, die als Pend-
ler täglich lange Arbeitswege zurücklegten, eine be-
sondere Konsequenz. Sie wurden zu Grenzgängern 
zweier Währungsgebiete in den Grenzen gegensätzli-
cher politischen Systeme, die sich im Zuge der Spal-
tung im Verflechtungsraum Berlin etabliert hatten. 
Um zunächst rund 120 000 Ostgrenzgänger (Bewoh-
ner der Westsektoren, die im Ostwährungsgebiet ar-
beiteten) angesichts des jetzt wirksamen Westmark-
Ostmark-Wechselkurses von 1:4 bis 1:6 vor dem Ver-
lust von vier Fünftel ihrer Kaufkraft zu bewahren, 
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führten die Militärregierungen der Westsektoren ein 
neuartiges Lohnausgleichsverfahren ein. Die Ost-
grenzgänger erhielten im Normalfall zunächst 60% ih-
res Osteinkommens in Westmark umgetauscht. Die 
dafür nötigen Westmarkbeträge erbrachten rund 
80 000 in Sowjetsektor und SBZ wohnende und in 
West-Berlin arbeitende Westgrenzgänger, die anfangs 
nur 10% ihres West-Einkommens in Westmark erhiel-
ten – alles in allem ein prinzipiell sinnvoller Verrech-
nungsmodus von Währungsgewinnen und Währungs-
verlusten auf Seiten der Arbeitnehmer.   

Bei einzelnen „Randgruppen“ des Grenzgängerwe-
sens wie den West-Berliner Eisenbahnern und im Os-
ten tätigen Freiberuflern und Selbständigen bewirkte 
ein Nichtvorhandensein vergleichbarer Währungsaus-
gleichsregelungen eine ernste Gefährdung ihrer Exis-
tenz. Die hieraus resultierenden sozialen Konflikte, 
der bekannte Eisenbahnerstreik und die Bewegung 
der „Währungsgeschädigten“ im Frühjahr und Som-
mer 1949 waren infolge des Kalten Krieges nahezu 
zwangsläufig von Vereinnahmungs- und Instrumenta-
lisierungsversuchen durch die Kräfte der Systemkon-
kurrenz geprägt. Obwohl in diesen beiden Problemfäl-
len bald mehr oder weniger geeignete Lösungen 
gefunden wurden, hatte sich die Grenzgängerfrage 
hier gleich zu Anbeginn als ernst zu nehmendes poli-
tisches Problem erwiesen. Ihre weitere Entwicklung 
verlief in zwei Phasen. Die Frühphase des Grenzgän-
gerwesens von 1949 bis ungefähr zur Mitte der fünf-
ziger Jahre war primär dadurch bestimmt, dass der 
Westen ein Problem mit seinen Ost-Beschäftigten hat-
te. In der Spätphase von der Mitte der fünfziger Jahre 
bis zum Ende der „Grenzgängerei“ durch den Mauer-
bau 1961 war demgegenüber der Konflikt des Ostens 
mit seinen West-Grenzgängern dominant. 

Ausgehend davon, dass es dem West-Berliner Ma-
gistrat bzw. Senat zu allererst darum zu tun war, sei-
nen Ost-Arbeitnehmern die Existenz zu sichern und 
der hierzu nötige Lohnausgleich eine entsprechende 
Zahl Westgrenzgänger voraussetzte, musste das 
Grenzgängerwesen im Ganzen aufrechterhalten blei-
ben. So wurden die Westgrenzgänger durch stufen-
weise Erhöhung der Westgeldquoten materiell stimu-
liert, obwohl zunächst über eine Viertelmillion West-
Berliner arbeitslos waren. Jedoch befürchtete die 
West-Berliner Politik nach den Erfahrungen östlicher 
Vereinahmungs- bzw. Sowjetisierungsversuche wie 
der Blockade der Berliner Westsektoren eine kommu-
nistische Unterwanderung über das Grenzgängerwe-
sen. Dass führte zum Ausschluss politisch Missliebi-
ger vom Lohnumtausch, was einem Existenzentzug 
gleichkam. Offiziell wurde dies zunächst mit dem an-
fänglichen Defizit der Lohnausgleichskasse begrün-
det, doch bald schon machte man aus der unmittelbar 
politischen Zweckbestimmung keinen Hehl mehr. Be-
troffen waren anfangs Mitarbeiter von SED und 
FDGB, dann auch Beschäftigte systemnaher Ost-
Berliner- und DDR-Betriebe und Institutionen, Inha-
ber von Ostlebensmittelkarten und schließlich alle 
SED-Mitglieder. Die überwiegende Mehrheit der im 
Osten Tätigen hatte wie die Mehrheit aller anderen 
West-Berliner keine Sympathien für die SED und da-
her keine vergleichbaren Nachteile.  

Ebenfalls sicherheitspolitisch begründet, betrieb die 
Ostseite hingegen einen generellen Abbau der Ost-
grenzgänger. Begründet mit der Annäherung West-
Berlins an den „Bonner Staat der Imperialisten und 

Kriegstreiber“ kam es während und nach dem DDR-
Stalinisierungsschub von 1952/53 zu Massenentlassun-
gen von West-Berlinern. Jedoch hatte diese personelle 
„Störfreimachung“ vornehmlich der „volkseigenen“ 
Industrie einen personalpolitisch bedingten, zur Klas-
senideologie nicht kompatiblen Schönheitsfehler: Ver-
zichtbaren Arbeitern, darunter auch SED-Mitgliedern, 
wurde gekündigt, wogegen man „schwer ersetzbare“ 
Konstrukteure und leitende Ingenieure, die als Besser-
gestellte traditionell in guten West-Berliner Stadtteilen 
wohnten, weiterbeschäftigte. Das lief darauf hinaus, 
dass die Beseitigung von Ostgrenzgängertum für die 
SED die Regel, seine Aufrechterhaltung hingegen die 
Ausnahme war, während im Westen der – gewisserma-
ßen selektive – Abbau von Ostgrenzgängern die Ab-
weichung von der Norm einer gezielten Förderung der 
„Grenzgängerei“ repräsentierte.  

An der Schnittstelle beider Phasen, in der Mitte der 
fünfziger Jahre, war das „industrielle“ Ost-Grenzgän-
gerwesen beseitigt. Jetzt ging es in der Gesamtberli-
ner Grenzgängerfrage um den Gegensatz von SED 
und Westgrenzgängern. Ursprünglich hatte die wirt-
schaftspolitische Gefährdung des SED-Systems durch 
alle Grenzgänger lediglich im sich hier niederschla-
genden Widerspruch von Plan- und Marktwirtschaft 
bzw. in der Unverträglichkeit von Kaufkraftüberhän-
gen für das ökonomische System der DDR und seine 
gesamtgesellschaftliche Subventionspolitik bestanden. 
Angesichts der Vertiefung der Gegensätze und dem 
Anlaufen der West-Berlin-Konjunktur mit ihrer regi-
onalen Sogwirkung wurde das Westgrenzgängerwe-
sen jetzt jedoch neu bewertet: als ein Mechanismus, 
der permanent ein Manko an Arbeitskraft sowie poli-
tischer Loyalität reproduzierte und den der Westen 
kräftig unter Dampf zu halten trachtete. Denn eine 
Voraussetzung für die erneute Belebung des West-
grenzgängerwesens war die zwischenzeitlich mehr-
fach erhöhte Westgeldquote, die bis 1956 auf letztlich 
40% angehoben worden war. So ermöglichte die Kon-
junktur im Westen die Herausbildung einer immer 
breiter werdenden Schicht tendenziell an Nutzenma-
ximierung und westlicher Lebensweise orientierter 
Grenzgänger-Newcomer. Sie konzentrierten sich dort, 
wo die Gelder des Berliner „Kleinen Marshallplans“ 
flossen und neue Arbeitsplätze entstanden – in Bran-
chen und Firmen, deren Förderung als für die West-
Berliner Wirtschaftsperspektive besonders nützlich 
erachtet wurde. Dementsprechend vermittelten die 
Berliner Arbeitsämter die Ost-Arbeitskräfte besonders 
in die traditionell führende Metallverarbeitende- und 
Elektroindustrie oder aber in die Bekleidungsindustrie 
– das Segment mit den höchsten Steigerungsraten. Zu 
all dem hatte die SED unfreiwillig Zu-Arbeit geleis-
tet, denn die Zwangsreduzierung der Ostgrenzgänger 
als Westmark-Leistungsempfänger hatte die profitab-
len Erhöhungen der Westmark-Quoten erst möglich 
gemacht. Somit hatte die SED Zehntausende bewähr-
ter Arbeitskräfte nicht nur schlechthin irreversibel ab-
gebaut (spätere Versuche, West-Berliner Arbeitskräfte 
zurückzugewinnen, schlugen fehl), sondern damit 
auch die Voraussetzung dafür geschaffen, dass die ih-
ren Interessen abträgliche „Westgrenzgängerei“ im-
mer lukrativer wurde. Besonders vor dem sich ab 
1954/55 abzeichnenden Arbeitskräftemangel im Os-
ten als einem Hauptdefizit der auch hier stark forcier-
ten Wirtschaftsentwicklung und den immer bedrohli-
cher anwachsenden Flüchtlingszahlen trat das West-
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grenzgängerwesen jetzt besonders krass als Störfaktor 
in den Vordergrund. Die SED-Propaganda verun-
glimpfte die Westgrenzgänger als „Schmarotzer“, 
„Arbeiterverräter“ und „Knechte der Kriegstreiber“. 
Dazu wurden sie jetzt auch direkt persönlich schika-
niert, wobei in den Brandenburger Randgebieten, wo 
der relative Schutz des Berliner Vier-Mächte-Status 
nicht wirksam war, deutlich rigider vorgegangen wur-
de als in Ost-Berlin. Der Druck wurde über die Räte 
der Gemeinden, die Nationale Front und die Hausge-
meinschaften und auch die VP-Abschnittsbevoll-
mächtigten ausgeübt. Man drohte beispielsweise mit 
Wohnraumverkleinerung oder Nichtbewilligung von 
Studienstipendien, wenn im Haushalt jemand im Wes-
ten arbeitete. Reichte ein Gespräch mit erhobenem 
Zeigefinger nicht aus, den Betreffenden vom „Klas-
senfeind“ loszueisen, gab es auch andere Mittel bis 
hin zu Haftstrafen wegen Devisenvergehen. Zentrale 
Regelungen erschöpften sich zwar in der Einführung 
einer Registrierungspflicht für in West-Berlin tätige 
Ost-Berliner, aber auch diese dienten der Repression: 
Weil ab 1954 keine Arbeitsgenehmigungen mehr er-
teilt wurden, war von da an jeder neue Westjob straf-
bar. Dies führte oft zur Verhängung von Geldstrafen. 
Ein direktes Verbot vermied die SED-Führung zum 
einen deshalb, weil ihr Handlungsspielraum ange-
sichts noch bestehender Vier-Mächte-Verantwortlich-
keiten in Berlin begrenzt war und zum anderen, weil 
sie eine Zunahme der Republikflucht befürchtete. So 
blieb Duldung die Generallinie der SED-Grenzgän-
gerpolitik. Selbst ein Politbürobeschluss von 1954 
„zur Organisierung des Kampfes gegen die Spekulan-
ten“, in dessen Rahmen die Bezirksleitung Berlin der 
SED und die „Genossen des Magistrats von Groß-
Berlin“ beauftragt wurden, die Möglichkeiten der 
Westmark-Bezahlung monatlicher Fixkosten der 
Grenzgänger zu prüfen, blieb ohne Folgen. In West-
Berlin hingegen traten führende Politiker wie der 
Bürgermeister Franz Amrehn öffentlich für die Ar-
beitnehmer aus dem Osten ein und das Senatsbüro für 
Gesamtberliner Fragen entwickelte sich zur wichtigs-
ten Anlaufstelle für bedrohte und gemaßregelte West-
grenzgänger. Der konjunkturell bedingte Arbeitskräf-
tebedarf war so hoch, dass man selbst die zumeist 
weiblichen illegalen Grenzgänger – schwarzarbeiten-
de Kräfte in der Bekleidungsbranche sowie Hausge-
hilfinnen („Scheuerlappengeschwader“) – unbehelligt 
ließ. 

Die rudimentäre „Ostgrenzgängerei“ war der Kont-
rapunkt zum Westgrenzgängerwesen. Hier hatte 
sich – vergleichbar einem chemischen Gleichgewicht 
– eine Kompromisslage eingestellt: Der ostseitige 
Mangel an Ärzten und hoch qualifizierten Spezialis-
ten wurde durch West-Berliner Überhänge gedeckt 
und der historisch bedingte Disproportionalität in der 
Verortung von Kultur (Künstlerkolonien im Westen – 
bedeutendste Theater im östlichen Berlin-Mitte) wur-
de durch Festhalten am Status quo Rechnung getra-
gen. So wohnte das Solopersonal der Staatsoper un-
verändert und unverzichtbar für die kulturelle Seite 
von Hauptstadtanspruch und Präsenz Ost-Berlins in 
der Systemkonkurrenz zu 70% in Westberlin. Damit 
figurierte das sukzessiv wirtschaftspolitisch margina-
lisierte und politisch-ideologisch neutralisierte Ost-
grenzgängerwesen im Spektrum der Spielarten der 
Systemkonkurrenz als Gegenstück zur konfrontativ 
gehandhabten und politisch wie wirtschaftlich ge-

wichtigen Variante Westgrenzgängerwesen an ganz 
anderer Stelle.  

Ende der fünfziger Jahre korrelierte das Grenzgänger-
problem besonders eng mit der krisenhaften Entwick-
lung in der DDR und eine Radikalisierung warf ihre 
Schatten voraus, die sich mit der Androhung von 
Zwangsmaßnahmen wie Westmark-Anbietungspflicht, 
Erhebung einer zweiten Lohnsteuer u. a. bereits im Jahre 
1957 angedeutet hatte. Doch gab es zunächst ein retar-
dierendes Moment: Das Chruschtschow-Ultimatum von 
1958 und hierdurch entstandene Illusion einer „freien 
Stadt“ West-Berlin mit zwangsläufigem Wegfall des 
problematischen Viermächtestatus ließen die SED hof-
fen, bald mit den Grenzgängern „abzurechnen“, ohne 
sich selbst über Gebühr exponieren zu müssen. Zwi-
schenzeitlich hatte sich der Ost-Berliner Magistrat sogar 
dazu verstanden, dem Senat das „Angebot“  zu machen, 
1958 und 1959 jeweils 10 000 West-Berliner in Ost-
Berlin zu vermitteln. Hintergrund dessen war die anhal-
tende Republikflucht zunehmend auch von Grenzgän-
gern – ein eindeutiges Krisensymptom. Viele Grenzgän-
ger gaben ihren profitablen, aber immer unsicherer 
werdenden Status zugunsten der endgültigen Entschei-
dung für den Westen auf. Sie, die bis dahin westlicher 
Anreize wegen mannigfaltigsten Diskriminierungen und 
Maßregelungen getrotzt hatten, wollten das Risiko, im 
Falle einer immer mehr zu befürchtenden radikalen Lö-
sung der Grenzgängerfrage nicht für immer von den 
Fleischtöpfen der freien Welt abgeschnitten sein, nicht 
mehr tragen. Zu recht: Als die „Freistadt“-Illusion zer-
stob, weil sich immer deutlicher abzeichnete, dass das 
sowjetische Ultimatum nicht greifen würde, gab die SED 
ihre Zurückhaltung auf. Ihre Methoden waren jetzt dras-
tischer als je zuvor. So ging man dazu über, Ost-
Berliner, die gekündigt und im Westen Arbeit aufge-
nommen hatten, in Betrieben, Wohnhäusern, ja selbst 
auf S-Bahnhöfen, als Verräter anzuprangern. Doch un-
geachtet des verschärften Drucks und trotz des immer 
wieder austretenden Flüchtlingsanteils stieg die Zahl der 
Westgrenzgänger zwischen 1959 bis 1961 von 40 000 
auf 63 000, was dem regionalen DDR-Arbeitskräfte-
defizit entsprach. So blies die SED im Sommer 1961 zur 
großen Offensive. Anfang Juli startete der Berliner SED-
Chef Paul Verner mit einer Rede auf einer Parteiaktivta-
gung eine beispiellose Medienkampagne. Die „Berliner 
Zeitung“ und das „Neue Deutschland“ polemisierten 
nunmehr täglich und mit aller Schärfe gegen das 
„Grenzgängerunwesen“. Da die Zahl der Westgrenzgän-
ger dennoch weiter zunahm, erließ die SED am ersten 
August letztlich doch die seit Jahren in der Luft liegen-
den administrativen Maßnahmen. U. a. mit dem Zwang 
zur Zahlung von Fixkosten wie Miete usw. in Westmark 
wurde die gewinnmaximierende Dynamik der „West-
grenzgängerei“ still gestellt. Die zu erwartenden Aus-
wirkungen deuteten sich in den folgenden zwei Wochen 
an: Die Zahl der West-Grenzgänger ging um 11 % zu-
rück. Bevor die Regelungen jedoch vollumfänglich grei-
fen konnten, waren sie schon hinfällig. Am 13. August 
machte das SED-Regime mit der Schließung der Gren-
zen noch wesentlich direkter und nachhaltiger Tabula ra-
sa: Für die nächsten 28 Jahre kam man nicht mehr „rü-
ber“ und das Grenzgängerproblem war Vergangenheit.  
 
FRANK ROGGENBUCH, 1957 in Berlin geboren, früher 
Verwaltungsangestellter, studierte von 1995 bis 2003 
Neuere und Neueste Geschichte, Mittlere Geschichte, 
Geographie und Politikwissenschaft an der HU Ber-
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lin. Sein Interesse gilt der Herrschaftspraxis moderner 
Diktaturen. Seine Magisterarbeit beschäftigte sich mit 
der Massenkommunikation und Manipulation am Bei-
spiel der Luftfahrt- und Luftwaffenpropaganda im III. 
Reich. 
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historischen Regional- und Heimatmuseen 
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Im Juni 1960 kam Heinz Arno Knorr als Direktor der 
Fachstelle für Heimatmuseen beim Ministerium für 
Kultur in einer Analyse zur Museumsarbeit im Bezirk 
Schwerin zu dem Schluss, dass die Ausstellungen 
weit davon entfernt waren dem Besucher ein „heimat-
liches Geschichtsbild im dialektischen Zusammen-
hang“ darzulegen. Tatsächlich handelte es sich dabei 
keineswegs um einen Einzelfall. Vielerorts betraten 
Besucher von Museen nicht selten „Raritäten-
kabinette“ und sahen sich verwirrt einer willkürlichen 
Ansammlung von „Trachten, alten Handwerkszeugen, 
Münzen und wurmstichigen Schränken“ gegenüber. 
Noch 1980 mussten die Leser der kulturpolitischen 
Wochenzeitung „Sonntag“ erfahren, dass sich an die-
sem Zustand nichts Wesentliches geändert hatte. Nur 
ein geringer Teil der Museen – so hieß es vorwurfs-
voll – sei in der Lage „sozialistisches Heimatgefühl“ 
und „sozialistisches Geschichtsbewusstsein“ zu ver-
mitteln. Stattdessen böte man „Nippes aus der Grün-
derzeit“, versinke in Dilettantismus und verbreite „gu-
te alte und heile Heimattümelei“. 

Die Ursache für diese Kontinuitäten ist in der Ge-
schichte der Museen selbst zu suchen. Sie ist an ihrem 
Ausgangspunkt eng mit dem Aufblühen bildungsbür-
gerlicher Geschichts- und Altertumsvereine im 19. 
Jahrhundert verbunden. Als Ausdruck eines Interesses 
an regionaler und lokaler Geschichte entstanden, sam-
melten und pflegten diese Vereine kulturelle Zeugnis-
se unterschiedlichster Art. Die so entstandenen 
Sammlungen führten vielfach zur Gründung von 
Heimatmuseen. Eine wahre Hochkonjunktur erlebten 
diese Einrichtungen mit der patriotisch untersetzten 
deutschen Heimatbewegung der 1920er Jahre, um im 
„Dritten Reich“ in den Dienst der Volkstums- und 
Blut- und Bodenpropaganda gestellt zu werden.    

Ein Neubeginn nach der nationalsozialistischen Herr-
schaft gestaltete sich aufgrund der scheinbar kaum vor-
handen historischen Anknüpfungspunkte als problema-
tisch. Doch entfalteten sich auf den Rudimenten des 
Museumswesens bald neue Initiativen, die anfangs we-
sentlich durch eine reaktivierte Vereinstätigkeit be-
stimmt waren. Obgleich die Museen nach 1945 formal 
den kommunalen Verwaltungen unterstanden, überleb-
ten diese Vereinsstrukturen trotz Verbotes und erzwun-

gener Eingliederung in den Kulturbund teilweise bis in 
die 1950er Jahre. Die Museumsarbeit der unmittelbaren 
Nachkriegszeit war so zum einen durch eine pragmati-
sche Anpassung an die Besatzungsverhältnisse und 
zum anderen durch den inhaltlichen Rückgriff auf tra-
dierte regionalgeschichtliche Traditionen und Sinnstif-
tung geprägt. Die wiedereröffneten Museen blieben zu-
nächst inhaltlich konservierend und zeigten Geschichts-
ausstellungen in den Gestaltungskonzeptionen der 
1920er und mitunter auch der 1930er Jahre mit einer 
starken lokalpatriotischen Attitüde. Zeitlich reichten die 
Ausstellungen maximal bis 1900; meistens endete die 
Betrachtung um 1850.  

Auf diesem Feld historisch-kultureller Betätigung 
hatten somit Erscheinungen überlebt, die sich einer auf 
„Gegenwartsbezogenheit“ ausgerichteten staatlich-zen-
tralistischen Geschichtspolitik entzogen. Trotz der 
frühzeitig intendierten Durchsetzung eines Bildungsan-
spruchs marxistisch-leninistischer Prägung blieb dieser 
Zustand für das erste Jahrzehnt der DDR charakteris-
tisch. Zwar war es schon zum hundertjährigen Jubi-
läum der Märzrevolution in zonenweiten Ausstellungen 
gelungen historische Begebenheiten mit dem politi-
schen Zeitgeschehen zu verknüpfen, doch zeitigte das 
Ereignis 1848/1948 in den Museen keine Nachhaltig-
keit. Nach den groß angelegten geschichtspropagandis-
tischen Kampagnen verfiel man sogleich wieder in die 
Pflege heimatgeschichtlicher Darstellungen, die sich 
fernab einer zunehmend national akzentuierten akade-
mischen Historiographie bewegten. 

Für die Fragestellung des Forschungsprojektes bie-
ten diese Verschiebungen und die mithin versuchte 
enge Anbindung der historischen Museen an die uni-
versitäre Geschichtsschreibung mehrere Ansatzpunk-
te. Denn vergleichbar der Geschichtswissenschaft, die 
als integraler Bestandteil des dialektischen Materia-
lismus in der SBZ und noch mehr in der DDR mit ho-
her Aufmerksamkeit rechnen konnte, galt es auch die 
historischen Museen als Vermittlungsstätten des his-
torischen Wissens zu vergesellschaften. Sie waren in-
haltlich und methodisch in den Prozess von Erzeu-
gung und Verbreitung sozialrelevanten Wissens zu 
integrieren und im Sinne der SED umzuformen. Wäh-
rend die wissenschaftliche Forschung und Lehre je-
doch schon frühzeitig einer Gleichschaltung unter-
worfen war, verzögerte sich der Umformungs- und 
Vereinnahmungsprozess der Museen aufgrund der 
personellen Situation und angesichts eines heteroge-
nen Netzes von 650 Einrichtungen (1963) erheblich. 
Hinzu traten zahlreiche Wechsel und Überschneidun-
gen in der fachlichen Zuständigkeit, der nur langsam 
anlaufende Aufbau entsprechender Fachabteilungen 
auf Bezirksebene nach der Gebietsreform 1952 und 
nicht zuletzt die Gleichgültigkeit vieler örtlicher Par-
tei- und Verwaltungsorgane gegenüber kultur- und 
geschichtspolitischen Aufgaben. 

Waren die in den Zuständigkeitsbereich des Ministe-
riums für Kultur fallenden historischen Regional- und 
Heimatmuseen bisher kaum Gegenstand der histori-
schen Aufarbeitung, kann inzwischen auf eine kaum 
noch überschaubare Fülle an Untersuchungen zur uni-
versitären und parteiinstitutionellen Geschichtsschrei-
bung zurückgegriffen werden. Die Forschung auf die-
sem Gebiet ist in den letzten Jahren durch Begriffe wie 
„Meistererzählung“ und „Leittext“ geprägt worden. 
Unberücksichtigt blieb jedoch bislang die Frage nach 
der öffentlichkeitsbezogenen Durchsetzung, Wahrneh-
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mung und tatsächlichen Rückwirkung dieser Narrative 
auf die Geschichtskultur im sozialistischen Alltag. Ge-
nau an diesem Punkt setzt die im Entstehen begriffene 
Dissertation an. Sie untersucht aus institutionenge-
schichtlicher Perspektive die beabsichtigte Umgestal-
tung einer genuin bürgerlichen und traditionsbeladenen 
Einrichtung zu einer „sozialistischen Volksbildungs-
stätte“. Ferner fragt sie, wie museal präsentierte Ge-
schichte zur Legitimierung staatlicher Politik funktio-
nalisiert werden sollte. Es wird demnach zu prüfen 
sein, inwiefern die für den akademischen Bereich maß-
gebenden Impulse auf die Museen zurückwirkten. 

Überwog anfangs im Pathos demokratisch patrioti-
scher Erziehung und der proklamierten Unteilbarkeit 
der deutschen Kulturnation die Forderung nach der 
Verflechtung von Heimat- und Nationalgeschichte, 
schrieb der Geschichtsbeschluss des Politbüros vom 
Juli 1955 auch für die Museen eine Beschäftigung mit 
Gegenwartsfragen fest. Besonders die „Geschichte der 
örtlichen Arbeiterbewegung“ erwies sich dabei als 
zeitgemäßer Forschungsgegenstand. Und das in zwei-
facher Hinsicht: Einerseits bot sie in ihrer Ausprägung 
als kommunistische Parteigeschichte die Grundlegung 
bzw. Rechtfertigung politischer Handlungsweisen und 
trug zugleich zur Begründung eines neuen Ge-
schichtsbildes bei. Wie die Überprüfungsprotokolle 
der Geschichtskommissionen bei den SED-Kreislei-
tungen zu den Ausstellungen zum 40. Jahrestag der 
Novemberrevolution und der Gründung der KPD be-
legen, diente sie andererseits als internes Disziplinie-
rungsinstrument zur Beseitigung „kleinbürgerlicher 
und konservativer Auffassungen“ unter den Muse-
umsleitern. In entsprechender Weise bieten desglei-
chen auch die Einführung des Heimatkundeunterrich-
tes, die Formung eines neuen Heimatbegriffs, die 
Debatte um die „sozialistische Regionalgeschichte“ 
und die in der Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 
angestoßene Diskussion um das „Geschichtsbewusst-
sein“ weitere Bezugspunkte. Diese geschichtspoliti-
schen Tendenzen wurden vom Ministerium für Kultur 
aufgegriffen und in die verstärkt geforderte Profilie-
rung eines einheitlichen sozialistischen Museumswe-
sens eingebunden. Hierbei handelte es sich um die 
konkrete, zumeist auf regionale Industriezweige und 
„proletarische Traditionen“ konzentrierte Festlegung 
von Sammlungs- und Ausstellungsschwerpunkten, die 
letztlich auf eine stringentere zentrale Planung, Lei-
tung und Kontrolle hinauslief.  

Die Studie nähert sich dieser Problematik auf zwei 
Ebenen. In einem ersten Schritt sollen durch die Ein-
beziehung der übergeordneten parteilichen, administ-
rativen und institutionellen Bedingungsfelder die 
staatlichen Vorgaben, Intensionen und Lenkungsme-
chanismen herausgearbeitet werden. Hierzu stützt sich 
die Arbeit auf die umfangreichen archivalischen 
Überlieferungen der Deutschen Verwaltung für 
Volksbildung, des Ministeriums für Hoch- und Fach-
schulwesen, der Staatlichen Kommission für Kunst-
angelegenheiten, des Kulturbundes, des Ministeriums 
für Kultur und die ihm nachgeordnete Fachstelle für 
Heimatmuseen. Aber auch die zentralen Parteiinstan-
zen, wie die Abteilungen Kultur und Wissenschaft 
beim ZK der SED, und insbesondere das Institut für 
Marxismus-Leninismus gilt es in die Betrachtung ein-
zubeziehen.  

Die tatsächliche Durchsetzung sowie die Grenzen des 
geschichtspolitischen Steuerungsanspruchs der SED in 

den Museen werden sich hingegen nur in den konkreten 
Erscheinungsformen vor Ort erschließen lassen. Deshalb 
sollen den übergeordneten normativen Anforderungen 
aus dem Herrschaftsapparat in einem zweiten Schritt lo-
kal- und regionalgeschichtlich angelegte Teiluntersu-
chungen gegenübergestellt werden. Das Augenmerk 
liegt hier auf dem Spannungsfeld zwischen den formu-
lierten Ansprüchen und der aus den Quellen zu erschlie-
ßenden praktischen „Geschichtsarbeit“ in den histori-
schen Museen in Rostock, Potsdam, Wernigerode und 
Plauen/Vogtl. Als Materialgrundlage dienen hauptsäch-
lich die Aktenbestände der einzelnen Museen, die sich 
zu überwiegenden Teilen in den entsprechenden Stadtar-
chiven befinden. Gleichwohl ist auch die Nutzung aus-
gewählter Dokumente auf Kreis- und Bezirksebene vor-
gesehen. Die Fallbeispiele sind in ihrer ursprünglichen 
Gründungsgeschichte unterschiedlich angelegt und wei-
chen darüber hinaus in der Nachkriegsentwicklung von-
einander ab. Auch die Museumspolitik in den einzelnen 
Ländern und Provinzen war von Anbeginn nicht zuletzt 
aufgrund des Gefälles in der Museumsdichte von Süd 
nach Nord uneinheitlich und blieb es offensichtlich auch 
in den Bezirken bis zum Ende der DDR. In dieser regio-
nalen Ausdifferenzierung werden Unterschiede im Zu-
sammenspiel der administrativen Träger der Museen mit 
den parteilichen Entscheidungsinstanzen und die konkre-
te Rückwirkung dessen auf die Arbeit im örtlichen Mu-
seum deutlich. In den Einzeluntersuchungen werden 
nicht nur Ausstellungsthemen und Inhalte analysiert. Ei-
nen weiteren Untersuchungsgegenstand stellen die Mu-
seumsleiter dar. Ihr Bildungsweg, ihre politische Soziali-
sation vor und nach 1945, und daran anknüpfend, das 
Problem der personellen Brüche und Kontinuitäten wer-
den thematisiert.  

Im Gegensatz nämlich zu einer frühzeitigen Neu-
formierung der Geschichtslehrerschaft in den Schu-
len, blieb in den Museen eine personelle Umwälzung 
aus. Vielmehr setze eine im Kaiserreich, in der Wei-
marer Republik und nicht zuletzt im „Dritten Reich“ 
beruflich und zum Teil auch politisch sozialisierte 
Generation von heimatbewegten Traditionalisten auch 
nach dem Kriegsende ihre berufliche oder ehrenamtli-
che Tätigkeit fort. Noch 1964 wurde in einer für die 
Kulturabteilung des ZK der SED vorbereiteten Studie 
davon gesprochen, dass mehr als 80 Prozent der vor-
handenen Kader über 65 Jahre und damit „überaltert“ 
waren. Diese „verknöcherten Museumsleiter“ ver-
schlossen sich nicht nur durch ihre „bürgerliche Ge-
schichtsauffassung“ neuen Darstellungsthemen, son-
dern sie waren teilweise fachlich überfordert oder 
verharrten in einer eigensinnigen Verweigerungshal-
tung. Hinzu trat ein Umstand, der sich besonders bei 
der Hinwendung zu politisch besetzten Themen der 
Zeitgeschichte als äußerst hinderlich erweisen sollte: 
Eine nicht unbedeutende Zahl von Museumsleitern 
war zwischen 1933 und 1945 nicht nur in die NSDAP 
eingetreten, sondern hatte auch Funktionen im Partei-
apparat wahrgenommen. In Thüringen blieben bei-
spielsweise nach der Entnazifizierung lediglich 20 
von 69 Museumsleitern im Amt. Die ab spätestens 
1948 erfolgte Rückkehr vieler nomineller „Pg’s“ in 
die Leitungsfunktionen der Museen sowie der Mangel 
an Qualifizierungsmöglichkeiten behinderte nicht nur 
die sukzessive Einführung neuer geschulter Kader, 
sondern verschleppte auch bis in die 1960er Jahre ei-
nen Generationswechsel. Hinzu trat der Umstand, 
dass vorhandene Stellen häufig mit Funktionären aus 
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dem Parteiapparat besetzt wurden. Diese standen zwar 
loyal zur Politik der SED und fanden dadurch starken 
Rückhalt in den übergeordneten Dienststellen, fach-
lich waren sie aber nur selten qualifiziert.  

Fragt man abschließend nach den Vermittlungsstra-
tegien für Geschichtsbilder, so kam dem historischen 
Museum als einem Ort der „Geschichtspropaganda“ 
außerhalb von Universität und Schule besonders für 
die werktätige Bevölkerung eine eminente Bedeutung 
zu. Die „Durchschleusung“ von Gewerkschaftsgrup-
pen und Kollektiven durch Ausstellungen gehörte 
ebenso wie für Schüler und Mitglieder der Organisa-
tionen zum Pflichtprogramm der „kulturellen Mas-
senarbeit“ in der DDR. Aus dieser Praxis leiteten sich 
teilweise die hohen Besucherzahlen in den Museen 
ab. Im Jahr 1959 wurden insgesamt 11,5 Millionen 
Besucher gezählt, 1977 besuchte statistisch gesehen 
jeder DDR-Bürger zweimal im Jahr ein Museum. 
Freilich können diese Zahlen noch keine hinreichen-
den Aussagen über die musealen Aneignungsprozesse 
liefern, doch lassen sich zahlreiche Informationen aus 
internen Berichten, offiziellen Verlautbarungen und 
vor allem aus den Besucherbüchern erschließen, die 
Auskunft über den tatsächlichen Umgang mit Ge-
schichte im zweiten deutschen Staat geben. Vorweg-
zunehmen wäre beispielsweise das stete Desinteresse 
nicht nur der Museumsmitarbeiter, sondern auch des 
Publikums an „zeitnahen“ Ausstellungsthemen, wie 
der als Erfolgsnarrativ angelegten Geschichte der 
DDR. Wie man erst 1989 bereit war einzugestehen, 
stieß diese aufgrund ihrer Unattraktivität und inhaltli-
chen Verzerrung auf Ablehnung. Vielmehr dominier-
ten in der Gunst der Museumsbesucher die traditionel-
len Touristenzentren wie Burgen und Schlösser. 
Auffallend ist gleichzeitig eine Sehnsucht nach Ver-
gangenheit im Sinne einer „guten alten Zeit“, in der 
sich die Erwartungshaltungen der Besucher und das 
Festhalten an überkommenen Sehgewohnheiten mit 
den Vorstellungswelten zahlreicher Museumsleiter zu 
überschneiden schienen. Die Forderung nach einer 
„sozialistischen Umgestaltung“ der Museen wurde so 
letztlich auch durch die Besucher unterlaufen und 
damit der überhöhte volkspädagogische Anspruch an 
die historischen Museen ad absurdum geführt. Diesen 
hatte die Fachreferentin im Ministerium für Kultur be-
reits auf der ersten zentralen Tagung der Heimatmu-
seen 1954 paraphrasiert: „Wo kommen wir hin, wenn 
wir in der Form Rücksicht auf die Besucher nehmen, 
dass wir sagen: der Besucher soll sich im Museum er-
holen!“  
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Am 3. Oktober 1989 reagierte eine überforderte SED-
Führung auf die anhaltende Massenflucht der DDR-
Bürger über Ungarn und die Tschechoslowakei mit 
der Aufhebung des seit 1972 bestehenden pass- und 
visumfreien Reiseverkehrs zwischen der DDR und 
der Tschechoslowakei. Damit war die DDR-Bevölke-
rung kurzfristig in ihrem Staat buchstäblich einge-
sperrt. Da dem ersten sozialistischen Staat auf deut-
schem Boden aber nicht erst seit Sommer und Herbst 
1989, sondern Zeit seines Bestehens die Bürger da-
vonliefen, stellten die Grenzen der DDR für die SED 
zu allen Zeiten ein Politikum ersten Ranges dar. 

Im Zentrum der DDR-Forschung stand lange das 
zum Sinnbild für das Scheitern des ostdeutschen Ge-
sellschaftsexperiments gewordene Grenzregime der 
DDR an der innerdeutschen Grenze. Unsere Kennt-
nisse darüber sind umfassend und weitgehend gesi-
chert. Für die Ostgrenzen der DDR gilt dies nicht. Die 
Bedeutung von Ein- und Abgrenzung gegenüber den 
„Bruderstaaten“ im Kalkül der SED entzieht sich ein-
fachen Erklärungsmodellen. Über den Zeitraum von 
40 Jahren sind verschiedene Phasen des Grenzregimes 
zu beobachten, die, so die Hypothese des Dissertati-
onsvorhabens, als Seismograf für den Stand der bila-
teralen Beziehungen aufzufassen sind. Auf der Basis 
umfassender Aktenrecherchen werden die ökonomi-
schen, ideologischen, innen- und außenpolitischen 
Bestimmungsfaktoren untersucht und der Entwick-
lung des Grenzregimes kontrastierend gegenüberge-
stellt. Dadurch werden Einsichten in die Entschei-
dungsspielräume der SED-Führung, die Reichweite 
der Parteidiktatur und die Dilemmata, die aus dem 
Wechselspiel von umfassendem Kontrollanspruch 
und Liberalisierungserfordernissen folgten, gewon-
nen. Die Ausweitung des Blickwinkels auf die Ent-
wicklung der Nachbarstaaten verdeutlicht, mit wel-
chen Steuerungsproblemen offenkundig alle Staaten 
des Ostblocks konfrontiert waren. 

Bereits in der ersten Phase des Grenzregimes, die 
vom Kriegsende bis zur Gründung der DDR reichte, 
wurden wichtige Weichenstellungen für die späteren 
Jahre vorgenommen. Mit der offiziellen Anerkennung 
der Gebietsabtretungen und der Vertreibungen im Os-
ten, die im Widerspruch zur Haltung der Bevölke-
rungsmehrheit stand, schuf die SED-Führung die Ba-
sis für die spätere Anerkennung der DDR durch Polen 
und die Tschechoslowakei. Gleichzeitig legte sie da-
mit aber auch den Grundstein für eine ideologisierte 
Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit, die 
nicht dazu geeignet war, breite Bevölkerungskreise zu 
gewinnen, sondern diese aus dem öffentlichen und 
politischen Leben ausgrenzte. In beiden Nachbarstaa-
ten wurde der von oben verordnete Wechsel der Ost-
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deutschen auf die Seite der Sieger des Zweiten Welt-
krieges jedoch nicht nachvollzogen. Vielmehr über-
wog Misstrauen in den Beziehungen, zumal die Sow-
jetunion alles daran setzte, die „Volksdemokratien“ 
gegeneinander auszuspielen, um diese möglichst eng 
an sich zu binden. Hinzu kam, dass westdeutsche Po-
litiker ähnliche Zugeständnisse, wie sie die SED ge-
genüber Polen und der Tschechoslowakei gemacht 
hatte, kategorisch ausschlossen. Angesichts der wech-
selvollen Machtpolitik Stalins befanden sich beide 
Staaten jedoch in einer Situation, die zur Zusammen-
arbeit mit den ostdeutschen Kommunisten zwang. 
Andererseits galt es aber auch die eigene territoriale 
Integrität zu schützen und zu demonstrieren. Abge-
schottete Grenzen und damit einhergehend die Zer-
schneidung kultureller Bindungen und Infrastrukturen 
waren die Folge. 

Besonders in den durch die willkürliche Grenzzie-
hung geteilten Städten zeitigte die gegenseitige Abhän-
gigkeit z. B. in der Strom- und Wasserversorgung 
schwerwiegende Probleme, da benötigte Infrastruktu-
ren oftmals auf dem Territorium des anderen Staates 
lagen. Gleichzeitig blühte in der Nachkriegszeit der 
Schmuggel, mit dem die Ortsansässigen die desaströse 
Versorgungslage zu verbessern versuchten. Seit No-
vember 1946 wurden deshalb auf sowjetisches Geheiß 
Ländergrenzpolizeien aufgebaut, die den Schmuggel 
verhindern sollten und erstmals deutsche Behörden in 
den Schutz der Grenzen einbezogen. Von einem spezi-
fisch ostdeutschen Grenzregime kann aber angesichts 
der Abhängigkeit von der sowjetischen Besatzungs-
macht, die auch für Polen und die Tschechoslowakei zu 
verzeichnen ist, nicht ausgegangen werden. 

Zwei Großereignisse stehen für den Anfang und das 
Ende der zweiten Phase des Grenzregimes gen Osten: 
Die Gründung der DDR 1949 und der Mauerbau 
1961. Beide Ereignisse beeinflussten die bilateralen 
Beziehungen wie auch die jeweils gültige Sicherungs-
aufgabe an den Grenzen. Die DDR war seit ihrer 
Gründung auf die diplomatische Unterstützung ihrer 
„Bruderstaaten“ angewiesen. Doch anders als es die 
Propaganda Glauben machen wollte, konnte von Brü-
derlichkeit in den Beziehungen kaum die Rede sein. 
Die Vergangenheit war noch zu präsent, um die ost-
deutschen Annäherungsversuche auf fruchtbaren Bo-
den fallen zu lassen. DDR-Delegationen stießen in 
den „Bruderstaaten“ lange auf große Reserviertheit, 
weshalb die Kontakte auf die Ebenen von Partei, Re-
gierung und Wirtschaft beschränkt blieben. 

Unter Verweis auf die offene Grenze zu Westberlin 
und die damit verbundene Gefahr des Eindringens 
von „Agenten“ verstärkten Polen und die Tschecho-
slowakei die Sicherung ihrer Grenzen zur DDR. Kon-
taktaufnahmen im Grenzgebiet wurden verboten. 
Auch sollte die Flucht polnischer oder tschechischer 
Bürger über Westberlin verhindert werden. Um ihre 
Souveränität zu demonstrieren, verhielten sich beson-
ders die polnischen Behörden unkooperativ, was wie 
im Falle des Schiffsverkehrs auf der Oder bisweilen 
herbe ökonomische Einbußen für die DDR zur Folge 
hatte. Die SED-Führung hatte aber ein vitales Interes-
se daran, die Beziehungen zu ihren „Bruderstaaten“ 
nicht zu belasten, da sie auf deren Unterstützungsleis-
tungen angewiesen war. Deshalb wurden die ostdeut-
schen Vertreter in allen Fällen angewiesen, den polni-
schen bzw. tschechoslowakischen Forderungen nach-
zukommen. Durch offizielle Sprachregelungen und 

durch Freundschaftsgesellschaften wie z. B. der „Hel-
mut von Gerlach Gesellschaft“ versuchte die SED das 
Misstrauen seitens der Nachbarstaaten abzubauen und 
Widerstände gegen die eigene Politik in der Bevölke-
rung auszuschalten. 

1956 schloss die DDR, nachdem ihr kurz zuvor 
„volle Souveränität“ von der Sowjetunion gewährt 
worden war, mit Polen und der Tschechoslowakei 
Verträge über den Einsatz von Grenzbevollmächtigten 
und die Zusammenarbeit im Grenzschutz ab. Der ver-
gleichsweise offene Umgang mit der Entstalinisierung 
in den Nachbarstaaten beförderte das Abschottungs-
bedürfnis der SED, zumal die Führung angesichts der 
Ereignisse von 1953 jede Form von Destabilisierung 
fürchtete. Die weitere Entwicklung in Ungarn und Po-
len bestätigte diese Einschätzung, an der sich bis zum 
Mauerbau wenig änderte. 

Zwischen 1961 und 1972 erfolgte die Einbindung 
der Deutschen Grenzpolizei in die militärischen 
Strukturen der DDR. Die an den Grenzen zur Tsche-
choslowakei und zu Polen eingesetzten Grenzbereit-
schaften übten – anders als an der innerdeutschen und 
der Grenze zu Westberlin – keinen Grenzschutz, son-
dern eine Grenzüberwachung aus. Diese terminologi-
sche Abgrenzung folgte aus der Entscheidung des 
Warschauer Paktes, das Hauptaugenmerk auf den 
Grenzschutz gegenüber NATO-Staaten zu legen. 
Durch Kooperation und Abstimmung der Sicherheits-
organe sollte an den Binnengrenzen der Personalauf-
wand reduziert werden. Da jedoch die „Bruderstaa-
ten“ weniger Interesse an einer strikten Abgrenzung 
gegenüber dem Westen hatten als die DDR, waren de-
ren Außengrenzen und Transitwege eine Schwachstel-
le in der Eingrenzungsstrategie der SED. Der Bau der 
Berliner Mauer hatte an den Ostgrenzen eine Umkeh-
rung der Verhältnisse bewirkt: Viele DDR-Bürger 
suchten nun den Weg über Polen und die Tschecho-
slowakei, um in die Bundesrepublik zu flüchten. Seit 
1962 bemühte sich die DDR deshalb um den Ab-
schluss zwischenstaatlicher Kooperationsabkommen, 
die aber von beiden Nachbarstaaten aus Rücksicht auf 
die Bundesrepublik nur zögerlich umgesetzt wurden. 
Um den Druck auf die Grenzen zu reduzieren und um 
den Alltag im Grenzgebiet zu erleichtern, wurden im 
Verlauf der sechziger Jahre erste Abkommen über den 
„Kleinen Grenzverkehr“ getroffen und die Visum-
pflicht im Reiseverkehr zwischen DDR und Tsche-
choslowakei abgeschafft. Strenge Auflagen, Devisen-
zuteilung und eingeschränkter Touristenkreis sicher-
ten den Kontrollanspruch der SED und ermöglichten 
den Aufbau eines Gratifikationssystems, welches li-
nientreues Verhalten durch Zuteilung knapper Reise-
devisen belohnte; die Reisendenzahlen blieben unter 
solchen Bedingungen weit hinter denen der siebziger 
Jahre zurück. 

Die Aufrechterhaltung der Versorgungsanforderun-
gen durch die DDR nach dem Mauerbau verstimmte 
die mit eigenen Problemen kämpfenden Nachbarstaa-
ten. Ebenso beobachtete die SED-Führung eifersüch-
tig die Annäherungsversuche zwischen der Bundesre-
publik und den Ostblockstaaten. Die Öffnung der 
Tschechoslowakei für bundesdeutsche Touristen ver-
stärkte die ostdeutsche Kritik an der Kulturpolitik der 
KPC und trübte die Beziehungen zunehmend. Mit der 
Einführung neuer Sicherungsmethoden an der Süd-
grenze versuchte die SED-Führung ihrem gewachse-
nen Abgrenzungsbedürfnis gerecht zu werden. Es ist 
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kein Zufall, dass gerade an dieser Grenze durch besse-
re Kooperation der „Kräfte des Zusammenwirkens“, 
d. h. Volkspolizei, MfS, Grenztruppen und SED, und 
durch Grenzsicherheitsaktive in den Grenzgemeinden 
die Überwachung auf das Hinterland der eigentlichen 
Grenzlinie ausgedehnt wurde. 

Die Freundschaftsverträge mit Polen und der Tsche-
choslowakei, deren Name über den tatsächlichen Stand 
der Beziehungen täuschte, zwangen beide Nachbarstaa-
ten zur Unterstützung der ostdeutschen Außenpolitik 
und nötigten zur Zurückstellung eigener Interessen. 
1968 erreichten schließlich die Beziehungen zur 
Tschechoslowakei ihren Tiefpunkt. Die SED verurteilte 
die Reformen in Staat und Gesellschaft und betrieb den 
Einmarsch der Staaten des Warschauer Pakts. Verbän-
de der NVA riegelten die gemeinsame und zum Sperr-
gebiet erklärte Grenze ab. Kontakte zwischen Bürgern 
beider Staaten kamen fast vollständig zum Erliegen o-
der wurden durch das MfS überwacht. 

Erst der Wechsel an den Parteispitzen aller drei 
Länder bot die Grundlage für die seit den siebziger 
Jahren verbesserten bilateralen Beziehungen und die 
einzigartige Liberalisierung des Reiseverkehrs im 
Ostblock. Letztere sollte Gegengewicht zur Entspan-
nungspolitik der Bundesrepublik sein, die bislang un-
befriedigende ökonomische Kooperation befördern 
und ein neues Politikverständnis gegenüber der Be-
völkerung demonstrieren. Von der Aufhebung jegli-
cher Beschränkung des Teilnehmerkreises und der 
Freigabe der Reisedevisen versprachen sich die Par-
teiführungen positive legitimationspolitische Effekte. 
Die unkontrollierten millionenfachen Reiseströme ü-
berforderten aber rasch die unflexiblen Planwirtschaf-
ten und bewirkten zunehmend Verstimmungen ange-
sichts fehlender Reisezahlungsmittel und negativer 
Handelsbilanzen. Deshalb wurden bereits 1972 kom-
plexe administrative Maßnahmen zuerst in der Tsche-
choslowakei und dann in der DDR ergriffen, um die 
Reiseströme zu lenken und überhand nehmende „Tou-
ristenabkäufe“ zu verhindern. 

Die ökonomischen Erwartungen, die an die Koope-
rationen geknüpft worden waren, wurden ebenfalls 
nicht erfüllt; tatsächlich blieben die Ostblockstaaten 
immer weiter hinter den westlichen Industrienationen 
zurück, weshalb relativ schnell Ernüchterung eintrat. 
Auch die zahlreichen Kontakte zwischen Betrieben, 
Schulen und Privatpersonen erschienen der SED-
Führung kritikwürdig, und es galt sie zu kontrollieren. 
Der Abschluss von Partnerschaftsplänen und deren 
Abstimmung mit der SED wurden Pflicht. Auf priva-
ter Ebene war eine vergleichbare Weisung nicht mög-
lich, weshalb ein immer umfangreicheres Netz von 
IM die „Trefftätigkeit“ mit Bundesbürgern oder Kon-
takte von Oppositionellen überwachten. Zunächst 
diente dies der Vorbeugung von Republikfluchten und 
der Zurückdrängung des westlichen Einflusses auf die 
DDR-Bürger. Mit den polnischen Unruhen 1976 und 
1980 sowie dem Entstehen einer unabhängigen Ge-
werkschaft trat zur Sicherungsaufgabe die Bekämp-
fung des „polnischen Bazillus“ hinzu. Die „zeitweili-
ge“ Aussetzung des pass- und visumfreien Reisever-
kehrs beendete die Phase der Reisefreiheit im Ost-
block und steht gleichsam als Symbol für die harte 
Haltung der SED-Führung unter Erich Honecker im 
Moment der Bedrohung der eigenen Macht. 

Und so blieb die Tschechoslowakei für DDR-
Bürger bis 1989 das einzige Nachbarland, das visafrei 

bereist werden konnte, weshalb die Zahl der Touristen 
anstieg und die bereits defizitäre Devisenbilanz der 
DDR zusätzlich belastete. Mit der mehrmaligen An-
passung der Tagessätze verfolgte die SED zwei Ziele: 
Erstens sollte durch minimale Devisenzuteilung die 
negative Handelsbilanz bekämpft und zweitens Indi-
vidualreisen erschwert werden, was dem Kontrollan-
spruch entgegenkam. Da die Grenze zur Tschecho-
slowakei die letzte offene Grenze der DDR war, hatte 
sich der Handlungsspielraum der SED-Führung aber 
eingeengt, was in der weitgehenden Beibehaltung der 
Reiseregelungen trotz wenig erfolgreicher Steue-
rungsmaßnahmen und wachsender Kritik in der Be-
völkerung deutlich wird. 

Die sich ab 1983 kurzzeitig stabilisierenden Bezie-
hungen zu Polen machten die Aufnahme von Grup-
penreisen und Jugendaustausche möglich. Allerdings 
blieben diese Reisemöglichkeiten eng begrenzt, da die 
SED-Führung nach wie vor den wachsenden Einfluss 
der katholischen Kirche und der Opposition in Polen 
kritisierte. Hinzu kam, dass mit der Ausdehnung der 
Territorialgewässer der DDR im Dezember 1984 ein 
seit den siebziger Jahren schwelender Streit erneut 
zugespitzt wurde. Die Nutzungsrechte der bislang von 
Polen beanspruchten Wasserwege wurden beschnit-
ten, und bis 1989 konnte zwischen den „Bruderstaa-
ten“ keine Lösung des Problems gefunden werden. 

Auf die sowjetische Reformpolitik in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre reagierte die SED mit äu-
ßerster Zurückhaltung und übte einzig mit der tsche-
choslowakischen Führung einen Schulterschluss. 
Während in Polen und Ungarn die Reformen zu einer 
Ablösung der kommunistischen Herrschaft führten, 
griff die SED-Spitze auf repressive Mittel zurück, um 
die wachsende Kritik im Lande zu bekämpfen und die 
seit Frühjahr und Sommer 89 stetig zunehmenden Re-
publikfluchten über die „Bruderländer“ zu verhindern. 
Mit der Schließung der letzten Grenze kurz vor dem 
vierzigsten Jahrestag der DDR hatte sich die SED von 
der Realität verabschiedet und sich als Machtzentrum 
delegitimiert; schließlich konnte durch diese Maß-
nahme die Kritik nicht gemindert werden, vielmehr 
zählte die Reisefreiheit zu den wichtigsten Forderun-
gen der Demonstranten im Herbst 1989. Wie die Ak-
ten des MfS zeigen, bestärkte diese Maßnahme viele 
Bürger noch in ihrer Kritik an der politischen Führung 
und auch die Fluchtversuche über die Ostgrenzen 
hielten weiterhin an. Bezeichnenderweise wurde der 
letzte Tote des DDR-Grenzregimes wenige Tage vor 
dem 9. November ertrunken an der Oder-Neiße-
Friedensgrenze aufgefunden. 
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Zwanzig Mal wurde im Sommer 1972 im Münchner 
Olympiastadion zum Klang von ‚Auferstanden aus 
Ruinen‘ die Flagge der DDR gehisst. Neben zwanzig 
Olympiasiegern brachte die DDR 23 Sportler und 
Sportlerinnen auf das zweithöchste Treppchen. Die 23 
Bronzemedaillengewinner unterstrichen zusätzlich 
den souveränen dritten Platz der DDR in der Natio-
nenwertung der Spiele hinter der Sowjetunion und 
den Vereinigten Staaten von Amerika. Die Bundesre-
publik belegte zwar vor heimischer Kulisse Rang vier 
der Gesamtwertung, erzielte jedoch insgesamt nur 40 
Medaillen, davon lediglich 13 goldene. Die DDR war 
also als leistungsstärker, effizienter und erfolgreicher 
gewesen als ihr westdeutscher Konkurrenzstaat – zu-
mindest bei den XX. Olympischen Sommerspielen. 

Somit kommt es im Bereich des Leistungssport zu 
einer minimalen Schwerpunktverlagerung in der 
‚asymmetrischen Parallelgeschichte‘ zwischen dem 
Erfolgsmodell Bundesrepublik und ihrem sozialisti-
schen ‚Konkurrenzstaat‘, denn hier agierte die DDR 
seit Mitte der 1950er Jahre als der Herausforderer. 
Die geplante Dissertation untersucht die sportpoliti-
schen Strukturveränderungen in der Bundesrepublik 
und der DDR in den 1960er Jahren und die damit ein-
hergehende gesellschaftliche Neubewertung des 
Sports, die unmittelbar aus diesem Leistungsgefälle 
resultierten, aus beziehungsgeschichtlicher Perspekti-
ve. Dadurch können für diesen Teilbereich der 
deutsch-deutschen Beziehungsgeschichte Aussagen 
getroffen werden, wie innerstaatliche Veränderungen 
östlich und westlich der Mauer unmittelbar durch die 
Existenz des ‚Konkurrenzstaates‘ geprägt oder sogar 
erst ausgelöst wurden. Dies gilt insbesondere hinsicht-
lich der Prägung der Bundesrepublik durch ihre ‚ver-
innerlichten Herausforderungen durch den Osten‘ 
(Niethammer), deren Aufarbeitung noch aussteht. Da-
zu soll detailliert gezeigt werden, wie sich ostdeutsche 
Feindbilder zu einflussreichen Vorbildern wandelten, 
wie ‚sozialistische‘ Lösungsansätze in der Bundesre-
publik perzipiert und teilweise in das freiheitliche 
System integriert wurden. Ebenso soll deutlich wer-
den, wie sich die DDR zu diesem Transfer positio-
nierte und dieser wiederum auf deren innerstaatliche 
Entwicklung zurückwirkte.  

Die Beziehung der beiden deutschen Staaten im Be-
reich des Sports wird anhand dreier Kategorien unter-
sucht, die auf das von Christoph Kleßmann angeregte 
Untersuchungsmuster‚ Verflechtung und Abgren-
zung‘ zurückgehen. Dieses wird durch die Kategorie 
‚Konkurrenz‘ ergänzt. Im Zentrum der Betrachtung 

stehen einzelne Akteure aus dem Bereich des organi-
sierten Sports, der Politik und der Öffentlichen Mei-
nung. Es wird jedoch unterstellt, dass sie die Einstel-
lungen der sie umgebenden Gesellschaften teilen und 
reflektieren. Daher werden jeder Kategorie For-
schungshypothesen zugeordnet, die darauf abzielen, 
einen weiteren Blick auf das Verhältnis der beiden 
deutschen Gesellschaften zueinander zu öffnen. 

Der Begriff ‚Abgrenzung‘ beschreibt die für beide 
Staaten konstitutive Ablehnung des jeweils anderen 
Systems, und hilft künstliche Parallelisierungen zu 
vermeiden. Die Kategorie ‚Verflechtung‘ bezieht sich 
auf zwei unterschiedliche Untersuchungsebenen. So 
stehen nicht nur die tatsächlichen Interaktionen der 
sportlichen Akteure und Funktionäre auf internationa-
ler und olympischer Ebene im Mittelpunkt des Er-
kenntnisinteresses, sondern auch deren mentale Ver-
flechtung durch die sie umgebende historische Kon-
stellation des Kalten Krieges, die zu einer merklichen 
Angleichung ihrer Argumentations- und Handlungs-
muster führt.  

Die Kategorie ‚Konkurrenz‘ ist sowohl dem sportli-
chen Wettkampf als auch der Systemauseinanderset-
zung im Kalten Krieg inhärent und stellt somit das 
thematische Bindeglied zwischen Sport- und Bezie-
hungsgeschichte dar. Außerdem liegt der Untersu-
chung die Hypothese zugrunde, dass die Beziehung 
zwischen beiden deutschen Staaten seit dem Beginn 
der 1960er Jahre, parallel zu den gesellschaftlichen 
Veränderungen in ihnen, an Dynamik gewinnt. Die 
DDR wurde nach ihrer heimlichen ‚Geburtsstunde‘ 
(Staritz) im August 1961 von der Bundesrepublik ver-
stärkt als Konkurrent wahrgenommen, da sie sich mit 
dem Mauerbau längerfristig etabliert hatte. Auf diese 
neuartige Konkurrenz reagierten beide deutsche Staa-
ten mit einem höheren Maß an Flexibilität. Dies gilt 
insbesondere dahingehend, dass systemfremde Me-
chanismen wie ‚kapitalistische Anreize‘ im Osten 
oder ‚Planungseuphorie‘ im Westen zumindest disku-
tierbar werden – wenn auch in der Diktatur im gerin-
geren Ausmaß als in der Demokratie.  

Die geplante Untersuchung versteht sich jedoch nicht 
nur als Beitrag zur deutsch-deutschen Beziehungsge-
schichte, sondern möchte gleichzeitig den Zugang der 
Zeitgeschichte zum Thema Sport erweitern. Dieser soll 
mit der bisher üblichen politikhistorischen Fixierung 
auf sportliche Strukturen brechen, um so den kulturel-
len Besonderheiten des Untersuchungsgegenstandes 
besser gerecht zu werden. Denn Sport ist nicht nur ein 
gesellschaftlicher Teilbereich, sondern eben auch ein 
Kulturphänomen mit eigenem Charakter, der sich im 
Kontext historischer Prozesse wandelt. Facetten dieses 
Charakters sind beispielsweise der Stellenwert der 
Leistung, seine politische Aufgeladenheit sowie Fragen 
der Vermassung und Vermarktung. 

Von daher erscheint es sinnvoll zwei Untersu-
chungsfelder abzustecken, die von der Zeitgeschichte 
des Sports bisher weitestgehend ignoriert wurden. 
Erstens den Bedeutungswandel des Sports im Kalten 
Krieg und zweitens dessen Schnittstellen zu anderen 
gesellschaftlichen Bereichen. 

Bedeutungswandel: Der Sport ist offen für Bedeu-
tungszuschreibungen von außen. Diese beschränkten 
sich jedoch in den Jahrzehnten zwischen 1950 und 
1970 nicht nur auf seine Deklarierung als Nebenschau-
platz des Kalten Krieges. Vielmehr lässt sich eine ge-
sellschaftliche Neubewertung des Sports an einer Reihe 



 52

weitaus differenzierterer Zuschreibungen ablesen, bei-
spielsweise durch eine Untersuchung der Begriffspaare 
Staat/Sport; Freizeit/Leistung; Spitzensportler/Gesell-
schaft. Besonders gewinnbringende erscheint die Ein-
beziehung dieser Untersuchungsebene, da sie es mög-
lich macht, Aussagen über längerfristige Traditionen 
des Sports in beiden deutschen Staaten zu treffen.  

Gesellschaftliche Schnittstellen: Es ist seit jeher das 
„Steckenpferd“ der Zeitgeschichte des Sports gewe-
sen, nach der gesellschaftlichen Schnittstelle zwi-
schen Sport und Politik zu fragen. Dies wurde zum 
Anlass genommen den Sport als gesellschaftlichen 
Freiraum zu erklären, um dann seine Politisierung von 
oben zu untersuchen. Dieses Bild verlangt eine Er-
gänzung. Daher sollen in der geplanten Arbeit zwei 
andere Schnittstellen zwischen Sport und Gesellschaft 
geprüft werden, nämlich die zwischen Sport und 
Wirtschaft sowie zwischen Sport und Wissenschaft. 
Dazu wird die umgekehrte Hypothese zugrunde ge-
legt, dass Sport immer Bestandteil gesamtgesell-
schaftlicher Veränderungen (Elias) und somit kein 
Freiraum per se ist. Erst darüber erklärt sich, wie der 
Sport in der DDR in den Prognostikboom der frühen 
1960er Jahre einbezogen wurde und warum der bun-
desdeutsche Sport der Planungseuphorie der späten 
1960er Jahre erlag. 

Die geplante Dissertation stellt sich in die Tradition 
der Arbeiten zur deutschen Beziehungsgeschichte, die 
seit den 1980er Jahren eng mit dem Namen Christoph 
Kleßmann verbunden ist. Dabei folgt sie insbesondere 
dem methodischen Konzept von ‚Verflechtung und 
Abgrenzung‘, das auch den beiden Bände aus den 
1990er Jahren ‚Doppelte Zeitgeschichte‘ und ‚Deutsche 
Vergangenheiten – ein gemeinsame Herausforderung‘ 
zugrunde lag. Obwohl das methodische Rüstzeug somit 
gegeben war, mangelt es nach wie vor an detaillierten 
Vergleichs- und Beziehungsstudien zwischen beiden 
deutschen Staaten. Daran änderten auch die inspirie-
renden Arbeiten von Axel Schildt/Detlef Siegfried/Karl 
Christian Lammers ‚Dynamische Zeiten. Die 60er Jah-
re in den beiden deutschen Gesellschaften‘ und Bernd 
Faulenbach ‚‚Modernisierung‘ in der Bundesrepublik 
und in der DDR während der 1960er Jahre‘ nichts, die 
beziehungsgeschichtliche und komparative Fragestel-
lungen der deutsch-deutschen Geschichte besonders für 
die 1960er Jahre aufzeigten. Die in den letzten Jahren 
boomende Forschung zu diesem Jahrzehnt verlief den-
noch weitgehend entlang der innerdeutschen Staats-
grenze und kam über verstohlene Blicke über die Mau-
er kaum hinaus. 

Erstaunlicherweise finden sich jedoch im weiteren 
Umfeld einer Zeitgeschichte des Sports gleich mehrere 
beziehungsgeschichtlich ausgerichtete Arbeiten zu den 
innerdeutschen und internationalen Sportbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und der DDR. Den 
Grundstein für deren Aufarbeitung legte der Politologe 
Ulrich Pabst bereits im Jahr 1980 mit seiner Analyse 
‚Sport – Medium der Politik? Der Neuaufbau des 
Sports in Deutschland nach dem 2. Weltkrieg und die 
innerdeutschen Sportbeziehungen bis 1961‘ ihm folgte 
im Jahr 1995 der überaus wertvolle Aufsatz Martin 
Geyers ‚Der Kampf um nationale Repräsentation. 
Deutsch-deutsche Sportbeziehungen und die „Hall-
stein-Doktrin“‘. Tatsächlich werden diese Arbeiten 
dem Phänomen des Sports als Grenzen übergreifendem 
Bindeglied und Teil des diplomatischen Anerken-
nungswettkampfs gerecht. Keine von ihnen enthält je-

doch Aussagen über den sportpolitischen Struk-
turwandel in den 1960er Jahren, der in der vorliegen-
den Arbeit als weitergehende Untersuchungsebene des 
sportlichen Wettkampfs der Systeme eingeführt wird. 
Zu den sportpolitischen Strukturveränderungen und 
dem damit einhergehenden Bedeutungswandel des 
Sports im Laufe der 1960er Jahre in beiden deutschen 
Staaten liegen bisher lediglich einige wenige Untersu-
chungen aus den Sport- und Politikwissenschaften vor. 
Diese Lücke soll nun geschlossen werden. 
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Reisekader in der DDR 

 
 
 
 
 
 
VON  
JENS NIEDERHUT 

 
Die Bedeutung von „Reisen“ und „Reisefreiheit“ ist 
für die DDR-Gesellschaft wohl kaum zu überschät-
zen. In der eingeschlossenen Gesellschaft war es ein 
häufig angestrebter, selten erreichter und von der SED 
streng kontrollierter Wunsch, in den „Westen“ – also 
in die Bundesrepublik, nach Westeuropa oder Ameri-
ka – zu reisen. Privatreisen blieben die Ausnahme; ei-
nen großen Teil der Reisen in das „nichtsozialisti-
sche“ Ausland bestritten die „Reisekader“, also die 
Dienstreisenden. Das Privileg, zu den „Reisekadern“ 
zu gehören, war hochbegehrt. Partei und Staatssicher-
heit wachten darüber, dass nur loyale Kader, die die 
DDR im Sinne der SED vertreten würden, ins Aus-
land geschickt wurden. Der Schwerpunkt dieser Dis-
sertation liegt auf den wissenschaftlichen Reiseka-
dern, allerdings nicht nur aus dem engeren Bereich 
der Universitäten und der Akademie, sondern auch 
aus den Betrieben und Ministerien.  

Im zentralen Staatsapparat findet sich zu den inter-
nationalen Beziehungen auf wissenschaftlichem Ge-
biet eine Fülle von Materialien. Gleiches gilt für die 
Akten der SED. Die Auswahlpraxis und die Stellung 
der Reisekader innerhalb der Institutionen lassen sich 
am besten an Fallbeispielen zeigen. Für die Arbeit 
waren drei solcher Mikrostudien vorgesehen: die 
Technische Universität Dresden, der VEB Kombinat 
Carl Zeiss Jena und die Medizinische Akademie Er-
furt. Neben der Analyse des Schriftgutes staatlicher 
Stellen sind vor allem Schriftwechsel und die Reise-
berichte der Kader wichtige Quellen. Um die Aus-
landsaufenthalte der Reisekader beurteilen zu können, 



 53

sind Akten westlicher Provenienz unverzichtbar. Die 
Analyse setzt Schwerpunkte auf die Reisetätigkeit in 
die Bundesrepublik und die USA. Es werden deshalb 
auch Bestände der Bundesregierung sowie staatlicher 
und nicht-staatlicher Stellen in den USA ausgewertet.  

Die Reisepolitik der DDR lässt sich in drei Phasen 
unterteilen. In den 1950er Jahren, als die Grenzen in 
Berlin noch geöffnet waren, waren Westreisen noch 
relativ einfach möglich. Noch hielt die DDR an der 
„deutschen Nation“ fest. Begegnungen zwischen Bür-
gern beider deutscher Staaten wurden gefördert. Für 
den Wissenschaftsbereich gilt aber auch, dass die 
DDR auf die enge Zusammenarbeit mit der Bundes-
republik angewiesen war, da der Austausch mit den 
übrigen westlichen Staaten aufgrund der fehlenden 
diplomatischen Anerkennung unterentwickelt war.  

In den 1960er Jahren drohte der DDR nach dem 
Mauerbau und dem Einfrieren des deutsch-deutschen 
Reiseverkehrs die internationale Isolation. Zwar erleb-
te der innerdeutsche Austausch Mitte der 1960er Jahre 
eine kurze Renaissance, aber generell verstärkte sich 
die Abgrenzung der DDR von der Bundesrepublik 
ganz erheblich. Damit gerieten auch die Beziehungen 
der Wissenschaftler untereinander stärker unter die 
Kontrolle der SED. Zu Beginn der 1970er Jahre wur-
de die Genehmigungspraxis für Westreisen dahinge-
hend geändert, dass nun nicht mehr jeder Wissen-
schaftler einen Reiseantrag stellen durfte. Dies blieb 
den „Reisekadern“ vorbehalten, die einem strengen 
Auswahlverfahren unterworfen waren. Durch diese 
Neuregelung wurde die Zahl derjenigen, die in den 
Westen reisen durften, erheblich begrenzt. Einen au-
tonomen Wissenschaftsaustausch jenseits der Kon-
trolle der SED gab es nicht mehr.  

Während sich die Zahl der Westreisenden – wenigs-
tens zunächst – verringert hatte, stiegen die Reisemög-
lichkeiten dank der zu Beginn der 1970er Jahre erfolgten 
diplomatischen Anerkennung der DDR durch die meis-
ten westlichen Staaten erheblich an. Mit zahlreichen 
Ländern konnten Kulturabkommen geschlossen werden, 
die den wissenschaftlichen Austausch regelten. Dazu 
zählten beispielsweise Italien, Großbritannien oder 
Frankreich. Selbst mit den USA wurde eine Regelung 
erzielt, hier allerdings ohne die formelle Grundlage eines 
Kulturabkommens. Dennoch ermöglichten Verträge 
zwischen der Akademie der Wissenschaften der DDR 
und der National Academy of Sciences bzw. zwischen 
dem Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen und 
dem International Research and Exchanges Board, dass 
DDR-Wissenschaftler Forschungs- und Studienaufent-
halte an amerikanischen Spitzenuniversitäten wahrneh-
men konnten, die sich zu dieser Zeit verstärkt zu Kom-
munikationszentralen der internationalen Wissenschafts-
gemeinschaft entwickelten.  

Das Auswahlverfahren für Reisekader wirft auch 
ein Schlaglicht auf die Herrschaftspraxis der SED. 
Politische Zuverlässigkeit und Sicherheitsfragen – al-
so die Frage, wie wahrscheinlich eine „Republik-
flucht“ war – standen bei der Auswahl im den Vor-
dergrund. Der Abbruch aller privaten Kontakte in den 
Westen, und sei es der postalische Geburtstagsgruß, 
wurde als Beweis der Loyalität verlangt. Berichte von 
inoffiziellen Mitarbeitern des Ministeriums für Staats-
sicherheit trugen bereits im Vorfeld zur Prüfung des 
Kandidaten bei.  

Die latente Fluchtgefahr gab dem Ministerium für 
Staatssicherheit nicht nur de facto ein Vetorecht bei 

der Bestätigung der Reisekader, die Überwachung der 
Auslandsreisenden wurde zu einer seiner wichtigen 
Aufgaben. Allerdings trifft die Legende, die Reiseka-
der seien mehrheitlich auch Mitarbeiter der Staatssi-
cherheit gewesen, so nicht zu: Selbst in volkswirt-
schaftlich bedeutenden und unter Sicherheitsaspekten 
sensiblen Institutionen schwankt der Anteil der IM an 
den Reisekadern lediglich zwischen vier und sieben 
Prozent.  

Die Aufnahme unter die Reisekader unterlag intrans-
arenten Kriterien und wurde von der SED als Herr-
schaftsmittel gebraucht. Je wichtiger die Westreisen für 
die DDR-Bevölkerung wurden, desto mehr wurde das 
„Reisekadersystem“ zum zentralen Differenzierungs-
mittel in der ansonsten weitgehend entdifferenzierten 
Gesellschaft. Die dosierte und nur wenigen gewährte 
Öffnung schuf Abhängigkeiten und Loyalitäten. Der 
„Wettlauf nach der Freikarte“ (Wolfgang Engler) stabi-
lisierte das System wenigstens eine Zeit lang.  

Obwohl die Auswahl der Westreisenden in den 1970er 
Jahren also wesentlich strikter gehandhabt wurde, und 
obwohl diese in sehr hohem Maße der politischen Kon-
trolle unterlagen, bleibt der internationale Wissen-
schaftsaustausch der DDR mit dem Westen ein wichti-
ges Untersuchungsfeld. Für die 1970er und 1980er Jahre 
lassen sich folgende Grundtendenzen belegen:  

Erstens verloren die „Sonderbeziehungen“ zwi-
schen den beiden deutschen Staaten zwar sukzessive 
an Bedeutung, aber sie gingen nicht gänzlich verloren. 
Die Abgrenzungspolitik der SED und der späte Ab-
schluss eines Kulturabkommens zwischen Bonn und 
Ost-Berlin ließen offizielle Austauschprogramme erst 
Ende der 1980er Jahre zustande kommen. Gleichzei-
tig blieb die Bundesrepublik für viele DDR-Wissen-
schaftler wichtigster Bezugspunkt.  

Zweitens war die DDR weiterhin nur schwach an 
die westliche Wissenschaft angebunden. Austausch-
programme existierten zwar mit allen wichtigen Län-
dern, aber sowohl in quantitativer wie in qualitativer 
Hinsicht blieben diese gering. Zum einen schlossen 
sich die NATO-Staaten – vor allem die USA – weit-
gehend der jeweiligen Haltung der Bundesrepublik an 
und entwickelten keine eigenständige Politik hinsicht-
lich des ostdeutschen Staates, zum anderen blockier-
ten die Sicherheitsmaßnahmen der SED eine Auswei-
tung der Westreisen.  

Drittens zeigt der Wissenschaftsaustausch auch die 
exzeptionelle Stellung der DDR im sozialistischen 
Block auf. Während zahlreiche polnische, bulgarische 
und sowjetische Wissenschaftler an amerikanischen 
Universitäten präsent waren, blieben Ostdeutsche dort 
die Ausnahme. Die DDR-Wissenschaft und ihre Ver-
treter blieben im Vergleich zu ihren ost- und ostmit-
teleuropäischen Kollegen weitgehend isoliert, was 
nicht nur die Provinzialität der DDR-Wissenschaft zu 
erklären hilft, sondern auch zur Beantwortung der 
Frage beiträgt, warum von den DDR-Universitäten so 
wenig Impulse für Reformen bzw. für den demokrati-
schen Wandel der Jahre 1989/90 ausgingen.  

Der Transfer von Technologie und Wissen war eine 
der wichtigsten Aufgaben, die den Reisekadern von 
der SED gestellt wurde – gleichrangig daneben stand 
die Anbahnung von Exportgeschäften. Dieser Wis-
senstransfer fand auf verschiedenen Ebenen statt, wo-
bei seine illegale Variante in Form von Wirtschafts-
spionage eine untergeordnete Rolle spielte. Vor allen 
Dingen in den Betrieben – weniger an Hochschulein-
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richtungen – lässt sich zeigen, dass die Reisekader ei-
nen entscheidenden Informationsvorsprung hinsicht-
lich des Entwicklungsstandes im Westen hatten und 
darum einen gewissen Einfluss auf die Produktions-
planung und die Entwicklung einzelner Produkte 
wahren konnten.  

Der Wissenstransfer von West nach Ost beschränk-
te sich allerdings nicht auf die von der SED intendier-
ten Bereiche. Das Wissen über die westlichen Gesell-
schaften im Allgemeinen war bei den Reisekadern 
wesentlich höher als bei der übrigen Bevölkerung.  

Die Bundesrepublik und die USA verbanden mit 
dem Wissenschaftsaustausch bestimmte Interessen. 
Die Bonner Regierung bemühte sich, jeden deutsch-
deutschen Kontakt zu nutzen, um gesamtdeutsche 
Gemeinsamkeiten zu betonen und die nationale Ein-
heit der Deutschen aufrechtzuerhalten. Die USA sa-
hen in jedem Forschungsaufenthalt ostdeutscher bzw. 
osteuropäischer Wissenschaftler eine Möglichkeit, je-
nen die Vorzüge einer offenen und demokratischen 
Gesellschaft vor Augen zu führen.  

Gerade die Aufenthalte in den USA wurden für vie-
le Wissenschaftler zu prägenden Ereignissen, wie sich 
an Einzelfällen verdeutlichen lässt. Da die Reisekader 
als Hochschullehrer und Abteilungsleiter durchaus als 
Multiplikatoren von Wissen gelten können, blieben 
sie in von der Außenwelt doch weitgehend isolierten 
ostdeutschen Gesellschaft einer der wenigen Kommu-
nikationskanäle in den Westen.  
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Jugendmode als Jugendkultur im Kontext 
der Entwicklung der Volksrepublik Polen 
und der DDR seit den 70er Jahren 
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Während der Pubertät werden Jugendliche mit starken 
Veränderungen sowohl körperlich-physischer als auch 
seelisch-emotionaler Art konfrontiert. Die Suche nach 
der eigenen Identität und nach der eigenen Stellung in 
der Welt verläuft oft den Vorstellungen der Erwach-
senen entgegen, da die Bedürfnisse und Vorstellungen 
der Jugendlichen nicht immer den gesellschaftlichen 
Normen entsprechen. Bei ihren Versuchen, sich von 
der Erwachsenenwelt demonstrativ abzugrenzen, wird 
das Äußere – die Kleidung, Accessoires, das Make-
up – einerseits zum Ausdrucksmittel einer individuel-

len Differenzierung und anderseits zu einer Zugehö-
rigkeit zu einer sozialen Gruppe oder Subkultur.  

Solche Individualisierungsprozesse waren in politi-
schen Systemen mit totalitärem Anspruch stets uner-
wünscht. Dies galt auch für die Volksrepublik Polen 
und die DDR. Dort sollte Identität nicht über den Weg 
einer individuell gewählten Mode entwickelt werden, 
sondern wurde vielmehr staatlicherseits vorgegeben. 
Aus Sicht der dortigen Obrigkeit hatten die Interessen 
der Jugend prinzipiell mit den Interessen des Staates 
und der Partei deckungsgleich zu sein. Die Unifor-
mierung der Jugend, in der DDR mit dem Blauhemd 
der FDJ und mit der blauen Schuluniform in der VR 
Polen, sollte die gewünschte Identität stiften.  

Diese Bemühungen kollidierten jedoch bereits in 
den Fünfzigern mit dem Drang der Jugend nach Dis-
tinktion, was zu permanenten Konflikten führte. Erst 
im Verlauf der sechziger Jahre wurde in beiden Län-
dern das Bedürfnis der Jugendlichen nach jugendge-
mäßer Mode grundsätzlich anerkannt und in der staat-
lichen Modeindustrie Schritt für Schritt berücksich-
tigt. Und so entstand eine Jugendmode, die – was das 
konkrete Angebot des Handels betraf – zwar dem 
Modegeschmack zumeist hinterher hinkte, aber den-
noch bestrebt war, dem Stil der jugendlichen Kunden 
zu entsprechen. Parallel dazu akzeptierten die Partei- 
und Staatsführungen, dass die seit 1945 angestrebte 
und in der politischen Kultur der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts wurzelnde „Uniformierung“ der Jugend 
im Alltag nicht durchsetzbar war. 1973 entschied das 
ZK der PVAP explizit, dass Schüler selbst für ein an-
gemessenes Aussehen in Kleidung und Frisur Sorge 
tragen sollten. Jetzt durften auch Mädchen beispiels-
weise in der Schule Hosen tragen. Die Uniform wurde 
abgeschafft. Diese Entscheidung stellte eine Zäsur 
dar. Denn obwohl Bekleidungsverhältnisse in Polen 
kein Stoff der politischen Debatten gewesen war und 
die Mode sich schon seit der Zeit Wladyslaw Gomul-
ka (Erster Sekretär der PVAP von 1956–1970) relativ 
frei entwickeln konnte (begrenzt wurde sie eher durch 
ökonomische Faktoren), brach die Regelung über die 
neuen Bekleidungsverhalten der Schüler letztendlich 
alle Hindernisse und Begrenzungen in der Frage der 
Jugendkleidung. Ein partei-staatliches Laisser-faire 
vermied fortan zumindest in dieser Frage Konflikte. 
Hartleibiger erwies sich demgegenüber die Partei- 
und Staatsführung in Ostberlin. In den sechziger Jah-
ren wurden Schüler, die in Jeans bekleidet zum Unter-
richt erschienen, häufig nach Hause geschickt, um ih-
re Garderobe zu wechseln. In Zeiten der politischen 
Verhärtung wurden Jugendliche, deren Haarlänge in 
den Jahren nach dem Mauerbau auf Missbilligung 
stieß, zwangsweise zum Friseur geschleppt. Selbst in 
den siebziger Jahren, als die ersten Jeans in den Ge-
schäften der DDR verkauft wurden, verweigerte 
manch übereifriger FDJ-Funktionär dem Träger einer 
Nietenhose den Zugang zur FDJ-Disko. Aber auch in 
der DDR spielte das Blauhemd im Alltag bald keine 
Rolle mehr. Lediglich bei den FDJ-Gruppensitzungen, 
bei offiziellen Veranstaltungen des Jugendverbandes 
sowie in dessen Funktionärskorps war die Uniform 
der Kampfreserve der Partei fortan noch in größerem 
Umfang zu sehen. 

Die Orientierung an der westlichen Mode war in 
Polen ungehemmt und erfolgte mit geringeren ideolo-
gischen Vorbehalten. Von einer sozialistischen Mode-
auffassung konnte hier nicht die Rede sein. Für die 
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staatlichen Institutionen, die geschmacksbildend auf 
die Bevölkerung wirken sollten, etwa das Institut der 
Industriellen Formgestaltung oder das Handelsunter-
nehmen „Moda Polska“, galten die Pariser Haute 
Couture und Prêt-à-porter als modisches Vorbild. Die 
polnischen Designer versuchten jede Saison nach Pa-
ris zu fahren und dort Impulse zu finden. Bei den in 
Polen – anders als in der DDR – in größerem Umfang 
verbliebenen privaten Modedesignern und –schnei-
dern waren westliche Mode- und Frauenzeitschriften 
höchst begehrt. Sie lieferten die Vorlagen, nicht selten 
auch die Schnittmuster für die eigene Produktion. In 
Polen existierte nur der Westen als modisches Vor-
bild. Versuche, dem entgegenzuwirken, waren kaum 
von Erfolg gekennzeichnet. Dies galt auch für die 
Diskussionen, die in den siebziger Jahren im War-
schauer Institut der Industriellen Formgestaltung über 
eine „einheimische“, „polnische“ Formgestaltung ge-
führt wurden, die die Ästhetik der polnischen Volks-
kultur in das Design integrieren und gleichzeitig den 
Austausch zwischen Designern, Industrie und Kon-
sumenten fördern sollte.  

Demgegenüber versuchte man in der DDR weitaus 
intensiver, den Einfluss der Westmode zu begrenzen 
und eine sozialistische Modeauffassung durchzuset-
zen. Die Bekleidung für die Jugendlichen besaß im 
Denken der Obrigkeit weiterhin einen hohen Stellen-
wert für die Durchsetzung der eigenen politischen 
Vorstellungen. Die Jugendmode wurde so zum In-
strument der Propaganda, weil durch „die Befriedi-
gung der modischen Bekleidungsbedürfnisse der jun-
gen Leute […] Lebensfreude, Selbstbewusstsein und 
Leistungswille vermittelt werden“ sollte. Auf diese 
Weise versuchte man das Ziel zu erreichen, „eine so-
zialistische Persönlichkeit zu entwickeln, Jugendliche 
zu einer hohen Leistungsbereitschaft für die Gesell-
schaft zu stimulieren“. 

Praktisch umgesetzt werden sollten diese Aufgaben 
vom Deutschen Modeinstitut (DMI) in Berlin mit des-
sen so genannten „Anweisungskollektionen“. Die 
modischen Leitlinien, die das Institut damit entwi-
ckelte, sollten die Lebensauffassung der sozialisti-
schen Gesellschaft widerspiegeln und gleichzeitig ei-
nerseits die materiell-technischen Möglichkeiten 
sowie andererseits die internationalen Trends berück-
sichtigen. Die Tendenzen der internationalen Mode-
welt sollten jedoch nicht unkritisch umgesetzt wer-
den; „lässige und dekadente“ Auffassungen waren in 
der DDR unerwünscht. 

Nur „gute Ideen“ sollten sich durchsetzen und wur-
den den sozialistischen Bedingungen angepasst. Denn 
trotz mancher Adaptionen westlicher Modelle wurde 
den westlichen Modemachern vorgeworfen, ein 
Modediktat anzustreben und die Jugend Westeuropas 
zum reinen Konsum heranzuziehen, um die eigenen 
Ziele der Gewinnmaximierung zu erreichen.  

Jenseits derartiger politischer Absichtserklärungen 
sah die Realität anders aus. Ab Mitte der siebziger 
Jahre war die Vorbildfunktion der durch die Westme-
dien vermittelten Jugendmode auch in der DDR-
Mode nicht mehr zu leugnen. Durch den verstärkten 
Einsatz von Modewerbung und die Arbeit der Ju-
gendmodezentren sollten junge Kunden angesprochen 
und zu vermehrtem Kauf und Konsum von DDR-
Waren angeregt werden.  

Die Archivrecherchen haben grundsätzlich die Aus-
gangsthese des Dissertationsprojekts bestätigt, dass die 

Entwicklung der Jugendbekleidung in der VR Polen 
und in der DDR bei allen Gemeinsamkeiten doch signi-
fikante Unterschiede aufwies. Es hat sich aber ebenfalls 
gezeigt, dass die Entwicklungspfade und die Gründe 
dieser Unterschiede nicht auf grundsätzliche Unter-
schiede zwischen Polen und der DDR (z. B. Mentali-
tät/kulturhistorische Tradition; Nähe/Ferne zu ideologi-
schen Postulaten; Bedeutung der Bundesrepublik für 
die DDR) allein zurückgeführt werden können, sondern 
weit mannigfaltiger sind als angenommen. Besonders 
wichtig für die Modeentwicklung war die politische 
Stellung gegenüber dem Westen: Während sich Polen 
schon seit Ende der fünfziger Jahre mit der Regierung 
Wladyslaw Gomulka und seinen Modell des „polni-
schen Weg in den Sozialismus“ immer mehr dem Wes-
ten öffnete, grenzte sich die DDR mit dem Mauerbau 
1961 westlich weiterhin ab. Dennoch bleiben auch die 
Jugendpolitik und vor allem die Struktur der Jugendor-
ganisationen nicht ohne Bedeutung. In der DDR traten 
fast alle Jugendlichen in die FDJ ein und waren ver-
pflichtet an sozialistischen Wettbewerben und Jugend-
modeclubs mituarbeiten, die auch im Bereich der Ju-
gendmode tätig waren. Dagegen besaßen die 
Jugendorganisationen in Polen eine geringere Bedeu-
tung, da mehrere Organisationen existierten, die in ih-
rer Geschichte merhfach reorganisiert wurden. Die 
Umfragen des Meinungsinstituts in Warschau zeigten, 
dass Ende der siebziger Jahre überhaupt nur 30Prozent 
der Jugendlichen in einer Vereinigung organisiert wa-
ren. Nach dem Kriegsrecht von 1981 war diese Pro-
zentzahl noch niedriger. Insgesamt war also die polni-
sche Jugend am politischen Leben kaum beteiligt.  

Weitere Unterschiede zeichnen sich in den spezi-
fisch nationalen Eigenschaften der (Jugend)Modepro-
duktion ab. In der DDR wurden sie nicht nur durch 
die geltende sozialistische Modeauffassung markiert, 
sondern ebenfalls im Stoffbereich. Auch hier solle die 
Mode sich wesentlich von der westlichen Mode unter-
scheiden. Es wurden Stoffe, wie zum Beispiel „Dede-
ron“ oder „Präsent 20“ entwickelt, die zwar auch im 
westlichen Ausland mit Erfolg in der Textilindustrie 
verwendet wurden. Diese sollten durch einen DDR-
eigenen Markennamen die Weiterentwicklung und 
den Erfolg der DDR-Chemiefaserindustrie und die 
Eigenständigkeit gegenüber Bundesdeutschland un-
terstreichen: „Dederon“ entsprach Polyamid, „Wol-
pryla“ Acrylnitril, „Grisuten“ Polyester und „Piriacid“ 
Polyvinylchlorid. Auch Polen besaß den Anspruch ei-
ne polnische Mode zu entwickeln, die in der traditio-
nellen Volkskultur, die mit der Nationalkultur identi-
fiziert wurde, ihren Ursprunge hatte. Das Misslingen 
dieser Projekte zeigt deutlich, dass eine polnisch-
nationale bzw. sozialistische Mode nicht existierte, 
weil die Bevölkerung dies nicht wünschte. Die Dis-
sertation weist nach, dass sowohl in Polen, als auch in 
der DDR Mode ausschließlich vom Geschmack der 
Jugend bestimmt wurde und dann, selbst wenn, wie in 
der DDR Fall, mit großer Verspätung, kommerziali-
siert wurde. Diese These wird im Fall Polens eindeu-
tig dadurch bestätig, dass das größte Erfolg unter den 
Jugendlichen die Kollektionen vom Jugendmodezent-
rum „Junior“ in Warschau waren, besonders jene, die 
von der Modedesignerin Barbara Hoff entworfen 
wurden, die sehr stark der westlichen Mode folgte. 
Der Fall der Hoff-Mode stellt allerdings ein besonde-
res polnisches Mahnmal dar, auch in Hinblick auf die 
Westmodeentwicklung: Während in den Weltmode-
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zentren Mode von Designer in kleiner Menge entwor-
fen werden, schuf Barbara Hoff eine Massenmode, 
die zur Kleidungsmarke wurde.  

Um das Bild der Jugendmode quantitativ nur einiger-
maßen vollständig zu erfassen,– auf materiell-ökooischer 
wie soziokultureller Basis – sind die ganz unterschiedli-
chen Bezugsquellen der Jugendlichen für Mode hervor-
zuheben. Sie waren in der DDR, und in der Volksrepu-
blik Polen sehr ausgedehnt und vielschichtig. Neben den 
Jugendmodezentren gab es in Polen z .B. auch private 
Boutiquen, die nach Burda-Schnittmustern selbst ange-
fertigte Kleidungsstücke verkauften. Ebenso wichtig für 
die Jugendlichen waren Schwarzmärkte, in der DDR 
insbesondere die Westpakete (letzteres galt weniger für 
Polen) sowie An- und Verkaufsstellen und schließlich 
auch die eigene Produktion zu Hause. Für die Untersu-
chung von Bedeutung ist der 1972 eingeführte visafreie 
Grenzverkehr zwischen der DDR und der VR Polen (der 
indes in den frühen achtziger Jahren wegen der Verhän-
gung des Kriegsrechtsbereits wieder aufgehoben wurde). 
Die Dissertation wird also einerseits aufzeigen, wo die 
Jugendlichen die Inspiration für ihr Bekleidungsverhal-
ten suchten und wie sie das Angebot des Staates beurteil-
ten. Zudem werden die Tendenzen im Modedesign vor-
gestellt und die Leitkollektionen analysiert, die aber 
allerdings nur oft ein Entwurf blieben. 

Für die Arbeit wurden folgende Objektsammlungen 
aufgesucht:: Stiftung Stadtmuseum Berlin, Modeabtei-
lung/Modearchiv, Dokumentationszentrum für die All-
tagskultur (Eisenhüttenstadt), Kleidersammlung des 
Museums der Europäischen Kulturen (Berlin), Kleider-
sammlung des Deutschen Historischen Museums (Ber-
lin), Kleidersammlung des Nationalmuseums War-
schau (Zentrum für moderne Formgestaltung). Weitere 
wichtige Quellen stellen audiovisuelle Materialien dar, 
die in folgenden Archiven zu finden sind: Filmabtei-
lung des Bundesarchivs (Berlin), Deutsches Rundfunk-
archiv (DDR-Bestände, Potsdam), Archiv RBB (Hör-
funkarchiv, Berlin), Bildarchiv des Deutschen Histori-
schen Museums (Berlin), Archiv für Audiodokumen-
tation und Filmarchiv in Warschau. Ausgewertet wor-
den sind Dokumente aus folgenden Institutionen: 
Bundesarchiv (Abt. DDR, Berlin), Stiftung Archiv der 
Parteien und Massenorganisation der DDR im Bundes-
archiv (SAPMO in Berlin), Landesarchiv (Berlin), Ar-
chiv der Jugendkulturen (Berlin), Robert-Havemann-
Archiv (Berlin), Institut der Industriellen Formgestal-
tung (Warschau), Archiv der Stadt Warschau (Abt. 
Grodzisk Mazowiecki und Otwock), Staatsarchiv in 
Stettin, Archiv der Neuen Akten (Warschau), Kabinett 
der Manuskripte sowie Kabinett zur Dokumentation 
des Soziallebens der Universitätsbibliothek in War-
schau, Staatsarchiv in Krakau, Staatsarchiv in Lodz. 
Weitere wichtige Quellen sind Zeitungen und (Mo-
de-)Zeitschriften sowie Interviews mit Zeitzeugen. 
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rin tätig. 2001 und 2002 Stipendiatin der Ruhr-
Universität Bochum in Spanien; 2001–03 Teilnehme-
rin des „Ost-West-Promotionskollegs“ der RUB. 

Die Architektur der MfS-Untersuchungs-
haftanstalten. Bauforschung in Berlin-
Hohenschönhausen, Dresden, Magdeburg, 
Potsdam und Rostock 

 
 
 
 
 
 
VON  
GUDRUN SCHAARE 

 
Gemäß der UN-Menschenrechtskonvention gilt für al-
le einer Straftat verdächtigten Personen bis zur Verur-
teilung durch ein ordentliches Gericht die Unschulds-
vermutung. Wird aufgrund der Schwere einer Straftat 
eine Freiheitsstrafe ohne Bewährung verhängt, so 
wird der Täter in der Regel erst nach dem Urteils-
spruch inhaftiert. Ein Beschuldigter kann bereits vor 
der Verhängung eines Urteils auf Anordnung eines 
Richters in Untersuchungshaft genommen werden, 
wenn von ihm eine kriminelle Gefahr ausgeht, er mit 
hoher Wahrscheinlichkeit für eine Tat verantwortlich 
ist, die mit Freiheitsstrafe geahndet wird sowie insbe-
sondere die Gefahr der Flucht, Verdunklung oder 
neuerlicher Straftaten besteht. Die Untersuchungshaft 
dient allein Sicherungszwecken, keineswegs der Stra-
fe und darf nicht für geringfügige Vergehen verhängt 
werden. Die hier genannten Kriterien für die Verhän-
gung von Untersuchungshaft sind in allen Rechtsstaa-
ten weitgehend gültig und fanden sich auch in der 
Strafprozessordnung der DDR der siebziger und acht-
ziger Jahre im Grundsatz wieder. Die Rechtsrealität 
der SED-Diktatur sah indes anders aus. Dies gilt ins-
besondere für die Untersuchungshaft, die das Ministe-
rium für Staatssicherheit im Rahmen seiner Ermitt-
lungen verhängen konnte und für die das „Schild und 
Schwert der Partei“, über eigene Haftanstalten verfüg-
te. Die Untersuchungshaft hatte für die Staatssicher-
heit einen erweiterten funktionalen Charakter. Sie 
sollte – so Johannes Beleites in einer ersten umfas-
senderen Studie zu diesem Thema – eine Situation der 
Desorientierung (durch Art und Weise der Festnahme, 
Einlieferung- und Aufnahmepraxis, Unterbringung 
und Tagesablauf), der vollständigen Isolierung (durch 
Reglementierung von Briefverkehr, Besuchen und 
Freigang), permanenten Überwachung (durch Zellen-
überwachung und -durchsuchung, Kontrolle durch 
Spitzel und „Wanzen“) und vollkommene Ohnmacht 
gegenüber dem Vernehmer (durch Verweigerung der 
medizinischen Betreuung, Verhängung von Diszipli-
nar- und Sicherungsmaßnahmen) erzeugen, um so den 
Widerstand bei den Verhören zu brechen. Mittlerwei-
le hat Rita Sélitrenny in einer umfassenden Arbeit die 
geheimdienstlichen Ermittlungsmethoden in den MfS-
Untersuchungshaftanstalten dargestellt. 

Doch wie „materialisieren“ sich diese Absichten und 
Methoden des Ministeriums für Staatssicherheit in der 
Architektur und der damit verbundenen Funktionswei-
se dieser Haftanstalten? Dieser Frage soll mit den Me-
thoden der Bauforschung nachgegangen werden. Die 
Bauforschung versteht das Bauwerk selbst als Quelle 
seiner Geschichte; ihre Methoden dafür sind die Bau-
aufnahme, das Vermessen und Zeichnen zunächst mög-
licherweise unbedeutend erscheinender Einzelheiten, 



 57

und die Baubeschreibung auf der Grundlage genauer 
Beobachtung. Die baugeschichtliche Analyse der MfS-
Untersuchungshaftanstalten trägt dazu bei, den Haftbe-
trieb, die Haftbedingungen sowie insbesondere die in 
der U-Haft vorgenommenen strafrechtlichen Ermitt-
lungen empirisch zu untersetzen. Gleichzeitig werden 
im Rahmen der Untersuchung im Wortsinne diesbe-
zügliche bauliche „Spuren“ dokumentiert und damit 
gesichert, die durch bauliche Veränderungen vor und 
nach 1989 verfremdet wurden. Die analytischen Me-
thoden der Bauforschung, die bei diesem Projekt zum 
Einsatz kommen, bestehen vor allem in der eingehen-
den, eingriffsfreien Baubeobachtung, deren Ergebnisse 
in einem objektspezifischen Phänomenkatalog fest-
gehalten werden. Dies sind Beobachtungen zur Ge-
samtanlage hinsichtlich Größe, Anordnung und Funkti-
onsprogramm, vor allem aber zum Zellen- und Ver-
nehmertrakt hinsichtlich Typologie und Baugeschichte. 
Zudem werden schriftlich oder grafisch überlieferte 
Planungen auf deren tatsächliche Ausführung hin ge-
prüft (was keineswegs immer der Fall war) bzw. um 
Veränderungen hinsichtlich Bau- und Nutzungsge-
schichte zu dokumentieren und einordnen zu können. 
Dies kann über Streiflichtuntersuchungen und Klopf-
proben, in besonderen Ausnahmefällen auch anhand 
von bauarchäologischen Sondagen erfolgen. Des Wei-
teren werden zur Dokumentation von besonders wich-
tigen Räumen, Baudetails und ggf. Funktionsabschnit-
ten Aufmaße in den jeweils erforderlichen Genauig-
keitsstufen sowie eine Fotodokumentation erstellt. 
Schließlich werden im Rahmen der Untersuchung auch 
„Zeitzeugeninterviews“ geführt. 

Die SED-Diktatur bzw. das MfS brauchte das Ge-
fängnis als solches nicht neu zu erfinden. Dies zeigt 
sich anhand der untersuchten Altanlagen, die bereits 
vor 1950 und damit vor Gründung des MfS als Haft-
anstalten dienten (Magdeburg, Potsdam), aber auch 
bei den Neubauprojekten (Dresden, Rostock, Berlin-
Hohenschönhausen). Grundsätzlich gilt, dass die Zel-
lenbauten der MfS-Untersuchungshaftanstalten sich 
vielfach historischer Motive bedienten, die vor allem 
aus dem 19. Jahrhundert stammen und bestimmten 
Funktionalitätskriterien unterliegen.  

Für alle in der Arbeit berücksichtigten U-Haftan-
stalten gilt, dass das Ihnen zur Verfügung stehende 
Terrain, deren Baulichkeiten sowie das dort installier-
te Funktionsprogramm von deren jeweiligen spezifi-
schen Aufgabenstellung bzw. Platz in der Hierarchie 
des MfS abhängig war. Alle U-Haftanstalten waren 
„wachsende Anlagen“, d. h. sie wurden über die Jahr-
zehnte ständig erweitert und ausgebaut. Die Altanla-
gen (Magdeburg, Potsdam) wurden im Laufe der Zeit 
zu unübersichtlichen Labyrinthen verschachtelt, um 
spezifische Anforderungen der MfS-Untersuchungs-
haft wie die zunehmende Trennung von Arbeits- und 
Bewegungsbereichen, die sich offenbar erst schritt-
weise herausbildeten, auf kleinem Gelände durchzu-
setzen. Aber auch die Neuanlagen expandierten und 
veränderten sich kontinuierlich. Dies trifft vor allem 
für Berlin-Hohenschönhausen zu, wo sich der Ein-
druck verstärkt, dass hier bewährte Erfahrungen aus 
dem laufenden Haftbetrieb und dem Neuererwesen 
anderer MfS-Haftorte nachgeführt, bzw. hier entwi-
ckelt wurden. So zeigt anhand der Baugeschichte, 
dass die Repressionsinstanzen der SED-Diktatur auch 
in den siebziger und achtziger Jahren kontinuierlich 
ausgebaut und weiter entwickelt wurden, als die Par-

tei- und Staatsführung der DDR bemüht war, die in-
ternationale Anerkennung (und Kreditfähigkeit) nicht 
durch allzu sichtbare Repressionen zu gefährden. 

Der erste Neubau ist die Anlage in Dresden, der Mit-
te der fünfziger Jahren als Bestandteil der Bezirksver-
waltung für Staatssicherheit (BVfS) errichtet wurde. 
Ende der fünfziger Jahre folgte die Anlage in Rostock – 
der einzige Fall, bei dem alle Gebäude auf dem Gelän-
de als Neubauten der BVfS entstehen. Das MfS über-
nahm 1951 das zentrale sowjetische Untersuchungsge-
fängnis in Berlin-Hohenschönhausen als zentrale U-
Haftanstalt. Hier wurde zunächst ein von den Sowjets 
umgebautes Fabrikgebäude als Gefängnis genutzt, das 
Anfang der sechziger Jahre um den Neubau eines Zel-
len- und Vernehmertraktes ergänzt wurde.  

Für alle Anlagen lässt sich eine zunehmend ge-
schlossene Grundrissfigur aus Vernehmertrakt, Zel-
lentrakt und Freigang nachweisen, die sich um einen 
zentralen Hof gliedert. Der Zellentrakt liegt dabei 
immer in größtmöglicher Entfernung zur Straße bzw. 
zur Außengrenze der Haftanstalt. Im unmittelbaren 
Anschluss daran bzw. in direkter Nähe befindet sich 
der Freigang. Der Entwicklungsprozess geht von der 
dreiseitigen Anlage in Dresden zur vierseitigen in 
Rostock und Berlin. Die hier nachweisbaren ur-
sprünglichen Planungen zu einem geschlossenen 
Kreislaufmodell werden jedoch nie ausgeführt – aus-
schlaggebend dafür dürften Sicherheitsbedenken so-
wie die Bedeutung der MfS-internen Aufgabenteilung 
gewesen sein. 

Die Zellentrakte weisen generell eine Nord-Süd-
Orientierung auf – was stets eine besser und eine 
schlechter belichtete Gebäudeseite zur Folge hatte. 
Das deutet auf eine bewusst angelegte Unterschied-
lichkeit der Zellen hin, die sich auch in weiteren De-
tails bemerkbar macht.  

Bei der Erschließung im Zellentrakt handelt es sich 
immer um zweihüftige Anlagen – von einem Flur ge-
hen beidseitig Räume ab. In Dresden und Rostock 
sind aufgeweitete Flurzonen zu konstatieren, bei de-
nen Kontrollstege entlang der Zellen einen innen lie-
genden Luftraum umschließen. Dies ermöglicht hori-
zontal wie vertikal einen guten Überblick über Ge-
schosse und Hafträume. Bemerkenswert ist die Rück-
nahme dieser aus dem Gefängnisbau des 19. Jhd. 
tradierten Transparenz beim Neubau in Berlin-Hohen-
schönhausen – die Flure schrumpfen auf ein Drittel 
der Breite, der Blick wird enger, der Luftraum entfällt 
und mit ihm die vertikale Übersicht.  

Hinsichtlich der Zellentypologie hat es sich mitt-
lerweile bestätigt, dass die Doppelzelle die Standard-
form bei den Verwahrräumen bildete. Einzelhaft war 
eine Frage der Belegungspolitik und in der Regel bau-
lich nicht vorgesehen. (Ausnahme: Berlin). Die Ge-
meinschaftszelle mit 3 oder 4 Häftlingen ist nicht blo-
ßes Relikt von Altbausubstanz, das zur Unterbringung 
der privilegierten „Funktionshäftlinge“ diente, son-
dern auch als Zellentyp der MfS-U-Haft programma-
tisch. Die Ausstattung von Zellen und Kontrollgängen 
war weitgehend standardisiert. 

Im Rahmen der weiteren Untersuchung wird ein 
wesentlicher Fokus auf der Rekonstruktion und Do-
kumentation der baulichen bzw. technischen Maß-
nahmen liegen, die der Überwachung, der Bespitze-
lung, der Isolation sowie der Verunsicherung der 
Häftlinge dienten. Dies betrifft im Besonderen die 
bautechnischen Befunde zur Installation von Abhör-
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anlagen in den Vernehmerbüros, aber auch in den Zel-
len. Gerade letzteres ist ein Faktum, das zwar auf-
grund von Informationen, die Vernehmer zu bestimm-
ten Zeitpunkten eigentlich nicht haben konnten, zu 
vermuten war. Trotz mehrerer nachrichten- und bau-
technischer Gutachten konnte die tatsächliche Aus-
führung von Zellenverwanzung aber bisher nicht auf-
gefunden werden, was nun gelungen ist.  

Von Interesse sind weiterhin bauliche Maßnahmen, 
mit denen die Untersuchungshäftlinge isoliert bzw. 
der Kontakt zwischen Untersuchungshäftlingen ver-
hindert werden sollte, sowie Vorkehrungen, um den 
Suizid von Häftlingen zu verhindern. Weiterhin wer-
den die Haftbedingungen durch die Beschreibung et-
wa des baulichen Zustandes der Zellenfenster, der Be-
lüftung und Beleuchtung, der Sanitäranlagen, auf 
völlig neue Art und Wese konkretisiert. Zudem gibt es 
Befunde für bauliche Vorbereitungen für den Aus-
nahme- bzw. Verteidigungszustand, bei dem mit 
großmaßstäblichen Inhaftierungen zu rechnen war. 
Schließlich wird in der Arbeit den zum Teil hartnä-
ckigen Gerüchten über geheime unterirdische Gänge 
nachgegangen, über die Häftlinge von einem Gebäude 
zum anderen gebracht worden sein sollen, bzw. MfS-
Mitarbeiter externen Geländezutritt bzw. Fluchtmög-
lichkeiten hatten. Was das Rostocker Beispiel betrifft, 
konnte die Existenz eines solchen Ganges nicht nach-
gewiesen werden.  
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Die Sozialdemokratie zwischen friedlicher 
Revolution und deutscher Einheit 
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Schwante, 7. Oktober 1989: Mutig und voller Selbstver-
trauen gründen DDR-Bürgerrechtler am 40. Jahrestag 
der DDR die SDP, die Sozialdemokratische Partei in der 
DDR. Die SPD-Führung in Bonn wird davon völlig ü-
berrascht. In der Dissertation soll nachvollzogen werden, 
wie die beiden sozialdemokratischen Parteien in den 
Monaten vor, während und nach der friedlichen Revolu-
tion in der DDR agiert haben, wie die Entscheidungspro-
zesse verliefen. Die intern wie öffentlich geführten De-
batten hinsichtlich der staatlichen Vereinigung sowie der 
parteilichen Vereinigung von SPD und Ost-SPD werden 
dargestellt und analysiert. 

Der Arbeit werden im Wesentlichen vier Quellen-
gattungen zugrunde gelegt: Zum einen basiert die Ar-

beit auf zugänglichem Material. Die Berichterstattung 
in Zeitungen, Zeitschriften und Pressediensten wird 
herangezogen, um den Ablauf der Diskussionen nach-
vollziehbar zu schildern. Im „revolutionären“ Herbst 
und den folgenden Monaten veraltete das Wort oft-
mals im Munde, um den damaligen SPD-Vorsitzen-
den Hans-Jochen Vogel zu zitieren. Immer wieder 
fegte die rasante politische Entwicklung über die Ak-
teure hinweg. Äußerungen sind daher stets unter dem 
Aspekt ihrer zeitlichen Entstehung zu betrachten. Un-
ter die Kategorie veröffentlichten Materials fallen fer-
ner Sekundärliteratur sowie die zu Papier gebrachten 
Schilderungen politischen Akteure.  

Deren Darstellungen sind kritisch zu würdigen wie 
dies die „oral history“ erfordert, die den dritten Pfeiler 
der Arbeit ausmacht. Bereits etliche Zeitzeugen konn-
ten befragt werden, so etwa Hans-Jochen Vogel, die 
früheren stellvertretenden SDP-Vorsitzenden Angeli-
ka Barbe und Karl-August Kamilli oder der Berliner 
SPD-Politiker Ehrhart Körting.  

In Bezug auf unveröffentlichte Quellen konnte der 
Autor im Archiv der sozialen Demokratie (AdsD) der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn Deposita einiger 
SPD-Politiker einsehen. Dies betraf die Unterlagen 
u. a. von Egon Bahr, Horst Ehmke, Norbert Gansel, 
Stephan Hilsberg und Hans-Jochen Vogel. Ferner war 
es möglich, die entsprechenden Bestände der SPD-
Bundestagsfraktion sowie der SPD-Fraktion in der 
Volkskammer der DDR einzusehen. Das Gespräch 
mit Akteuren, genannt seien hier Norbert Gansel oder 
der Deutschlandpolitiker und frühere Vorstandschef 
der Lufthansa, Heinz Ruhnau, ermöglichte die Arbeit 
mit Unterlagen aus privaten Archiven. Im Archiv der 
Robert-Havemann-Gesellschaft, Berlin, war es mög-
lich, u. a. mit dem Bestand zur SDP/SPD zu arbeiten. 
Dokumente und Unterlagen von SPD wie SDP wur-
den ferner aus dem Archiv des SPD-Parteivorstandes, 
Berlin, herangezogen. In der Stiftung Archiv der Par-
teien und Massenorganisationen (SAPMO) der DDR, 
dem Bundesarchiv angegliedert, konnten Bestände 
gesichtet werden, die den Dialog zwischen SPD und 
SED betreffen. Schließlich wurden Archivbestände 
der Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staats-
sicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) hin-
zugezogen, um einen Einblick in die Versuche des 
MfS zu erhalten, die Gründung und die ersten Schritte 
der SDP zu kontrollieren.  

Noch wichtiger als die Archivstudien erwies sich 
jedoch die Arbeit mit Interviews. Dazu wurden rund 
50 Akteure der Jahre 1989/90 aus Ost und West be-
fragt. Im Mittelpunkt standen – wie sollte es anders 
sein? – Sozialdemokraten, unter ihnen Egon Bahr, Er-
hard Eppler, Stephan Hilsberg, Markus Meckel, Man-
fred Stolpe, Wolfgang Thierse und Hans-Jochen Vo-
gel. Doch auch Norbert Blüm (CDU) oder Hans 
Modrow (damals SED-PDS) standen für Interviews 
zur Verfügung. Aus diesen Gesprächen ergeben sich 
völlig neue Perspektiven auf die sozialdemokratische 
Vereinigungspolitik. 

Warum macht es Sinn, sich mit der sozialdemokra-
tischen Deutschlandpolitik in den Jahren 1989/90 aus-
einander zu setzen? Als die Revolution in der DDR 
im Herbst 1989 ausbrach, saß die SPD in der Bundes-
republik bereits sieben Jahre lang in der Opposition 
(und sollte dort weitere neun Jahre verharren). Die 
konservativ-liberale Regierung Kohl/Genscher ergriff 
das Heft des Handelns, während die Sozialdemokratie 
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allenfalls reagieren konnte. Schon bald stellte sich 
heraus, dass auf die Sozialdemokratie gleich mehrere 
Aufgaben zukamen. Die SPD im Westen nahm die 
Rolle der größten Oppositionspartei wahr. Ab Mai 
1990 aber besaß sie im Bundesrat die Mehrheit und 
somit ein Mitgestaltungsrecht. Die Ost-SPD opponier-
te gegen die SED/SED-PDS und die mit ihr verbun-
denen Blockparteien. Nach der Volkskammerwahl im 
März wurde die SPD in Ost-Berlin Regierungspartei, 
um in der letzten Phase des Vereinigungsprozesses 
sich wieder in die – erstmals parlamentarische – Op-
position zu begeben. 

Nach der Gründung der SDP befand sich die SPD in 
einer völlig neuen Situation. Wie sollte man auf die 
Gründung reagieren? Und was bedeutete dies für den 
Dialog mit der SED? Mancher Sozialdemokrat, der in 
den eingefahrenen Bahnen des Dialoges mit Ost-
Berlin dachte, sah seine Position infrage gestellt – und 
distanzierte sich von der SDP. Dies galt um so mehr, 
als die Parteigründer in den Monaten zuvor nicht öf-
fentlich wirksam geworden waren. Handelte es sich 
bei jener Gruppe nicht um einen chaotischen Haufen, 
angeführt von einigen bärtigen, intellektuellen Pfar-
rern? Andere in der SPD ergriffen die Gegenposition, 
begrüßten die SDP-Gründung und suchten die Zu-
sammenarbeit. 

Mit privater Hilfe in Form von Kopierern, Neun-
Nadel-Druckern und harter D-Mark begann die Unter-
stützung der SDP durch zunächst einzelne westdeut-
sche Sozialdemokraten bzw. Ortsverbände. Die orga-
nisierte Hilfe des Parteivorstandes der SPD kam erst 
langsam ins Rollen. Als in hohem Maße unterschied-
lich erwies sich die Hilfe aus Landesverbänden und 
Bezirken der SPD. Während die – eher konservativ 
geprägte – nordrhein-westfälische SPD sehr früh 
Kontakte knüpfte und Hilfe gewährte, tat sich etwa 
der saarländische Landesverband schwer.  

Die Nervosität im Umgang mit den politischen Ent-
wicklungen in der DDR war groß. Zum einen war die 
bisherige Deutschlandpolitik längst infrage gestellt. 
Zum anderen hatte die Bundesregierung das „Prä“. Von 
dieser wiederum wünschte sich die SPD zu distanzie-
ren, befand man sich doch auf der Zielgerade zur Bun-
destagswahl 1990. Diese Wahl, die parteiübergreifend 
noch bis in den Sommer 1990 als eine rein westdeut-
sche Wahl erwartet wurde, stand ganz im Zeichen der 
deutsch-deutschen Entwicklung. Die Führung der SPD 
aber plante jenen Wahlkampf so als gäbe es im Westen 
nichts Neues und sei der Osten nicht existent. Der öko-
logische Umbau der Industriegesellschaft, die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau oder der Protest ge-
gen Tiefflüge stellten für den Kanzlerkandidaten Oskar 
Lafontaine wesentliche Themen dar. Das „D“-Wort 
fand kaum Erwähnung. Mit Lafontaine führte ein euro-
päisch geprägter, in post-nationalen Kategorien den-
kender Saarländer die SPD in das Jahr 1990. Die Kon-
flikte mit dem Ehrenvorsitzenden Willy Brandt, der 
einen zweiten politischen Frühling erlebte und sich vor 
nationalem Pathos nicht scheute, waren offenkundig. 
Hans-Jochen Vogel musste die undankbare Rolle des 
Mittlers und Moderators übernehmen. Schließlich per-
sonifizierten Brandt und Lafontaine zwei Flügel in der 
SPD. Dabei standen die jungen und „linken“ Sozialde-
mokraten mehrheitlich, doch keineswegs komplett, auf 
Lafontaines Seite. 

Die zögerliche Haltung hinsichtlich einer raschen 
Einführung der D-Mark in der DDR hatte die Sozial-

demokratie bereits den erwarteten Sieg bei der Volks-
kammerwahl gekostet. Diese Schlappe wurde von La-
fontaine als Niederlage Brandts interpretiert, der 
neben Kohl wie kein anderer westdeutscher Politiker 
im DDR-Wahlkampf aufgetreten war. Lafontaine 
wiederum hatte kurz zuvor seine absolute Mehrheit 
bei der Landtagswahl im Saarland ausgebaut. Gerhard 
Schröder führte im Mai 1990 einen Machtwechsel in 
Niedersachsen herbei – und sah in seiner wie Lafon-
taines deutschlandpolitischen Skepsis die Grundlage 
des Erfolges.  

Gleichwohl war es der Führung der SPD in Bonn 
gelungen, die Ost-SPD zum Eintritt in eine Große 
Koalition zu bewegen. Dies war ein Verdienst von 
Brandt wie Vogel. In einer historischen Stunde könne 
man sich der Verantwortung nicht verweigern, argu-
mentierten sie. Die Ost-SPD in der Regierung, die er-
kennbar frustrierte West-SPD in der Opposition, wenn 
auch mit Mehrheit im Bundesrat – diese Vorzeichen 
bescherten der Sozialdemokratie einen komplizierten 
Wahlkampf. Noch wenige Monate zuvor schien das 
Ende der Regierung Kohl eingeläutet. Nun aber 
kämpften beide sozialdemokratischen Parteien vor al-
lem mit sich selbst. Befürworter und Gegner der Be-
teiligung an einer Großen Koalition in der DDR strit-
ten sich heftig – in Ost-Berlin wie in Bonn. 

Es folgte eine Debatte um die Haltung zur Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion (WWU), die 
von der Ost-SPD klar befürwortet wurde. Die wirt-
schaftlichen Probleme realistisch im Blick, ließ La-
fontaine deren emotionale Komponente außer Acht. 
Lafontaine entschied sich gegen großen Widerstand 
zu einem Spagat, der nicht gelingen konnte. Er wollte 
die SPD-Fraktion darauf festlegen, die WWU im 
Bundestag abzulehnen. Im Bundesrat hingegen sollte 
der erste Staatsvertrag mit den Stimmen des SPD-
regierten Hamburgs (neben denen der unionsgeführ-
ten Länder), aber gegen die Voten der übrigen „A-
Länder“ angenommen werden. Vogel und die Mehr-
heit in Fraktion und Vorstand durchkreuzten diesen 
Kurs. Ein geschwächter Kanzlerkandidat, der sich nun 
weiter vergaloppierte, blieb zurück.  

Nur widerwillig ließ sich die SPD auf den Beitritt 
der DDR nach Artikel 23 des Grundgesetzes ein. In 
diesem Punkt waren sich Lafontaine und Vogel, an-
fangs auch Brandt, einig: Sie wünschten den Weg ü-
ber Artikel 146 GG und plädierten für eine Volksab-
stimmung über eine neue Verfassung. Als ein solcher 
Ruf Richtung Basisdemokratie, genauer nach einer 
Mitgliederbefragung in der SPD in Bezug auf die Fu-
sion beider Parteien laut wurde, wurde der brüsk zu-
rück gewiesen. Was die SPD also auf staatlicher Ebe-
ne (erfolglos) verlangte, wünschte sie in ihrer eigenen 
Partei nicht auf die Beine zu stellen. Um westdeutsche 
„Besitzstände“ und den Proporz nach Geschlecht, 
Flügel und Region nicht zu verletzen, wurden Präsi-
dium und Vorstand der gesamtdeutschen Sozialdemo-
kratie schlicht um einige Vertreter der Ost-SPD, etwa 
Parteivize Wolfgang Thierse, erweitert. Von einem 
euphorischen Start war die gesamtdeutsche Sozialde-
mokratie weit entfernt. 
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Geteilte Ansichten. Erinnerungs-
landschaft deutsch-deutsche Grenze  

 
 
 
 
 
 
VON  
MAREN ULLRICH 

 
Die deutsch-deutsche Grenze verlief als Folge des 
Zweiten Weltkrieges auf einer Länge von knapp 
1 400 Kilometern „mitten durch Deutschland“; seit 
1952 wurde sie im Auftrag der SED-Führung befes-
tigt und für die Bürger und Bürgerinnen der DDR zu-
nehmend undurchlässiger. Bis 1989 teilte die „Staats-
grenze West“ – ähnlich wie der „antifaschistische 
Schutzwall“ – nicht nur die beiden deutschen Teil-
staaten, sondern gleichermaßen die westliche von der 
östlichen Welt. Während sich die Berliner Mauer 
längst als Erinnerungsikone der deutschen Teilung e-
tabliert hat, ist die Frage, wie sich Erinnerung an der 
deutsch-deutschen Grenze zu materialisieren vermag, 
ob und wenn ja, welche materiellen Zeugnisse dabei 
eine Rolle spielen, bislang kaum beachtet oder gar 
diskutiert worden. Die im Januar 2006 abgeschlossene 
Dissertation schließt diese Lücke, indem sie das Ge-
lände zwischen Ostsee und Tschechischer Republik 
als gegenwärtige Erinnerungslandschaft untersucht. 
Sie fragt unter kunst- und kulturwissenschaftlicher 
Perspektive nach den Spuren des Vergangenen im e-
hemaligen Grenzraum. In Anlehnung an Michel du 
Certeau u. a. Theoretikern wird Raum nicht als abs-
traktes Gebilde aufgefasst, sondern entsteht dort, wo 
Menschen handeln oder gehandelt haben. 
Auf mehreren Reisen entlang des historischen Grenz-
verlaufs wurde ein Befund von knapp 300 Orten und 
Baulichkeiten erhoben und fotografisch festgehalten. 
Allein die Anzahl der berücksichtigten Gegenstände, 
gleichsam die Quellen der Untersuchung, setzt der 
populären Rede von der gänzlich verschwundenen, 
von Gras überwachsenen Grenze die Existenz einer 
spezifisch deutsch-deutschen Erinnerungslandschaft 
entgegen. In ihr stehen die Denkmäler aus der Zeit 
vor 1989 neben den Denkmälern aus der Zeit nach 
1989. Gemeinsam sind sie Ausdruck kultureller Pra-
xis und bilden einen Status Quo ab, der noch im 
Wandel begriffen ist. In Zukunft werden neue Spuren 
und Erinnerungsorte entstehen, andere werden verän-
dert oder gar ganz verschwunden sein. 
Obwohl die Dissertation den Charakter eines Hand-
buches hat, ist sie aufgrund des angedeuteten prozes-
sualen Charakters materieller Erinnerung nicht um 
Vollständigkeit bemüht, vielmehr werden die Strate-
gien der visuellen Erinnerung anhand von repräsenta-
tiven Einzelanalysen aufgezeigt. Ihr Anspruch ist es, 

einen profunden, weniger an der Theorie als am Mate-
rial orientierten Einblick in die Funktionsweisen kol-
lektiver Erinnerungsprozesse zu geben. 
Fasst man den Gegenstand der Forschung genauer, 
besteht der untersuchte Erinnerungsraum zum einen 
aus den materiellen Überresten der Grenzbefestigung, 
die nach 1989 stehengelassen, unter Schutz gestellt 
und/oder musealisiert wurden, zum anderen aus den 
materiellen Überresten der westlichen Grenzbeobach-
tung, die bis heute weitestgehend vernachlässigt  bzw. 
ignoriert werden. Er beinhaltet des weiteren eine 
Vielzahl von Denkmälern, Skulpturen, Installationen 
und Landschaftskunstwerken, aber auch das kulturelle 
Phänomen der Kreuzwege, die durch die Grenzzie-
hung unterbrochen und nach 1989 wieder zusammen-
gefügt worden sind.  
Die Deutung dieses Netzwerkes wird auf der Basis 
eines Modells vorgenommen, das Detlef Hoffmann 
unter dem Begriff „Gedächtnis der Dinge“ in die Dis-
kussion über den Umgang mit Geländen der national-
sozialistischen Konzentrationslager eingebracht hat. 
Unter Gedächtnis ist demnach der Speicher von Fak-
ten zu verstehen, die sich in Gestalt von Relikten bzw. 
Spuren in Orte und Landschaften eingeschrieben ha-
ben und über gegenwärtige Zugriffe er- oder ver-
schlossen werden. In der Erinnerung, die auf das Ge-
dächtnis der Dinge zurückgreift, vermischen sich 
symbolisierende Vorstellungen mit historischen Fak-
ten und bilden ihre eigene konstruierte Realität. 
Grundsätzlich interessieren die Mechanismen des Ein- 
und Ausschlusses: welche Relikte werden im kulturel-
len Gedächtnis verankert, welche nicht.  
Die nationalsozialistischen Lager, die die Gruppe der 
Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen um Detlef 
Hoffmann untersucht haben, wurden unmittelbar nach 
der Befreiung von Kriminalisten gesichert, um die ge-
schehenen Verbrechen zu beweisen. Ganz anders der 
offizielle Umgang mit der Grenze und ihrer Befesti-
gung nach 1989: Der schnelle Rückbau der Anlage, 
die 35 Jahre in Funktion und von extrem großem 
Ausmaß war, verhinderte jegliche Form der systema-
tischen Spurensicherung, nahm dem Gedächtnis der 
Dinge gleichsam die Mehrzahl seiner baulichen Über-
reste. Die schnell zum Verschwinden gebrachten Spu-
ren stehen indes symptomatisch für ein Verhältnis zur 
Vergangenheit, das zwischen Desinteresse, Ignoranz 
und Verdrängung anzusiedeln ist. 
Die wenigen verbliebenen Spuren der Grenzbefesti-
gung verweisen dennoch auf sich selbst, auf ihre Vor-
geschichte und auf die Menschen, die mit ihnen um-
gingen. Sie dokumentieren die wenngleich bekannte 
politische Realität, nämlich die Tatsache, dass die 
Grenzbefestigung die Bürger und Bürgerinnen der 
DDR nicht nach außen verteidigte, sondern nach in-
nen hin einschloss; andere Spuren – wie die histori-
schen Denkmäler des Westens und die Einrichtungen 
der „Grenzinformation“ aus der Zeit vor 1989 – be-
wahren die Erinnerung auf an die Beziehung zwi-
schen Ein- und Ausgesperrten, zwischen ost- und 
westdeutscher Bevölkerung.  
Zwei Einsichten, die sich bei der Analyse des Materi-
als ergaben, haben Methodik und Aufbau der Arbeit 
bestimmt. Zum einen ließ sich die Erkenntnis gewin-
nen, dass der erinnernde Umgang mit den materiellen 
Spuren von historischen Deutungsmustern geprägt ist. 
Diese mussten sich aus den mehrfach „geteilten An-
sichten“, den in Ost und West unterschiedlichen 
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Wahrnehmungen der Grenze schon vor 1989 ergeben 
und haben sich bis heute z. T. bruchlos fortgeschrie-
ben. Folglich widmet sich der erste Teil der Disserta-
tion im Sinne der eigenen Vorgeschichte den Deu-
tungsmustern, die sich in Denkmälern, Bauwerken 
und Bildern beiderseits der noch bestehenden Grenz-
befestigung in der Zeit zwischen 1952 und 1989 ob-
jektiviert haben.  
Zum anderen wurde festgestellt, dass die Bundesre-
publik Deutschland mit Bildern von und Blicken auf 
die Grenze überversorgt war, während auf Seiten der 
DDR das Fehlen von (eigenen) Bildern bezeichnend 
ist. Auch vor dem Hintergrund der unterschiedlichen 
politischen Systeme erklärt sich, dass entsprechende 
Manifestationen und Praxen des Gedenkens im west-
lichen Grenzraum vielfältig waren, im östlichen 
Grenzraum aber kaum existierten. Daraus folgt, dass 
im historischen Teil der Arbeit im Wesentlichen nur 
bundesrepublikanische Erinnerungskulturen unter-
sucht werden konnten.  
Die Betrachtung der Darstellungsmuster aus der Zeit 
vor 1989 beginnt mit der Feststellung, dass die ersten 
Denkmäler am westdeutschen Zonenrand, die in den 
1950er Jahre errichtet wurden, auf die im Landesinne-
ren der Bundesrepublik eingeübten Spaltungsmotive – 
wie Stahlstäbe, Eisenketten und Stacheldraht – ver-
zichteten. Stattdessen griffen ihre Initiatoren mehr-
heitlich auf national bzw. religiös tradierte Formen 
des Totengedenkens zurück. Als „Zeichen der Ver-
bundenheit mit den Landsleuten jenseits der Zonen-
grenze“ setzte v. a. das Kuratorium Unteilbares 
Deutschland Findlingsdenkmäler, die ein positives 
Bild der geschlossenen Nation entwarfen. Daneben 
errichteten Initiativen unterschiedlichster Provenienz 
allein stehende Kreuze, die die an der Grenze zu Tode 
gekommenen Personen im Sinne der Anklage gegen 
das kommunistische Regime der SED instrumentali-
sierten. Beide Denkmalstypen verbanden die traditio-
nelle Sinnstiftung mit der politischen Bedeutung des 
Stacheldrahtes. Als Zeichen nicht nur der Trennung 
evozierte das Element der frühen Grenzbefestigung 
auch die Vorstellung gewaltsame Einsperrung, die in 
der bundesrepublikanischen Nachkriegsgesellschaft 
durch die Erinnerungen an und die Bilder von Kriegs-
gefangen- und Konzentrationslagern virulent war.  
Die Professionalisierung des Grenztourismus seit Mit-
te der 1960er Jahre hat die westliche Wahrnehmung 
der Denkmäler wie der Sperranlagen selbst zugespitzt 
und fand ihren materiellen Ausdruck in der Architek-
tur der Aussichtstürme und Beobachtungsplattformen. 
Die Grenze, die bis dato vor allem als Schauplatz öf-
fentlicher Gedenkakte interessierte, wurde nunmehr 
ausgestellt und ließ sich – ohne dass die eigene Integ-
rität verletzt worden wäre – als „Verkörperung des 
Fremden, des Kommunismus, des Atheismus, des Os-
tens“ (Hartmann/Küsting) erfolgreich abspalten. Der 
spezifische Gebrauch von Fotografien der Grenze in 
unterschiedlichen Bildmedien ergänzte die frühen 
Manifestationen der Verbundenheit mit einer zutiefst 
antikommunistischen Grundhaltung, die sich darüber 
hinaus der visuellen Repräsentation der nationalsozia-
listischen Konzentrationslager bediente und die KZ-
Metapher auf die DDR übertrug.  
Im Zuge der Neuen Ostpolitik, die die Durchlässigkeit 
der Grenze zum Ziel hatte und der „rituellen Ver-
dammung“ (Wolfrum) eine Politik der zähen Ver-
handlung entgegenstellte, kam es zu einem sichtbaren 

Wandel in der Erinnerungskultur. Dieser zeigt sich 
auf der Ebene der in der Dissertation untersuchten 
Medien in zweierlei Hinsicht: Zum einen entstanden 
in der Zeit zwischen 1966 und 1973 keine neuen 
Denkmäler – weder für die Wiedererlangung der nati-
onalen Einheit noch für die Toten. Zum anderen ver-
änderte sich die offizielle Bildpolitik, die sich Ende 
der 1960er Jahre vom „viel zu kämpferischen“ Motiv 
des Stacheldrahts verabschiedete und die Erfolge der 
sozialliberalen Politik in den Vordergrund rückte. Als 
Einsprüche gegen diese Art der Darstellung ließen 
sich zwei Kreuzdenkmäler interpretiert, die in den 
1970er Jahren von Gegnern der Entspannungspolitik 
errichtet worden waren. Mit Beginn der christdemo-
kratischen Regierung rückte das Gebot der Wieder-
vereinigung wieder in den Vordergrund und artiku-
lierte sich Anfang der 1980er Jahre im katholischen 
Eichsfeld in traditionell christlichen Formen.  
Während die christliche Symbolik – mit einer Aus-
nahme – auf bundesrepublikanische Seite beschränkt 
blieb, entstanden im ostdeutschen Grenzraum eben-
falls Findlingsdenkmäler. Diese riefen freilich nicht 
zur Wiedervereinigung auf, sondern gedachten des 
Todes ausgewählter Grenztruppen-Angehöriger. Ihre 
Aufgabe war es, die Verstorbenen in den Status von 
Helden zu erheben. Angesichts eines formelhaft be-
nannten Feindes im Westen, der (nicht nur) den Tod 
des einzelnen Soldaten zu verschulden hatte, wurde 
den Angehörigen der Grenztruppen wie auch der zivi-
len Öffentlichkeit die Notwendigkeit der militärischen 
Grenzsicherung immer wieder vor Augen geführt. Der 
gewaltvolle Tod in den eigenen Reihen diente auch in 
der DDR zur Imagination nationaler Gemeinschaft.  
Der zweite Teil der Arbeit verfährt weniger chronolo-
gisch als der erste und analysiert die gegenwärtigen 
Denkmäler und Erinnerungsorte in Anlehnung an die 
Methode der „Spurensicherung“. Dieser aus der Anth-
ropologie entlehnte Ansatz, der die Kunst seit dem 
Ende der 1970er Jahre immer wieder beeinflusst hat 
und von Günter Metken für die Wissenschaft frucht-
bar gemacht wurde, betreibt detaillierte Feldforschun-
gen mit dem Ziel „aus den Spurenelementen ein Grö-
ßeres zu erraten, aus dem Stückwerk auf ein Ganzes 
zu schließen“.  
Die materielle Erinnerungskultur nach 1989 ist eben-
so kleinteilig wie vielfältig. Sie lässt sich zunächst 
nach Konzepten der Musealisierung, der Enthistori-
sierung und der Sakralisierung unterscheiden. In auf-
fälliger Parallele zum Umgang mit den Orten natio-
nalsozialistischer Gewaltverbrechen nach 1945 wurde 
auch an der Grenze auf religiös tradierte Deutungs-
muster und Rezeptionsweisen zurückgegriffen. Damit 
schrieben sich eben jene Formen fort, die im Westen 
schon vor 1989 entstanden waren. Der Blick auf die 
Musealisierung der Grenze, die die Tradition der 
westdeutschen „Grenzinformation“ z. T. unkritisch in 
die Gegenwart verlängert, stärkt die zentrale These 
der Untersuchung, wonach das vereinte Deutschland 
die Geschichte seiner Teilung primär aus der Perspek-
tive des Westens erinnert. 
Es lässt sich jedoch zeigen, dass christliche Deutun-
gen, die die materielle Erinnerungskultur vor allem in 
den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung be-
stimmt hatten, bald an Akzeptanz verloren. Spätestens 
Mitte der 1990er Jahre wandelten sich die Erinne-
rungsbedürfnisse und der Blick der Menschen auf die 
eigene Umwelt. Während die einen ganz und gar in 
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der Gegenwart angekommen und mit den Vor- und 
Nachteilen der Wiedervereinigung beschäftigt waren, 
machten die anderen nicht mehr an den Grenzsperren 
halt. Sie vergewisserten sich einer länger zurücklie-
genden Vergangenheit, die sie in neu entstehenden 
Geschichts- und Heimatmuseen zur Darstellung 
brachten. Nur in wenigen Häusern blieb im buchstäb-
lichen Sinne ein Raum für die Geschichte der 
deutsch-deutschen Grenze reserviert. Hier scheint die 
Musealisierung der Grenze das religiöse Ritual abge-
löst zu haben. Aber auch anderswo werden keine 
Kreuze mehr „in Dankbarkeit für die Grenzöffnung“ 
respektive die Wiedervereinigung gesetzt; Kreuz-
wegsprozessionen, selbst im traditionell katholischen 
Eichsfeld, haben nur noch geringen Zulauf oder wur-
den längst eingestellt.  
Konjunktur haben hingegen künstlerische Artikulati-
onen, die sowohl den Aspekt der „Teilung“ als auch 
den ihrer „Überwindung“ in ein allgemeinverständli-
ches Bild übersetzen wollen. Dies geschieht zum ei-
nen durch die symbolische Überformung von Zäunen 
oder Zaunfragmenten. Die Einzelanalysen zeigen die 
ganze Bandbreite vergegenständlichter Erinnerung 
und konfrontieren mit ebenso banalen wie überzeu-
genden Lösungen. Letztere entstehen, wenn sich 
kompetente Künstler, reflektierte Geldgeber und eine 
offenes Publikum begegnen, wie beispielsweise am 
Baumkreuz bei Eisenach, das 1990 als Sozialplastik 
im Sinne Joseph Beuys realisiert wurde. Das Bemü-
hen, das Material aus dem die Grenzanlagen im We-
sentlichen bestanden, im Feld der visuellen Erinne-
rung zu etablieren, konkurriert jedoch meistens mit 
der dominanten Bedeutung der Gefangenschaft, die 
dem Grenzzaun aufgrund der baulichen Analogie zum 
Lagerzaun schon in den 1960er Jahren zugewiesen 
worden war. In der ikonographischen Betrachtung der 
Denkmäler und Skulpturen läßt sich eine Entwick-
lungslinie aufzeigen, in der die Repräsentationen der 
Absperrung von der Form des querformatigen Zaun-
feldes ausgehen, um schließlich beim hochformatigen 
Mauersegment zu enden. Höhepunkt dieser Entwick-
lung ist die Aufstellung eines originalen Segmentes 
der Berliner Mauer auf dem Gelände der Gedenkstätte 
„Point Alpha“ in der Rhön. Mit ihm scheint nicht nur 
die Ikone der hauptstädtischen Erinnerung im ehema-
ligen Grenzraum etabliert, sondern zugleich auch das 
Dilemma der Bildfindung gelöst. Während dem Zaun 
bzw. seinen künstlerischen Überformungen dies nicht 
gelang, symbolisiert die Mauer sowohl die „Teilung“, 
als auch deren „Überwindung“ und scheint in diesem 
Sinne ein die breite Öffentlichkeit überzeugendes Er-
innerungsbild.  
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Die Kinder- und Jugendsportschulen der 
DDR 1949–1990 

 
 
 
 
 
 
 
VON  
RENÉ WIESE 

 
Das Geheimnis hinter dem „Sportwunder DDR“ ist in 
seinen „Goldkindern“ zu suchen. Die heutige Form 
der Sportschulen und Sportgymnasien in Ostdeutsch-
land wird gemeinhin auf das „Erbe des DDR-Sports“ 
zurückgeführt. Die Schulen gelten heute als Zukunfts-
modell für eine erfolgreiche Nachwuchsentwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland, da die Medaillen-
statistiken noch immer leistungssportliche Defizite 
der bevölkerungsreicheren Altbundesländer belegen. 
Urtyp dieses Modells waren die so genannten Kinder- 
und Jugendsportschulen (KJS) der DDR, deren Schü-
ler und Absolventen die DDR-Nationalmannschaften 
bestückten und zu den prestigeträchtigen Erfolgen des 
DDR-Leistungssportsystems beitrugen. Eine solche 
positive Einschätzung der KJS berücksichtigt jedoch 
nur die sportliche Leistungsfähigkeit ihrer Absolven-
ten. Die jeweiligen Kosten, der Organisationsgrad, der 
politische Charakter dieser Schulen in der Zeit der 
SED-Diktatur werden jedoch zur Urteilsfindung meist 
nicht hinzugezogen, da Forschungsergebnisse zu die-
sem Teilsegment des DDR-Sports in nur geringem 
Maß vorliegen. 

Die geplante Dissertation untersucht deshalb die 
Genese und Entwicklungslinien dieses Schulmodells 
im Zeitraum von 1949 bis 1990. Die Arbeit ist als ei-
ne struktur- und organisationsgeschichtliche Untersu-
chung angelegt, die aus sportpolitischer und bildungs-
politischer Perspektive das „Erfolgsmodell KJS“ 
überprüfen will. Diese Studie eröffnet einen erweiter-
ten Zugang zur DDR-Sportgeschichte, indem sie erst-
mals die Wechselbeziehungen zwischen Leistungs-
sport und Schule von Kindern und Jugendlichen in 
den Blick nimmt. Es soll gezeigt werden, wie sich die 
Konturen des KJS-Modells aufgrund der politischen 
Interaktion von Leistungssport und Bildung immer 
mehr veränderten und die KJS vom eigensinnigen 
Modellversuch zu „perfekt“ gesteuerten Leistungs-
sporteinrichtungen wurden. 

Die Quellengrundlage zu dieser Thematik ist insge-
samt ausgesprochen gut: Auf zentraler Ebene steht die 
Überlieferung des Ministeriums für Volksbildung 
(MfV), der SED, des Deutschen Turn- und Sportbun-
des (DTSB), des Staatlichen Komitees für Körperkul-
tur und Sport (SKKS) sowie zu Spezialaspekten der 
Freien Deutschen Jugend (FDJ), des Ministeriums für 
Staatssicherheit (MfS), der Sportvereinigungen „Dy-
namo“ und „Vorwärts“ zur Verfügung. Allerdings 
sind Überlieferungslücken zu verzeichnen: Die Be-
stände der SED und des MfV weisen vor allem für die 
frühen 50er Jahre Lücken auf, die auch mit Hilfe von 
Parallelüberlieferungen nicht geschlossen werden 
können. Die kontinuierlich auftretenden Leerstellen in 
der archivalischen Hinterlassenschaft des DTSB las-
sen sich zumeist aufgrund des regen Informationsaus-
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tauschs mit dem MfV und der SED ausgleichen. Auf-
grund der Aktenfülle dieser drei Bestände wird der 
Bestand des SKKS aus methodischen Gründen nur se-
lektiv bearbeitet, da die programmatische Verantwor-
tung für die KJS bei Partei, MfV und DTSB lag. 

Die regionalen Archive und Schularchive geben da-
rüber Auskunft, wie die sport- und bildungspoliti-
schen Maßnahmen an den KJS durchgesetzt wurden 
und wie sich der Alltag gestaltete. Diese Bestände dif-
ferieren besonders stark in ihrem Umfang, ihrer Viel-
falt und im Überlieferungszeitraum. Eine Bearbeitung 
erfolgt deshalb nur, wenn dies die Datendichte erlaubt 
und eine entsprechende Repräsentativität für die Ge-
samtentwicklung zu erwarten ist. 

Die Geschichtsschreibung zum DDR-Sport hat sich 
im ersten Jahrzehnt nach dem uneingeschränkten Zu-
gang zu den DDR-Archiven vor allem auf die zentra-
len Instanzen des DDR-Leistungssports und die As-
pekte der „Durchherrschung“ und Repression konzen-
triert. Diese politik-historischen Studien haben 
ausführlich die Systemmerkmale und Funktionsweise 
des Leistungssportsystems der DDR in seiner finalen 
Form beschrieben. Ein großes Forschungsdesiderat 
bildet jedoch nach wie vor die untere Stufe dieses 
Systems: der Nachwuchsleistungssport. Dazu gehören 
der Schulsport, die Trainingszentren (TZ), die „Ein-
heitliche Sichtung und Auswahl“ (ESA), die Spartaki-
adebewegung und die KJS. Wie Hans Joachim Teich-
ler bereits 1999 feststellte, steht die „Geschichte der 
KJS“ noch aus. Die Forschungen zur Geschichte der 
Kinder- und Jugendsportschulen der DDR befinden 
sich noch in den Anfängen. Einige wenige Beiträge 
beschäftigten sich bisher mit Spezialaspekten des 
KJS-Systems in der DDR: die pädagogische KJS-For-
schung in den 70er/80er Jahren, die KJS-Entwicklun-
gen der Frühzeit, der Einfluss des MfS sowie die Or-
ganisationsstrukturen der DDR-Endzeit. 

Die Forschungshypothese, dass die KJS Basis des 
DDR-Leistungssportsystems bildete, kann nach jetzi-
gem Bearbeitungsstand nur für einzelne Entwicklungs-
abschnitte gelten. Obwohl der Name des Schultyps eine 
sportliche Orientierung impliziert, kann zum Entwick-
lungsabschnitt der 50er Jahre eine leistungssportliche 
Fixierung nur bedingt nachgewiesen werden. Die För-
derung der sportlichen Talente in den Gründerjahren 
der KJS zeichnete sich durch eine breite und vielseitig 
angelegte Ausbildung im Rahmen des Sportunterrichts 
aus. Eine Wandlung zu einer gelenkten und kontrollier-
ten Leistungssportinstitution auf Basis eines sportarten-
spezialisierten Trainings setzte erst gegen Ende der 
50er Jahre ein. Dieser Wandlungsprozess vollzog sich 
kontinuierlich im zweiten Jahrzehnt nach Gründung der 
KJS in den 60er Jahren. Die Untersuchung der leis-
tungssportlichen Ausprägung in den 70er und 80er Jah-
ren erfolgt im nächsten Bearbeitungsgang des Disserta-
tionsvorhabens. 

Methodisch ist eine politik-historische Betrachtung 
notwendig, da der DDR-Leistungssport nur im Herr-
schaftszusammenhang interpretiert werden kann. Die 
zentralen Untersuchungsebenen der Dissertation sind 
die gesellschaftlichen Bereiche Leistungssport und 
Volksbildung. Hierbei ist zunächst der Aspekt der 
„Durchherrschung“, also der Machtzugriff der SED und 
deren Transmissionsriemen zu analysieren. Es soll de-
tailliert gezeigt werden, inwieweit die „DDR-Sportfüh-
rung“ (SED/DTSB) in das Bildungsmodell eingriff 
und welche Mittel und Methoden sie zur Durchset-

zung ihrer Ziele entwarf. Als Untersuchungskategorie 
eignet sich deshalb die Organisationsstruktur des 
KJS-Systems, welche anhand der Kriterienpaare 
„Lenkung und Kontrolle“, „Verflechtung und Ab-
grenzung“ sowie „Erfolg und Misserfolg“ im gesam-
ten Betrachtungszeitraum überprüft werden soll. 

Wie die Forschung gezeigt hat, spielen die Aspekte 
der Organisationsentwicklung, der Finanzierung und 
des Einflusses gewichtiger Akteure bei der Beschrei-
bung und Erklärung des DDR-Leistungssportsystems 
eine bedeutende Rolle. Zu den Eckpfeilern, die das 
Gesicht des DDR-Leistungssports bestimmten, gehör-
ten: die Gründung der Sportclubs (SC), die Schaffung 
einer Leistungssportkommission (LSK), die gezielte 
Ressourcenverteilung an wenige Sportarten, der Auf-
bau einer geheimen Sportforschung, die Zuweisung 
der materialintensiven Sportarten an zumeist nichtzi-
vile Träger, das Prognostiksystem im Leistungssport-
management, die zielgerichtete politisch-ideologische 
Erziehung der Sportler sowie der flächendeckende 
Einsatz von Sportmedizin und Doping. Deshalb wird 
in Bezug auf die KJS zu fragen sein, wie sich solche 
Entwicklungsmaßnahmen in den KJS niederschlugen. 
Nach bisherigem Erkenntnisstand kann davon ausge-
gangen werden, dass leistungssportliche Entwicklun-
gen in den 50er und frühen 60er Jahren noch relativ 
verzögert, ab den späten 60er Jahren dann jedoch vol-
lends zum Tragen kamen. Es ist zu vermuten, dass die 
Konzentration auf den Leistungssport nicht nur rein 
sportliche Folgen hatte, sondern auch auf die Institu-
tion Schule rückwirkte. Zur Klärung dieser Frage sind 
die Bereiche der Schulorganisation, des Lehrplans, 
der pädagogischen und didaktischen Wissenschaft 
sowie der ideologischen Erziehung der Schüler einge-
hend zu untersuchen.  

Als Forschungshypothese wird von einer „System-
parallelität“ und „Systemsubstitution“ ausgegangen, 
wobei sich die Entwicklungsverläufe von Leistungs-
sport und KJS immer mehr annäherten und ineinander 
verflochten. Die KJS lösten sich aus dem uniformisti-
schen und ideologisch fest gezurrten Bildungssystem 
mehr und mehr heraus und verkümmerten zu einem 
Instrument des elitären Leistungssports. Es soll be-
wiesen werden, dass die KJS ein „relativ autonomes 
Subsystem“ innerhalb der DDR-Volksbildung dar-
stellten, nach eigenen Regeln funktionierten und die 
ungeheure Entwicklungsdynamik des Leistungssports 
aufnahmen. Dieser Ablösungsprozess lässt sich an der 
gezielten Politik der DDR-Sportführung nachweisen. 
Daraus entsprang ein Machtkampf zwischen der 
Sportführung und der Volksbildung (MfV/ZK-Abt. 
Volksbildung) um die Entscheidungskompetenz über 
die KJS, der Konflikte verursachte und veränderte 
Machtstrukturen zutage förderte. 

Jedoch ist die Perspektive der „Durchherrschung“ 
nicht ausreichend, da der Machtzugriff der SED 
durchaus nicht umfassend war. Deshalb müssen auch 
die Motive und Eigenwilligkeiten der handelnden Ak-
teure einbezogen werden. Notwendig ist eine „Innen-
sicht“ des KJS-Systems, die das Alltagsleben an den 
KJS in den Mittelpunkt rückt. Die Beschreibung und 
Analyse des Alltagslebens und der Biografien der 
Schülerinnen und Schüler soll zeigen, dass die politi-
sche Organisationsmacht im Alltagsleben aus sportli-
cher, schulischer und sozialer Perspektive nur begrenzt 
griff. Kollektivbiografien der jugendlichen Leistungs-
sportler stehen hier neben sehr individuell geprägten 
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Biografien, deren Erfahrungen einerseits zu einer leis-
tungssportspezifischen Prägung und andererseits zu 
den herkömmlichen Alltagsbeschreibungen von Ju-
gendlichen in der DDR gerechnet werden können. 
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Die Republik der Gartenzwerge 
Zur Entwicklung jugendlicher  
Subkulturen in der DDR-(Provinz) 
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Diese Metapher vermag den Rahmen einer Diskus-
sion über jugendliche Subkulturen in der egalitär ge-
dachten Gesellschaft der DDR abzustecken. Garten-
zwerge sind sauber, stehen für einen gepflegten und 
umzäunten Vorgarten, sind nicht unmoralisch und rei-
sen vor allem nicht! Sie sehen adrett aus, und ihr Be-
sitzer kann stolz auf sie sein. Die Darbietungen, wel-
che die Staatsmacht bei den alljährlichen Umzügen zu 
ihren Ehren von der parteieigenen Jugendorganisation 
geboten bekam, unterstützten dieses Bild. Da zogen 
tausende Jugendliche im frisch gebügelten Blauhemd 
mit Fackeln und Fahnen an den Herrschenden vorbei, 
stählten ihren Körper bei den Spartakiaden und maßen 
ihren Geist bei den Wissensolympiaden. Frohgemut 
und siegesgewiss sollten die „Hausherren von Mor-
gen“ der Zukunft entgegen gehen. 

Nur wollten nicht alle Jugendliche in den vorgegebe-
nen Bahnen mitmarschieren. Einige der „Gartenzwer-
ge“ machten sich schmutzig, ließen sich lange Haare 
wachsen, schnallten die Gitarre um und machten sich 
auf die Reise. Was innerhalb der Garten(zwerg)kolonie 
noch als divergierende Meinung eines generativen 
Konfliktes oder kulturelles Aufbegehren der einen ge-
genüber den anderen bzw. als Herauskehren der eige-
nen Individualität verstanden werden konnte, musste 
bei dem Besitzer der Gartenzwerge auf Unverständnis, 
Irritation und Unbehagen stoßen.  

Diese kulturelle Denkblockade, welche die Vertre-
ter des Staates gegenüber den nonkonformen Jugend-
lichen verinnerlichten, bringt Herr Müller∗, langjähri-
ger Referatsleiter der Linie XX.2. in der Bezirks-
verwaltung (BV) Suhl auf den Punkt, wenn er heute 
von seinen Einsätzen in den 1980er Jahren beim Wa-
sunger Karneval, einem der Treffpunkte subkulturel-
ler Jugendlicher in Thüringen, berichtet:  
                                                           
∗ Name geändert 

„… nehmen wir mal Wasungen als Beispiel, ich 
weiß gar nicht, wie viele Einwohner Wasungen hat. 
1000 vielleicht? Und dort kamen dann zwei, dreitau-
send Jugendliche zusammen. Das waren nun nicht al-
les negativ-dekadente, das sollte man nicht überbe-
werten. Trotzdem haben die zum Teil dort Verhaltens-
wiesen gezeigt, die das normale gesellschaftliche 
Leben auf jeden Fall stark gestört haben. So hat auch 
die Reaktion der dortigen Bevölkerung, ich will nicht 
sagen uns unbedingt, aber doch die Sicherheits- und 
Schutzorgane auf den Plan gerufen. Das konnten wir 
nicht dulden, oder das ging über ein Maß hinaus, was 
man noch akzeptieren kann. (…) Ich war mehrfach 
unten. Das war dann so, dass in dem Hauptveranstal-
tungsobjekt dort – das kann man sich heutzutage gar 
nicht mehr vorstellen – das war ein Speiseraum, der 
war Gott sei dank mit Fliesen, mit normalen Geh-
steigplatten ausgelegt. Da stand dann so hoch (zeigt 
ca. 5cm), ja man muss sagen Dreck, Pisse, Jauche, 
Gekotze es war … Und da haben sich welche hinge-
legt und haben dort geschlafen. Das waren damals 
Leute, heute würde man sagen, die aus dem asozialen 
Milieu stammen. Zumindest waren das auch stark die 
Gesellschaft irgendwie abstoßende Verhaltenswiesen 
oder Auffälligkeiten.“ 

Herr Müller bringt damit jenes Befremden gegen-
über jugendlichem Leben zum Ausdruck, mit dem 
sich trotz aller moralischen Abscheu die gesellschaft-
lichen und staatlichen Institutionen über die gesamte 
Existenzdauer der DDR hinweg auseinandersetzen 
mussten.  

Identität und Individualisierung 
Die ästhetisch-moralische Divergenz zwischen Jung 
und Alt über die Richtigkeit von Lebenszielen und 
-inhalten war dabei nicht DDR-spezifisch, sondern 
Teil der in der Entwicklungspsychologie allgemein 
beschriebenen Abgrenzungs- und Verselbstständi-
gungsphase von Jugendlichen gegenüber der Eltern-
generation. Dieser von den DDR-Jugendlichen durch-
aus mit ihren westlichen Altersgenossen geteilte 
Konflikt bei der Identitätssuche, gestaltete sich auf-
grund der politischen Konstruktion in beiden Staaten 
jedoch unterschiedlich. Subkulturelle Jugendliche in 
der DDR versuchten zwar, sich wie ihre westlichen 
Vorbilder zu kleiden, sie nachzuahmen und deren 
Kämpfe zu kämpfen, und blieben dennoch immer in 
ihrem gesellschaftlichen Kontext gefangen. Indem sie 
sich in Gruppen zusammenschlossen, übernahmen sie 
klammheimlich die von Seiten des Staates präformier-
te kollektive Sozialisation, allerdings unter umgekehr-
ten Vorzeichen. Vorwiegend in der subkulturellen 
Gruppe wurden die medial angelieferten Stile der 
westeuropäischen Jugendkulturen im DDR-Alltag 
wieder nach außen transportiert und mit einem eige-
nen Bedeutungshintergrund versehen. In der Gruppe – 
mit Gleichaltrigen und ähnlich Denkenden – konnten 
sie sich leichter von der Masse abheben. Jedoch trafen 
sich in diesen frei gewählten Kollektiven gleich be-
rechtigte Menschen, die sich nicht dem Egalitätsdruck 
des Staates aussetzen wollten. Vielmehr ging inner-
halb dieser Subkulturen die Differenzierung und Indi-
vidualisierung der Mitglieder weiter. Denn selbst, 
wenn ein Jugendlicher sich als „Blueser“ bekannte 
und deren Accessoires und Rituale in der Gruppe ü-
bernahm, wollte er dennoch ein eigenständiges und 
unverwechselbares Individuum bleiben. So wurde 
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z. B. über die Länge der Haare durchaus eine ästheti-
sche Grundsatzdebatte geführt, wie lang sie letztlich 
dann getragen wurden, hatte jedoch auch damit zu tun 
inwieweit ein jeder für sich bereit war einen Konflikt 
mit dem Elternhaus, der Schule oder anderen staatli-
chen Institutionen einzugehen. Nichtsdestotrotz, erst 
durch die Absetzbewegung von der Hegemonialkultur 
wurden sich die nonkonformen Jugendlichen ihres ei-
genen „Ich“ bewusst. Auffällig ist, dass dabei der kol-
lektive Zusammenhang innerhalb der subkulturellen 
Netzwerke bei allen ihnen innewohnenden Individua-
lisierungstendenzen bestehen blieb. Den familiären 
Charakter der gelebten Subkulturen betonen denn 
auch viele der von mir befragten Protagonisten. Mit 
der hauptsächlichen Besinnung auf das „Ich“ ist ein 
wichtiger Unterschied zu den Subkulturen des Wes-
tens benannt. Denn während im Westen sich Jugend-
liche ab Ende der 1960er Jahre auch zunehmend an 
den Protesten für eine gesellschaftliche Veränderung 
beteiligten, ging es den Ostdeutschen immer wieder 
und sehr konkret um die Besinnung und den Ausbau 
ihrer Individualität. 

Politische Dekodierung  
Ein wesentliches Element für die DDR-Jugendkul-
turen war, dass ihr Auftreten stets von Seiten des 
Staates politisch dekodiert wurde. Sie wurden in das 
ideologisch vorgegebene Bild von sozialistisch vs. an-
tisozialistisch eingepasst. Der für die Jugendlichen 
daraus entstehende Balanceakt zwischen dem Auftre-
ten als Person in einem öffentlichen Raum und dem 
eigentlich Gedachten bzw. Empfundenen, war letzt-
lich nur dadurch zu entgehen, dass sich die nonkon-
formen Jugendlichen in eine „private Sphäre“ zurück-
zogen. Dennoch musste sich neben dieser gelebten 
Identität im Privaten, auch eine „inszenierte“ für den 
öffentlichen Raum konstruiert werden. Der daraus 
entstehende „Double-Talk“ der Jugendlichen war für 
diese nicht nur eine emotionale Belastung, sondern 
hatte auch für die Legitimation des Staates eine ver-
heerende Wirkung, die den Staatslenkern durchaus 
bewusst wurde. So wird in einem Bericht der FDJ-
Bezirksleitung (BL) Suhl vom 20. 11. 1961 darauf 
aufmerksam gemacht, dass durch ungenügende Ein-
wirkung der FDJ-Leitungen an den Schulen, zwar von 
den Schülern behauptet werde, kein West-Fernsehen 
zu schauen, die Realität wohl aber anderes aussehe. 
Von den Schüler wurden Unterschriftensammlungen 
verlangt, die einen Verzicht auf die Nutzung der 
Westmedien beinhalteten, nur, so stellte die FDJ-BL 
fest: „Auf diese Weise kommt es aber dazu, dass die 
Schüler zu Menschen erzogen werden die heucheln, 
da das wichtigste Element, die Auseinandersetzung 
über die Grundfragen unserer Entwicklung, nicht ge-
nügend gegeben ist“. Die fehlende, weil nicht ehrlich 
geführte Auseinandersetzung über die Lebensbedin-
gungen in der DDR, lässt die FDJ-Leitung in ihrem 
Fazit zu einem für sie erschütternden Schluss kom-
men: „Wir schätzen ein, dass, obwohl der Teil der 
Schüler, der fest zu unserer Sache steht und nach dem 
Statut der FDJ lebt und handelt, größer geworden ist, 
die Mehrheit unserer Schüler gegenwärtig noch 
Schwankungen in prinzipiellen Fragen unterworfen ist 
und nicht fest zu unserer Sache steht.“ Während die 
FDJ durchaus darüber nachdachte, wie die „prinzi-
pielle ideologisch-politische Arbeit“ und die „klas-
senmäßige Erziehung“ der Jugendlichen noch verbes-

sert werden könne, erschien diesen der Rückzug in die 
private Sphäre als der einzige Ausweg. Damit ver-
suchten sie sich zum einen der Verregelung ihres Ta-
gesablaufes und einer verplanten Zukunft zu entzie-
hen, wie zum anderen der ständigen Politisierung des 
Alltags zu entkommen. Die Sozialisation in Peer-
groups und die Auseinandersetzung mit identitätsstif-
tenden kulturellen Ausdrucksformen, wie insbesonde-
re der Musik, nahm dabei einen großen Raum ein. Es 
ist exemplarisch, dass die Kluft zwischen der Selbst-
beschreibung der subkulturellen Protagonisten und 
der Sichtweise des Staates nicht hätte größer sein 
können. So teilen die Zeitzeugen immer wieder ihr 
Unverständnis über die von ihnen erlebte Ausgren-
zung mit. Alle wiesen oppositionelle oder revolutio-
näre Gedanken weit von sich und berichten vielmehr 
über ihre eigene Angst und Resignation als über ihre 
Intention, damit eine Reaktion der Staatsmacht zu 
provozieren. Dennoch zählte auch die symbolische 
Provokanz, neben der politischen Resistenz und der 
gesellschaftlichen Verweigerung, zu den Kennzeichen 
dieser subkulturellen Gegenidentitäten. Der Adressat 
dieses Widerstandes blieb dabei zwar vage, war je-
doch immer zu erkennen. Es waren die offiziellen 
Vertreter die für sie die Macht des Systems und des-
sen Ideologie verkörperten. Den Jugendlichen boten 
sich dabei zwei in der sozialistischen Einheitsgesell-
schaft fest verankerte Reizthemen. Zum einen die sich 
über Arbeit definierende Hegemonialkultur, und zum 
andern der für die SED und ihr Selbstverständnis legi-
timatorisch wesentliche Antifaschismus. Beides bot, 
alleine schon durch bloße Ablehnung, Ansatzpunkte, 
die von den Jugendlichen genutzt wurden. 

Darüber hinaus spielte die westliche (Pop)Musik, 
die über die mediale Verbreitung in den meisten Tei-
len der DDR ungehindert zugänglich war, eine heraus-
gehobene Rolle. Über Musik werden auf ursprüngliche 
Weise Emotionen transportiert und identitätsbildende 
Sozialisationszusammenhänge generiert. Musik 
braucht keine Interpretation, erfordert vordergründig 
keine intellektuelle Leistung, sondern spricht direkt 
das Gefühl an. Tommi Topp einer der ersten Suhler 
Punker und Musiker berichtet davon, wie es ihm er-
ging, als er das erste mal auf selbst kopierten Kassetten 
Punk hörte. Er war begeistert: „… vor allem von den 
englischen Sachen. Es ging um die Musik und um 
nichts anderes. Ich wollte auch diese Musik machen. 
(…) Ich wollte diese Musik machen, bevor ich über-
haupt einen Begriff von dieser Musik hatte. Ich dachte 
die Musik könnte ich immer spielen.“  

Was hier anklingt, der Bezug auf die westlichen Ju-
gendkulturen, zog sich, beginnend bei den Halbstar-
ken und den Beatfans in den 1950/60er Jahren, durch 
fast alle auftretenden ostdeutschen Jugendkulturen. 
Sie übernahmen, soweit möglich, die Accessoires und 
Stilelemente des Westens und bauten sie in ihren le-
bensweltlichen Kontext ein. Es ist bemerkenswert, 
dass ostdeutsche Jugendliche, bei aller Ironisierung 
ihrer Lebenswelt, nie auf die in der DDR dargebote-
nen kulturellen Elemente zurückgriffen. Schon aus 
Prinzip bezogen sie sich nicht auf die von der offiziel-
len Jugendpolitik dargebotenen kulturellen Aufwar-
tungen und distanzierten sich beispielsweise von den 
von der FDJ geförderten Bands. Die eindeutige Aus-
richtung der ostdeutschen Jugendkulturen an den auch 
in Westdeutschland bestimmenden angelsächsischen 
Trends, lässt den Schluss zu, dass die Identitätsbil-
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dung in den Subkulturen von Beginn an als gesamt-
deutsche Erscheinung zu betrachten ist.  

Freiräume schaffen 
Das für die jugendlichen Subkulturen der DDR typi-
sche kulturelle Aufbegehren ist sicher nicht in die ge-
läufigen Kategorien von Widerstand, Opposition, Dis-
sidenz etc. einzuordnen. Vielmehr ist hier eine Ver-
schiebung des zwangsläufigen (Generationen)Kon-
fliktes zwischen Jugendlichen und ihren Eltern, hin zu 
einem Individuum-Staat-Konflikt zu erkennen. Durch 
die für die Subkulturen typische starke Betonung des 
eigenen Individuums und dem damit einhergehenden 
geistigen Ausbruch aus der egalitären, gesellschaftli-
chen Enge standen sie konträr zur SED-Zielvorstel-
lung einer „sozialistischen Persönlichkeit“. Für viele 
Jugendliche hatte das Spiel mit den subkulturellen 
Elementen, die Suche nach dem eigenen „Ich“ und die 
darauf aufbauende Ablehnung der DDR-Wirklichkeit, 
weit reichende Folgen in ihrer Lebensplanung. Es 
blieb aber ein Spiel, ein Spiel gegen vorgestanzte 
Wahrheiten und Widerstände in der Bevölkerung. Mit 
dieser Infragestellung und Ironisierung der erlebten 
Realität konnten die Herrschenden, eingerichtet in ei-
nem dogmatischen Freund-Feind-Denken, nicht um-
gehen und bekämpften die Jugendlichen. Aber auch 
dadurch ließen sie sich letzten Endes nicht mehr von 
ihrem Weg abbringen. Vielmehr war es das kreative 

Moment dieser subkulturellen Szene, in einem selbst 
gewählten Kollektiv Handlungsspielräume und Frei-
heiten an den Rändern der als beengt angesehenen 
Umwelt zu schaffen. Die dabei stattfindende Aus-
grenzung und Kriminalisierung der Jugendlichen 
durch die staatlichen Institutionen, politisierte viele 
der subkulturellen Jugendlichen geradezu gegen ihren 
Willen.  
Die nonkonformen Jugendlichen nahmen durch ihre 

Konfliktbereitschaft und ihren Kampf um diese per-
sönlichen Freiräume eine Vorreiterrolle bei der sich 
vollziehenden Individualisierung der DDR-Gesell-
schaft ein. Die Gartenzwerge fingen an zu reisen und 
die staatliche Jugendpolitik war auf Dauer zum Schei-
tern verurteilt, da sie nur auf die Entwicklungen unter 
den Jugendlichen reagierte, und selbst kaum gesell-
schaftlicher Akteur sein konnte.  
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Die Stipendiaten des Jahres 2002 

Selbsttötungen in der DDR. – Zur  
Selbsttötungshäufigkeit und zum  
Umgang mit suizidalen Handlungen in  
der SED-Diktatur  

 
 
 
 
 
 
VON  
UDO GRASHOFF 

 
Die DDR gehörte zu den Staaten, in denen überdurch-
schnittlich viele Menschen durch eigene Hand star-
ben. Im weltweiten Vergleich der Selbsttötungsraten 
nahm der „erste sozialistische Staat auf deutschem 
Boden“ seit seinem Bestehen einen Spitzenplatz ein. 
Gegenüber der Bundesrepublik waren die Selbsttö-
tungsraten durchgängig etwa anderthalbfach höher. 

War das eine Folge der SED-Diktatur? Hat, wie in 
der Bundesrepublik spekuliert wurde, „der totalitäre 
Marxismus-Leninismus gerade in Verbindung mit der 
Tradition des preußischen Etatismus nach Art der DDR 
‚erhebliche suicidogene Faktoren‘“ erzeugt? DDR-
Oppositionelle ebenso wie bundesdeutsche Publizisten 
interpretierten die hohe Selbsttötungsrate, analog zu 
den grundlegenden Arbeiten des französischen Sozio-
logen Emile Durkheim, als Maß für soziale Pathologie, 
und machten wie Durkheim die Gesellschaft für die 
Höhe der Selbsttötungsrate verantwortlich. Doch so 
einfach, wie es die polemische Formulierung „in den 
Tod getrieben“ suggerieren will, war und ist der Zu-
sammenhang zwischen repressivem politischem Sys-
tem und individueller Verzweiflungstat nicht. Bereits 
nach dem Bau der Berliner Mauer Anfang der 1960er 
Jahre führten Sozialhygieniker aus der DDR und der 
Bundesrepublik darüber eine Debatte. Diese wiederhol-
te sich mit ganz ähnlichen Argumenten nach dem Ende 
der DDR 1990/1991. 

In beiden Debatten zeigte sich, dass die Behaup-
tung, in Diktaturen würden mehr Menschen Suizid 
begehen als in Demokratien, allein anhand der Statis-
tiken nicht verifizierbar ist. Zwar war die Selbsttö-
tungsrate in der DDR immer deutlich höher als in der 
Bundesrepublik – diese Tatsache wurde aber schon 
auf den korrespondierenden Territorien des Kaiserrei-
ches beobachtet: Bereits im 19. Jahrhundert hatte man 
in Sachsen und Thüringen überdurchschnittlich hohe 
Selbsttötungsraten zu registrieren. Damit wird die 
Auffassung des französischen Suizidforschers Jean 
Baechler bestätigt, dass die Selbsttötungsrate eine für 
bestimmte Ethnien und Regionen charakteristische 
Konstante ist, die sich nur sehr langfristig ändert. 

Dennoch lässt sich für die DDR eine überzufällige 
Schwankung nachweisen. Anfang der 1960er Jahre 
stieg die Selbsttötungsrate um fast zehn Prozent an. 
Dieser Anstieg könnte eine Folge von Zwangskollekti-
vierung oder/und Mauerbau gewesen sein. Anhand von 
Polizeiberichten aus dem Bezirk Karl-Marx-Stadt kann 
das bei der Zwangskollektivierung im Frühjahr 1960 
erzeugte suizidale Klima minutiös nachgezeichnet wer-

den. Die in bundesdeutschen Publikationen veröffent-
lichten Berichte über Verzweiflungstaten von Bauern 
waren also zwar teilweise übertrieben, im Kern jedoch 
entsprachen sie der Wahrheit. Die Gesamtzahl der 
Selbsttötungen war, in Relation zur Selbsttötungsrate, 
recht gering; es könnten nichtsdestotrotz mehrere hun-
dert Bauern gewesen sein, die sich angesichts der 
Zwangskollektivierung das Leben nahmen. Stärker 
noch war möglicherweise der suizidogene Effekt des 
Mauerbaus im Jahr 1961. So stieg die Selbsttötungsrate 
in den mauernahen Bezirken Potsdam, Frankfurt/Oder 
und Ost-Berlin 1961/62 deutlich an. Zudem erhöhte 
sich die Selbsttötungsrate junger Männer (Altersgruppe 
15-24 Jahre) vorübergehend, was eine Folge der Ein-
engung von Handlungsspielräumen und politischer Re-
pression gewesen sein könnte.  

Erstaunlicherweise wirkten sich andere gravierende 
Ereignisse wie z. B. der Volksaufstand am 17. Juni 
1953 nicht statistisch aus, obgleich bekannt ist, dass 
sich nach der Niederschlagung des Aufstands verhaftete 
Demonstranten in Einzelfällen (Berlin, Bitterfeld, Nies-
ky) in der Untersuchungshaft das Leben nahmen. 

Ähnliches ist allerdings auch hinsichtlich der natio-
nalsozialistischen Herrschaft zu konstatieren. Weder 
die nationalsozialistische „Machtergreifung“ und die 
Errichtung des Konzentrationslagersystems 1933 noch 
die „Röhm-Affäre“ 1934 beeinflussten die Selbsttö-
tungsrate spürbar. Lediglich die Pogrome der Reichs-
kristallnacht sowie die Deportationen hatten massen-
hafte Selbsttötungen unter der jüdischen Bevölkerung 
zur Folge, deren Selbsttötungsrate teilweise auf das 
Zehnfache anstieg. Selbsttötungswellen dieses Aus-
maßes gab es in der DDR nicht. 

Aus den Statistiken, deren Verlässlichkeit als im in-
ternationalen Vergleich durchschnittlich eingeschätzt 
werden kann, ergibt sich für die SED-Diktatur die 
Schlussfolgerung, dass politisch motivierte oder durch 
Repressionen verursachte Selbsttötungen sehr seltene 
Einzelfälle blieben, die auf Grund der hohen jährli-
chen Zahl von Suizidtoten (zeitweise mehr als 6 000) 
keine Spuren in den Statistiken hinterließen. Bestätigt 
wurde diese Annahme einerseits durch eine Recher-
che in den Akten des MfS (wobei ca. 1.300 Einzelfäl-
le gesichtet wurden), andererseits durch Sondierungen 
in Teilbereichen der DDR-Gesellschaft, in denen 
Auswirkungen von Repressionen als wahrscheinlich 
galten: in den Gefängnissen, in der Nationalen Volks-
armee und in den Schulen.  

Was die Gefängnisse anbelangt, so ergab die Aus-
wertung der Vorkommnismeldungen des Ministeri-
ums des Innern, dass die Selbsttötungsrate in den Ge-
fängnissen der DDR deutlich geringer war als in 
bundesdeutschen Haftanstalten. Während die Suizid-
häufigkeit um 1960 bei Inhaftierten in Ost und West 
noch recht ähnlich ausfiel, sank die Selbsttötungsrate 
in den DDR-Haftanstalten zwischen 1960 und 1972 
um fast zwei Drittel. In der Ära Honecker unterschied 
sich die Selbsttötungsrate von Inhaftierten in den 
DDR-Gefängnissen kaum noch von der durchschnitt-
lichen Selbsttötungshäufigkeit in der DDR. Ein ähnli-
ches Ergebnis war auch hinsichtlich der Jugendlichen 
in der DDR zu registrieren. Hier sank die Selbsttö-
tungsrate, die bis Mitte der 1960er Jahre noch deutlich 
höher war als in der Bundesrepublik, so stark ab, dass 
in den letzten beiden Jahrzehnten des Bestehens der 
DDR kaum noch ein Unterschied zur bundesdeut-
schen Jugend bestand.  
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Die Ursachen für diese Prozesse waren indes 
grundverschieden. Handelte es sich bei der niedrigen 
Selbsttötungsrate in den Gefängnissen der DDR um 
eine direkte Folge der nahezu totalen Kontrolle und 
Überwachung, kann der Rückgang der Selbsttötungs-
raten der jungen Menschen kaum durch DDR-
spezifische Ursachen erklärt werden.  

Es wäre daher auch falsch, die in den letzten 15 Jah-
ren erfolgte Angleichung der Selbsttötungsraten in Ost- 
und Westdeutschland sowie das damit verbundene Ab-
sinken der ostdeutschen Selbsttötungsrate auf die Hälf-
te als Erfolg der Wiedervereinigung zu verbuchen; es 
handelt sich hierbei vielmehr um einen langfristigen 
Effekt, der in zahlreichen Staaten Europas und auch in 
den USA auftrat. 

Das muss auch bei der Diskussion der sog. „Wende-
Suizide“ beachtet werden. Eine ganze Reihe von Funk-
tionären, darunter drei Sekretäre von SED-Kreisleitun-
gen, drei Chefs von MfS-Bezirksverwaltungen und ein 
Minister nahmen sich 1989/90 das Leben. Statistisch 
fiel das jedoch nicht ins Gewicht, da zur gleichen Zeit 
die allgemeine Suizidneigung sank. Im Jahr der friedli-
chen Revolution 1989 erreichte die Selbsttötungsrate 
den niedrigsten Wert seit Bestehen der DDR. 

Erst 1991 registrierten die Suizidstatistiken in den 
Neuen Bundesländern ein Suizid-Maximum. Zu dieser 
Zeit bewirkte die Offenlegung von inoffizieller Tätig-
keit für das Ministerium für Staatssicherheit  einige in 
den Medien stark beachtete Selbsttötungen. Statistisch 
relevant waren jedoch vor allem Verzweiflungstaten 
von Männern im Alter zwischen 40 und 65 Jahren, die 
angesichts der sprunghaft angestiegenen Arbeitslosig-
keit keine Zukunftsperspektive mehr  für sich sahen. 

Angesichts der bis in die 1980er Jahre sehr hohen 
Selbsttötungsrate der DDR erhebt sich die Frage, wie 
sich die statistischen Daten, die der SED-Führung be-
kannt waren, auf die Politik der SED auswirkten. Zu 
verzeichnen ist auf der einen Seite eine Vogel-Strauß-
Politik, wie sie auch in anderen Politikfeldern prakti-
ziert wurde. So führte der Anstieg der Selbsttötungsrate 
nach dem Mauerbau zur Geheimhaltung der Suizidsta-
tistiken, die von der Staatlichen Zentralverwaltung für 
Statistik in Berlin jährlich, in Auswertung der Befunde 
von Leichenschauärzten, Gerichtsmedizinern und kri-
minalpolizeilichen Untersuchungen, mit nahezu preußi-
scher Gründlichkeit erstellt wurden. Die Begründung 
für die Sekretierung der Daten war, dass man der Be-
richterstattung westlicher Medien über Selbsttötungen 
von DDR-Bürgern aus Verzweiflung über den Mauer-
bau den Boden entziehen wollte. Bemerkenswert ist, 
dass die SED diese Maßnahme nicht schon 1962, son-
dern erst 1963 verhängte, als klar wurde, dass die 
Selbsttötungsrate der DDR tatsächlich angestiegen war. 

Im Gegensatz zu den Politbürokraten glaubten die 
mit dem Thema Suizid befassten Wissenschaftler der 
DDR, gute Argumente gegenüber den Kontrahenten 
in der Bundesrepublik zu haben. Die Tabuisierung der 
Daten bedeutete einen Rückschlag für die um das Jahr 
1960 recht aktive epidemiologische Suizidforschung 
der DDR. 

Gegen Ende der 1960er Jahre wurde das Tabu aber 
wieder etwas gelockert. Vor allem Psychiater und Psy-
chologen, die sich als Teil der internationalen Bewe-
gung zur Verhinderung von Suiziden engagierten, ver-
suchten ein DDR-weites Programm zur Suizidpräven-
tion einzuleiten, das mit Unterstützung des DDR-Ge-
sundheitsministeriums in Ansätzen auch realisiert wur-

de. Selbst Walter Ulbricht interessierte sich zeitweilig 
für dieses Thema und ließ sich im Jahr 1968 eine lan-
desweite Studie zu Suiziden Jugendlicher anfertigen. 

Anfang der 1970er Jahre war für die medizinische 
Suizidforschung der DDR eine Art „Blütezeit“. Meh-
rere Tagungen und Kongresse fanden statt, zahlreiche 
Artikel über Ursachen und Motive suizidalen Verhal-
tens wurden in Fachzeitschriften abgedruckt. In den 
psychiatrischen Kliniken in Dresden und Brandenburg 
entstanden „Betreuungsstellen für Suizidgefährdete“. 
Einer der wichtigsten Suizidforscher der DDR, Prof. 
Karl Seidel (beim MfS als HFIM „Steinert“ regist-
riert), stellte seine Forschungsergebnisse auf den 
Kongressen der Internationalen Gesellschaft für Sui-
zidprävention vor und stieg 1978 zum Leiter der Ab-
teilung Gesundheitspolitik des ZK auf. 

Die umfangreiche Forschung wurde von der SED 
geduldet, und teilweise sogar (z. B. vom Bezirksarzt 
in Magdeburg) gefördert. In mehreren Orten entstand 
auch eine Kooperation von Suizidforschern und Kri-
minalpolizei. Maßgabe für alle Aktivitäten war aber 
immer, dass sie keine größere Öffentlichkeit erreich-
ten, sondern auf fachliche Kreise beschränkt blieben. 

Parallel zu den Initiativen der Mediziner wurde das 
Thema Selbsttötung aber auch in der DDR-Gesell-
schaft häufiger diskutiert. Vor allem in der Gegen-
wartsliteratur, die teilweise die Funktion einer Ersatz-
öffentlichkeit erfüllte, etablierte sich Selbsttötung in 
den 1970er Jahren schrittweise als literarisches Motiv. 
Auch diesen Prozess duldete die SED nicht nur, son-
dern unterstützte ihn teilweise aktiv, indem z. B. Gün-
ter Görlichs Roman (über die Reaktionen auf den Sui-
zid eines Lehrers) „Eine Anzeige in der Zeitung“ zum 
offiziellen Vorbereitungsmaterial des VIII. Pädagogi-
schen Kongresses erklärt wurde. Die positive Haltung 
der SED zu diesem Buch zeigt, dass die SED keine 
Probleme mit dem Thema Selbsttötung an sich hatte, 
sondern lediglich die oft damit verbundene Kritik an 
den politischen Verhältnissen fürchtete. 

Bis 1977 war es auch möglich, für Forschungszwe-
cke die geheimen Suiziddaten zu nutzen. Dann ver-
schärfte die SED nochmals, wiederum als Reaktion auf 
eine Politisierung des Suizidgeschehens, die Geheim-
haltung. Im Sommer 1976 hatte sich der streitbare Pfar-
rer Oskar Brüsewitz in Zeitz öffentlich selbst ver-
brannt; 1977 sorgten mehrere Suizide von Ausreise-
willige für Aufsehen in bundesdeutschen Medien. Zur 
selben Zeit erreichte die Selbsttötungsrate der DDR ein 
Maximum (was allerdings außer einigen führenden 
SED-Funktionären niemandem bekannt war). 

Das SED-Politbüro reagierte auf maximale Quantität 
und zunehmende Politisierung des Suizidgeschehens mit 
Verboten, die vor allem den medizinischen Bereich be-
trafen und einen drastischen Rückgang der Forschungen 
zu suizidalem Verhalten zur Folge hatten. Veröffentli-
chungen wurden verhindert und waren selbst innerhalb 
der Fachzeitschriften nur an entlegener Stelle möglich. 

Aus Furcht vor „politischem Missbrauch“ behinder-
te die SED-Führung auch die von Psychiatern und 
Psychologen schon 1970 diskutierte Schaffung von 
suizidpräventiven Telefondiensten. Erst 1983 entstand 
in lokaler Eigeninitiative von SED-Bezirksleitung und 
Bezirksarzt das erste „Telefon des Vertrauens“ in 
Leipzig. Wenig später wurde in Dresden eine kirchli-
che „Telefonseelsorge“ aufgebaut, die von der SED 
angefeindet wurde, aber auf Grundlage der in der 
DDR gültigen Gesetze nicht verboten werden konnte. 
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Erst danach forcierte die SED den landesweiten Aus-
bau der „Telefone des Vertrauens“. Dabei entwickelte 
sich geradezu ein „Wettlauf“ zwischen dem staatli-
chen Telefondienst und der ebenfalls im Aufbau be-
findlichen „Kirchlichen Telefonseelsorge“ in Berlin. 
Die Vermutung liegt nahe, dass die Telefondienste 
vom MfS für politische Zwecke missbraucht wurden; 
Beweise konnten dafür aber nicht ermittelt werden. 

Die verstärkte Politisierung suizidaler Handlungen 
wirkte in den 1980er Jahren fort, und zwar sowohl auf 
Seite der Herrschenden, als auch auf Seite der Suizid-
enten. So spielte die Form der Selbstverbrennung, des 
magisch anmutenden Fanals, Ende der 1970er und in 
den 1980er Jahren eine wichtige Rolle, mehrere Selbst-
verbrennungen, vor allem von Ausreisewilligen und 
Strafgefangenen, sind in den Akten des MfS dokumen-
tiert. Spezialkommissionen untersuchten jeden dieser 
Fälle, und waren gleichzeitig bestrebt, jeglichen Infor-
mationsfluss in westliche Richtung zu unterbinden. 

Eine weitere Folge von Brüsewitz’ Selbstverbren-
nung war, dass Ausreisewillige die Drohung mit öf-
fentlicher Selbsttötung als politisches Druckmittel 
nutzten. Dagegen brachte die DDR-Justiz den § 214 
zum Einsatz und verhängte Haftstrafen wegen „Beein-
trächtigung der Tätigkeit staatlicher Organe“. 

In einigen Fällen wurden Selbsttötungen auch zum 
Kristallisationspunkt unangepassten bzw. widerständi-
gen Verhaltens. So der Tod des 23jährigen Matthias 
Domaschk, der im April 1981 in der MfS-Untersu-
chungshaft in Gera erhängt aufgefunden wurde, nach-
dem er eine IM-Verpflichtungserklärung unterschrieben 
hatte. 

Es scheint jedoch so, als hätten Oppositionelle und 
Kritiker der SED-Diktatur teilweise das Thema 
Selbsttötung gerade deshalb so stark betont, weil die 
SED-Führung politisch-gesellschaftliche Ursachen so 
apodiktisch verleugnete. Unter den kommunikativen 
Beschränkungen der Diktatur war eine sachliche Dis-
kussion über die Ursachen von Selbsttötungen kaum 
möglich. Die politisch motivierte Verschärfung der 
Tabuisierung förderte vielmehr die Entstehung von 
Gerüchten und Verdächtigungen, die zu einer Reihe 
von falschen Erwartungen geführt haben; einige wur-
den im Verlauf dieser Forschungsarbeit relativiert. 
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Wider den Zeitgeist?  
Konflikt und Deeskalation im West-Berlin 
1949 bis 1965 
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Vom Prozess wachsender alliierter Divergenzen nach 
1945 war der Berliner Stadtorganismus mehr als jeder 
andere Ort in Deutschland und Europa betroffen. Er 
führte zu seiner allmählichen Spaltung und zur Ent-
stehung zweier selbstständiger Halbstädte. Die Exis-
tenz West-Berlins hemmte die ordnungspolitischen 
Vorstellungen der SED sowie die innere Entwicklung 
der DDR. Doch der sich entwickelnde Kalte Krieg 
zwischen Ost und West schuf hier besondere Rei-
bungsflächen, aber auch Berührungspunkte, die 
Kommunikation, aber auch politische, wirtschaftliche 
sowie kulturelle Kontakte selbst in den Phasen härtes-
ter Konfrontation ermöglichten. Vor diesem Hinter-
grund ist die Hypothese, dass es in der Zeit nach der 
Blockade von 1948/49 bis in die Jahre 1964/65 Per-
sonen und Institutionen gegeben hat, die politische 
Ideen, Konzepte und praktische Ansätze zur Deeska-
lation des Ost-West-Konflikts entwickelt haben, Aus-
gangspunkt einer systematischen Untersuchung. Es 
wird deutlich, dass die Versuche, die Berliner Lage zu 
entkrampfen, bereits vor dem Mauerbau 1961 in der 
gespaltenen Stadt selbst begannen. Den ausgewählten 
Fallstudien ist die Suche nach einer Entkrampfung 
und Deeskalation der angespannten Situation gemein-
sam. Doch stand die Arbeit vor dem Problem, dass die 
meisten in Frage kommenden Beispiele nur unzurei-
chend dokumentiert sind und sich deshalb kaum Ma-
terial in den Archiven befindet. Daher mussten Fälle 
ausgewählt werden, die sowohl relevant für die ge-
nannte Fragestellung, als auch hinreichend dokumen-
tiert sind. Dies schien für die Bereiche Wirtschaft, 
Journalismus sowie Kultur am günstigsten zu sein.  

Die Begriffe „Entkrampfung“ und „Entspannung“ 
sind von zentraler Bedeutung: Die Forschung sieht 
den Beginn einer Entspannungspolitik in der Abkehr 
des Westens von der Politik der Verweigerung offi-
zieller Gespräche mit der SED nach dem Mauerbau. 
Mit den Berliner Passierscheinverhandlungen von 
1963 fand diese Haltung erstmals Eingang in die 
praktische Politik.  

Der in dieser Arbeit verwendete Begriff „Entkramp-
fung“ bezeichnet Aktivitäten, die zeitlich und inhalt-
lich dem Prozess der „Entspannung“ vorausgingen. 
Sie nahmen im Westteil Berlins ihren Anfang und 
zielten auf eine Überwindung der fortschreitenden 
Spaltung ab. „Entkrampfung“ bedeutete inhaltlich die 
Herstellung einer vertrauensbildenden Atmosphäre, in 
der Maßnahmen zur weitergehenden Normalisierung 
erst möglich wurden, ohne jedoch die eigene Sicher-
heit und die alliierten Rechte in Berlin zu gefährden. 
Der westliche Alleinvertretungsanspruch, der direkte 
Verbindungen offizieller Stellen mit DDR-Amts-
trägern ausschloss, führte dazu, dass Journalisten – 
aber auch Geschäftsleute – die Funktion übernahmen, 
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Verbindungen nach Ost-Berlin zu schaffen. Dies wa-
ren im Konkreten Gespräche zwischen beiden Seiten, 
die Schaffung von informellen Kontakten, und auch 
der Versuch, wie in der Fallstudie „Wirtschaft“ er-
kennbar, unter anderem durch die Presse die öffentli-
che Meinung in West-Berlin zu beeinflussen.  

Die Arbeit stützt sich vor allem auf unveröffentlich-
te Archivmaterialien, aber auch publizistische Doku-
mente sowie die Befragung einiger Akteure und ande-
rer Zeitzeugen. Insgesamt stellt sich die Quellen-
situation als kompliziert dar, da zum einen das selbst 
gesteckte Ziel, eine Vorgeschichte der Entspannung 
zu schreiben, auf die Schwierigkeit stößt, dass viele 
der Initiativen – im Gegensatz zur „offiziellen“ Ge-
schichte der politischen Beziehungen – nie schriftlich 
fixiert worden sind. Andererseits sind für die Arbeit 
wichtige Dokumente z. B. der Berliner Industrie- und 
Handelskammer aus der Zeit der fünfziger und sech-
ziger Jahre nicht überliefert. 

Die erste Fallstudie Wirtschaft beschäftigt sich mit 
Ansätzen von Entkrampfung im West-Ost-Handel in 
den Jahren 1949 bis 1963 und deren öffentlicher 
Wahrnehmung. Hier ist das einflussreiche Mitglied 
des „Ausschusses zur Förderung des Berliner Han-
dels“, der Chefredakteur der Wochenzeitung „Berliner 
Wirtschafts-Blatt“ und Unternehmer Fredrik de Haas 
von Interesse. Er setzte sich für eine Verbesserung der 
politischen Lage durch eine Intensivierung der wirt-
schaftlichen Beziehungen im Interzonenhandel ein. 
Seine wirtschaftlichen, publizistischen und anderen 
Aktivitäten konterkarierten einerseits die offizielle, 
restriktive Handelspolitik der Bundesrepublik gegen-
über der DDR. Andererseits trafen sie in Teilen der 
durch die ökonomische Spaltung von Auszehrungs-
prozessen betroffenen West-Berliner Wirtschaft auf 
Zustimmung, was wiederum zunehmend Handlungs-
zwänge bei den politisch Verantwortlichen in West-
Berlin und Bonn entstehen ließ.  

Ein Protagonist der zweiten Fallstudie für den Be-
reich Journalismus ist der Redakteur der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung“ in Berlin, Hansjakob Stehle. 
Inspiriert durch die innenpolitischen Veränderungen 
in Polen trat er in den späten fünfziger und frühen 
sechziger Jahren in seinen Artikeln und Büchern für 
einen Abbau der Konfrontation zwischen Ost und 
West ein. Stehle hoffte, dass sich längerfristig auch in 
der SED „liberale“ Kräfte durchsetzen würden. Er 
wurde im Umfeld der Passierscheinverhandlungen 
1963 vom Chef des Landespresseamtes und SPD-Mit-
glied Egon Bahr beauftragt, den Austausch von Mei-
nungen und Informationen zwischen West und Ost zu 
intensivieren, Kontakte zu arrangieren und damit zu 
einer Beruhigung der Situation beizutragen.  

In derselben Fallstudie wird Stehle der bekannte 
Journalist und Publizist Matthias Walden (eigentlich 
Eugen Wilhelm Otto Baron von Saß) gegenüber ge-
stellt. Walden konnte aus politisch-moralischen Er-
wägungen keine Dialogbereitschaft gegenüber dem 
Osten akzeptieren. Gegenüber den Passierscheinver-
handlungen und der Formel „Wandel durch Annähe-
rung“ nahm er eine ablehnende Position ein. Walden 
war der Überzeugung, dass eine mögliche Aufwer-
tung des SED-Regimes als Preis für die Passierschei-
ne zu hoch sei. Er stand damit im Gegensatz zu Steh-
le. Besonders im Umfeld der Passierscheinverhand-
lungen wird deutlich, dass der von Walden favorisier-
te strikte Ablehnungskurs immer weniger dem Willen 

der Mehrheit der Bevölkerung West-Berlins ent-
sprach. Vor dieser Folie werden die gegenläufigen 
Politisierungen beider Personen in der Fallstudie ge-
genüber gestellt und bewertet. 

In der dritten Fallstudie Kultur schließlich wird 
für die 60er Jahre gefragt, aus welchen politischen 
Motivationen, Ideen und Erfahrungen heraus die stu-
dentischen Initiatoren und Beteiligten der an der 
Technischen Universität 1964/65 organisierten „Sieg-
munds Hofer Gespräche“ West-Ost-Verbindungen 
knüpften und welche Auswirkungen dies auf die pola-
risierte Berliner Öffentlichkeit im Westteil der Stadt 
hatte. Die erste Hälfte der sechziger Jahre in Berlin 
ist, sowohl was ihre Bedeutung als Zeit der wachsen-
den innerdeutschen literarischen Kontakte betrifft wie 
auch als eine Zeit des Beginns von studentischen kul-
turpolitischen Aktivitäten, die auf eine Entkrampfung 
des Verhältnisses zwischen Ost und West abzielten, 
bisher kaum untersucht worden. In vielem scheint 
diese Zeit bisher im „historischen Windschatten“ der 
viel stärker im Gedächtnis haften gebliebenen kultur-
politischen Umwälzungen der Jahre nach 1968 zu lie-
gen und wurde daher kaum als untersuchenswerte Pe-
riode wahrgenommen. Zum andern scheinen gerade 
die frühen sechziger Jahre in der Wahrnehmung der 
Forschung stark durch den Kalten Krieg überschattet 
zu sein, so dass das eigenständige historische Profil 
dieses Untersuchungszeitraums, bislang kaum zu Gel-
tung kam. Die „Siegmunds Hofer Gespräche“ machen 
deutlich, dass die offiziellen kulturellen Beziehungen 
zwischen beiden deutschen Staaten sowohl den dip-
lomatischen Verhandlungen als auch dem wirtschaft-
lichen Austausch hinterherhinkten.  

Bei den ausgewählten Fallbeispielen gilt das Inte-
resse denjenigen Konzeptionen und Akteuren, deren 
Engagement weitgehend in Vergessenheit geraten ist, 
die jedoch das öffentliche Leben West-Berlins in der 
Zeit des Kalten Krieges mitprägten. Sie zeigen exem-
plarisch, dass sich im Kleinen ein alternatives Denken 
und Handeln entwickelte, das die großen politischen 
Konzepte vorwegnahm und begleitete. Sie weisen a-
ber auch auf ihre Grenzen im Kalten Krieg hin. 
Gleichzeitig wird klar, dass sich durch die Krisen 
1948/49 und 1958–1961 der Zeitgeist im durch den 
Kalten Krieg stark betroffenen West-Berlin zwar be-
sonders antikommunistisch artikulierte, sich nach dem 
Mauerbau jedoch ein allmählicher Wandel im öffent-
lichen Bewusstsein vollzog und zunehmend Stimmen 
für weitere Kontakte mit der Ostseite laut wurden.  

Es wird deutlich, dass die Konfrontation im Ost-
West-Verhältnis nach 1947/48 zwar dominierte, 
zugleich aber in einem Wechselverhältnis zur Ent-
krampfung stand. Dies gilt für „kalte Krieger“ glei-
chermaßen wie für diejenigen Akteure, die aus unter-
schiedlichen Gründen Deeskalation als Vorbedingung 
sowohl für die Lösung kleiner innerstädtischer als 
auch großer deutscher und europäischer Probleme er-
achteten. Gefahreninterpretation und tatsächlicher 
Aufrüstungsprozess standen im Denken und Handeln 
der Beteiligten in enger Korrelation zueinander. 
Gleichzeitig wirkten Ereignisse – z. B. die Berlinkri-
sen 1948 und 1958 sowie die gefährliche Doppelkrise 
von 1961/1962 (Berlin und Kuba) – prägend gerade 
auf das Problembewusstsein von politisch engagierten 
Personen. Des weiteren werden die sich aus System-
konkurrenz, unterschiedlichen politischen Interessen, 
Einflüssen vor Ort, persönlichen Motiven und einer 
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besonderen territorialen Lage ergebenden Abhängig-
keiten und Wechselwirkungen erörtert: In welcher Nä-
he zu politischen Entscheidungsprozessen befanden 
sich die hier behandelten Untersuchungsbereiche, wel-
che direkten oder mittelbaren Einflussmöglichkeiten 
hatten die im Projekt thematisierten Kräfte? Welche 
Motive oder verschiedenen Interessen standen hinter 
ihren Vorschlägen zum Abbau der Konfrontation? Wie 
nutzten und erweiterten sie ihre Handlungsspielräume? 
Trifft es zu, dass die Ideen der damaligen Akteure tat-
sächlich per se von den politischen Entscheidungsträ-
gern ignoriert bzw. von vornherein durch die Interes-
sen der einen oder anderen Seite beeinflusst wurden? 

Die Arbeit untersucht demnach wie die genannten 
Akteure und Initiativen die politische Debatte in 
West-Berlin mitbestimmten, wie sie versuchten, auf 
die Ost-Berliner Seite Einfluss zu gewinnen, und wie 
konkrete Kontakte und Kooperationen zustande ka-
men. So ergibt sich in Abhängigkeit von internationa-
len, nationalen und lokalen Entwicklungen ein kom-
plexes Bild, das exemplarisch analysiert wird. Es ist 
ein Anliegen dieser Studie, durch einen genaueren 
Blick die Vorstellung des monolithischen Kalten 
Krieges detaillierter differenzieren zu können. Die 
Fallstudien vermögen herauszustreichen, wie in Tei-
len West- und Ost-Berlin im Verständnis der Akteure 
und Bewohner noch nach 1948 ein Verflechtungsge-
biet politischer Kommunikation, alltäglicher Aufein-
anderbezogenheit sowie kultureller Interaktion waren. 
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Der Pankower Friedenskreis. Geschichte, 
Arbeits- und Wirkungsformen innerhalb 
der Evangelischen Kirchen in der DDR 
und der DDR-Opposition in den Jahren 
1981–1989 
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„Es gab ja im Westen die Friedensbewegung und ich 
war interessiert, ob so etwas auch bei uns in Ost-
Berlin fassbar, greifbar ist. Ich hatte immer nur Ge-
rüchte gehört.  
Und dann kam 1982 die Friedensdekade. Da erfuhr 

ich, daß in der Pankower großen Kirche eine Veran-
staltung sein sollte, so eine Gemeindeveranstaltung, 
wie wir sie dann später auch immer wieder gemacht 
haben. So etwas hatte ich überhaupt noch nicht er-
lebt, die ganze Kirche war bis unters Dach voll von 
Menschen. Und das, was mich am meisten beein-

druckt hat: Da saßen aus dem Friedenskreis vielleicht 
10 Leute im Kreis, und die haben darüber gespro-
chen, weshalb sie in dem Friedenskreis arbeiten. Und 
jeder fing damit an: ‚Ich bin …‘ und dann nannte er 
seinen Namen und seinen Beruf und seine Hausnum-
mer, so quasi. Jeder war zu identifizieren. Die ver-
steckten sich nicht. Und das hat mir riesen Eindruck 
gemacht.“ 

Was eine Zeitzeugin noch zwei Jahrzehnte später be-
eindruckt, hatte damals auch das MfS genau registriert. 
Den geheimen Mitschnitt der Veranstaltung kommen-
tierte ein Stasimitarbeiter wie folgt: „Besonderen Wert 
erhält dieser Teil des Mitschnitts (Tonband) dadurch, 
dass sich in den persönlichen Stellungnahmen die Mit-
glieder des Friedenskreises vorstellen und damit eine 
Zuordnung ihrer Äußerungen möglich wird.“(BStU XV 
/ 1371/80 Roger Steingräber) 

Die Äußerungen der oben zitierten Frau zeigen viel 
von dem, was der Pankower Friedenskreis während 
seiner gesamten Arbeitszeit als Selbstverständnis for-
mulierte. Einer seiner Mitglieder beschreibt es so: „Von 
Anfang an war klar, wir wollten keine Gruppe, die frü-
her oder später konspirativ sein muss, sondern wir ver-
suchen, so viel wie möglich öffentlich zu machen.“  

Wie kam es zur Entstehung dieses Kreises innerhalb 
der Evangelischen Kirchen in der DDR? Anfang der 
80er Jahre hatte die atomare Hochrüstung in Europa ih-
ren traurigen Höhepunkt erreicht. Die Fronten des Kal-
ten Krieges hatten sich verschärft. Beide Seiten, die 
NATO und der Warschauer Pakt, rüsteten konventio-
nell und atomar auf. Die Raketen SS 20 und Pershing 2 
standen in beiden deutschen Staaten und waren aufein-
ander gerichtet. Der Begriff des Wettrüstens bestimmte 
die politische Diskussion und machte die Absurdität 
der Situation deutlich. Die Rüstungsfrage hatte nicht 
nur eine außenpolitische Tragweite. Auch innenpoli-
tisch spürten die Menschen in der DDR eine zuneh-
mende Militarisierung des Lebens. So war u. a. bereits 
1978 das Schulfach Sozialistische Wehrerziehung ein-
geführt worden. Selbst in den Kindergärten stand – 
auch wenn sich viele Kindergärtnerinnen nicht daran 
hielten – die Wehrerziehung auf dem Programm.  

In dieser Situation entstand die regierungsunabhän-
gige Friedensbewegung in der DDR. Dazu gehörte 
auch der Friedenskreis der Evangelischen Kirchenge-
meinde Alt-Pankow, der 1981 ins Leben gerufen wur-
de. An Hand seiner Geschichte kann exemplarisch ge-
zeigt werden, welche vielfältigen Formen und Möglich-
keiten des Widerspruches und des aufrechten Ganges 
es in totalitären Regimen gibt. Die Mitglieder des Krei-
ses waren keine Helden, es waren Frauen und Männer, 
Mütter und Väter, die an einem Punkt ihres Lebens 
sagten: „Wir halten unser Schweigen nicht mehr aus.“ 

Neben der vorhandenen Literatur über die Oppositi-
on in der DDR im Allgemeinen und über den Panko-
wer Friedenskreis im Besonderen wurde in der Studie 
auf drei Quellen zurückgegriffen. Die eine Quelle bil-
det die archivalische Überlieferung der Staatsorgane 
der DDR, der SED und des MfS. Diese Materialien 
sind in großem Umfang erhalten und vermitteln im 
Wesentlichen das Herrschaftswissen der damals Herr-
schenden. 

Als zweite Quelle dienten die schriftlichen Selbst-
zeugnisse des Pankower Friedenskreises und anderer 
oppositioneller Gruppen in der DDR. Sie stellten ein 
unverzichtbares Korrektiv zu den parteistaatlichen 
Überlieferungen der DDR dar.  
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Da sich aber, wie u. a. Wilhelm Dilthey, der große 
Theoretiker der modernen Geisteswissenschaften beton-
te, alle Geschichtsschreibung über die Biografie, den Le-
benslauf des Einzelnen erschließt, wurden die schriftli-
chen Zeugnisse durch Interviews ergänzt. So wurde als 
dritte Quelle das erinnerte Wissen derer verwendet, die 
damals im Pankower Friedenskreis aktiv waren oder Be-
rührungspunkte mit ihm hatten. Vor der Befragung wur-
den zwei Gruppen unterschieden. Die erste Gruppe setz-
te sich aus den Mitgliedern des Friedenskreises 
zusammen, die somit ihre „Binnenperspektive“ auf den 
Pankower Friedenskreis mitbrachten. In einer zweiten 
Gruppe wurden Personen befragt, die aus einer „Außen-
perspektive“ die Gruppe wahrgenommen haben. 

Die erste Gruppe differenzierte sich in Personen, 
die bis 1989 im Kreis engagiert waren, den Kreis aus 
verschiedenen Gründen verlassen hatten, in den Wes-
ten ausgereist waren oder auch über den Kreis als IM 
berichtet hatten. Ergänzt wurden diese Interviews 
durch die Befragung junger Erwachsener, die damals 
als Kinder ihrer engagierten Eltern den Friedenskreis 
erlebt hatten. Um der Binnenperspektive auch eine 
Außensicht gegenüberzustellen, wurden Personen be-
fragt, die mit dem Pankower Friedenskreis nur indi-
rekt zu tun hatten. Dazu zählten vor allem Mitglieder 
der kirchlichen Leitungsebene. Außerdem wurden 
Mitglieder des Gemeindekirchenrates von Alt-Pan-
kow interviewt, die in den 1980er Jahren im Gemein-
dekirchenrat (GKR) mitgearbeitet hatten. Schließlich 
wurden auch Mitglieder aus anderen Friedenskreisen 
und Journalisten befragt. Insgesamt wurden 36 Ein-
zel- und ein Gruppeninterview geführt. 

Das mündlich überlieferte Oppositionswissen war 
zur Erhellung jener Fragestellungen unverzichtbar, die 
nicht aus den schriftlichen Quellen erschlossen werden 
konnten, sowie zur Erklärung mancher unklarer Entste-
hungszusammenhänge der Selbstzeugnisse. Bei fol-
genden Fragen wurde auf die geführten Interviews zu-
rückgegriffen: Motive, Gruppenstruktur, Atmosphäre, 
Spiritualität, Selbstverständnis und Wirkungsgeschich-
te. Außerdem wurden einzelne Interviewaussagen dazu 
verwendet, im Text dargestellte Sachverhalte zu illust-
rieren. Dies betrifft z. B. die Gliederungspunkte Ge-
meinde- und Kirchenverständnis der Gruppe und die 
Position des Gemeindekirchenrates zum Friedenskreis.  

Da sich der Friedenskreis sowohl inhaltlich als auch 
strukturell zu einer Kirchengemeinde zugehörig fühlte, 
war die Kirche für diese Gruppe mehr als eine 
„Schutzmantelmadonna“, die mangels Alternativen vor 
dem Dauerregen des Staates schützte. Als Kreis der 
Kirchengemeinde war der Gemeindekirchenrat (GKR) 
die Instanz, die die Arbeit des Friedenskreises letztlich 
zu verantworten hatte. Dieses Miteinander war nicht 
immer spannungsfrei. Hatten doch einige Mitglieder 
des GKR in den 50er Jahren die Macht des DDR-
Staates so zu spüren bekommen, so dass ihnen die Lust 
auf weitere Konfrontationen vergangen war. Ihnen er-
schien das Verhalten des Friedenskreises manchmal zu 
provokativ, wusste man doch nie wie der Staat reagie-
ren würde. Dennoch entzog der GKR dem Friedens-
kreis letztlich nie das Vertrauen. So konnte sich der 
Kreis in der Gemeinde etablieren, Friedenskreismit-
glieder ließen sich taufen, besuchten Gottesdienste und 
entwickelten eigene Formen gelebter Spiritualität. 

Die Annahme, die Friedensgruppen innerhalb der 
Evangelischen Kirchen hätten durch ihre thematische 
Arbeit die friedensethischen Anliegen in die Kirchen 

erst hineingetragen, ist zu differenzieren. Unabhängig 
von allen kirchenpolitischen Sicherheitsinteressen 
kann von einer grundsätzlichen Koinzidenz von Sach-
interessen der Kirchen und der Gruppen hinsichtlich 
der Friedensfrage und den damit verbundenen not-
wendigen innenpolitischen Veränderungen gespro-
chen werden. Diese Übereinstimmung hat die Grup-
pen und Kirchen füreinander wichtig gemacht, wobei 
das Tempo der angemahnten Veränderungen durchaus 
unterschiedlich und somit das Verhältnis nicht span-
nungsfrei war.  

Dem DDR-Staat waren die regierungsunabhängige 
Friedensbewegung und so auch der Pankower Frie-
denskreis ein Dorn im Auge. Schließlich richtete sich 
deren Engagement u. a. auch gegen die sowjetischen 
Atomraketen SS 20 auf dem Gebiet der DDR. Folge 
dieses staatlichen Misstrauens waren jahrelange Be-
spitzelungen, Verleumdungen und Kriminalisierung 
des Kreises und seiner Mitglieder. Der Friedenskreis 
Pankow wurde vom MfS unter dem Decknamen Ope-
rativer Vorgang (OV) „Virus“ geführt. Der OV „Vi-
rus“ umfasst 5 Aktenbände mit ca. je 300 Blatt. Dazu 
kommen noch die Operativen Personenkontrollen, die 
über einzelne Mitglieder der Gruppe angelegt wurden. 
Für manche war diese Situation und die aus ihr er-
wachsenen Folgen u. a. beruflicher Benachteiligung 
so unerträglich, dass sie die DDR verlassen mussten. 
Für andere wiederum war der Friedenskreis „der ein-
zige Grund in der DDR zu bleiben.“ Wüsste man 
nicht, dass die vielen MfS-Berichte dazu dienten, 
strafrechtlich relevante Sachverhalte zu konstruieren, 
Menschen Angst zu machen und Biografien zu zerstö-
ren, könnten viele dieser MfS-Texte einfach als 
Zeugnisse von Dummheit, Eitelkeit und Selbstüber-
schätzung gewertet werden. So aber waren die Berich-
te das Material, aus denen die Stasi den Stoff aus 
Misstrauen, Verrat und Zerstörung webte. Dieser brei-
tete sich in allen Lebensbereichen der DDR aus. Es ist 
ein Irrtum zu glauben, dieses Gift hätte heute seine 
Kraft völlig verloren. Als nach 1989 Friedenskreis-
Mitglieder ihre Akten einsahen, schienen die Berichte 
eine späte Wirkung zu zeigen. Gerade der Hauptamt-
liche inoffizielle Mitarbeiter „Horst Hoffmann“ hatte 
sehr verletzende Berichte und Einschätzungen über 
Personen verfasst. In einem Gespräch der betroffenen 
Friedenskreisteilnehmer einigten sie sich, hinsichtlich 
der Deutungen von IM „Hoffmann“ dem eigenen Er-
lebten mehr zu trauen, als den Stasi-Akten.  

Im Unterschied zu anderen Gruppen waren im Pan-
kower Friedenskreis über die Hälfte der Mitglieder 
Frauen. Die meisten hatten Kinder, was einerseits 
zum Engagement motivierte und andererseits auch ei-
ne Grenze für die Konfliktbereitschaft war. So war 
der Pankower Friedenskreis immer auf der Suche 
nach einem Weg zwischen Konfliktbereitschaft und 
Konfliktvermeidung. Insofern gehörte der Kreis im 
Gesamtspektrum der Ost-Berliner Oppositionsgrup-
pen eher zu den gemäßigten Gruppen und trat im 
Vergleich z. B. zur Initiative Frieden und Menschen-
rechte (IFM) oder Umweltbibliothek weit weniger ra-
dikal auf. Für den schlimmsten Fall allerdings hatten 
auch im Pankower Friedenskreis die meisten eine 
Verfügung geschrieben und beim Superintendenten 
hinterlegt, von wem ihre Kinder im Falle ihrer Inhaf-
tierung betreut werden sollten.  

Der Kreis entwickelte eigenständige Arbeits- und 
Aktionsformen, die dem Kreis Stabilität und Transpa-
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renz gaben und das staatliche Feindbild unterliefen. 
Gleichzeitig versuchte der Friedenskreis damit das in-
dividuelle Ohnmachtbewusstsein aufzuheben und die 
Selbstidentifikation mit dem von Seiten des Staates 
proklamierten Feindstatus zu überwinden. 

Die unterschiedlichen Motive für das Engagement 
im Friedenskreis hatten Auswirkungen auf die Funk-
tion, die die Gruppe für die Einzelnen erfüllte. Die 
Gruppe hatte einerseits eine Sachfunktion, indem ge-
meinsam interessierende Themen verhandelt wurden, 
als auch eine soziale Funktion. Beide Funktionen 
konnten für die Mitglieder integrierend wirken. Wel-
cher Modus für die einzelnen Personen überwog, hing 
von der persönlichen Situation ab.  

Allerdings verstärkte sich im Laufe der Zusammen-
arbeit und auch unter der massiven MfS-Belagerung 
immer mehr die soziale Dimension als prägender In-
tegrationsmodus für die Gruppe. Dies ist auch der we-
sentliche Grund dafür, dass der Pankower Friedens-
kreis – im Gegensatz zu vielen anderen Gruppen, die 
sich nach 1989 auflösten – unter grundsätzlich verän-
derten politischen Bedingungen auch heute noch exis-
tiert. Für seine Mitglieder wurde der Friedenskreis zu 
einer Art „Sprachschule für die Freiheit“, in der de-
mokratische Kommunikations- und Handlungsper-
spektiven aufgezeigt und eingeübt werden konnten. 
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studierte nach einer Elektriker-Lehre von 1982 bis 
1989 Theologie am Sprachenkonvikt in Berlin, Leip-
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(epd) und von 1995 bis 2000 als Pfarrerin in Greifs-
wald. 2001 Ausstellung über den Pankower Friedens-
kreis in Berlin vor. Die Arbeit über den Pankower 
Friedenskreis wurde im Herbst 2003 im Fachbereich 
Politik- und Sozialwissenschaften der FU Berlin er-
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Erziehung zwischen Parteiinteressen und 
internationalen Herausforderungen:  
Namibische Flüchtlingskinder im  
Kinderheim Bellin/DDR 1979–1990 

 
 
 
 
 
 
VON  
SUSANNE TIMM 

 
Im Jahr 1979 landeten kurz vor Weihnachten namibi-
sche Kinder in Berlin-Schönefeld. Es waren achtzig 
Kinder im Kindergartenalter aus Flüchtlingslagern der 
SWAPO in Angola, die vorübergehend in der DDR 
Aufnahme und Betreuung finden sollten. Für diesen 
Zweck wurde das Kinderheim Bellin kurzfristig ein-
gerichtet. Die SED-Führung wie die SWAPO-Spitze 
und viele andere Regierungen und Parteien rechneten 
damit, daß Namibia unmittelbar vor seiner Unabhän-

gigkeit stehe, und alle gingen davon aus, daß in ab-
sehbarer Zeit die Flüchtlinge nach Namibia zurück-
kehren könnten. Vor diesem Hintergrund gab die SED 
den Wünschen der SWAPO nach vorübergehender 
Aufnahme der Kinder nach. Aber die Erwartung an 
eine bevorstehende Lösung des Namibia-Konfliktes 
erfüllte sich nicht und Namibia wurde erst mehr als 
zehn Jahre später, zu Beginn des Jahres 1990, unab-
hängig. Während dieser Zeit blieben die Vorschulkin-
der in der DDR und aus ihnen wurden Schulkinder. 
Weitere Jüngere kamen zwischen 1982 und 1987 
nach, zuletzt im Sommer 1989 noch einmal 102 Kin-
der aus den sich auflösenden Flüchtlingslagern, die 
bei ihrer Repatriierung den Umweg über die DDR 
nahmen. Insgesamt fanden wenigstens 298 namibi-
sche Kinder im Kinderheim Bellin Aufnahme. Wur-
den sie älter, siedelten sie sukzessive in die ‚Schule 
der Freundschaft‘ nach Staßfurt um, wo 1989 weitere 
100 namibische Schulkinder direkt aufgenommen 
wurden. Eine Einrichtung, die als Provisorium begon-
nen hatte, verfestigte sich und es kehrte in einem 
Rhythmus von Neuaufnahmen, Einschulung und Um-
zug nach Staßfurt Routine ein. 

Auf Wunsch der SWAPO und eingepaßt in die 
Formen der Separierung von Ausländern in der DDR 
lebten die Kinder im kleinen Dorf Bellin bei Güstrow 
eher abgeschottet. Sie wurden zwar im Nachbardorf 
Zehna in eine öffentliche Schule eingeschult, aber 
immer in speziellen Klassen unterrichtet. Überwie-
gend deutschen Erzieherinnen betreuten und erzogen 
sie im Kinderheim. Ergänzend arbeiteten dort namibi-
sche Frauen mit, die parallel eine verkürzte Ausbil-
dung zur Erzieherin erhielten. Innerhalb des Heimes 
waren die Namibierinnen vor allem für die sogenann-
ten namibischen Anteile der Erziehung verantwort-
lich, während die generelle Linie dem Bildungs- und 
Erziehungsplan für die Kindergärten der DDR ent-
sprang und wegen der ungewöhnlichen Klientel keine 
wesentlichen Änderungen erfuhr. Innerhalb weniger 
Jahre wurden pädagogische Planungen festgeschrie-
ben, die analog zu den DDR-Standards eine systema-
tische Schulvorbereitung im Kindergartenalter vorsa-
hen und die mit starkem erzieherischen Impetus 
durchdrungen waren. Auf zentraler Ebene wurde das 
Projekt mehr als organisatorisches denn als pädagogi-
sches Problem behandelt und auch das sich selbst bes-
tätigende Rechenschaftswesen förderten die unreflek-
tierte Übernahme von DDR-geprägten Bildungs- und 
Erziehungsvorstellungen. Der Werdegang der Päda-
gogen, der auf Planungserfüllung und nicht auf eigen-
ständige Gestaltung von Bildungsprozessen ausgelegt 
war, häufiger Personalwechsel und der überwiegende 
Einsatz von Berufsanfängern taten ihr übriges. Von 
Bildungsvorstellungen der SWAPO, die sehr viel 
stärker auf den Einzelnen und seine freie Entfaltung 
denn auf seine Einpassung in ein vorab definiertes ge-
sellschaftliches Ganzes setzten, war nichts zu spüren. 

Finanziert wurde das Unternehmen überwiegend 
vom Solidaritätskomitee der DDR, aber auch die SED 
selber und schließlich das Ministerium für Volksbil-
dung waren beteiligt. Der Rahmen folgte übrigens 
immer den üblichen Stellen- und Kostenschlüsseln. In 
der Wirtschaftsführung überwacht vom Rat des Be-
zirkes, pädagogisch angeleitet vom Ministerium für 
Volksbildung, blieb das Kinderheim bis zu seinem ab-
ruptem Ende eine Einrichtung des ZK der SED. Spä-
testens nach der Wende, als zwischenstaatliche Ver-
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träge die unklare Rechtssituation beheben sollten, 
wurde dies definitiv deutlich. Das letzte Jahr des Kin-
derheimes war von Turbulenzen geprägt, die auf die 
letztlich wendebedingte Ausdifferenzierung der öf-
fentlichen Sphäre folgten: Die Finanzierung geriet 
durch den Spenden-Skandal um Günther Mittag und 
die FDGB-Spitze ins Trudeln – und die SWAPO ge-
riet aufgrund eines weltweit diskutierten Vorwurfes, 
Kinder in die DDR entführt zu haben, unter Rechen-
schaftsdruck. Hier sind dann auch die Gründe für die 
extrem kurzfristig anberaumte Rückkehr der Kinder 
bzw. Jugendlichen zu suchen. Im inneren Gefüge und 
im pädagogischen Regime blieb das Kinderheim Bel-
lin von den Diskussionsverläufen in der DDR-
Öffentlichkeit dagegen unberührt und so stellt es sich 
heute als eine Einrichtung dar, die geradezu als Sinn-
bild für die hartnäckige Stabilität der DDR-Volks-
bildung dienen kann. 

Weder war das Kinderheim gegründet worden, um 
mehrheitlich direkt Betroffene des Überfalls auf das 
Flüchtlingslager Kassinga in Angola aufzunehmen, 
noch, um ein Exportmodell totalitärer Volksbildung zu 
schaffen, noch auf humanitäre Initiative des Solidari-
tätskomitees hin. Vielmehr entstand das Kinderheim 
Bellin aufgrund des zufälligen Zusammentreffens un-
zufälliger Ereignisse an verschiedenen Orten der Welt: 
Nach dem Überfall auf das Flüchtlingslager Kassinga 
versuchte die SWAPO, Kinder aus den angolanischen 
Krisengebieten in Sicherheit zu bringen. Zuvor hatten 
die SWAPO und die SED ein Freundschafts- und Un-
terstützungsabkommen unterzeichnet, in welchem es 
auch um Ausbildungsleistungen ging. Für die Entste-
hung und Dauer des Kinderheimes Bellin gaben zwei 
Momente den Ausschlag: Die SED vermutete 1979, 
wie auch andere, daß die Unabhängigkeit Namibias 
unmittelbar bevorstünde, ging also für das Projekt von 
einem Provisorium aus. Gleichzeitig ging es ihr anhal-
tend um die Sicherung von Einflußsphären. Der wie-
derholten Verlängerung des Kinderheimes Bellin wi-
dersprachen aber wechselnde Einordnungen der 
politischen Lage in Namibia und der SWAPO. Die 
SED beklagte sozialdemokratisierende Momente bei 
der SWAPO wie sie auch deren Einfluß im zukünftigen 
Namibia immer geringer einschätzte. Überlagert wur-
den diese politischen Vorbehalte von wirtschaftlichen 
Fragen, die eher für die Fortführung des Projektes Kin-
derheim Bellin sprachen: Die DDR war seit Mitte der 
1970er Jahre nicht mehr in der Lage, ihre materiellen 
Unterstützungsleistungen für Länder der Dritten Welt 
und für Befreiungsbewegungen auszubauen. Den Eng-
paß bildeten nicht finanzielle Mittel, sondern deren De-
ckung mit Waren. Mit der Ausbildung von Menschen 
aus Ländern der Dritten Welt blieb das eingesetzte 
Geld in der DDR und der Materialtransfer fiel entspre-
chend geringer aus. Das Kinderheim Bellin war auch 
durch seine Geheimhaltung in die SED-Politik einge-
bunden, als diese generell ihr eigene Rolle als eigentli-
che Trägerin von Unterstützungsprogrammen kaschier-
te. Veröffentlichungen, z.B. zur Afrikapolitik der SED 
und DDR, hielten die konkreten Beziehungen der SED 
zu Parteien und Befreiungsbewegungen eher im Vagen. 

Für die SED fügte sich das Kinderheim Bellin in ih-
ren vorhandenen, politisch begründeten regionalen 
Schwerpunkt der Außenbeziehungen, in den Fokus 
auf Parteikontakte mit der SWAPO und in die Strate-
gie, mit Ausbildungshilfen eine Form der wirtschaft-
lich verträglichen Unterstützungsleistung anzubieten. 

Für die SWAPO war das Kinderheim noch viel weni-
ger ein singuläres Projekt, verfolgte sie doch seit lan-
gem eine Politik der Verschickung zu Ausbildungs-
zwecken über den ganzen Globus. Quantitativ nimmt 
sich dabei das Kinderheim Bellin eher bescheiden 
aus. Auch ihre politischen Arbeitskontakte mit der 
SED hatten eine bald 20 Jahre währende Geschichte. 
Dabei ging es der SWAPO keinesfalls ausschließlich 
um Kaderschulung, streute sie doch die Zusammenar-
beit quer durch (fast) alle politischen Lager der Welt 
und ist auch eine gezielte Auswahl der Kinder unter 
politischen Kriterien nicht nachweisbar. 

Die abrupte Schließung des Kinderheimes im August 
des Jahres 1990 gibt – wie seine Errichtung – ANLASS 
für Spekulationen vielfältiger Art. Zwar mag ein Zu-
sammenhang mit der Wende in der DDR plausibel er-
scheinen, sie war aber nicht der Auslöser. Die über-
stürzte Abreise aller Kinder und Jugendlichen nach 
Namibia geschah dagegen allein auf Initiative der 
SWAPO hin. Sie entschied dabei im Kontext der Vor-
würfe der Menschenrechtsverletzungen, die internatio-
nal gegen sie erhoben wurden. Die Wende wirkte sich 
vielmehr indirekt auf das Kinderheim Bellin aus. Ei-
nerseits zeigten brisante Skandale der öffentlichen De-
batte ihre Folgen für die Finanzierung, andererseits 
nutzten die Verantwortlichen gerade die neuen Mög-
lichkeiten, um erfolgreich diese Wendefolge abzufe-
dern. Dies gelang vor allem deswegen, weil sie die von 
der SED etablierte Solidaritätsrhetorik nun mit einem 
emotional aufgeladenen Gegenstand nutzen konnten.  

Die Entstehung des Kinderheimes Bellin und seine 
Aufgabe fußten ausschließlich auf politische Entschei-
dungen. Die SED hat sich auf die Bitten der SWAPO 
aus politisch-taktischen Erwägungen eingelassen. Die 
Entscheidung der SWAPO-Regierung der Republik 
Namibia zur umgehenden Rückkehr der Kinder und 
Jugendlichen war ebenfalls eine politische Entschei-
dung. An keiner Stelle und zu keiner Zeit wurde mit 
dem Gedanken geliebäugelt, ein pädagogisches Projekt 
zu installieren, etwas Neues und Ungewohntes zu wa-
gen. Nicht pädagogische, sondern ausschließlich politi-
sche Ziele waren handlungsleitend. Dies wirkte sich in-
sofern aus, als das Momentum Movendi niemals im 
pädagogischen Vorhaben lag, sondern Pädagogik im-
mer nur im Rahmen bzw. als Folge von politischen 
Entscheidungen reagierte. Das Kinderheim Bellin ist in 
seiner Intention also kein pädagogisches Experiment, 
das aufgrund der ungeahnten politischen Veränderun-
gen abgebrochen wurde, sondern es ist ein Unterstüt-
zungsprojekt der SED für die SWAPO, das als solches 
erfolgreich war. Der SED war es nämlich gelungen, 
langwirkende Parteibeziehungen aufzubauen und sich 
anhaltend Nähe zur Regierung im unabhängigen Na-
mibia zu sichern, wie die Anwesenheit Margot Hone-
ckers an prominenter Stelle zur 15. Unabhängigkeits-
feier im März 2005 belegen kann. 

Die SED behielt bis zum Frühjahr 1990 die Rah-
menkompetenz über das Kinderheim und übte sie 
durch ihre Abteilung Volksbildung im ZK aus. Die 
SED war insofern die tonangebende Instanz, als sie 
unabhängig von der staatlichen Fachbehörde als Ver-
tragspartner der SWAPO für dieses Projekt fungierte. 
Während auf diese Weise die Grundfragen durch die 
SED entschieden wurden, erhielt das Ministerium für 
Volksbildung für die institutionellen wie pädagogi-
schen Details der Durchführung relativ freie Hand. 
Das Ministerium nahm diesen Spielraum allerdings 
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nicht wahr. Anfängliche Fragen zur Durchführbarkeit 
ließ der stellvertretende Minister Engst ohne erkenn-
baren Druck fallen und verfolgte sie nicht weiter. Be-
sonders fällt aber ins Gewicht, daß bei allen pädago-
gischen Entscheidungsträgern die Elemente, die 
eigentlich eine Ausnahmesituation konturierten, an-
haltend ignoriert wie minimiert wurden. Sie wurden 
nicht zum Ausgangspunkt konzeptioneller Entwick-
lungen und Reflektionsprozesse gesetzt. Merkmale 
dieser Haltung waren unter anderen eine von organi-
satorischen Fragen dominierte Herangehensweise, der 
systematische und intendierte Rückgriff auf die 
inhaltlichen wie methodischen Standards der DDR-
Volksbildung und die konzeptionelle Reduzierung 
kultureller Praxis für die namibischen Kinder. 

Das Kinderheim Bellin muß in mehrfacher Hinsicht 
als eine Standardeinrichtung der Volksbildung der 
DDR gelten: Die Erziehungs- und Bildungspläne un-
terschieden sich nur in einzelnen Aspekten von den 
vorhandenen, nämlich in einer Auswahl von Inhalten, 
die im engeren Sinn für spezifisch namibisch gehalten 
wurden. Die Erziehung der namibischen Kinder wur-
de entlang deutscher Ordnungsvorstellungen in erster 
Linie disziplinierend angelegt, sie baute auf gültige 
Vorstellungen von Einheitlichkeit und auf die Unter-
ordnung des Einzelnen unter die Gruppe. Analog zu 
Einrichtungen der Vorschulerziehung in der DDR 
wurde ihr Bildungsgang an den Anforderungen des 
Schuleintritts in der DDR entwickelt. Ein auffallend 
starkes Gewicht auf politische wie vormilitärische 
Ausbildung ist zwar der SWAPO zuzuordnen, aber 
das Verständnis des Heimlebens als politisches Le-
ben, die als alles durchdringende gedachte politische 
Lenkung der Kinder, war entsprechend den DDR-
Vorstellungen von der Erziehung zur sozialistischen 
Persönlichkeit ausgeprägt.  

Eine Voraussetzung für dieses pädagogische Projekt 
war, daß es in pädagogische Denkmuster eingebettet 
werden konnte, die Komplexität mit Beharrung, Re-
duktion und objektbezogener Einwirkung begegneten. 
An einer im engeren Sinn pädagogischen Frage wird 
dies besonders deutlich: Generell ist Pädagogik dem 
Dilemma ausgesetzt, daß das Ziel der Erziehung und 
Bildung immer nur als Zukunftsentwurf gedacht wer-
den kann und so konkret Erziehung sein mag und sein 
soll – ungewiß bliebt. Gerade die Erziehung zu 
‚Kämpfern der SWAPO‘ muss für DDR-Erziehe-
rinnen eine besonders abstrakte Orientierung darge-

stellt haben und dennoch wurde dieses Kinderheim 
ohne nennenswerte Störungen geführt.  

In mehrfacher Hinsicht widersprechen die pädago-
gischen Konzeptionen für die Erziehung und Bildung 
der namibischen Kinder aber auch dem Funktionsge-
füge und den Leitgedanken der Bildungsvorstellungen 
innerhalb der Volksbildung der DDR. Zum einen hat-
te die politische Erziehung in der DDR einen erhebli-
chen Anteil an der Funktion von Schule, die berufli-
chen wie gesellschaftlichen Perspektiven von Kindern 
und Jugendlichen festzulegen, und diese Funktionali-
tät politischer Schulerziehung entfiel für die namibi-
schen Kinder ersatzlos. Auch in die Herstellung in-
nenpolitischer Stabilität, etwa bei der auf Loyalität 
abzielenden Wehrerziehung, waren die Bildungsziele 
für die namibischen Kinder nicht eingeordnet. Diese 
Umstände und die Anreicherung ihres Erziehungs- 
und Bildungsganges um sogenannte namibische 
Inhalte widersprachen den Prinzipien der 
Einheitlichkeit im Denken der DDR-Volksbildung. 
Die politisch-ideologischen Inhalte konnten letztlich 
nur als Fragmente präsentiert werden. Überspitzt 
gesagt, hörten die namibischen Kinder zwar von den 
SWAPO-Helden, die Fibeltexte waren aber die über 
die Helden der DDR. Zwar gab es eine 
Traditionsecke, gab es namibische Besucher, die 
Feiertage und die SWAPO-Pionierorganisation – sie 
blieben aber unverbunden mit der deutschen 
Majorität, die in politisch-kultureller Hinsicht in den 
DDR-Verhältnissen ausgebildet und erprobt war. 

Politisch ließ sich das Kinderheim Bellin in die Ab-
läufe nahtlos einfügte, als pädagogisches Projekt war 
es aber erst zu einem Zeitpunkt in der DDR denkbar, 
als die pädagogischen Leitgedanken und das Verhal-
tensrepertoire der Volksbildung festgelegt, ja so fest-
gezurrt waren, daß die einen von Verknöcherung 
sprachen, die anderen aber Experimente eingehen 
konnten, ohne sie als Experimente wahrzunehmen 
und durchzuführen.  
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Die Stipendiaten des Jahres 2001 

„Menschenhandel“ oder Widerstand? 
Fluchthilfe für DDR-Bewohner nach dem 
Mauerbau 

 
 
 
 
 
 
VON  
MARION DETJEN 

 
Noch heute wecken die Bilder, die die Tunnelfluchten in 
Berlin nach dem 13. August 1961 dokumentieren, und 
die Geschichten der individuellen Schicksale, die sich 
daran knüpfen, große Emotionen. In der Figur des 
Fluchthelfers, der die Übermacht einer menschenverach-
tenden Diktatur buchstäblich untergräbt, willkürlich aus-
einander gerissene Familien und Paare wieder zusam-
menführt und die politisch Verfolgten des Regimes in 
die Freiheit rettet, werden die Mythen von Widerstands- 
und Freiheitsheldentum lebendig, die immer schon der 
Stoff für herzzerreißende Dramen waren. Als Helden im 
Westen gefeiert wurden die Fluchthelfer jedoch nur kur-
ze Zeit. Spätestens ab Ende 1964 wurden sie für die ver-
antwortlichen Politiker in Berlin lästig, da ihre „wilden“ 
Aktionen die sensiblen Versuche störten, das Los der ge-
teilten Stadt auf geregeltem Weg, in Gesprächen mit der 
DDR, zu erleichtern. In den Medien etablierte sich au-
ßerdem eine neue Figur des Fluchthelfers, die nun durch 
den Verdacht des Abenteurertums, des politischen Radi-
kalismus, der Geschäftemacherei, der Gewaltbereitschaft 
und krimineller Machenschaften kompromittiert war. 
Ein erstes Ziel der im Juni 2004 abgegebenen Arbeit ist 

es, die Geschichte der Fluchthilfe, ihrer Akteure und Ar-
beitsweisen, ihrer Motive, ihrer Zwänge und Konflikte 
und der unterschiedlichen Auswege, die sie daraus fand, 
als einen Entwicklungszusammenhang zu rekonstruieren 
und zu erzählen. Aufgrund der konspirativen Natur der 
Fluchthilfe gibt es fast keine „Handlungsüberreste“, die als 
Primärquellen für diese Erzählung zu nutzen wären. Die 
sekundären Quellen – Zeitungs- und Zeitschriftenartikel, 
die uferlose Aktenüberlieferung des MfS, vereinzelte Ge-
richts- und Polizeiakten in West-Berlin sowie das durch 
die Transitkommission ab 1972 angestoßene Aktenauf-
kommen in den dort vertretenen Bundesministerien – ge-
ben zwar reichhaltigen Aufschluss über den Umgang die-
ser Institutionen mit den Problemen der Fluchthilfe. Für 
die Rekonstruktion der Geschichte(n) der Fluchthilfe 
selbst jedoch sind sie nur mit großen Einschränkungen 
brauchbar. Die Rekonstruktion stützt sich daher vor allem 
auf überlieferte Flüchtlingsberichte sowie auf Interviews 
und Gespräche mit gut zwei Dutzend ehemaligen Flucht-
helfern und anderen Zeitzeugen. Der Schwerpunkt der 
Darstellung liegt auf den Jahren 1961 bis 1964, doch wird 
auch die Vorgeschichte der Fluchthilfe in den 50er Jahren 
und ihre weitere Entwicklung bis zum Zusammenbruch 
der DDR behandelt. 
In den ersten Wochen und Monaten nach dem 13. 

August wiesen die Absperranlagen noch zahlreiche 
undichte Stellen auf, die von über 50 000 Flüchtlingen 
bis zum Jahresende 1961 genutzt wurden. Dabei wur-

de ihnen sehr häufig sowohl von der Ostseite wie von 
der Westseite Hilfe geleistet. Fluchthilfe fand zu die-
sem frühen Zeitpunkt vor allem auf privater Basis 
statt, sie war spontaner Ausfluss zwischenmenschli-
cher Beziehungen mitten in der Gesellschaft. Potentiell 
war jeder sich in Berlin aufhaltende Mensch davon be-
troffen; aufgrund ihrer privilegierten Möglichkeiten 
insbesondere Westdeutsche, Ausländer und Angehöri-
ge der DDR-Grenzbewachung. Die kontinuierliche 
Perfektionierung des Grenzsystems durch die DDR 
machte es jedoch zunehmend notwendig, dass die 
Fluchthilfe sich vom Westen aus organisierte und pro-
fessionalisierte. Besonders prädestiniert dafür war die 
Studentenschaft in West-Berlin, die sich zu einem er-
heblichen Anteil selbst aus Flüchtlingen zusammen-
setzte. Sie brachte eine Reihe von Fluchthelfer-Grup-
pierungen hervor, am prominentesten die sogenannte 
Girrmann-Gruppe, die im Studentenwerk der Freien 
Universität ihren Ausgangspunkt hatte und bis Ende 
1963 an die 500 Menschen zur Flucht verhalf. Anfäng-
lich ging es ihr darum, den plötzlich von ihrem Studi-
um abgeschnittenen Ost-Berliner Kommilitonen die 
Flucht zu ermöglichen. Bald aber versuchte sie, alle 
Fluchtwünsche, die an sie herangetragen wurden, zu 
erfüllen, wobei die von Inhaftierung bedrohten poli-
tisch Verfolgten des DDR-Regimes oberste Priorität 
hatten. Die studentische Fluchthilfe agierte zunächst in 
einem scheinbar konfliktfreien Raum: Sie besaß die 
moralische Zustimmung der Behörden und der Öffent-
lichkeit, noch ohne die Probe auf deren Haltbarkeit 
und Belastbarkeit machen zu müssen. Noch hielten 
sich die Kosten und Verluste der Fluchthilfe in erträg-
lichen Grenzen, und die Opfer an Zeit und Arbeits-
kraft, die erbracht werden mussten, ließen sich vorü-
bergehend mit dem studentischen Leben vereinbaren. 
Im Frühjahr 1962 wurden die der studentischen 

Fluchthilfe inhärenten Konflikte zum ersten Mal deut-
lich sichtbar: Zum einen kam es nun zu vermehrten 
Verhaftungen von Flüchtlingen wie Fluchthelfern, zum 
anderen wurden die Fluchtwege immer teurer, während 
gleichzeitig die Behörden eine umfassende finanzielle 
Unterstützung versagten. In dieser Zeit entstanden neue 
Fluchthelfergruppen aus dem sehr heterogenen Sam-
melsurium von Einzelpersonen heraus, die für ihre An-
gehörigen einen Fluchtweg suchten und oft selbst erst 
vor kurzem geflohen waren. Die Gruppen um Harry 
Seidel und Fritz Wagner, um Hasso Herschel und um 
Wolfgang Fuchs arbeiteten in wechselnden Konstella-
tionen an der Realisierung von Tunnelprojekten, die 
zwar sehr aufwendig waren, aber ihren Angehörigen 
die höchstmögliche Sicherheit zu versprechen schie-
nen. Da die Mehrzahl von ihnen jung war und zum Teil 
selbst ein Studium betrieb, kam es zu zahlreichen Über-
schneidungen mit der originär studentischen Fluchthil-
fe. Um die Finanzierungsfrage zu lösen, wurden von 
den Gruppen verschiedene Strategien entwickelt, ins-
besondere die mediale Verwertung der spektakulären 
Bilder und Geschichten, die aber ihrerseits dem konspi-
rativen Grundgedanken abträglich war und den Ruf der 
Fluchthilfe insgesamt schädigte. Ebenfalls im Frühjahr 
1962 entstanden außerdem eine Reihe von ausschließ-
lich kommerziell arbeitenden Fluchthilfegruppen, aus 
der Geschäftstätigkeit von Händlern, Gastwirten, La-
deninhabern und anderen Kleinunternehmern heraus, 
die abseits der Tunnelbauerszenerie agierten und nur in 
Einzelfällen mit den Studenten kooperierten. Indem sie 
den Flüchtlingen Honorare abverlangten, lösten sie vie-
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le der Probleme, an denen die nicht-kommerziellen 
Gruppen litten. Dafür waren sie auf andere Weise in-
stabil: Die mit der Fluchthilfe oft zwangsläufig verbun-
denen Gesetzesübertretungen – Urkundenmissbrauch, 
unerlaubter Waffenbesitz etc. –, die bei den Nicht-
Kommerziellen als übergesetzlicher Notstand gerecht-
fertigt wurden, bargen bei den Kommerziellen immer 
die Gefahr des Abrutschens in die Kriminalität.  
Im Sommer 1963 erlebte die Krise der ursprünglich 

nicht-kommerziellen Fluchthelfer ihren Höhe- und 
Wendepunkt: Nach tragischen Fehlschlägen, Todesfäl-
len und Verhaftungen bei den Tunnelbauten erwiesen 
sich die bis dahin vorherrschenden weit verästelten 
Netzwerkstrukturen der Gruppierungen als nicht mehr 
funktionsfähig. Es fand ein Konzentrationsprozess statt, 
der 1964 Hasso Herschel, Wolfgang Fuchs und in deut-
lich kleinerem Maßstab Burkhart Veigel als einzige 
professionelle Fluchthilfe-Organisatoren nicht kom-
merziellen Ursprungs übrig ließ. Die Girrmann-Gruppe 
kapitulierte vor dem Widerstreit ihrer Prinzipien, wurde 
vorübergehend selbst kommerziell, um ihre Schulden 
begleichen zu können, und suchte dann den Ausstieg. 
Auch Herschel wurde kommerziell, ebenso Wagner, 
der als einziger die Grenze zur Kriminalität überschritt. 
Fuchs hingegen löste das Dilemma zunächst, indem er 
seine politische Unabhängigkeit aufgab und sich mit 
der CDU-nahen Gruppe um Fritz Klöckling und Egon 
Hartung verband. Das Passierscheinabkommen um die 
Jahreswende 1963/64 war ein wichtiger Markstein in 
dieser Entwicklung: Da der von der Senatsregierung 
zurückgewonnene Handlungsspielraum bei den Bemü-
hungen, die Mauer durchlässiger zu machen, die kom-
pensatorische Funktion, die die Fluchthilfe bis dahin 
für die ganze Gesellschaft gehabt hatte, obsolet werden 
ließ, sahen sich diejenigen, die mit der Fluchthilfe fort-
fuhren, nun an der Seite der CDU-Opposition politisch 
positioniert oder aber isoliert und dem Verdacht des 
verantwortungslosen Abenteurertums und Geschäfte-
machens anheim gegeben. 
1964/65 betrugen die Fluchthelfer-Honorare zwischen 

3000 und 7000 DM pro Person. Um 1967 fand ein deut-
licher Preissprung statt: Nun wurden Honorare zwischen 
10 000 und 15 000 DM üblich. Das erklärt sich aus den 
hohen Kosten der zu diesem Zeitpunkt etablierten und 
wegen ihrer Sicherheit bevorzugten „Diplomatentou-
ren“, die als eine Folge der weltweiten Dekolonisierung 
möglich wurden. Obwohl die Kosten später wieder san-
ken, blieb die Höhe der Honorare gleich und stieg sogar 
noch an; erst Ende der 60er Jahre konnte man von der 
Fluchthilfe als einem wirklich einträglichen Geschäft 
sprechen. Um 1969/70 stiegen daher neue Geschäftsleu-
te einer jüngeren Generation in die Fluchthilfe ein, ins-
besondere Kay Mierendorff und der Schweizer Hans 
Lenzlinger. Anfang der 70er Jahre wandelte sich die 
Fluchthelferlandschaft noch einmal grundlegend: Die 
letzten Fluchthelfer der ersten, nicht-kommerziell initi-
ierten Generation suchten nun, mit mehr oder weniger 
Erfolg, den Rückzug in die geordneten Bahnen der bür-
gerlichen Welt. Dafür erhielten die Kommerziellen nun 
sowohl Auftrieb als auch zahlreiche Konkurrenz durch 
den erheblich erleichterten Fluchtweg, den das deutsch-
deutsche Transitabkommen auf den Strecken von und 
nach Berlin zu ermöglichen schien. Gleichzeitig entstand 
ein neuer Fluchthelfer-Typus, der oft bereits langjährige 
DDR-Haft erlebt hatte und für den eine starke politische 
Gegnerschaft gegen die DDR und gegen die Annähe-
rungsbemühungen der Bundesrepublik handlungsleitend 

war. Neu war außerdem, dass diese ursprünglich poli-
tisch motivierten Fluchthelfer nun enge Kooperationen 
mit den ursprünglich kommerziell motivierten Fluchthel-
fern eingingen, während umgekehrt die gesamte Flucht-
helferszenerie in einem totalen gesellschaftlichen und 
politischen Abseits agierte. Aufgrund von divergieren-
den, zum Teil gegensätzlichen Interessenlagen war auch 
das Verhältnis der Flüchtlinge zu ihren Fluchthelfern wie 
zu den westdeutschen Behörden und Politikern nun vor 
allem von Misstrauen und Angst geprägt. An dieser fata-
len Grundkonstellation, die 1973 sichtbar wurde, änderte 
sich bis Mitte der 80er Jahre nichts mehr. Sie trug erheb-
lich dazu bei, dass der Kampf der DDR gegen die 
Fluchthilfe, der mit allen erdenklichen Mitteln geführt 
wurde, auch mit erzwungener und erschlichener Hilfe 
aus der Bundesrepublik, letztlich erfolgreich war. 
Der Arbeit ist es ein wichtiges Anliegen, den Dämoni-

sierungen und Heroisierungen der Fluchthelfer glei-
chermaßen entgegenzuwirken, ohne dabei die Dramatik 
der Schicksale in den Geschichten der Fluchthilfe zu ver-
lieren oder zu nivellieren. Die Fluchthelfer erscheinen 
immer auch als Individuen, deren Motive und Konflikte 
zugleich einzigartig und doch repräsentativ sind, die in 
historischen Zusammenhängen stehen und doch nicht 
auf diese reduziert werden können. Die Individualität 
und Willensfreiheit nicht nur der Fluchthelfer, sondern 
auch der Flüchtlinge wurde von der DDR geleugnet. Ein 
großer Teil der Arbeit beschäftigt sich mit den immer 
weiter verfeinerten Verfolgungsstrategien der DDR im 
Kampf gegen die Fluchthilfe, in denen propagandistische 
Zielsetzungen alle anderen Mittel der Unterdrückung 
und Verfolgung durchdrangen und überwölbten. Die Be-
zeichnung des „Menschenhandels“ degradierte die 
Flüchtlinge zu einer Ware, zu einem willenlosen Objekt 
einer wirtschaftlichen Transaktion des „Klassenfeindes“ 
in Gestalt der Bundesrepublik. Dabei konstruierte die 
DDR einerseits ein unmittelbares Auftrags- und Abhän-
gigkeitsverhältnis zwischen den staatlichen Organen der 
Bundesrepublik und den Fluchthelfern – dies entgegen 
allen Tatsachen, aber durchaus in der Logik der marxis-
tisch-leninistischen Ideologie; andererseits wusste sie 
sich im Kampf gegen die Fluchthilfe letztlich nur erfolg-
reich, wenn sie eben diese staatlichen Organe selbst zu 
einem Vorgehen gegen die Fluchthilfe bewegen konnte. 
In einem weiteren Perspektivwechsel werden die viel-

fältigen, von widersprüchlichen Interessen und Traditio-
nen geprägten Reaktionen auf die Fluchthilfe in der 
Bundesrepublik und in West-Berlin untersucht. Der 
Schock des Mauerbaus und die anfängliche Hilflosigkeit 
der westlichen Politik schufen kurzfristig eine weitestge-
hende Übereinstimmung aller Bevölkerungskreise mit 
den Zielen der Fluchthilfe. Erst ihre Kommerzialisie-
rung, insbesondere aber die Handlungsspielräume, die 
sich die Politik durch die Gespräche mit der DDR er-
oberte, brachten die Fluchthelfer in einen wachsenden 
Gegensatz zu staatlichen Institutionen, aber auch zur öf-
fentlichen Meinung. Vor allem die Delegation der Bun-
desregierung in der Transitkommission und der Berliner 
Senat entwickelten im Lauf der 70er Jahre einen deutli-
chen politischen Willen, gegen kommerzielle Fluchthilfe 
und gegen den „Missbrauch“ der Transitstrecken für 
Fluchthilfezwecke vorzugehen. Dem Rechtsstaat waren 
bei einer Überwachung der Fluchthilfe allerdings engste 
Grenzen gesetzt, ein Verbot durch die Verfassung ausge-
schlossen. Nur die konsequente Verfolgung von mit der 
Fluchthilfe verbundenen Delikten wie Urkundenfäl-
schung, unerlaubtem Waffenbesitz etc., für die unter 
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Umständen auch Rechtfertigungs- und Entschuldigungs-
gründe vorgebracht werden konnten, war hier ein gang-
barer Weg. So waren es weniger einzelne Maßnahmen, 
die eine Mitwirkung der Bundesrepublik am Kampf der 
DDR gegen die Fluchthilfe bedeuteten, als unzählige, 
auf direkte oder indirekte Einflüsse der DDR zurückge-
hende Beteiligungen an der Zerstörung ihres Rufs und 
ihrer moralischen Integrität. 
Die Fluchthelfer bewegten sich als Grenzgänger in 

dem unendlich komplizierten deutsch-deutschen In-
teraktionsgefüge, unter den Bedingungen, die die 
welthistorische Konstellation ihnen auferlegte. Dabei 
geht die Arbeit von dem Grundgedanken aus, dass es 
nach 1945 in Deutschland zwei widerstreitende Reali-
täten gegeben hat: die Realität der Einheit, die Teil 
des verfassungsrechtlichen Fundaments der Bundes-
republik Deutschland war und sich unter anderem in 
der Flucht- und Ausreisebewegung manifestierte; und 
die Realität der Teilung, die als eine Folge der totalen 
militärischen und moralischen Niederlage Deutsch-
lands und der Konfrontation der Deutschland beset-
zenden Mächte im Zeichen der atomaren Bedrohung 
akzeptiert werden musste. Die Fluchthilfe von West-
Berlinern und Westdeutschen für DDR-Bewohner war 
ein Kind beider Realitäten. Es hätte sie weder ohne 
das Grenzregime der DDR noch ohne das Staatsbür-
gerschaftsrecht der Bundesrepublik und das im Arti-
kel 11 Grundgesetz verbriefte Recht der DDR-Be-
wohner auf eine Einreise ins Bundesgebiet gegeben.  
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„Menschenrechte sind kein Luxus.“  
Die Evangelische Kirche in der DDR und 
die Ausreisebewegung der 70er und 80er 
Jahre 

 
 
 
 
 
 
VON  
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Gehen oder Bleiben? Unzählige Menschen in der 
DDR rangen mit dieser existentiellen Frage, Millio-
nen entzogen sich mit dem Verlassen ihrer Heimat 
dem Allmachtsanspruch der SED. Nicht nur für die 
Machthaber, sondern auch für die Gesellschaft der 
DDR wirkte diese „Abstimmung mit den Füßen“ wie 
ein permanenter Stein des Anstoßes.  
Dem SED-Regime gelang es trotz einer hermetischen 

Abschottung und größter Anstrengungen zur Aufrecht-
erhaltung des „Grenzregimes“ nicht, die Menschen dau-
erhaft am Verlassen der DDR zu hindern. So verließen 

zwischen 1961 und 1989 – den rigiden Sperrmaßnahmen 
nach dem Mauerbau zum Trotz – mehr als eine halbe 
Million DDR-Bürger das Land gen Westen. Neben den 
durch „Familienzusammenführung“ halbwegs legal Aus-
reisenden, den nach „Westreisen“ nicht mehr wiederkeh-
renden „Republikflüchtigen“ gehörte dazu mit dem in 
Helsinki einsetzenden KSZE-Prozess eine zunehmende 
Zahl von Bürgern, die mit einem „Ausreiseantrag“ das 
auch von der DDR bekräftigte Menschenrecht der freien 
Wohnsitzwahl einforderten. Seit Mitte der siebziger Jah-
re hat sich auf diese Weise eine republikweite Massen-
bewegung entwickelt, die nachhaltig zur inneren Erosion 
des SED-Staates beitrug.  
Ein derart schwerwiegendes gesellschaftliches Prob-

lem konnte an der Evangelischen Kirche, die sich als 
einzige Institution dem totalen Anspruch des Staates 
weitgehend entziehen und eine relative Autonomie 
wahren konnte, nicht spurlos vorbeigehen. Im Gegen-
teil: Die Unfähigkeit der Machthaber, Probleme über-
haupt nur anzusprechen, drängte eine vergleichsweise 
offene, demokratisch strukturierte Kirche das Problem 
Ausreise zu thematisieren und über Beratung und Hilfe 
für die durch Antragstellungen gesellschaftlich diskre-
ditierten Menschen nachzudenken. Offenbar nahm sie 
dabei die humanitäre Dimension der Ausreiseproble-
matik wahr und trat ihrem protestantischen Selbstver-
ständnis gemäß für die Betroffenen ein. Doch dass der 
Wunsch die DDR zu verlassen nichts Ungeheuerliches, 
sondern schlicht ein fundamentales Menschenrecht 
war, welches nicht zuletzt in der KSZE-Schlussakte 
explizit benannt wurde, war in weiten Teilen der Kir-
che keine selbstverständliche Ansicht. Obwohl sie im 
Grunde die einzige Institution war, die weiterhin – auch 
in Auseinandersetzung mit der SED-Macht – bürgerli-
che Traditionen und Menschenrechte verteidigte, sorgte 
die Ausreisefrage für erheblichen Zündstoff. Mit dem 
Problem von Flucht und Übersiedlung hatte sich die 
Evangelische Kirche schon lange vor dem Mauerbau 
intern auseinandersetzen müssen. Zu den Millionen, die 
die DDR verließen, gehörten nicht wenige kirchliche 
Mitarbeiter, insbesondere Pfarrer und Pastorinnen. Für 
die Evangelische Kirche ergab sich dadurch eine kaum 
lösbare Spannung: Aus institutioneller Verantwortung 
heraus konnte sie dem Weggang eigener Mitarbeiter 
nicht tatenlos zusehen. Aus moralischer Verantwortung 
musste sie sich hingegen dem von der SED tabuisierten 
Thema stellen und den vom Staat Diskriminierten 
Raum für Schutz und Hilfe bieten. 
Ausgangspunkt der Untersuchung ist die These, das 

die Ausreise als ein permanentes Problem der Honecker-
Ära wesentlichen Anteil an der schleichenden Erosion 
der DDR hatte. Den Kontext des Ausreiseproblems bil-
det dabei der KSZE-Prozess, ohne den die Dynamik die-
ser vor allem in den 80er Jahren immer mehr die Exis-
tenz des SED-Staates bedrohenden Massenbewegung 
nicht erklärbar wäre. Die SED hatte nicht zufällig den 
für sie prekären Zusammenhang zwischen „Helsinki“ 
und der Ausreisebewegung frühzeitig erkannt und mit 
der Zentralen Koordinierungsgruppe (ZKG) 1976 eine 
eigens zu ihrer Bekämpfung zuständige Abteilung inner-
halb des MfS geschaffen. Vor diesem Hintergrund wird 
das Verhalten der Evangelischen Kirche gegenüber die-
ser systemerschütternden Bewegung untersucht. Im Kern 
geht es dabei um die Frage, in welchem Maße die Kir-
che, die sich selbst auf einer permanenten Gratwande-
rung zwischen Loyalität und Distanz zum SED-Staat be-
fand, die Ausreisebewegung als ein politisches Problem 
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erkannte. Spätestens seit der Gründung des Bundes der 
Evangelischen Kirche in der DDR (BEK) 1969 verstand 
sich die Kirche als eine Institution in der DDR, wie es in 
der viel diskutierten Formel einer „Kirche im Sozialis-
mus“ ihren Niederschlag fand. Das Eintreten für Verän-
derungen und Reformen bis hin zur Unterstützung oppo-
sitioneller Arbeit bezog die Kirche, wie auch die meisten 
oppositionellen Gruppen, auf ein systemimmanentes En-
gagement. Die Bewegung der Antragsteller stand dieser 
Intention jedoch diametral entgegen, wenn auch einige 
von ihnen gerade aufgrund ihres oppositionellen Enga-
gements zur Ausreise gezwungen wurden. Ausgehend 
von diesem grundsätzlichen Spannungsverhältnis er-
scheint die Ausreiseproblematik als ein Indikator für die 
Rolle und das Selbstverständnis der Evangelischen Kir-
che im SED-Staat. Davon leitet sich die zentrale Frage 
ab, ob und inwieweit die Kirche über ihr humanitäres 
Engagement hinaus die Dynamik der Ausreisebewegung 
als ein Potential zur kritischen Distanz und Überwindung 
des SED-Staates aufgriff und nutzte. Die Problematik 
war für die Kirche kein Randthema, sondern hat in ei-
nem sehr viel stärkeren Maße den internen Diskurs zu 
ihrer eigenen Rolle in der DDR bestimmt, als das bisher 
angenommen wurde. Nicht zuletzt deshalb, weil sie 
durch den Weggang eigener Mitarbeiter in den Westen 
als Institution selbst betroffen war, kam die Kirche nicht 
umhin, zur Ausreisefrage grundsätzlich Stellung zu be-
ziehen. Dieser spezielle „Ausreise“-Diskurs beeinflusste 
auch erheblich ihre Haltung zur durch „Helsinki“ ange-
stoßenen Menschenrechtsdebatte. Bezüglich der Quel-
lengrundlage sind vor allem die relevanten Akten der 
BStU hervorzuheben. Aus ihnen lässt sich ersehen, dass 
das MfS bei seiner Bekämpfung der Ausreisebewegung 
viel stärker die systemsprengende Kraft einer Verknüp-
fung von kirchennaher Opposition, engagierter Kirchen-
basis und Ausreisebewegung erkannte, als sich das aus 
den bisherigen Forschungen zur Kirchen-, Oppositions-, 
und Widerstandsgeschichte der DDR ablesen ließ. Die 
Akten insbesondere des Evangelischen Zentralarchivs in 
Berlin sowie ausgewählter landeskirchlicher Archive 
lassen das Bild einer humanitär handelnden Kirche er-
kennen, die jedoch mit der politischen Brisanz der Aus-
reiseproblematik nur schwer umzugehen wusste. Auf der 
Grundlage dieser Quellenbasis sind erstmals detaillierte-
re Aussagen zum Umgang der Kirche mit dem Ausrei-
sephänomen möglich. 
Es ist nach wie vor strittig, inwieweit man die Aus-

reisebewegung als eine Form des Widerstandes gegen 
das SED-Regime betrachten kann. Vieles spricht da-
für, sie als eine Art „Fundamentalopposition“ zu be-
trachten, was noch keinen Widerstand im Sinne einer 
aktiven Handlung impliziert. Denn die Antragsteller 
stellten sich mit einer – vielfach erzwungenen – Kon-
sequenz gegen die DDR, die andere Widerstands-
gruppen kaum zu tragen bereit waren. Mit ihrem Be-
gehren wiesen gerade die Antragsteller, die das 
System weder reformieren, noch überwinden, sondern 
schlicht „nur“ verlassen wollten, den totalen Verfü-
gungsanspruch der herrschenden Partei zurück. 
Sowohl die kirchennahen oppositionellen Gruppen 

als auch die Institution Evangelische Kirche haben 
sich mit dieser systemerschütternden Bewegung äu-
ßerst schwer getan. Vor allem für diejenigen Opposi-
tionellen, die sich unter hohem persönlichen Risiko 
über Jahre hinweg für politische Veränderungen in 
der DDR einsetzten, war es eine schmerzliche Erfah-
rung, daß der Druck der Ausreisebewegung weit mehr 

zur Erosion des SED-Staates beitrug, als die mühevol-
le, oft mit leidenschaftlichem Engagement betriebene 
eigene Widerstandsarbeit.  
Die Evangelische Kirche befand sich letztlich in ei-

nem kaum lösbaren Dilemma: Ihre moralische Integ-
rität verpflichtete sie zwar einerseits zu solidarischem 
Handeln, andererseits konnte sie ihrem Selbstver-
ständnis nach als „Kirche im Sozialismus“ die Intenti-
on der Antragsteller, die die DDR faktisch aufgege-
ben hatten, kaum gutheißen. Dies wird gerade im Um-
gang mit den eigenen ausreisewilligen Mitarbeitern 
deutlich: Aus institutionellen und theologischen Er-
wägungen wies sie deren Ansinnen scharf zurück. Ih-
nen gegenüber wurden rigide kirchenrechtliche In-
strumentarien angewandt, die Übersiedlungen verhin-
dern, oder zumindest erschweren sollten. Selten nur 
wurde dabei der individuellen Situation der Betroffe-
nen Rechnung getragen. Zudem geriet die Kirche 
durch vielfältige Strategien der SED selbst immer 
wieder in das gefährliche Fahrwasser eines kaum 
durchschaubaren und auf wechselseitigen Abhängig-
keiten beruhenden Verhältnisses zum Staat. 
In der oft undeutlichen Haltung zur Ausreisebewe-

gung spiegelte sich ihr von Widersprüchen gekenn-
zeichneter Weg als einzige, sich zumindest teilweise 
dem totalen Anspruch des Systems entziehende Institu-
tion wider. Der kirchliche Umgang mit dem Flucht- 
und Ausreiseproblem resultierte dabei immer auch aus 
einer doppelten Erfahrung: der permanenten Gesell-
schaftskrise in den 50er Jahren und der aus Resignation 
folgenden Einlassung auf das SED-System nach dem 
Mauerbau. An konkreten Beispielen ist immer wieder 
zu ersehen, dass sich einzelne kirchliche Persönlichkei-
ten der direkten Hilfe für Antragsteller kaum verwehrt 
haben, auch wenn sie von ihrer grundsätzlichen Hal-
tung her gegen deren Ansinnen argumentierten. Huma-
nitäres Engagement rührte dabei nicht zuletzt aus ei-
nem protestantischen Selbstverständnis des an mora-
lische Integrität gebundenen Helfenden. 
Wie bei fast allen unerwünschten gesellschaftspoliti-

schen Themen bot die Evangelische Kirche den einzi-
gen Rahmen, in dem das Tabu „Ausreise“ angespro-
chen werden konnte. Der Staat hat dies widerwillig 
hinnehmen müssen, denn selbst sein restriktives Ein-
schreiten, immer wieder praktiziert in Form subtiler 
„Zersetzungsmethoden“, konnte letztlich nur „Teiler-
folge“ erzielen. Vor allem in den späten 80er Jahren 
stellten Gesprächsforen auf Kirchentagen, Teilnahmen 
an Gottesdiensten bis hin zu „Kirchenbesetzungen“ 
vielfältige Aktionsformen für Antragsteller dar, sich 
unter dem Schutz des öffentlichen Raumes, den in die-
ser Form allein die Evangelische Kirche bieten konnte, 
zu artikulieren. Im finalen Krisenjahr des SED-Staates 
war die Ausreisebewegung schließlich kaum noch von 
der sich aus dem Raum der Kirche heraus formierenden 
Oppositionsbewegung zu trennen. 
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Zeugnisse vom Leid. Die Speziallagerhaft 
in der SBZ/DDR 1945–1950 im Spiegel 
der Berichte ehemaliger Häftlinge und 
ihre öffentliche Resonanz 
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Im März 1990 übertrug das Fernsehen beider deutscher 
Staaten Bilder von Soldaten der NVA, die nahe dem ehe-
maligen KZ Sachsenhausen Gebeine und Schädel freileg-
ten. Sie stammten von Verstorbenen des Speziallagers 
Sachsenhausen, das von August 1945 bis März 1950 als 
das größte der zehn sowjetischen Lager auf dem Gebiet 
der späteren DDR genutzt worden war. Mit diesen Bildern 
kehrten die traurigen Überreste eines vergessenen Kapitels 
Nachkriegsgeschichte in das Bewusstsein einer schockier-
ten Öffentlichkeit zurück: Laut offiziellen sowjetischen 
Angaben hat jeder Dritte der insgesamt 122 671 inhaftier-
ten Deutschen die Speziallagerhaft aufgrund von Hunger 
und Folgekrankheiten nicht überlebt. Nach knapp vierzig 
Jahren der Tabuisierung dieses Themas in der DDR, das 
spätestens seit der neuen Ostpolitik 1970 auch in der alten 
Bundesrepublik einer ›Erinnerungsblockade‹ unterlag, 
schien mit dem Fall der Mauer endlich der Zeitpunkt ge-
kommen, den Verstorbenen dieses Lagersystems in Wür-
de zu gedenken und die Leidenserfahrungen dauerhaft im 
öffentlichen Bewusstsein zu verankern. Für die Erfah-
rungsgeneration in Ost und West, die als Jugendliche in 
den Lagern festgehalten worden war, bot sich die Chance, 
ihre persönlichen Gewalterfahrungen in die nun einset-
zende „Neu-Schreibung“ der deutsch-deutschen Nach-
kriegsgeschichte einzubringen: Keine vier Jahre später 
hatten sie mit 21 Berichten mehr autobiographische Texte 
über die Haft veröffentlicht als in der alten Bundesrepu-
blik bis dato erschienen waren. Bis 2003 sind weitere 20 
Haftmonographien hinzugekommen.  
Diese Zeugnisse bilden den Grundstock der vorliegen-

den Studie, die, aufbauend auf einer realhistorischen Er-
fassung des Lagersystems und der sozialpolitischen In-
tegration der Überlebenden in Ost und West, zwei Ziele 
verfolgt. Am Beispiel des Speziallagers Sachsenhausen 
wird eine Darstellung der Haftrealität aus Sicht der Be-
troffenen angestrebt, die bis heute aussteht. Und es soll 
die öffentliche Wahrnehmungsgeschichte der Spezialla-
gerhaft in der alten und neuen Bundesrepublik nachge-
zeichnet werden. Dies geschieht vor dem Hintergrund, 
dass sich die heute noch lebenden, einstigen Insassen der 
Speziallager – was das öffentliche Gedenken betrifft – 
vielfach als „Opfer zweiter Klasse“ empfinden. 
Für beide Zwecke werden neben der Memoirenlite-

ratur Haftumfragen hinzugezogen, die in den frühen 
1950er Jahren von der „Kampfgruppe gegen Un-
menschlichkeit“ (KgU) unter der Zielsetzung erhoben 
und publiziert wurden, die (Welt-)Öffentlichkeit über 
die Zustände unter kommunistischer Herrschaft zu in-
formieren. Auch wurde das nach der friedlichen Re-
volution eingerichtete „Speziallager-Erinnerungsar-
chiv“ der Gedenkstätte in Sachsenhausen eingesehen, 
das auf schriftlichen wie mündlichen Berichten ehe-

maliger Lagerinsassen beruht. Schließlich wurden im 
Rahmen der Arbeit zwölf narrative Interviews mit 
damals jugendlichen Opfern geführt. Diese enthalten 
Erfahrungswerte, die von den zuvor genannten Quel-
len nicht oder nur marginal thematisiert werden: Die 
lebensgeschichtlichen Erfahrungen nach der Haft, auf 
deren Grundlage die heutige Selbstwahrnehmung als 
„Opfer zweiter Klasse“ beruht. 
Anhand dieser Materialien soll erstens die Lager-

realität aus Sicht der in Sachsenhausen Inhaftierten 
dargestellt werden. Dabei geht es unter anderem auch 
um die vielfach gewalttätig ausgetragenen Konflikte 
unter den Häftlingen. Dieser Aspekt der Haft, der bei 
seiner Rekonstruktion große Sensibilität erfordert, 
wird mit dieser Studie erstmals für die Speziallager 
erarbeitet. Diesbezüglich ist es ein Anliegen, die Dy-
namiken aufzuzeigen, denen eine auf das Überleben 
ausgerichtete Zwangsgemeinschaft unterliegt und so-
mit die Prozesse zu verdeutlichen, die Primo Levi als 
„Grauzone“ repressiver Lagersysteme umschrieben 
hat. Gemeint ist damit, dass Häftlinge als Opfer auch 
zu Tätern an ihren Mithäftlingen werden können. Die-
se „Grauzone“ aber ausschließlich als Überlebens-
kampf der Lagerinsassen (zumal in einer dauerhaften 
psychischen Stresssituation) zu kennzeichnen, greift 
ausweislich der Quellen zu kurz. Die Dokumente ver-
deutlichen, dass ebenfalls generationelle wie politisch 
motivierte Konflikte zu hinterfragen sind, die den 
„Lageralltag“ nicht minder prägten und die auf die 
personelle Zusammensetzung der Zwangsgemein-
schaft zurückzuführen sind: Zur „Gemeinschaft“ ver-
dammt waren ehemalige Anhänger wie Gegner des 
Nationalsozialismus sowie tatsächliche Opponenten 
der Besatzungsmacht und schließlich zahlreiche, de-
nen eine solche Opposition willkürlich von den Sow-
jets unterstellt wurde.  
Zweitens kommt es darauf an, die Selbstbilder der Op-

fer zu rekonstruieren. Dass sich die haftinternen Konflik-
te auf die wechselseitige Wahrnehmung der ehemaligen 
Häftlinge auswirkte und somit auf die jeweiligen Versu-
che, sich einen spezifischen Opferstatus zuzuschreiben, 
ist dabei von großer Bedeutung. Gleichzeitig geht es a-
ber auch darum, den Wandel dieser Opferbilder aufzu-
zeigen: Wollten die ehemaligen Häftlinge (ausweislich 
ihrer Aussagen vor der KgU) nach der Haftentlassung 
als homogene Opfergruppe kommunistischer Verfol-
gung gesellschaftliche Anerkennung finden, so geht es 
ihnen heute hauptsächlich darum, als Opfer bestätigt zu 
werden, die für den Nationalsozialismus nicht verant-
wortlich zu machen sind.  
Drittens intendiert die Arbeit, die Wahrnehmungs-

geschichte der Speziallagerhaft in der alten und neuen 
Bundesrepublik nachzuzeichnen – und zwar so, wie 
sie sich in den Erinnerungszeugnissen spiegelt, die 
sämtlich erst nach der Entlassung verfasst wurden. 
Ausgelotet wird also das sich seit 1950 wandelnde 
Verhältnis der „deutschen Tätergesellschaft“ zu Per-
sonengruppen, die als Angehörige eben dieser Gesell-
schaft selbst zu Opfern wurden. Bei der Bearbeitung 
dieses Fragekomplexes ist zu berücksichtigen, dass es 
sich bei den Erfahrungsberichten der Verfolgten, wie 
die Oral-History Forschung hinreichend deutlich ge-
macht hat, idealiter um individuelle Bewältigungsver-
suche handelt. Doch der psychologische Kompensati-
onsversuch durch mündliche oder schriftliche Erinne-
rungszeugnisse enthält eine weitere Funktion: Es 
handelt sich um Dialogangebote zwecks Aushandlung 
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einer öffentlichen Zeugen- und Mitträgerschaft des 
Dargestellten, an deren Ende Emphatie und Komemo-
ration stehen sollen. Zwingend ist daher nach der Er-
innerungsgestaltung der Narrative zu fragen. Dabei 
bestätigt sich, dass die Öffentlichkeit als Bezugsrah-
men in die Berichte eingewoben ist. Denn Opfer, so 
heißt es in der Traumaforschung, berichten vornehm-
lich Dinge, von denen sie glauben, dass der Empfän-
ger sie verstehen kann. Abhängig vom Zeitpunkt, zu 
dem die Betroffenen ihre Erfahrungen fixieren, ist 
somit der jeweilige gesellschaftliche Erfahrungshori-
zont in die Narrative eingeschrieben und mit ihm die 
öffentliche Erwartungshaltung an solche Berichte. 
Dies wiederum bedeutet, dass die ehemaligen Häft-
linge mit ihren erzählerischen Angeboten eine Ge-
schichte jenseits der Haft verfassen: Die ihrer gesell-
schaftlichen Wahrnehmung, die sie seit 1950 zu 
initiieren, zu korrigieren oder zu widerlegen suchen. 
Unter welchen gesellschaftlichen Bedingungen also 
entsteht seit 1950 welches historische Narrativ über 
die Speziallagerhaft?  
Mit Blick auf die Erwartungshaltung und den Erfah-

rungshorizont der Rezipienten ist zu bedenken, dass 
Gesellschaften wie Individuen in der Regel auf Op-
fererfahrungen mit Irritation oder, wie Psychologen es 
nennen, mit Verleugnung oder Verdrängung reagie-
ren. Diese Dissoziation, die auf einer kulturellen, auf 
eigene Täteranteile fixierte Opferdefinition beruht, ist 
nur unter einer Bedingung zu durchbrechen: Der Be-
troffene muss beweisen, dass er ohne eigenes Zutun 
zum passiven Objekt eines Unrechts geworden ist. Ob 
diese Unschuldsdokumentationen jedoch „erfolg-
reich“ sind, beim Adressaten Empathie, d. h. morali-
sche Positionierungen gegenüber der Geschichte auf-
rufen, hängt von der moralischen wie politischen 
Funktionalisierbarkeit dieser Beweise ab. Anders 
formuliert: Sie müssen das Potential einer affektiven 
Pseudo-Identifikation enthalten, anhand derer sich der 
Rezipient vor dem Hintergrund seines Erfahrungsho-
rizonts auf der historisch „guten Seite“ verorten kann, 
um sich seiner eigenen politischen wie moralischen 
Identität zu versichern (und um seine eigene Humani-
tät unter Beweis zu stellen). Mittels dieser funktiona-
lisierenden „Identifikation“ mit Opfern als Vorausset-
zung ihrer Wahrnehmung ist die Meßlatte benannt, 
anhand derer Erinnerungsgestaltung und gesellschaft-
licher Erfahrungshorizont seit 1950 in ihrer gegensei-
tigen Abhängigkeit aufzuzeigen sind.  
Bezugnehmend auf die 1990er Jahre – um ein illust-

rierendes Beispiel zu nennen – liegt dem gesellschaft-
lichem Bezugsrahmen die erinnerungskulturelle Ver-
ankerung der nationalsozialistischen Verbrechen vor 
allem an den europäischen Juden zugrunde. Die von 
den Betroffenen konstatierte unzulängliche Wahr-
nehmung ihrer Erfahrungen als Ausdruck einer ge-
sellschaftlichen Präokkupation mit deutscher Täterge-
schichte zu sehen, liegt nahe. Wichtiger erscheint je-
doch, dass die Speziallageropfer über ein geringes 
Identifikationspotential verfügen, weil sie pauschal 
als Angehörige der NS-Tätergesellschaft gesehen 
werden. Ihre Perspektive zu übernehmen, hieße für 
den Rezipienten folglich, sich auf der historisch „fal-
schen Seite“ zu positionieren. Paradoxerweise wird 
diese Abwehrhaltung durch die zeitgenössische Erin-
nerungsgestaltung der Betroffenen befördert, die 
gleichfalls als eine Form der Pseudo-Identifikation zu 
verstehen ist. Eklatantes Beispiel ist die Umsetzung 

von Speziallagererfahrungen in die Bildsprache des 
Films „Schindlers Liste“. Da mit einer solchen etiket-
tierenden „Wechselrahmung“ als unschuldiges Opfer 
der Versuch einer Enthistorisierung und Entkontextu-
alisierung vorliegt, sind Irritationen seitens des Rezi-
pienten programmiert. Doch gleichzeitig liegt mit die-
sem Beispiel ein Beleg vor, dass die eigenen 
Erfahrungen im Einklang mit dem öffentlichen Erfah-
rungshorizont zu transportieren gesucht werden. Über 
wen sagt eine solche Rahmung also mehr aus: Über 
den Berichtenden oder über den Empfänger? 
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Die Dissertation befasst sich mit dem Zeichner, Maler und 
Schriftsteller Roger Loewig, dessen Biografie exemplari-
sche Züge parallel zur historischen Entwicklung Deutsch-
lands aufweist und der sich in seinem Werk unter anderem 
mit dieser Entwicklung auseinandersetzt. Einen Großteil 
seiner künstlerischen Reifung vollzog sich in der DDR, 
mit deren politischem Regime er aufgrund seiner politi-
schen Haltung und den mit damit verbundenen bildneri-
schen Aussagen in tiefen Konflikt geriet. Diese Arbeit legt 
den Schwerpunkt auf diese Phase von Loewigs Werk, 
zugleich aber wird sie auch als Monografie auf die Le-
bensphase in der Bundesrepublik Deutschland eingehen, 
wohin Loewig Anfang der siebziger Jahre umsiedelte. 
Geboren 1930 in Schlesien, erlebte Loewig als Ju-

gendlicher den Zweiten Weltkrieg und anschließend die 
Flucht gen Westen. Diese Erfahrungen beschäftigten ihn 
künstlerisch, später modifiziert zu den allgemeineren 
Themen Krieg und Unbehaustsein, sein Leben lang. Es 
folgten unstete Jahre im Nachkriegsdeutschland und in 
der sich gründenden DDR. Eine allmähliche Beruhigung 
fand das Leben des Anfang Zwanzigjährigen, als er sich 
in den fünfziger Jahren in Berlin niederließ und eine 
Ausbildung als Lehrer absolvierte. Zugleich begann er, 
nachdem er zunächst vor allem dichterisch tätig war, au-
todidaktisch mit der bildkünstlerischen Tätigkeit als Ma-
ler. Seine Werke fanden jedoch keinen Anklang im offi-
ziellen Kontext, sondern entstanden, auch wegen der 
brisanten politischen und gesellschaftlichen Themen, im 
Verborgenen. Trotzdem geriet er 1963 ins Visier der 
Staatssicherheit, als er in einem privaten Kreis seine kri-
tischen Bilder zu Krieg und vor allem zum Mauerbau 
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zeigte. 1963/64 kam Loewig in Untersuchungshaft. Nach 
seiner Haftentlassung durfte Loewig nicht mehr als Leh-
rer tätig sein. Er wandte sich nun der vollberuflichen Tä-
tigkeit als Künstler zu. Als sich abzeichnete, dass Loe-
wig in der DDR wegen seiner politischen und künst-
lerischen Einstellung weiterhin in Schwierigkeiten 
geraten würde, wurde 1967 ein Ausreiseantrag gestellt, 
dem 1972 stattgegeben wurde. Loewig verließ die DDR. 
Doch auch im Westen fand er künstlerisch nur bedingt 
Anklang.  
Als Roger Loewig um 1953 mit seiner bildkünstleri-

schen Arbeit begann, traf seine Hinwendung zur Kunst 
auf ein zeithistorisches Klima zunehmender Restriktion 
einer parteigesteuerten Kunstpolitik. Es sollte, verstärkt 
seit 1952, eine Kulturkonzeption durchgesetzt werden, 
die, stilistisch an sowjetischen Vorbildern orientiert, den 
„neuen“, sozialistischen Menschen und das „Typische“ 
der sozialistischen Gesellschaft zum Ausdruck bringen 
sollte. Von einer solchen offiziellen Haltung war der An-
satz Loewigs weit entfernt. Er orientierte sich mit der 
Hinwendung zum Expressionismus zunächst an einer 
Kunstrichtung, die fast zehn Jahre vor dem Beginn sei-
ner künstlerischen Arbeit erneut aktuell gewesen war, da 
sie bewusst an die modernen und im Dritten Reich ver-
femten Stilrichtungen aus den zehner und zwanziger Jah-
ren angeknüpft hatte. Was in der unmittelbaren Phase 
nach dem Zweiten Weltkrieg von Künstlern unter dem 
Eindruck des Grauens des Krieges künstlerisch geschaf-
fen worden war, holte er nun individuell nach, doch 
wandte er sich unter den gewandelten politischen Bedin-
gungen einer inzwischen im SED-Regime zurückgewie-
senen Kunstrichtung zu. Denn die Phase des Stilplura-
lismus, an der sich Loewig orientierte, war im Zuge der 
zunehmenden politischen Spannungen zwischen den 
Siegermächten des Zweiten Weltkrieges und dem Be-
ginn des „Kalten Krieges“ bereits in den Jahren 1947–49 
zu Ende gegangen. 
Die zudem zwischenzeitlich entbrannten kunsttheo-

retischen Auseinandersetzungen um Gegenständlich-
keit und Abstraktion entschied Loewig für sich, in-
dem er sich von Beginn an der Figuration verschrieb. 
Nachdem er zunächst vor allem Landschaftsbilder ge-
fertigt hatte, zeigte er ab Mitte der fünfziger Jahre vor 
allem einige für die Nachkriegszeit typische Genres 
wie Flüchtlingsdarstellungen und Ruinenlandschaften. 
Doch er thematisierte sie nicht mehr aus dem unmit-
telbaren Erleben heraus, sondern retrospektiv, ob-
gleich auch bei ihm eine Verarbeitung eigener trau-
matischer Erlebnisse stattfand. Loewigs Werke ab 
dieser frühen Phase lassen die Einordnung in den 
Kontext einer Kunsthaltung zu, deren Themen außer-
halb der Kunst im Humanistischen, Sozialen und Re-
ligiösen angesiedelt sind und die in der Kunst eine 
Stellungnahme fordern. Schon früh findet man die 
Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus und 
seinem (sichtbaren) Erbe, was sich in den sechziger 
Jahren noch verstärken sollte. Man könnte folgern, 
dass er sich, indem er solche von hohem humanisti-
schen Anspruch und von antifaschistischem Gedan-
kengut geprägte Werke schuf, an Ideen orientierte, die 
von der DDR in Abgrenzung zur BRD hochgehalten 
wurden. Antifaschismus kann als Staatsräson gelten, 
auch der Erbeanspruch auf den Humanismus wurde 
im Selbstverständnis der DDR gegen den Liberalis-
mus und Pluralismus im Westen gesetzt. Loewig teilte 
diese in der DDR kanonisierte Sicht auf die Bundes-
republik als „Teil der angloamerikanischen Zivilisati-

on des Konsumismus, Kapitalismus und Materialis-
mus“ (Gillen) in modifizierter Form durchaus. Nur 
folgte er der Eigensicht der DDR als dem „besseren 
Deutschland“, als einem Ort der Kultur in der Nach-
folge des Humanismus, nicht. Gerade hier übte er Kri-
tik an dem geistigen und politischen Anspruch der 
DDR, aber auch an den realen Lebensumstände, die er 
in seinem Alltag vorfand.  
Hatte sich Loewig zu Beginn der künstlerischen 

Arbeit auf Mittel der Malerei beschränkt, wandte er 
sich nach einer kurzen experimentellen Phase zu Be-
ginn der sechziger Jahre, in der er u. a. Versuche mit 
verschiedenen Abstraktionsgraden und Materialien 
anstellte, zunehmend der Zeichnung zu. Sie blieb sei-
ther sein hauptsächliches Betätigungsfeld.  
In dieser Phase der Überschneidung entstanden in 

beiden bildnerischen Medien und in schriftlichen Wer-
ken Bilder und Gedichte, die sich in unmittelbarer zeit-
licher Nähe mit dem innerdeutschen Mauerbau ausein-
ander setzte. Wie kaum ein anderer Künstler in der 
DDR thematisierte Loewig die Mauer ablehnend-
kritisch in seinen Bildern und Gedichten, anders als 
viele bildende Künstler, die Schweigen zu einem der 
brisantesten Themen in der DDR bewahrten oder sich 
hoffnungsvoll äußerten, dass die Mauer zu einer Erwei-
terung und Liberalisierung im Inneren durch den 
Schutz nach außen führen könnte. Loewig folgte dieser 
Auffassung nicht und setzte darüber hinaus bewusst die 
Assoziation ein, die die Grenzmauern und Wachtürme 
an Konzentrationslager hatten, eine Provokation in der 
sich antifaschistisch verstehenden DDR.  
Künstlerisch bediente Loewig sich auch in den fol-

genden Jahren weiterhin künstlerischer Mittel, die 
sich von der von Seiten der SED erhofften Darstel-
lung eines harmonischen Weltbildes der gedeihenden 
sozialistischen Gesellschaft abhoben. Seine Auffas-
sung formulierte er, in der Formensprache am histori-
schen Surrealismus orientiert, unter anderem durch 
die bewusste Hinwendung zur Darstellung von Häss-
lichem oder Quälendem. Nach seiner Haft entstanden 
zunehmend Bilder, in denen das Verletzte und Ent-
stellte, das Fragmentarische und Isoliert-Vereinsamte 
dominierte. Eine Vielzahl von Metaphern für Tod und 
Sterben erscheinen in den Werken: vom traditionellen 
Totenskelett bis hin zu Deformierungen menschlicher 
Körper und der für Loewig in dieser Zeit typischen 
Mischwesen aus menschlichen, tierischen und pflanz-
lichen Partikeln. Die vorherrschende Todesthematik 
stand als bildgewordener Ausdruck der Verweigerung 
gegen die geforderte positive Einstellung. Vor allem 
aber galten sie dem Künstler als ein weiterer Versuch 
der Aufarbeitung des Holocaust und der Folterungen 
in den Konzentrationslagern. Allmählich wurden die 
Bildaussagen globaler, indem Loewig sie darüber hin-
aus auf internationale Internierungslager für Kriegsge-
fangene oder missliebige Bürger bezog. Auch die 
vielfach exponierte Darstellung von Genitalien hat 
meist weniger mit der Darstellung von körperlicher 
Liebe, Erotik und Sinnlichkeit zu tun als mit der Ein-
bettung in ein grausames Universum, das die Bilder 
der Zeit panoramenartig ausbreiten.  
Wie in den ersten Bildern siedeln sich die Szenen 

meist in der Landschaft an. Natur bedeutete Loewig 
nicht das Objekt menschlicher Beherrschung, auch 
findet sich nur selten die Darstellung einer „ursprüng-
lichen“ Natur, in die sich der Mensch aus einer über-
zivilisierten Stadtwelt zurückziehen kann. Früh prob-
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lematisierte der Künstler, dass der Zustand der Natur 
mit dem Menschen und seinem Schicksal unlösbar 
verbunden ist und dass schädliche Eingriffe den Le-
bensraum von Mensch und Tier gefährden. In An-
knüpfung an romantische Traditionen ist die Land-
schaft nicht etwas, was außerhalb des Menschen liegt, 
sondern auch ein Spiegelbild seiner Befindlichkeit. In 
diesen Kontext gehören auch die verstärkt auftau-
chenden Tiere, die als Symbolträger fungieren, wie 
allgemein die vielfach gezeigten Vögel als Sinnbilder 
für die Überwindung von Grenzen und speziell die In-
sekten als verklausulierte Auseinandersetzung mit 
dem Prager Frühling.  
Außerdem wandte sich Loewig seit Mitte der sechzi-

ger Jahre verstärkt dem Mythos zu, einem Thema, das 
später in der DDR bei Künstlern und Autoren eine weite 
Verbreitung fand. Loewig kann hier als einer der Vorrei-
ter gelten. Er beschränkte sich nicht darauf, die Vergan-
genheit durch den Mythos zu bezeichnen, sondern seine 
Belebung diente zugleich als Versuch, Erklärungen für 
zeitgenössische politische Erfahrungen zu finden. Wie-
der fand er so eine Möglichkeit, die ihn umgebenden 
Realität verschlüsselt im Sinne einer Gesellschaftskritik 
zu kommentieren. Im Mittelpunkt seiner Bearbeitung 
stand über Jahre der Mythos von Ikarus, bei dem es ne-
ben den politischen Aussagen immer auch um die Aus-
einandersetzung mit der eigenen Person ging. Seine In-
terpretation konzentrierte sich auf die tragischen Aspekte 
des Scheiterns der mythologischen Figur. 
Seine in der Kunst formulierte Haltung setzte Loe-

wig vor allem seit den sechziger Jahren in Opposition 
zum herrschenden SED-Regime. Einen Anschluss an 
eine ihm nahe stehende politische Gruppierung suchte 
Loewig jedoch nicht. Er führte den Dialog über das 
System im privaten Rahmen in der DDR, oft auch mit 
aus unterschiedlichen politischen Zusammenhängen 
stammenden westdeutschen Freunden und Bekannten. 
Nach der Haft Anfang der sechziger Jahre zog er sich 
verstärkt auf die künstlerische Arbeit zurück. Im Um-
land von Berlin, in einem Haus eines Freundes auf 
dem Land, entstand nun ein Großteil seines Werkes. 
Trotz seines tendenziell einzelgängerischen Verhal-
tens gehört Loewig in ein Umfeld von Opposition und 
Verweigerung innerhalb der DDR. Vor der Folie der 
aktuellen Forschung der DDR-Oppositionsforschung, 
die die Vielfältigkeit solcher widerständigen Haltun-
gen und Handlungsweisen betont, kann Loewigs wi-
derständige Haltung als eine Form bürgerlicher Ab-
lehnung herausgearbeitet werden. Er lebte in einem 
System, das die Existenz von Opposition als Problem 
der nicht-sozialistischen Länder und Widerstand im 
eigenen Land als ideologische „Subversion des Fein-
des“, sprich des westlichen Lagers, sah, und das un-
barmherzig gegen jegliche Auflehnung und Unange-
passtheit vorging. Bezogen auf Loewig lässt sich die 
offizielle Argumentation besonders dezidiert im Pro-
zess gegen den Künstler aufzeigen, weil die Anklage 
und das anschließende Urteil die politischen Inhalte 
der Bilder mit der als bürgerlich-dekadent verworfe-
nen künstlerischen Ausdrucksweise untrennbar ver-
knüpft sieht. Hier lässt sich die zugespitzte Spannung 
zwischen dem offiziell herrschenden Bild des Staates 
und dem Erleben des Künstlers aufzeigen.  
Anfang der siebziger Jahre vollzog sich mit der 

Übersiedlung in die BRD ein tiefer Einschnitt in Loe-
wig Biografie. Zunächst setzten sich in seinem Werk 
scheinbar übergangslos viele der in der DDR bereits 

bereits begonnenen Inhalte (u. a. Landschaft und My-
thos) fort. Neben der Kontinuität fanden fast unmerk-
lich Verschiebungen statt: Schon Ende der sechziger 
Jahre lässt sich eine Abnahme der „grausamen“ Bild-
szenen beobachten, was sich verstärkt in den folgen-
den Jahrzehnten noch verstärkt. Allmählich verlieren 
sich verfremdenden Elemente, und Loewigs Kunst 
gewinnt an realistischem Ausdruck. Angelehnt an die 
aufkommenden Umwelt-, Antiatom- und Friedensbe-
wegungen im Westen findet inhaltlich eine Umdeu-
tung des bereits vorher bearbeiteten Landschaftsthe-
mas hin zur Anklage gegen die Zerstörung der 
gewachsenen Natur statt. Die internationalen Reisen, 
die er seit den siebziger Jahren unternahm, fanden vor 
allem in seinem dichterischen Werk Niederschlag. 
Nach einer anfänglichen gewissen Bekanntheit im 

Westen, die mit Förderungen auf verschiedenen Ebenen 
(u. a. Stipendium der Villa Massimo und zahlreiche grö-
ßere Ausstellungen) einherging, wurde es allmählich stil-
ler um Loewig. Seine künstlerische Ausdrucksweise 
stand in zunehmendem Maße im Gegensatz zur herr-
schenden westlichen bzw. speziell der Westberliner 
Kunstszene, denn sein bewusst gegen die modernen 
westlichen Kunstströmungen der Nachkriegszeit des 20. 
Jahrhunderts (z. B. deren an innerkünstlerischen Frage-
stellungen orientierte Inhalte) gerichteter Weg, den er 
mit den Bildmitteln der Zeichnung vertrat, wurde als 
konventionell angesehen. Die multimedialen Experimen-
te der sechziger und siebziger Jahre, die Ereigniskünste 
Happening und Fluxus und die in der verbliebenen Ma-
lerei an der amerikanischen Pop Art orientierten Farbig-
keit, Geometrie und Großformatigkeit wies er von sich. 
Sein auch nach dem Verlassen der DDR politischer, pä-
dagogischer und moralischer Anspruch an Kunst, in 
Kombination mit der figurativen Formensprache, nahm 
sich nach der Übersiedlung fremd vor der allgemeinen 
Kunstentwicklung aus. Zwar hatte auch im Westen in 
den sechziger Jahren eine Politisierung der Gesellschaft 
und der Kultur stattgefunden, doch blieb das politische 
Engagement in der bildenden Kunst, anders als in der Li-
teratur, eher zurückhaltend. Das kritische Bildpotential, 
vor allem im in Berlin ausgeübten „Kritischen Realis-
mus“, orientierte sich am aus Amerika importierten Fo-
torealismus und stand im diametralen Gegensatz zu 
Loewigs kleinformatigen, lyrischen Zeichnungen. Diese 
westliche Rückorientierung an die Figuration ging einher 
mit beißend karikierenden Entwürfen, die, an der All-
tagswelt orientiert, eine aggressive Anklage gegen die 
Verhältnisse formulierten. Im späten mittleren bzw. im 
späten Werk Loewigs hatten sich jedoch die streitbaren 
Töne der Frühphase verflüchtigt, auch die bei den kriti-
schen Realisten thematisierte Großstadtproblematik hatte 
Loewig innerhalb seines Œuvres überwunden, so dass 
auch über den Umweg einer gemeinsamen Anknüpfung 
an realistische oder surrealistische Traditionen keine 
Verbindungen entstanden. Einzig im Umfeld des losen 
Verbundes der „Berliner Malerpoeten“, der sich bei un-
terschiedlicher künstlerischer Ausdrucksweise über die 
Doppelbegabung des Malens und Schreibens definierte, 
fand Loewig zu einer ansonsten zeitlebens wenig ge-
pflegten Kommunikation mit anderen Künstlern. Die 
Rezeption seiner Kunst fand, im Überblick gesehen 
durchgehend im Osten wie im Westen, vielfach in priva-
ten Kreisen statt. 
Loewig litt unter dem Verlassen der DDR, die er, 

trotz der massiven Schwierigkeiten, die er erlebt hatte, 
als Heimat betrachtete. Viele seiner Bilder und vor al-
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lem die Gedichte thematisieren diesen Aspekt seiner 
Biografie. Er wollte sich weder vertiefter im Westen 
verwurzeln, noch, wie andere übergesiedelte Schrift-
steller und bildende Künstler, auf die Herkunft aus 
Ostdeutschland reduziert werden und als „DDR-Künst-
ler“ wahrgenommen werden. Seine Position siedelte er 
einerseits zwischen den beiden deutschen Staaten an, in 
der Folge bezog er aber zunehmend eine globale Posi-
tion, indem er, meist in den Werken zugeordneten Tex-
ten, auf die allgemeine grenzüberschreitende und zeit-
lose Bedeutung seiner Aussagen hinwies.  
In den achtziger Jahre durchlief Loewig, sowohl bezo-

gen auf seine Biografie wie auf sein Werk, ausgesproche-
ne Krisenphasen, die im Werk und vor allem in seiner 
Korrespondenz Ausdruck fanden. Für die letzte Phase sei-
nes Schaffens lässt sich schließlich, auch bedingt durch 
Krankheit, eine deutliche Abnahme der künstlerischen 
Produktion konstatieren. Der Künstler widmete sich nun 
häufiger der Ordnung seiner eigenen Arbeiten. 
So befand sich Loewig zeitlebens auf sehr unterschied-

liche Ebenen in Konflikt mit der ihn umgebenden gesell-
schaftlichen und politischen Realität, den er in seiner 
Kunst abarbeitete. Es lässt sich eine sich die gesamte Bio-
grafie des Künstlers durchziehende, divergierend zu den 
historischen und kulturhistorischen Prozessen im Osten 
wie im Westen verlaufende künstlerische und biografische 
Entwicklung Loewigs konstatieren: Inhalte und Formen-
sprache entwickelte er entweder zu früh oder zu spät, um 
eine breitere Öffentlichkeit auf seine Kunst aufmerksam 
zu machen, so dass seine Kunst häufig nur in einem ein-
geweihten Kreis, oftmals von Laien, aufgenommen wur-
de. Seine Haltung nach der Übersiedlung in den Westen 
verdeutlicht auch, wie sehr ihm die Differenzen und die 
Ablehnung, die er im DDR-System erfuhr, Antriebskraft 
für die künstlerische Produktion gegeben hatte. Später 
fehlte ihm dieser einschätzbare Gegner, gegen den sich 
sein wütender Angriff richten konnte. Loewigs inhaltli-
ches Konzept, das im Werk als übergreifendes Thema un-
terschiedliche Ausprägungen annahm, war konsequent 
Herrschaftskritik, soweit sie mit einem Machtmissbrauch 
einher ging. Der in beiden deutschen Systemen nonkon-
forme Loewig verband seine inhaltliche Kritik mit einer 
vielseitigen künstlerischen Entwicklung.  
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Interpretationen Ikarus-Mythos in der  
Literaturgeschichte der DDR 

 
 
 
 
 
 
VON  
CHIARA MARMUGI 

 
Ikarus hat auf Künstler, Literaten und Denker aller Zeiten 
eine besondere Faszination ausgeübt. Dichter, Dramatur-
gen, Prosaschriftsteller, Maler, Bildhauer, Essayisten Phi-
losophen und Wissenschaftler haben sich oft diesen My-
thos angeeignet. Das antike Sujet wurde nicht nur 
erstaunlich häufig rezipiert, sondern auch auf äußerst viel-
fältige und oft gegensätzliche Weise verarbeitet. Im ersten 
Teil meiner Arbeit wird die literaturhistorische Entwick-
lung des Mythos aufgezeigt; Teil zwei untersucht die 
Aufnahme des Ikarus-Mythos in der DDR-Literatur.  
Nicht allein die Intensität der Rezeption erstaunt, 

sondern auch ihre Diversität. Besonders interessieren 
hier die verschiedenen Funktionen, die Ikarus sowohl 
im Kontext eines dichterischen Gesamtwerks als auch 
im sozialen und kulturellen Leben der DDR erfüllte. In 
der Dissertation wird geschildert, wie das Bekenntnis 
zu Ikarus von Seiten der DDR-Schriftsteller vornehm-
lich aus der Identifikation mit seinem Befreiungs-
schwung, mit seiner Suche nach technischem und ge-
sellschaftlichem Fortschritt und anschließend aus der 
Reflektion seines Leidens und Scheiterns erwächst. 
Die Mythenrezeption wurde in der Literatur der DDR 

in doppelter Weise autorisiert: Einerseits wurde sie als 
Teil des kulturellen Erbes hochgeschätzt und in den 
Demokratisierungsprozess der Nachkriegszeit einge-
führt, anderseits erlang sie Wertschätzung infolge der 
Achtung, welche die sogenannten ‚sozialistischen 
Klassiker‛ ihr entgegenbrachten. Die Aufnahme antiker 
Stoffe und Motive erfolgte in der DDR-Literatur ab den 
Fünfziger Jahren in der Lyrikproduktion und ab den 
Sechziger Jahren in den Bereichen der Epik, der Essay-
istik und insbesondere der Dramatik. Die mythologi-
schen Gestalten wurden verwendet, um zeitgenössische 
Probleme zu gestalten und um produktive Antworten 
auf Fragestellungen der Gegenwart zu erhalten.  
Im Gegensatz zur klassischen Mythenrezeption, die 

immer den antiken Figuren eine Vorbildfunktion zu-
sprach, war die moderne Beziehung zur Antike domi-
niert durch den kritischen Umgang mit dem Mythos. Das 
Verhältnis zum kulturellen Erbe war im Laufe der DDR-
Literaturgeschichte höchst differenziert, aber es gab ge-
wisse Grundhaltungen, in denen entweder Momente der 
Bejahung oder der Kritik überwogen: In der ersten Phase 
der Entwicklung der DDR-Gesellschaft zeigten fast alle 
Künstler eine mehr oder weniger naive Zustimmung 
zum Sozialismus und ihr Verhältnis zur Mythologie ent-
sprach der Identifikation mit den unterschiedlichen be-
handelten Gestalten. Ab Mitte der Sechziger Jahre be-
gannen viele Autoren, die bis dahin in verschiedener 
Weise sozialismusgläubig gewesen waren, als Kritiker 
des Systems hervorzutreten und – wie es Volker Riedel 
formulierte – „dann bedeutete die Kritik am ‚realen So-
zialismus‛ meistens zugleich eine Kritik an den tradier-
ten Versionen“ der Mythen. Riedel fügte hinzu, dass die-
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se Entwicklung „sich besonders markant an den Wand-
lungen des Bildes von Prometheus, Herakles, Odysseus 
und Ikaros“ zeige. Während aber sowohl er selbst als 
auch Rüdiger Bernhardt die unterschiedlichen Entwick-
lungen der ersten drei Figuren genau schilderten, wurde 
Riedels These am Beilspiel der Ikarus-Gestalt nie nach-
gewiesen. Diese markante Lücke zu füllen, ist nicht zu-
letzt Ziel meiner Arbeit. 
Seine Bedeutung in der Weltliteratur verdankt der 

Ikarus-Mythos in hohem Maße der politischen Adapti-
on, wie mein geschichtlicher Überblick zeigen wird. 
Seit der Romantik ist die mythische Gestalt wiederholt 
als Vorkämpfer für die Freiheit oder als Verfechter ei-
ner Gerechtigkeitsutopie aufgefasst worden. In der 
DDR-Literatur wurde aufgrund der sozio-politischen 
und kulturellen Konstellation das Ikarus-Motiv häufig 
auf politische Weise interpretiert. Nicht immer entspra-
chen die Adaptionen dem klassischen Muster, der My-
thos wurde als Mittel der kritischen Reflektion genutzt 
und neue interessante Facetten des Stoffes wurden ent-
faltet. Die politische Ikarus-Deutung und ihre Entwick-
lung stehen deshalb im Vordergrund meiner Arbeit.  
Die ‚familiäre‘ Struktur der frühen DDR-Gesell-

schaft, in der sich alle durch den bekennenden Antifa-
schismus verbunden fühlten, den DDR-Staat als Vater 
und die Partei als Mutter ansahen, hatte eine besondere 
Verbindung zwischen Staatsapparat und Intellektuellen 
hergestellt. Die Schriftsteller erhielten den Auftrag, als 
Sprachrohr der politischen Obrigkeit zu wirken, dem 
Volk den sozialistischen Offizialdiskurs nahe zu brin-
gen und es zum Antifaschismus zu erziehen. Es ist die 
Zeit, in der die Utopie der sozialistischen Revolution 
auch in die DDR einsetzt. Bertolt Brecht, Johannes R. 
Becher und Stephan Hermlin stellten in den Jahren der 
Hitler-Herrschaft Ikarus als Fürsprecher der sozialisti-
schen Gleichheits- und Gerechtigkeitsidee dar, wie er 
in den Theorien von Etienne Cabet geschildert worden 
war. Ab Mitte der sechziger Jahre begannen viele Ver-
treter der jüngeren DDR-Literatur – darunter die Mit-
glieder der sogenannten ‚Sächsischen Dichterschule‘ – 
sich dem Leitdiskurs zu verweigern. Ihre Literatur ver-
trat eine Subversion des dogmatischen SED-
Offizialdiskurses und übernahm die Rolle einer alterna-
tiven Öffentlichkeit von ,unten‛. Das ermöglichte ihnen 
eine emotionale und ideologische Nähe zum Volk, wie 
sie in anderen Phasen der Kulturgeschichte selten er-
reicht wurde. Für diese reformsozialistischen Schrift-
steller stellte die DDR immer noch die ‚bessere Hälfte‘ 
Deutschlands dar, doch setzten sie dem ‚realen‘ einen 
,wahren‘ Sozialismus entgegen. Mitte der Sechziger 
Jahre setzte auch die Reflexion über die Utopie ein. 
Wie Ursula Heukenkamp bemerkt, war der Begriff ‚U-
topie‘ in jenen Jahren – gemäß den Theorien von 
Blochs ‚Prinzip Hoffnung‛ – der Vernunft, beziehungs-
weise dem Wahrheitszwang unterworfen. „Im offiziel-
len Gebrauch des utopischen Wortschatzes, wie er aus 
dem Marxismus herüberreichte, [überwog] das Element 
‚Ordnung‘“. Dagegen griff man jetzt die Idee Rous-
seaus und Hölderlins auf, nach der die harmonische 
Weltordnung, die das Fundament einer utopischen Ge-
sellschaft bilden sollte, die Vergewaltigung des Men-
schen durch den Staat zulassen könnte. Während dieser 
Utopie-Diskussion in der DDR warnte man davor, die 
menschliche Natur unter Vernunft und Gesetz zu stel-
len, und ging ebenso mit dem Fortschrittsglauben ins 
Gericht – eine Kritik, die auf die Romantiker zurück-
ging. Die reformsozialistischen Künstlern verwarfen 

nicht nur das realsozialistische System, sondern auch 
die Deutung der ‚Utopie‘ als ,Ordnung‛. Die Texte die-
ser Generation, welche die Gegenwart als Aufbruch in 
eine freiere Zukunft betrachteten, sind auffallend eu-
phorisch. Es verwundert daher kaum, dass Ikarus in 
dieser Phase der DDR-Literatur eine Blüte erlebte. Als 
mythische Figur, die den Freiheitsdrang und den natur-
haften Teil des Menschen symbolisiert, übte Ikarus zu 
jener Zeit große Anziehungskraft aus. Die Krise dieses 
neuen utopischen Gedankens bedurfte keines äußeren 
Anstoßes. Zu sozioökonomischen und geschichtlichen 
Faktoren kam hinzu, dass die Theorie sich erschöpft 
hatte und man die DDR-Gesellschaft für nicht mehr er-
neuerbar hielt. Viele gaben die Hoffnung auf und 
streckten die Waffen, was oft die Ausreise in den Wes-
ten bedeutete. Nur einige beharrliche Köpfe blieben, 
die an dem sogenannten ,dritten Weg‛ noch glaubten 
und die Gesellschaft zur ,sanften Revolution‘ begleite-
ten. Für diese reformsozialistischen Schriftsteller, die 
bis zum Ende an einen wahreren Sozialismus glaubten, 
blieb Ikarus immer ein Vorbild. Das Verhalten der vier-
ten und letzten Generation unterschied sich diametral 
von dem ihrer Vorgänger. Sie wuchsen innerhalb der 
geschlossenen Staatsgrenzen auf und erkannten, dass 
das System nicht zu reformieren war. Deshalb wirkten 
sie in ihren Werken dem sozialistischen Kontext entge-
gen, doch der revolutionäre Gestus und der aggressive 
Eifer der vergangenen Generation fehlten ihnen völlig. 
Um es mit den Wörtern von Annelie Hartmann auszu-
drücken, verschob sich die Auseinandersetzung von 
„dem einst mit vielen Hoffnungen und dann wachsen-
der Enttäuschung begleiteten Experiment DDR auf die 
Bedingungen und Mechanismen heutiger Frustration“. 
Der Utopieverlust „hinterlässt ein Vakuum, dass man 
nicht willens ist, mit neuen Inhalten oder Surrogaten 
aufzufüllen“. In einer Zeit solcher Desillusionen wurde 
der Absturz Ikarus’ mit den gescheiterten utopischen 
Ideen der vorigen Generation gleichgesetzt und mit bit-
terer Ironie lächerlich gemacht. 
Diese Entwicklung des Utopie-Begriffs lässt sich bei-

spielhaft in der Ikarus-Rezeption Günter Kunerts nach-
weisen, dessen Werk deshalb separat behandelt wird. Im 
Schaffen Wolf Biermanns durchläuft die Beziehung zwi-
schen Daedalus und Ikarus einen enormen Wandel. 
Während sich der junge Biermann für Ikarus begeisterte, 
wechselte der gereifte Schriftsteller auf die ‚daedalische‘ 
Seite. Ein eigenes Kapitel wird der Rolle des Dichters 
und dem Rang seiner Ikarus-Adaptionen gerecht. 
Gegen Günter Kunerts und Wolf Biermanns viel-

schichtige und widersprüchliche Ikarus-Deutungen 
hebt sich Roger Loewigs Interpretation ab, die wäh-
rend seines fünfzigjährigen Schaffens konstant blieb. 
Loewigs Ikarus-Umformungen wird ebenfalls ein ei-
genes Kapitel gewidmet. Der Schriftsteller, der dem 
Gedankengut des Sozialismus immer ablehnend ge-
genüberstand, fand in Ikarus eine Identifikationsfigur, 
und ließ ihn zum Repräsentanten derjenigen werden, 
welche die Hoffnung auf ein besseres, wiederverein-
tes Deutschland nie aufgaben. 
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Jugend zwischen Kirche und Staat.  
Geschichte der kirchlichen Jugendarbeit 
Jena 1970–1989.  
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Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der Geschich-
te der kirchlichen Jugendarbeit der Offenen Arbeit 
(OA) in Jena zwischen 1970 und 1989. Am Beispiel 
der Jungen Gemeinde Stadtmitte wird untersucht, 
welche Voraussetzungen, Formen und Wirkungen des 
politischen Widerstandes gegen die DDR-Diktatur 
abzuleiten sind. Besonderes Augenmerk liegt dabei 
auf der Wechselwirkung zwischen dem Selbstver-
ständnis der Akteure und ihren Aktionen und den re-
pressiven Maßnahmen durch das Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS) und andere staatliche Stellen 
sowie zwischen Offener Arbeit und Kirche. Die 
Entstehungs-, Verlaufs- und Wirkungsgeschichte der 
Jungen Gemeinde Stadtmitte soll herausgearbeitet, die 
Aktivitäten und Erfahrungen in den verschiedenen 
generativen Gruppen und ehemaliger Akteure sollen 
im Vergleich von Selbstzeugnissen, schriftlichen 
Quellen sowie Akten des ehemaligen Ministeriums 
für Staatssicherheit gegenübergestellt und bewertet 
werden. Anliegen ist es dabei auch, die repressiven 
Maßnahmen des Ministeriums für Staatssicherheit ge-
gen die Akteure in ihrer Dimension darzustellen. Ziel 
ist es weiterhin, die sozialen und strukturellen Vor-
aussetzungen und Bedingungen sowie Organisations-
formen der Gruppen der Offenen Arbeit und den Poli-
tisierungsprozess der Akteure sichtbar zu machen. 
Insgesamt geht es darum, die Lebenswelten der ver-
schiedenen „Generationen“ in ihrer Entwicklung und 
Veränderung darzustellen. Der zu untersuchende Zeit-
raum bezieht sich unter Einbeziehung relevanter his-
torischer und politischer Ereignisse auf die siebziger 
und achtziger Jahre. Die Arbeit ist chronologisch und 
deskriptiv angelegt. Dadurch soll eine inhaltliche Tie-
fe über Akteure und Ereignisse erreicht werden. 
Die Untersuchung nähert sich dem Thema auf vier 

Wegen. Neben themenrelevanter Literatur werden un-
veröffentlichte und veröffentlichte Quellen des Minis-
teriums für Staatssicherheit herangezogen. Ein Teil der 
verwendeten Literatur und Akten des Ministeriums für 
Staatssicherheit bezieht sich auf Akteure, die bereits 
bekannte Personen der Zeitgeschichte sind. Bisher re-

sultierte das vorherrschende historische Bild über die 
Geschichte der Offenen Arbeit im wesentlichen aus den 
Erfahrungen zentraler Personen der Oppositionsge-
schichte, das hauptsächlich durch ihre Aussagen ge-
prägt wurde. Aus diesem Grund legte der Autor darauf 
Wert, Quellenmaterial aus Akten und von Akteuren in 
die Arbeit einzubeziehen, das ergänzt oder bisher un-
veröffentlicht ist. Zeitzeugengespräche erweitern die 
Literatur und die Quellen. Der Autor führte eine 
schriftliche Befragung von ehemaligen Akteuren der 
Offenen Arbeit und deren Umfeld aus Jena mittels Fra-
gebogen durch. In zwei Wellen wurden 218 Fragebö-
gen versandt. Es gab 53 Rücksendungen. Die Rück-
laufquote betrug damit 24,3 %. Bei den Adressaten des 
Fragebogens handelt es sich um keine zufällige Stich-
probe. Vielmehr wurden die Akteure gezielt angespro-
chen. Der wesentliche Teil des Adressenmaterials 
stammt aus der Adressdatenbank des Matthias-Do-
maschk-Archivs Berlin (MDA-Berlin). Der Fragebo-
gen beinhaltet einen geschlossenen und einen offenen 
Frageteil, so dass die Fragen einmal in einem Ankreuz-
teil knapp zu beantworten waren und zum andern die 
Akteure in Textform Stellung nehmen konnten. 
Schwerpunkte der Befragung waren der soziale, famili-
äre und religiöse Hintergrund der Akteure, der Einstieg 
und die Motive für ein Interesse an der Jungen Ge-
meinde, die Aktivitäten in diesem Zusammenhang so-
wie die Veränderung der politischen oder religiösen 
Einstellung durch religiöse oder Repressionserfahrun-
gen. Den allgemeinen Hintergrund des Interesses bildet 
die Fragestellung, wie sich unter den repressiven Be-
dingungen der Herrschaft der Sozialistischen Einheits-
partei Deutschlands (SED) in der DDR politische Op-
position und Widerstand in Jena herausbilden, for-
mieren und wirken konnten. 
Die Arbeit folgt „generativen“ Brüchen und unterteilt 

sich in vier Zeitphasen. Die erste Phase erschließt die 
Zeit zwischen 1969 und 1976. Schwerpunkte sind die 
Entstehungsgeschichte der Jungen Gemeinde Stadtmitte 
1969/70 und deren weiterer Aufbau bis 1976. Von be-
sonderem Interesse sind dabei die Verbindungen zwi-
schen der Jungen Gemeinde und der Jenaer „Kulturop-
position“ zwischen 1973 und 1975 sowie die 
nachfolgenden Ereignisse aus Anlaß der Biermann-
Ausbürgerung 1976/77. Die zweite Phase geht auf die 
Zeit 1977 bis 1983 ein. In der Folge der Ausbürgerung 
von Wolf Biermann im Herbst 1976 kam es in Jena seit 
Mitte 1977 zu einem ersten generativen Wechsel. Prä-
gende Kennzeichen dieser Phase waren die Versuche 
neuer inhaltlicher Konzepte und ein verändertes politi-
sches Selbstverständnis der Akteure gegenüber der 
Staatsmacht und der Institution Kirche. Seinen besonde-
ren Ausdruck fand dies in der beginnenden DDR-weiten 
Vernetzung der Gruppen der Offenen Arbeit seit 1979. 
Der Tod von Matthias Domaschk im April 1981 in der 
Geraer Untersuchungshaftanstalt des Ministeriums für 
Staatssicherheit war eine entscheidende Zäsur bei der 
Herausbildung des politischen Widerstandes. In der Fol-
ge brachen viele Akteure mit der Institution Kirche und 
mit dem DDR-Staat. Die Herausbildung der Jenaer Frie-
densgemeinschaft (FG) 1982/83 war in diesem Zusam-
menhang sichtbarster Ausdruck dieser Zäsur. Bei einem 
erheblichen Teil der betroffenen Akteure verstärkten die 
Auseinandersetzungen mit Staat und Kirche neben 
Ohnmacht und Wut auch Trotz und Mut. Der Rückzug 
ins Private wegen politischer Verfolgung durch das Mi-
nisterium für Staatssicherheit oder die „Flucht in den 
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Westen“ schienen jedoch am Ende für die meisten die 
einzige Alternative zu sein. Die dritte Phase erschließt 
die Jahre 1984 bis 1989. Ausgangspunkt war auch hier 
der fast vollständige Austausch der bisherigen Akteure. 
Religiöse Bekenntnisse und die Lust am Leben bildeten 
für die neue dritte Generation die wesentliche Klammer. 
Die anfänglich verstärkte Kontrolle der Jungen Gemein-
de durch die Kirchenleitung sowie der zunehmende Ein-
satz Inoffizieller Mitarbeiter (IM) durch das Ministerium 
für Staatssicherheit sollten die Junge Gemeinde als op-
positionelles Potential entschärfen und endlich „trocken 
legen“. Dieser Plan ging aber nur teilweise auf, denn 
wichtige Mitglieder der Kirchengemeinde standen 
gleichzeitig zunehmend verstärkt hinter dem, was Offene 
Arbeit in dieser Zeit war. Vor allem der damalige Jenaer 
Superintendent Udo Siebert und der Studentenpfarrer 
Michael Dorsch engagierten sich mit Ausdauer und Ge-
duld für die Jugendlichen, die sich zu keinem Zeitpunkt 
für rein religiöse Konzepte vereinnahmen ließen. Persön-
liche Emanzipation und ein neues politisches Selbstver-
ständnis der Jugendlichen gingen eigene, neue Wege. 
Seit Mitte der achtziger Jahre vernetzten sich die ver-
schiedenen regionalen Gruppen der Offenen Arbeit im-
mer stärker zu einer überregionalen oppositionellen Be-
wegung. Viele Akteure der Offenen Arbeit engagierten 
sich gleichzeitig in anderen unabhängigen oppositionel-
len Gruppen. Offene Arbeit, Frauen-, Dritte Welt-, 
Schwulen-, Lesben-, Aktions-, Theater-, Musik- und 
Projektgruppen prägten so das Bild Jenas. Für die letzte 
Phase der DDR 1989 wird darauf eingegangen, welche 
Rolle die Offene Arbeit beim gesellschaftlichen Um-
bruch spielte. Die bisherigen Vermutungen weisen dar-
auf hin, daß die Junge Gemeinde Stadtmitte keinen we-
sentlichen Anteil am politischen Umwälzungsprozeß in 
Jena hatte. Viele Akteure hatten das Land inzwischen 
verlassen oder engagierten sich außerhalb der Jungen 
Gemeinde. Abschließend geht der Autor kurz auf die 
Entwicklung der Jungen Gemeinde Stadtmitte nach 1990 
ein. Der jetzige Jugendwart Lothar König berichtet über 
die Weiterführung der Arbeit und seine Erfahrungen 
damit. 
Der Autor setzt sich in seiner Arbeit nicht mit der 

Möglichkeit einer eigenen Definition darüber, was Op-
position und Widerstand in der DDR waren oder aus-
machten, auseinander. Grundlage für die eigene Charak-
terisierung von Opposition und Widerstand sind die 
Intensität des abweichenden Verhaltens sowie Motive 
und Handlungen. Die allgemeinen Kriterien für eine Ab-
lehnung des politischen Systems der DDR bestimmen 
sich durch eine gesellschaftliche Verweigerungshaltung. 
Eine solche als resistentes Verhalten gekennzeichnete 
Haltung umschließt sämtliche Formen nichtkonformen 
Auftretens und bestimmt sich durch eine generelle Unzu-
friedenheit mit dem gesellschaftlichen System. Resistenz 
war aus dieser Perspektive eine unspezifisch regimekriti-
sche Haltung ohne konkrete politische Ziele oder Hand-
lungen. Oppositionelles Denken und Handeln richteten 
sich dagegen auf persönliche Selbstbehauptung und ge-
sellschaftliche Veränderungen. Widerstand war für die-
sen Zusammenhang die stärkste Form der politischen 
Auseinandersetzung. Widerständiges Handeln richtete 
sich wie oppositionelles Verhalten auf das Ziel gesell-
schaftlicher Veränderungen und nutzte politische Mittel, 
die aus der Perspektive der Diktatur illegal waren. Resis-
tenz, Opposition und Widerstand richteten sich glei-
chermaßen, aber in zeitlich und inhaltlich unterschiedli-
cher Qualität und Abfolge, gegen eine persönliche, 

geistige oder gesellschaftliche und politische Bevormun-
dung und Vereinnahmung durch die herrschende Ideolo-
gie des SED-Regimes. Alle drei Formen - Resistenz, 
Opposition und Widerstand - konnten sich in einer Per-
son oder Gruppe temporär überlagern. Das zentrale Un-
terscheidungskriterium für eine Zuordnung sind deshalb 
die Ziele und die daraus folgende Handlungsbereitschaft. 
Ausgangspunkte für Opposition und Widerstand waren 
bei den Jugendlichen der Offenen Arbeit persönliche 
Konflikte mit Eltern und/oder gesellschaftlichen Vor-
gängen, Erfahrungen mit staatlicher Repression oder Zu-
rückweisungen durch die Kirche. Die jeweilige 
Konfliktlinie konnte die Handlungsbereitschaft zu 
Opposition und Widerstand zeitlich und inhaltlich 
verstärken oder abschwächen. 
Insgesamt kann gesagt werden, dass die Junge Ge-

meinde Stadtmitte in ihrer gesamten Zeit zwischen 1970 
und 1989 eine der wichtigsten oppositionellen Gruppen 
der Offenen Arbeit in der DDR war. Gleichzeitig war sie 
ein einzigartiges soziales, kulturelles und politisches 
Zentrum für Hunderte Jugendliche. Die konkreten sozia-
len und jugendkulturellen Bedürfnisse und politischen 
Aktionen hingen jeweils von der innen- und außenpoliti-
schen Lage, dem Engagement der Akteure sowie den 
Repressionen des Staates ab. Grundvoraussetzung für die 
kontinuierliche Entwicklung der Offenen Arbeit in Jena 
waren aber die kirchlichen Räume. Kaum eine andere 
Gruppe der Offenen Arbeit verfügte über einen so lan-
gen Zeitraum von über 20 Jahren über gesicherte Räu-
me. Keine andere Junge Gemeinde der Offenen Arbeit 
hatte eine solche zeitliche und inhaltliche Kontinuität in 
ihrer Entwicklung aufzuweisen. Dies war einerseits der 
Jenaer Kirchenleitung und andererseits der Hartnäckig-
keit der Jugendlichen zu verdanken. Keine andere Kir-
chenleitung unterstützte die Offene Arbeit so nachhaltig, 
wie in Jena geschehen. Trotz der zum Teil schwierigen 
Haltung der Kirchengemeinde Jenas gegenüber den Ju-
gendlichen verfolgte die Kirchenleitung nie das Ziel der 
Beseitigung der Jungen Gemeinde Stadtmitte. Vor allem 
dieser Umstand unterschied Jena gegenüber den meisten 
anderen Orten und Gemeinden. Besonders Superinten-
dent Udo Siebert verstand es immer wieder, sich dem 
politischen Druck und den Drohungen von SED und 
Ministerium für Staatssicherheit mit dem Argument zu 
entziehen, dass ohne die Räume die Aktivitäten der Ju-
gendlichen nur noch schwer oder gar nicht mehr zu kon-
trollieren seien. Das gelang nicht immer und förderte 
zum Teil großes Misstrauen gegen seine Person als Ver-
treter der Institution Kirche. Dennoch könnte ohne sein 
Wirken die Geschichte der kirchlichen Jugendarbeit der 
Jungen Gemeinde Stadtmitte nicht geschrieben werden 
oder müsste zumindest ganz anders erzählt werden. Sie 
hätte dann wohl auch kaum eine derartige Bedeutung im 
Zusammenhang mit der DDR-Opposition gehabt. Durch 
die Sicherung der Räume und die Unterstützung der Kir-
chenleitung konnte die Junge Gemeinde Stadtmitte eine 
eigene soziale, kulturelle und politische Wertetradition 
entwickeln, die bis heute weiter wirkt. 
Mitverantwortlich für die Entwicklung und die 

Kontinuität der Offenen Arbeit in der DDR waren 
maßgeblich die gesellschaftlichen und politischen Be-
dingungen. Die permanenten Repressionen des Staa-
tes gegen die Jugendlichen bewirkten fortwährend ei-
ne Politisierung und eine Abgrenzung von der SED-
Ideologie. In seiner Gegenreaktion setzte der SED-
Staat erneut auf Repressionen und brachte damit im-
mer wieder eine Spirale der Eskalation in Gang. 1983 
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erklärte das Ministerium für Staatssicherheit die Jun-
ge Gemeinde Stadtmitte zum operativen Hauptfeind, 
der von der „Fuchs-Bande“ aus West-Berlin gesteuert 
sei, und deren Ziel sei es, Jena zum Zentrum der Op-
position zu machen. Hinter dieser Einschätzung 
verbarg sich die These vom Klassenkampf, wonach 
Agenten des Westens irregeleitete Jugendliche für ih-
re konterrevolutionären Ziele missbrauchen würden. 
Tatsächlich wurde Jena aber durch das selbstbestimm-
te politische Handeln der Jugendlichen zu einem 
Symbol des Widerstandes gegen das SED-Regime, 
das weit über die Stadt und die Situation hinaus wirk-
te. Daß die Junge Gemeinde Stadtmitte nach 1983 ein 
weitgehend unpolitischer Ort ohne oppositionelle und 
widerständige Kraft gewesen sei, wie Udo Scheer in 
seinem Buch zur Jenaer Opposition in den siebziger 
und achtziger Jahren konstatiert, trifft nicht zu. Die 
Akteure der dritten Generation waren keine bloßen 
Opfer der diktatorischen Verhältnisse, sondern han-
delnde Subjekte ihrer eigenen Geschichte mit dem 
Ziel einer offenen und repressionsfreien Gesellschaft. 
Und diese Erfahrungen fließen in die heutige Zeit der 
noch existierenden Jungen Gemeinde Stadtmitte ein. 
 
HENNING PIETZSCH, 1962 in Zeitz geboren, schloss ei-
ne Lehre als Installateur ab und leistete 1981/82 seinen 
Militärdienst. Pietzsch arbeitete bis zu seiner Ausreise 
1988 zehn Jahre aktiv in der kirchlichen Jungen Ge-
meinde mit. Der zweite Bildungsweg ermöglichte ihm 
ein Studium der Geschichte und Politikwissenschaft, in 
dessen Anschluss er von 2000 bis 2001 bei der Robert-
Havemann-Gesellschaft Berlin arbeitete. 

Agrarpolitik und Krisenmanagement. 
Die Kollektivierung der Landwirtschaft in 
der DDR (1952–1961) 

 
 
 
 
 
 
VON  
JENS SCHÖNE 

 
Die Kollektivierung, die Überführung von mehr als 
800 000 bäuerlichen Privatbetrieben in Landwirtschaftli-
che Produktionsgenossenschaften (LPG), hat in der his-
torischen Forschung wiederholt Aufmerksamkeit erfah-
ren. Dennoch sind grundlegende Fragen bis heute offen, 
sowohl in Bezug auf die politische Entscheidungsfin-
dung als auch in Hinblick auf die sozioökonomischen 
Auswirkungen. Diesen Fragen widmet sich die inzwi-
schen unter dem Titel „Frühling auf dem Lande? Die 
Kollektivierung der DDR-Landwirtschaft“ in Ch. Links 
Verlag erschienene Arbeit. Dazu wurden in breitem Um-
fang bisher unberücksichtigte Quellenbestände erschlos-
sen, etwa im Archiv der Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR (BStU) sowie in einstigen Bezirks- und Kreisar-
chiven. Erstmals haben dabei Unterlagen aller administ-
rativen Ebenen der SED sowie der staatlichen Verwal-
tung Beachtung gefunden. Damit konnten die 
Durchsetzung der „Vergenossenschaftlichung“ und die 

daraus resultierenden Folgeerscheinungen auf jeder Stu-
fe des zunehmend zentralistisch organisierten Partei- und 
Verwaltungsapparates rekonstruiert und so umfassende 
Erkenntnisgewinne erzielt werden. 
Ausgehend von der Beobachtung, dass die zwei ent-

scheidenden Kollektivierungsschübe zeitlich eng mit den 
existenziellen Herrschaftskrisen des SED-Regimes ver-
knüpft waren, steht die Frage im Mittelpunkt, in wel-
chem Wechselverhältnis sich der Volksaufstand des Jah-
res 1953 sowie der Mauerbau des Jahres 1961 zur 
„sozialistischen Umgestaltung“ der Landwirtschaft be-
fanden. Nicht der enge Fokus agrargeschichtlicher Fra-
gestellungen, sondern eine exemplarische Gewichtung 
der Organisation und Inszenierung von Herrschaft in der 
DDR leitete somit das Erkenntnisinteresse. 
Die Arbeit berücksichtigt die Jahre 1945 bis 1961, der 

zeitliche Schwerpunkt liegt jedoch auf den Kollektivie-
rungsschüben der Jahre 1952/53 sowie 1959/60. Diese 
werden in einem ersten Schritt chronologisch dargestellt 
und anschließend – stets in Bezug auf die jeweilige Kri-
sensituation – einem systematischen Vergleich unterzo-
gen. Ein derartiger Ansatz ermöglicht es, über bisherige 
Befunde hinauszugehen, denn durch die Kontrastierung 
beider Transformationsprozesse treten sowohl die Kon-
stanten als auch die Variablen der SED-Politik deutlich zu 
Tage. Deren genaue Gewichtung erlaubt in einem zweiten 
Schritt fundierte Aussagen über die sich wandelnde Fä-
higkeit wie die Bereitwilligkeit der Monopolpartei, auf 
wachsende Herausforderungen ergebnisorientiert zu rea-
gieren und aus überwundenen Konfliktsituationen Rück-
schlüsse für die künftige Herrschaftspraxis zu ziehen. 
Für jeden der benannten Zeitabschnitte wurde ein Prä-

zedenzfall ausgewählt, anhand dessen die Realisierung 
und die Auswirkungen der zentral gesteuerten Transfor-
mation zunächst auf mikrohistorischer Ebene dargestellt 
werden: zum einen die frühen, eminent wichtigen Pro-
duktionsgenossenschaften des Kreises Seelow (Bezirk 
Frankfurt/O.) und zum anderen der erste „vollgenossen-
schaftliche“ Kreis der DDR, der Kreis Eilenburg (Bezirk 
Leipzig). Dabei ist deutlich geworden: Die Modellbei-
spiele waren mehr als nur die ersten ihrer Art. Auf Ge-
heiß herausgehobener SED-Funktionäre initiiert, sollten 
sie Ursache und Wirkung zugleich sein, den politisch 
gewollten Transformationsprozess nicht nur auslösen, 
sondern auf dem Wege permanenter Modellübertragung 
ständig weiter vorantreiben. Diese bewusst gewählte 
Herrschaftstechnik erbrachte (mit deutlichen Unterschie-
den zwischen den beiden Kollektivierungsschüben) 
durchaus Erfolge. Doch trotz ihrer herausragenden Be-
deutung für die Kollektivierung zeigen sich auch in Be-
zug auf die Präzedenzfälle all jene Probleme, die der 
Kollektivierung in ihrer Gesamtheit anhafteten. Die an-
gestrebte Transformation ließ sich keineswegs stringent 
durchsetzen, sondern stieß in zahllosen Dörfern auf brei-
te Ablehnung. Deren Formen, ihre Verbreitung und ihre 
Auswirkungen werden detailliert beschrieben. Denn ob-
wohl es von Anbeginn auch immer Befürworter der 
„Vergenossenschaftlichung“ gab – hierbei sind insbe-
sondere die wirtschaftlich kaum überlebensfähigen Neu-
bauern zu nennen – war spätestens im Frühjahr 1953 
klar, dass die SED-Führung für ihr agrarpolitisches 
Grundsatzziel keine Mehrheit unter der Landbevölke-
rung finden würde. Das hatte weitreichende Folgen und 
gipfelte letztlich im Zwang und in der Unerbittlichkeit 
des „sozialistischen Frühlings“ im Jahr 1960. 
Wie die sich anschließende makrohistorische Analyse 

zeigt, war die zentrale SED-Führung zu jedem Zeitpunkt 
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treibende Kraft der Kollektivierungspolitik. Im Ver-
gleich dazu kam den regionalen Funktionären und auch 
der sowjetischen Hegemonialmacht nur sekundäre Be-
deutung zu. Weder entstammte die zunehmende Radika-
lisierung der Jahre 1952/53 Forderungen aus Moskau, 
noch war der „sozialistische Frühling“ das Ergebnis ei-
nes Alleingangs des Rostocker SED-Bezirkssekretärs 
Karl Mewis. Wie detailliert und auf breiter Quellenbasis 
aufgezeigt wird, sind diese weit verbreiteten Interpretati-
onen hinfällig. Selbst als die KPdSU-Führung im März 
1953 ausdrücklich den Abbruch der Kollektivierung for-
derte, verweigerten sich die Machthaber in Ost-Berlin 
einem solchen Schritt. Damit beschworen sie auf dem 
Lande endgültig jene Konfliktkonstellation herauf, die 
sich wenige Monate später im Volksaufstand entladen 
sollte. Die Demonstrationen in den Städten der DDR 
stellten aber keineswegs die „Initialzündung“ (Hubertus 
Knabe) für den Protest in den Dörfern dar – dieser be-
gann deutlich früher, folgte einer eigenen Logik und 
wird bis heute jedoch kaum wahrgenommen. Dabei war 
der quantitative Anteil der Landbevölkerung am 
Volksaufstand erstaunlich hoch. Unter den etwas mehr 
als 700 Orten, in denen es zwischen dem 16. und dem 
21. Juni 1953 zu Protestaktionen kam, waren 300 Dörfer 
und 114 ländliche Kleinstädte. Somit liegt deren Anteil 
am Gesamtbestand bei 59 Prozent – schon statistisch 
greift der noch immer geläufige Begriff des „Arbeiter-
aufstandes“ also erkennbar zu kurz. Qualitativ lassen 
sich vor allem drei Erscheinungsformen des ländlichen 
Aufbegehrens festhalten: 
– regional begrenzte Demonstrationen, die in aller Re-

gel in der zugehörigen Kreisstadt organisiert wurden und 
bei denen Bauern federführend waren (Jessen, Mühlhau-
sen u. a.), 
– Demonstrationen, an denen Bauern in größerer An-

zahl teilnahmen und dort öffentlich Forderungen stellten 
(Rathenow, Zossen u. a.) 
– Protestaktionen, die innerhalb der Dörfer stattfanden, 

also lokal begrenzt waren, auf denen jedoch explizit poli-
tische Forderungen artikuliert wurden und die zum ü-
berwiegenden Teil nur durch das Eingreifen externer Si-
cherheitskräfte beendet werden konnten (Eckolstädt, 
Schmergow u. a.). 
Selbst unter den Demonstranten in Berlin befanden 

sich Bauern – in der Studie werden erstmals systema-
tisch und in breitem Umfang Ursachen, Bedingungsfak-
toren, Abläufe und Folgen des ländlichen Widerstandes 
gegen die SED-Diktatur dargestellt. 
Wie schon 1952, so resultierte auch der zweite Kollek-

tivierungsschub aus einer Direktive der zentralen SED-
Führung. Diese hatte tatsächlich aus den zuvor gemach-
ten Erfahrungen gelernt. Als im Umfeld des V. Parteita-
ges 1958 deutlich wurde, dass die Agrarpolitik wie 
schon fünf Jahre zuvor vor einem fundamentalen Schei-
tern stand, entschloss sich die Parteiführung zu einem 
unzweideutigen Handeln. Der mangelnden Unterstüt-
zung für ihre Politik bewusst, verzichtete sie auf eine 
breite Partizipation der Bevölkerung und vollzog den 
Abschluss der Kollektivierung von Anbeginn und nahe-
zu ausschließlich als obrigkeitsstaatliche Gewaltmaß-
nahme. Daher kam auch der gesamte Sicherheitsapparat 
weit zielgerichteter zum Einsatz, als dies noch 1952/53 
der Fall gewesen war. Insbesondere das Ministerium für 
Staatssicherheit, das auf dem Lande bisher nur eine un-
tergeordnete Rolle gespielt hatte, wies 1960 im Rahmen 
des „sozialistischen Frühlings“ seine Daseinsberechti-
gung als Garant der Diktatur schlagkräftig nach. Inner-

halb von nur drei Monaten wurden etwa 400 000 land-
wirtschaftliche Produzenten in Produktionsgenossen-
schaften gezwungen und somit die wichtigste Vorbe-
dingung für eine „sozialistische“ Großraumproduktion 
erfüllt. Strukturell hatte die SED-Führung mit ihren Be-
mühungen somit Erfolg, deren Effekte entzogen sich je-
doch zunehmend ihrer Kontrolle. Konnte die Nahrungs-
mittelproduktion 1960 durch eine exzessive Ausbeutung 
der neu gewonnenen Bestände noch gesichert werden, so 
zeigten sich im Folgejahr die Negativauswirkungen der 
„Vergenossenschaftlichung“ in aller Deutlichkeit. Die 
Produktion brach dramatisch ein, und das nonkonforme 
Verhalten der Landbevölkerung nahm beständig größere 
Ausmaße an. Insbesondere unter den Vorzeichen des 
deutsch-deutschen Systemwettstreits waren die Folgen 
dieser Entwicklungen nicht abschätzbar. Von einer „kal-
kulierten Krise“ (Dietrich Staritz), mit der die SED-
Führung die Sowjetunion 1961 zum Mauerbau zu trei-
ben versuchte, kann daher mitnichten die Rede sein. 
Gleichwohl sind die unmittelbaren Wechselbeziehungen 
zwischen der „Vergenossenschaftlichung“ und dem 13. 
August 1961 unübersehbar. Mit der Zwangskollektivie-
rung hatte die Monopolpartei versucht, die ökonomi-
schen Realitäten an die Erfordernisse der Dieologie an-
zupassen. Doch erst eine weitere Zwangsmaßnahme – 
die endgültige Abriegelung der DDR – erbrachte mittel-
fristig die gewünschten Ergebnisse. Die diesbezüglichen 
Zusammenhänge werden in der Studie eingehend darge-
stellt und analysiert. 
Insgesamt kann festgehalten werden: Beide existen-

tiellen Herrschaftskrisen resultierten aus Strukturfehlern 
der Diktatur, wurden aber durch einen kurzfristig gestei-
gerten Herrschaftsanspruch der SED-Führung ausgelöst 
und durch ein verfehltes Krisenmanagement nachhaltig 
befördert. Der agrarwirtschaftlichen Transformation kam 
dabei jeweils herausragende Bedeutung zu. 
Neben den wirtschafts- und herrschaftsgeschichtlichen 

Aspekten der Kollektivierung finden ihre sozialen Aus-
wirkungen umfängliche Berücksichtigung. In Ergänzung 
zu den Fallstudien wird auch innerhalb der chronologi-
schen wie komparativen Kapitel konsequent nach den 
alltäglichen Auswirkungen der Transformation gefragt. 
Hierbei wird vor allem deutlich, dass es fortlaufend Ab-
weichungen zwischen der zentral gesteuerten „Verge-
nossenschaftlichung“ und ihrer konkreten Ausgestaltung 
in den Gemeinden gab. Die Realität entsprach zu keinem 
Zeitpunkt den klassenkämpferischen Maximen der Mo-
nopolpartei, und dies hatte weitreichenden Einfluss die 
soziale Praxis der Herrschaftsausübung. Das grundle-
gende Ziel der SED-Agrarpolitik, die Etablierung einer 
„sozialistischen“ Großraumwirtschaft konnte dadurch 
zwar nicht verhindert werden, doch lassen sich insbe-
sondere auf lokaler Ebene zahllose Modifikationen fest-
stellen, die einerseits den Forderungen der landwirt-
schaftlichen Produzenten entgegenkamen, andererseits 
die Durchsetzung der Landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften überhaupt erst ermöglichten. Sie wer-
den eingehend beschrieben und analysiert und so der 
grundlegende Wandel der Dörfer als Wirtschafts- und 
Sozialverband dargestellt. 
Die Studie ist im März 2005 unter dem Titel „Früh-

ling auf dem Lande? Die Kollektivierung der DDR-
Landwirtschaft“ im Ch. Links Verlag erscheinen. 
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Komponieren trotz und unter Hindernis-
sen. Innovationen in zeitgenössischen  
Instrumentalkompositionen im Kontext 
restriktiver Kulturpolitik der DDR 

 
 
 
 
 
 
VON  
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Dass in neuen Werken „der Optimismus der Arbeiter-
klasse auch hörbar sein“ müsse, war eines der vielbe-
schworenen Dogmen der DDR-Musikpolitik. Dass die 
Arbeiter andererseits (nach einem Diktum Walter Ul-
brichts) „die Höhen der Kultur erstürmen“ sollten und 
folglich auch die neue Musik ihnen verständlich zu sein 
hatte, ein anderes. Beide wurden seit den fünfziger Jah-
ren, und, marginal variiert, selbst noch in den achtziger 
Jahren bei steter Ignoranz der tatsächlichen Gegeben-
heiten aufrecht erhalten. So entstand in der DDR für 
Komponisten die zwiespältige Situation, dass zwar das 
zeitgenössische Komponieren im Rahmen allseitiger 
Kulturförderung maßgeblich unterstützt und begünstigt 
wurde, was aber freilich nur dem zugute kam, der sich 
an die geltenden Maßstäbe hielt. Und deren Definition 
lag stets bei der SED.  
Die Untersuchung rückt deshalb nicht allein in der 

DDR entstandene Kompositionen in den Mittelpunkt, 
sondern die Forschungsarbeit gilt vielmehr den Bezie-
hungen zwischen der kompositorischen Praxis, der par-
teistaatlichen Meinung über die Funktion der Musik so-
wie den staatlichen Institutionen im Bereich der Musik 
in der DDR im Zeitraum zwischen 1956/57–1989. Wenn 
in den Analysen von Werken aus dem Bereich der In-
strumentalmusik diese Frage thematisiert wird, steht das 
Interesse an der (möglichen) Spezifik von in der DDR 
entstandener Musik im Mittelpunkt. Den Ausgangspunkt 
hierfür bildete die These, dass sich ein Teil dieser Spezi-
fik aus dem Ausmaß der staatlichen Lenkung und der 
politischen Beeinflussung dieser Musik erklären lässt. 
Denn innerhalb des in der DDR gegebenen staatlichen 
Verfügungsanspruchs auf Kunst, der sich mit dem An-
spruch der SED auf die Definitionsmacht von Kunst 
verband, stand der Künstler, der seine Werke aufgeführt 
sehen (und vor allem hören) wollte, innerhalb einer Situ-
ation mit gesellschaftlich-politisch vorgeprägten Ent-
scheidungs- und Handlungsmöglichkeiten. Das wieder-
um führte nicht ausschließlich zur Situation künst-
lerischer Bevormundung, sondern, mal mehr, mal 

weniger intensiv, zur Freisetzung spezifisch-kreativen 
Potentials sowie zu politischen Bezügen in den Werken. 
Letztlich geht es also um die Frage, ob es tatsächlich ei-
ne „DDR-Musik“ gab (bzw. gibt) und wodurch diese im 
Einzelnen charakterisiert ist. 
Die Dissertation bewegt sich in einem noch nahezu 

unberührten Forschungsfeld, denn die wissenschaftli-
che Auseinandersetzung mit zeitgenössischer Musik 
aus der DDR steht, vergleicht man die Situation bei-
spielsweise mit der Forschungslage zur Literatur und 
Kunst aus der DDR, auch 15 Jahre nach dem politi-
schen Umbruch noch immer am Beginn. Die wachsen-
de Zahl von Einzelinitiativen lässt gleichwohl darauf 
schließen, dass sich dies in naher Zukunft ändern wird. 
Bedingt durch diese Forschungssituation war aber, 

was die Quellen zur Musikgeschichte und Musikpolitik 
der DDR betrifft, Basisarbeit zu leisten. Die Material-
grundlage der Arbeit bilden Bestände des Bundesar-
chivs und der Stiftung Archiv der Parteien und Mas-
senorganisationen der DDR im Bundesarchiv 
(SAPMO), darunter Materialien der Abteilung Kultur 
des ZK der SED, des Büros Kurt Hager, des Kultur-
bundes der DDR und des Ministeriums für Kultur. Au-
ßerdem wurden Bestände der Stiftung Archiv der Aka-
demie der Künste einbezogen (Materialien des 
ehemaligen Komponistenverbandes der DDR, des 
Zentralen Akademiearchivs, Sammlung Eberhard 
Klemm), des Sächsischen Staatsarchivs Leipzig, des 
Deutschen Musikarchivs Berlin sowie Schriftgut des 
DDR-Rundfunks im Rundfunkarchiv Potsdam-Babels-
berg und das Verlagsarchiv des VEB Edition Peters. 
Wichtige Zeitschriften – Musik und Gesellschaft, Bei-
träge zur Musikwissenschaft und die seit 1983 in Köln 
erscheinenden MusikTexte – wurden systematisch aus-
gewertet. Günstig ist die Materialbasis in Bezug auf 
Partituren von Werken aus der DDR; notwendig waren 
außerdem Aufnahmen von Kompositionen, von denen 
manche auf Schallplatte und/ oder CD veröffentlicht 
vorliegen, andere im Rundfunkarchiv Potsdam-
Babelsberg abgehört wurden. 
Da die Thematik weitestgehend unerforscht ist, war 

der Untersuchungsgegenstand mehrfach einzugrenzen. 
Erstens wurde deshalb das Merkmal der musikalischen 
Ausbildung in der DDR einbezogen. Die ältesten in der 
Untersuchung vertretenen Komponisten sind damit zu-
meist um 1930 geboren, wobei biografische Besonder-
heiten infolge der Kriegs- und Nachkriegsentwicklung 
(verschobene und/ oder unterbrochene Ausbildung) be-
rücksichtigt wurden. 
Zweitens beschränkt sich die Arbeit auf Instrumen-

talmusik, was aber auch inhaltliche Vorteile bietet. 
Denn weil sich das Erkenntnisinteresse auf musikali-
sche Entwicklungen unter Einwirkung der staatlichen 
Verfügungsmacht richtet, konnte auf die Untersuchung 
textgebundener und/ oder angewandter Gattungen ohne 
Erkenntnisverluste verzichtet und der eigentliche 
Grundgedanke noch stärker in den Vordergrund ge-
rückt werden. Eine weitere Begrenzung der For-
schungsarbeit auf einzelne Gattungen (wie Sinfonie, 
Instrumentalkonzert, Streichquartett) wäre wiederum 
eher nachteilig gewesen, denn kompositorische Ent-
wicklungen im Bereich der Kammer- und Orchester-
musik sind stets vielfältig miteinander verbunden: 
Neue Kompositionstechniken oder die kompositorische 
Konzentration auf einen speziellen Gegenstand werden 
von den Komponisten in der Regel zunächst in kleinen 
Besetzungen erprobt und erst dann gegebenenfalls auf 
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einen größeren Apparat übertragen. Andererseits sind 
für den Bereich der Kammermusik, der in der DDR ei-
ne weitaus weniger repräsentative Stellung besaß als 
jener der „großen“ Orchesterwerke, mehr Freiräume 
und weniger ideologisch geprägte Vorgaben zu erwar-
ten gewesen (was sich zumindest in der Tendenz bestä-
tigt hat). Bezieht also die Untersuchung kammer- wie 
orchestermusikalische Gattungen gleichermaßen ein, 
wird damit sowohl der Stellenwert kompositorischer 
als auch parteistaatlicher Faktoren berücksichtigt. 
Der Forschungsansatz der Arbeit nutzt soziologische 

Modelle aus der Tradition des Pragmatismus, greift de-
ren Handlungsbegriff auf und verbindet diesen mit we-
sentlichen Aspekten von Macht und Herrschaft. Damit 
wurde eine Orientierung für die Frage nach der Ein-
flussmöglichkeit von Politik auf Kunst (und von Kunst 
auf Politik) möglich. Ebenso unerlässlich war die Be-
arbeitung der Frage, welche Möglichkeiten des Um-
gangs mit diesem Einfluss es auf künstlerischer Ebene 
gibt, und wie diese überhaupt rekonstruierbar sind. Bil-
dete dies und die Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte der Kunstpolitik in der DDR den Ausgangs-
punkt der Forschungsarbeit, so ergab sich für den 
Bereich der Musik- und Kompositionsgeschichte 
schließlich eine Fokussierung auf Fragen von Tech-
nik(en), musikalischer Autonomie und politisch enga-
gierter Kunst, die je aus staatlicher Sicht und komposi-
torischer Perspektive behandelt werden. 
Die in der Dissertation untersuchten Werke begrün-

den sich in der Auswahl auf dem Interesse an komposi-
torischen Innovationen, die im Verhältnis zur Kulturpo-
litik betrachtet werden sollen. Versteht man Innovation 
als individuelle, beabsichtigte und zielgerichtete Neu-
gestaltung von musikalischen Elementen im Rahmen 
eines bereits bestehenden Bestimmungszusammen-
hangs, so eignet sich der Begriff besonders gut für die 
Erschließung von Musik aus der DDR. Zu begreifen 
sind Innovationen in diesem Verständnis als Absicht, 
einen genaueren Bezug zu neu auftretenden oder ver-
änderten Problemanforderungen herzustellen. Die Ka-
tegorie der Neuheit an sich – wesentlich für mindestens 
eine Tendenz in der Nachkriegsmusikgeschichte der al-
ten Bundesrepublik – tritt damit zurück und die als in-
novativ beschreibbaren Techniken sowie der Umgang 
mit einer Gattungstradition oder neuartige Ensemblebe-
setzungen sind so auch in Relation zu den gesellschaft-
lichen Gegebenheiten zu setzen. Der Begriff beschreibt 
in dieser Definition erstens kompositorische Neuerun-
gen in ihrer Spezifik, verankert diese zweitens in ihrem 
Entstehungskontext (unter Berücksichtigung musikali-
scher und/ oder kunstpolitischer Entwicklungen) und 
ordnet sie drittens historisch-chronologisch ein. 
Begründet durch das Erkenntnisinteresse der Arbeit 

und den zugrunde gelegten Begriff von Innovation wer-
den solche Werke einer analysierenden Betrachtung un-
terzogen, die bzw. deren Komponisten punktuell oder 
generell in der Kritik durch staatliche Stellen standen. 
Die Analyse verfolgt dabei neben kompositorischen Ge-
sichtspunkten immer auch die zentrale Fragestellung des 
Forschungsansatzes zum Zusammenhang von Herr-
schaftssicherung und künstlerischer Innovation in autori-
tären und totalitären Gesellschaftssystemen. Das Einfor-
dern einer „sozialistisch-realistischen“ Musik auf der 
Basis konventioneller Gestaltungsformen ist dabei 
durchaus als eine Form der Kontrolle interpretierbar, 
während folglich Neuerungen in der Kunst von der Par-
tei- und Staatsführung als unkontrollierbar empfunden 

wurden. Zahlreiche Quellenbefunde zeigen, dass auch 
künstlerisches Engagement für Ideen des Sozialismus, 
insofern neuartige Mittel eingesetzt waren, als Bedro-
hung eingeschätzt wurden. So griff man Tilo Medeks 
nur für Sprechstimme und Schlaginstrumente mit unbe-
stimmter Tonhöhe quasi „sanglos“ vertontes „Dekret für 
den Frieden“ (1967) auf einer Verbandskonferenz als 
„beschämende Entgleisung“ an. Indem kritisierte Kom-
positionen in den Mittelpunkt gestellt werden, können 
die vielfältigen Zusammenhänge zwischen dem Herr-
schaftsanspruch der Partei, den gesellschaftlich-
(musik)politischen Gegebenheiten und den Werken 
selbst gezeigt und verstanden werden. 
Hinsichtlich der staatlichen Verfügungsmechanismen 

auf Kunst hat sich im Ergebnis deren deutliche Verschie-
bung herauskristallisiert. Während ideologische Vorga-
ben, ästhetische Normierung und die offene (in den Quel-
len nachweisbare) Kritik an Künstlern maßgeblich für die 
Kunstpolitik der sechziger Jahre sind, ist dies endgültig in 
den achtziger Jahren im Musikbereich kaum mehr aus den 
Quellen festzustellen. Daraus ist freilich nicht zu schlie-
ßen, dass es keine Behinderungen und Verbote mehr gab, 
sondern vielmehr, dass diese nun weitaus subtilere For-
men angenommen hatten. Weigerte sich etwa ein Veran-
stalter trotz anders lautender Zusagen, für ein Ensemble 
die Haftungs- und Versicherungskosten des Leihinstru-
mentariums zu übernehmen, so verband sich damit das 
Kalkül, damit eine Absage des Konzerts bewirken zu 
können (was im hier angesprochenen Fall aber nicht ein-
trat, da die Musiker privat hafteten, obwohl dies im Scha-
densfall sicher ihren Bankrott bedeutet hätte). Mit ähnli-
chen Intentionen war wohl auch das Ankündigen eines 
Konzertes als bereits ausverkauft behaftet (was nicht den 
Tatsachen entsprach). Dies sollte offenbar dazu dienen, 
den im Programm geplanten Werken keinerlei Öffentlich-
keit und Außenwirkung zu ermöglichen. Dem methodi-
schen Problem, hier entsprechend dem Forschungsinteres-
se der Arbeit einzelne Werke, die in der Kritik standen, 
nachzuweisen und zu analysieren, wurde damit begegnet, 
dass für die achtziger Jahre Werke von drei Komponisten 
in den Mittelpunkt gestellt wurden, die aufgrund von 
Wehrdienstverweigerung, höchst konträrer individueller 
Musikästhetik und/ oder der Weigerung, in den Kompo-
nistenverband einzutreten, einen prinzipiellen Außensei-
terstatus im Musikleben der DDR besaßen (der auch 
durch Aktenfunde gut belegt ist). 
Die Musikgeschichte der DDR weist, wohl bedingt 

durch den langwierigen und komplizierten Durchset-
zungsprozess der zweiten Generation – letztlich nur ei-
nen einmaligen Generationswechsel auf, der bereits in 
den siebziger Jahren vollzogen war. Das Auftreten jün-
gerer Komponisten in den achtziger Jahren führte – im 
Unterschied zur mittleren Generation (deren Vertreter 
oftmals sogar die Lehrer der Jüngsten waren) – nicht zu 
deren vollständiger Etablierung. Folglich ist die enorme 
Präsenz einiger der vormals kritisierten Komponisten im 
Musikleben der späten DDR zu hinterfragen, zumal dies 
auch in ihrer publizistischen Vermittlung zu einer bis 
heute bestimmenden Sicht auf die DDR-Musikge-
schichte geführt hat.  
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VI. StipendiatInnenkolloquium  
der Stiftung zur  

Aufarbeitung der SED-Diktatur 

Beginn: Donnerstag, 9. März 2006, 18 Uhr 
Ende: Samstag, 11. März 2006, voraussichtlich gegen 16 Uhr 
Ort:  Haus der Demokratie, Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin (Robert-Havemann-Saal) 

Donnerstag, 9. März 2006 

18:00–21:00 Abendessen mit Mitgliedern des Vorstandes und des Fachbeirates Wissenschaft der Stiftung 
Aufarbeitung im Cafe des Hauses der Demokratie, „E. Malatesta“, Greifswalderstr. 4 

Freitag, 10. März 2006 

9:30–9:45 Begrüßung 
9:45–10:45 Claus Löser: Strategien der Verweigerung. Untersuchungen zum politisch-ästhetischen Gestus 

unangepasster filmischer Artikulationen im finalen Jahrzehnt des DDR-Sozialismus 
10:45–11:15 Kaffeepause 
11:15–12:00 Wir sind die „Neuen“ (1. Teil): Jörg Müller & die Haftbedingungen politischer Häftlinge sowie 

Marie-Luise Bartmuß & die Zwangsadoptionen von Dissidentenkindern 
12:00–13:00 Hedwig Richter: Fromme Lebenswelt und globaler Horizont in der SED-Diktatur: Die Herrnhu-

ter Brüdergemeine in der SBZ/DDR von 1945 bis 1975 
13:00–14:00 Mittagspause 
14:00–14:45 Wir sind die „Neuen“ (2. Teil): Kathleen Schröter & die grenzüberschreitende Kunst sowie Su-

sanne Muhle & die MfS-Entführungsfälle 
14:45–15:45 Christina Morina: Vermächtnis und Gedächtnis Stalingrad: Erinnerung, Aufarbeitung und Dar-

stellung des Krieges an der Ostfront in der politischen Kultur in Deutschland 1943-2003 
15:45–16:15 Kaffeepause 
16:15–17:15 Michael Heinz: Entwicklung der Landwirtschaft und des ländlichen Lebens Mitte der 1960er 

Jahre bis Anfang der 1980er Jahre in den drei Nordbezirken der DDR 
17:30–19:00 Abendessen 
19:00–20:30 History sells? Zeitgeschichte und Medien. Einblicke gewährt: Sven Felix Kellerhoff, „Die Welt“ 

Samstag, 11. März 2006 

9:30–10:30 Rafał Rogulski: Die Öffnung der „Freundschaftsgrenze“ - Motive, Verlauf und Folgen der Ein-
führung des pass- und visafreien Grenzverkehrs zwischen Polen und der DDR (1972-1980) 

10:30–11:00 Kaffeepause 
11:00–11:45 Wir sind die Neuen (3. Teil): Maria Magdalena Verburg & die Dritte Welt in Ostdeutschland 

sowie Ralph Kaschka & die Deutsche Reichsbahn 
11:45–13:00 Mittagspause 
13:00–14:00 Juliane Schütterle: Zwischen Privileg und Anpassung. Arbeits- und Lebensbedingungen im Son-

derbetrieb Uranerzbergbau Wismut der DDR und die Rolle der Industriegewerkschaft im Spiegel 
der betrieblichen Sozialpolitik 1946-1989  

14:00–15:00 Tilmann Siebeneichner: Proletarischer Mythos und Realer Sozialismus. Die Kampfgruppen der 
Arbeiterklasse in der DDR 

15:00–16:00 Schlussbesprechung bei Kaffee und Keksen 
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